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			Einleitung

			Es war ein wolkiger Spätsommertag in Deutschlands Hauptstadt Berlin im Jahr 2015, als Bundeskanzlerin Angela Merkel die Räume der Bundespressekonferenz betrat und im Wissen um die polizeilichen und nachrichtendienstlichen Erkenntnisse, wonach wir am Höhepunkt einer Völkerwanderung ungeahnten Ausmaßes standen, den folgenschweren Satz „Wir schaffen das“ – mit Blick auf die Krisen in und die daraus mehrheitlich folgenden Absetzbewegungen aus Afghanistan, Syrien und Irak – äußerte. Merkel formulierte vor 10 Jahren mit diesem Satz eine plastische Kehrtwende ihrer bisherig als restriktiv verstandenen Migrations- und Asylpolitik, entschied offenkundig allein. Nicht nur zum Nachteil von Deutschland, sondern von ganz Europa. Seit 10 Jahren hängt diese Formel wie ein Damoklesschwert über Deutschland, Österreich und dem Rest des Kontinents, wurde zum Synonym für eine aus allen Rudern geratene Asylpolitik, eine noch nie dagewesene politische Hilflosigkeit, die in ein Multiorganversagen staatlicher Institutionen von Europas Nationen und in eklatante Gesetzesbrüche durch die politischen Verantwortungsträger selbst mündete.

			Erst im Jahr 2025, wenige Monate vor dem zehnjährigen Jubiläum des polittraumatischen Tages, verteidigte Merkel diesen Satz und meinte, dass sie ja nicht „Ich schaffe es“ gesagt hatte, sondern das kollektive deutsche WIR damit gemeint hatte. Was sie verschwieg, war die Tatsache, dass aus dem vorgeblichen unbeholfenen Satz der Pastorentochter im Berliner Kanzleramt nicht nur ihr Deutschland, sondern unser ganzes Europa litt, heute noch leidet. Sie hat sich zu diesem verhängnisvollen Satz und einer gänzlichen Kehrtwende der Asylpolitik aufgeschwungen und wir büßen bis heute dafür.

			Der absehbare Untergang Europas begann natürlich viel früher, exakt fünf Jahre zuvor wurde er in Washington, Brüssel und Berlin besiegelt. Es war der Startschuss zum sogenannten Arabischen Frühling, der Revolution gegen die einstigen Despoten des Nahen Ostens, angetrieben durch das westliche Moral- und Demokratieverständnis. Einmal mehr zeigte sich der westliche Missionsgeist, man glaubte, die Despoten und Diktatoren mit der Waffe zu vertreiben, und war überrascht, dass man den Teufel mit dem darauf wiederkehrenden Islamismus austrieb. Irak, Afghanistan, Libyen, Tunesien und Syrien wurden so in den darauffolgenden Jahren in unterschiedlichen Etappen der Destabilisierung, der Gewalt auf den Straßen, dem Terror und einem Krieg gegen das eigene Volk ausgeliefert. Dass die USA und Europa, Hand in Hand, die unberechenbaren Islamisten gegen die mehr oder weniger berechenbaren Diktatoren unterstützten, störte das moralische Empfinden einer moralisch abgewirtschafteten Elite des Westens kaum. Die USA waren immer bekannt dafür, auf das falsche Pferd zu setzen. An diese Strategie musste bekanntlich auch der Schah von Persien glauben. Die Perser werden aufgrund der unglaublichen Unterstützung der USA mit den Segnungen der iranischen Revolution der Ayatollahs bis heute regelrecht überschüttet, zwangsbeglückt. Im selben Stile war Europa vorne dabei, die Autokraten zu beseitigen und europäische Werte bis an den Hindukusch gewaltsam zu verordnen. Nur wie so oft, es gelang nicht. Im Gegenteil. Die Folge war die absolute Rechtlosigkeit, also die Abwesenheit jeglicher Regeln in diesen Ländern, und eine bis heute andauernde Fluchtbewegung ungeahnten Ausmaßes Richtung Europa. Auch Tino Chrupalla, der deutsche AfD-Chef und Fraktionsvorsitzende, kommt im exklusiven Interview für dieses Buch zum selben Schluss: „Die Migration aus Syrien, dem Irak, aus Nordafrika usw. nach Europa hatte sicher mehrere Gründe. Ein gern vergessener, aber wichtiger Grund ist, dass viele dieser Länder Schlachtfelder geworden sind, auf denen der Werte-Westen kräftig mitgemischt hat, und das keineswegs zum Wohl von Land und Leuten. Dass diese Leute aus solchen Krisenregionen dann aber nach Europa, vor allem nach Deutschland kamen, das hat in erster Linie ökonomische und politische Gründe. Das Lenken von Migrationsströmen hat auch etwas mit Geopolitik zu tun. Man kann aber auch gut verstehen, dass die Migranten sich in Deutschland ein Land voll Milch und Honig versprechen; Medien, NGOs und Politik haben solche Versprechungen ja auch zur Genüge transportiert.“

			Diese Völkerwanderung war bereits 2010 zu beobachten, nicht zuletzt auch deswegen, da Deutschlands politische Führung die Zuwanderungen aus dem Nahen Osten und Nordafrika mit einem Fachkräftezuzug in Verbindung brachte. Den Höhepunkt erreichte der Flüchtlingsstrom 2015/2016 und nochmals 2022. Nachdem in den Asyllagern muslimischer Staaten, mit denen die EU sogenannte Flüchtlingsdeals schloss, nach wie vor Millionen von Menschen auf Einlass nach Europa warten, wird sich diese Katastrophe noch mehrmals wiederholen. Nun kann man trefflich darüber streiten, ob zuerst die Henne oder das Ei da war. Also, ob zuerst die Millionen gekommen sind und Merkel nur mit der im Satz „Wir schaffen das“ angeordneten Aufweichung europäischer wie deutscher Gesetze bloß hilflos reagierte oder ob sie den Zuzug von Millionen unkontrollierter Zuwanderer erst damit auslöste. Zumindest wurde diese Politik Merkels bis heute, Jahre nach ihrem Abgang als Kanzlerin, trotz gegenteiliger Behauptungen und Wahlkampfversprechen ihrer einstigen Mitstreiter in den scheinkonservativen Parteien Europas nicht korrigiert. Ganz im Gegenteil, die Politik setzt sich fort unter wechselnden Kanzlern oder Ministerpräsidenten in verschiedensten europäischen Ländern.

			Klar ist, dass seit 2015 eine Zeitenwende stattfand und die Systeme in europäischen Ländern in sozial-, wirtschafts-, sicherheits-, demokratie-, bildungs- und gesellschaftspolitischer Hinsicht an ihre Grenzen gelangt sind. Der Satz „Wir schaffen das“ leitete diese vielfach medial zitierte gutmenschliche Willkommenskultur ein, die mit ikonischen Bildern von mit Blumen und Teddybären überhäuften Flüchtlingen auf Bahnhöfen in Deutschland und Österreich unterlegt war. Die Medien taten ihren Teil und unterstützten zumindest einige Jahre diesen Kurs, trugen dazu bei, dass Kritiker dieser zügellosen und unkontrollierten Völkerwanderung als reaktionäre Rassisten abgestempelt und in ihrer Meinung neutralisiert wurden. Es war zweifelsohne eine jener Diskussionen, wo man sich einem von nur zwei bestehenden Standpunkten schlicht nicht entziehen konnte, sich entscheiden musste. Die Bahnhofsklatscher waren die Guten, die Kritiker waren die Nazis.

			So einfach schwarz und weiß war die Welt, so schnell war der tiefe Graben zwischen den polarisierten Teilen einer an dieser Frage zerbrechenden Gesellschaft mit Hilfe der Politik und der Medien geschürft. Hat die im Jahr 2008 noch tobende Wirtschafts- und Finanzkrise vergleichsweise geringe Teile der Bevölkerung emotionalisiert, war 2015 der Bruch, der tiefe Riss, perfekt. Aus einer seit Jahrzehnten in größtmöglicher Harmonie lebenden Gesellschaft wurden zwei unerbittlich verfeindete Lager. „Wie hältst Du es mit den Flüchtlingen?“ war die Gretchenfrage, die ganze Familien entzweite. Es war die erste weitreichende, ja aggressive und spaltende politische Debatte seit Jahrzehnten auf europäischem Boden nach dem Niedergang des Eisernen Vorhanges. Mit der Corona-Krise und dem Ukraine-Krieg folgten weitere polarisierende Diskussion im selben Stile wie der Aufbau der Flüchtlingsdebatte. Die gesellschaftliche Spaltung wurde nicht überwunden, ganz im Gegenteil. Die gegensätzlichen Lager bleiben, solange die Probleme nicht geklärt sind, der Ausgleich unterschiedlicher Interessen nicht geschafft ist.

			Angela Merkel versucht, ihr Vermächtnis seit ihrem Rücktritt als Kanzlerin im Dezember 2021 selbst zu bestimmen, das ist durchaus legitim. Und jene, die ihr 2015, zumindest in ihrem engsten Umfeld, treu zur Seite standen, tun es auch noch immer. Um nichts in der historischen Rückschau der ersten weiblichen Kanzlerin Deutschlands wird mehr gerungen als um diesen entscheidenden Satz vom 31. August 2015. Das nunmehr vorliegende Buch beleuchtet die Vorgeschichte der von vielen Menschen als Katastrophe empfundenen Entwicklung ab 2015. Das Buch versucht, der Motivation von Merkels radikalem Kurswechsel auf den Grund zu gehen. War der Satz „Wir schaffen das“ aus der Hektik und Emotion dieser Tage kurzfristig entstanden oder war es politisches Kalkül, das Merkel antrieb? War es gar der Ausdruck einer ideologischen Motiviertheit, wie manche behaupten und zu belegen versuchen? Wie haben sich die letzten 10 Jahre auf unsere Sozialsysteme, auf unsere Wirtschaft ausgewirkt? Was ist mit der Identität unserer Länder passiert, wie haben sich die Städte und Metropolen des Kontinentes demografisch entwickelt? Ob Villach oder Aschaffenburg, ob München oder Magdeburg, ob Ann-Marie oder Mia – welche persönlichen Schicksale als eingepreiste Kollateralschäden wurden dieser Politik geopfert? Wer waren die Opfer ihrer Politik, welche Zukunft hätten sie gehabt und wer hat sie ihnen geraubt? Warum ist Ungarn einen gänzlich anderen Weg gegangen und wurde dafür heftig kritisiert? Wie wirkt sich die millionenfache Zuwanderung auf unsere künftigen Generationen aus, wenn man bedenkt, dass der Anteil von Schülern ohne nennenswerte Deutschkenntnisse in den Großstädten Österreichs oder Deutschlands bei ca. 50 Prozent liegt? Und wohin gehen unsere Länder in kultureller Hinsicht, wenn knapp 40 Prozent der Grund- und Mittelschüler der österreichischen Bundeshauptstadt Wien muslimischen Glaubens sind?

			Dazu habe ich Interviews mit bekannten und involvierten Persönlichkeiten, wie Tschechiens ehemaligem Staatspräsidenten Václav Klaus, dem ehemaligen Präsidenten des deutschen Verfassungsschutzes Hans-Georg Maaßen, Österreichs ehemaligem Innenminister Herbert Kickl oder AfD-Chef Tino Chrupalla geführt, deren Antworten ich in diesem Buch exklusiv präsentiere. Ich lasse aber auch Angehörige der Opfer von Angela Merkel, den Vater von Ann-Marie und die Mutter von Leonie, zu Wort kommen. Sie sollen die Geschichte ihrer Kinder erzählen, die ihre Leben lassen mussten, weil man im grenzenlosen Toleranzwahn sämtliche Regeln und damit das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit der Europäer brach. Alle äußern sich zu Merkels Entscheidung, urteilen hier zum Jahrestag der „Wir schaffen das“-Krise über ihr politisches Vermächtnis, über die Gegenwart, über die Zukunft eines sich selbst abschaffenden, ja sterbenden Kontinents. Dieses Buch ist eine Gegenschrift zur seit 10 Jahren vorherrschenden Verklärung von Angela Merkel, betrieben von ihr selbst, assistiert durch jene, die aus mangelndem Schuldbekenntnis weiter den Irrweg der Verteidigung von Europas Unterwanderung gehen.

			10 Jahre später stellen wir uns die Frage: Was haben wir geschafft? Und die Antwort ist: Wir haben uns abgeschafft!

		

		
			Merkels Werk – unser Untergang

		

		
			Die Ouvertüre zum Untergang

			Völkerwanderungen gab es immer. Die Mär vom sesshaften Menschen wird spätestens dann korrigiert, wenn wirtschaftliche, sicherheitspolitische, klimatische, gesellschaftliche oder soziale Überlegungen stärker als der Bezug zum geistigen, gesellschaftlichen Fundament in der ursprünglichen Heimat sind. Wenn die Not oder die Begehrlichkeit auf ein besseres Leben größer als die Verankerung im Heimatort ist. Der Begriff Völkerwanderung wird historisch für die Migrationsbewegung in der Spätantike in Europa gebraucht und ist wissenschaftlich klar abgegrenzt.

			In der politischen Debatte hat der Begriff „Völkerwanderung“ eine gänzlich neue Bedeutung bekommen. Die gegenwärtige Völkerwanderung findet nicht durch klar in Raum, Zeit und Ort definierte Maßstäbe statt, sie ist eine seit Jahrzehnten bestehende, teils latente, teils aufflammende Bewegung. Mit dem Zusammenbruch der ehemaligen Sowjetunion, dem Fall des Eisernen Vorhangs, der Balkankriege setzte sich vor mehr als drei Jahrzehnten eine massive Migrationsbewegung in Gang. Diese war größtenteils innereuropäisch, eine Migration von Menschen, die allesamt vom selben Kontinent stammen, größtenteils eine europäische Kultur, eine ähnliche Identität, eine gemeinsame Geschichte, eine mehr oder weniger einheitliche Religion und in vielen Belangen auch Traditionen desselben Ursprungs teilen.

			1992 wanderten mehr als 1,5 Millionen Menschen nach Deutschland ein. Eine gewaltige Zahl. Im Jahr 2015 kamen 2,15 Millionen Menschen nach Deutschland. Damit sehen wir den quantitativen Unterschied zwischen den 1990er-Jahren und der Entwicklung der letzten 10 Jahre. In den Jahren 2015 bis 2025 kamen insgesamt neun Millionen Menschen von anderen Kontinenten nach Europa. In den Jahren 1989 bis 1994 stieg der Anteil von Ausländern, also von Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft, von fünf auf sieben Prozent. 2023 lagen wir bei 15,2 Prozent. In den letzten 30 Jahren hat somit eine Verdreifachung des ausländischen Anteils an der Gesamtbevölkerung in Deutschland stattgefunden. Wenn man die Zahlen jener Menschen mit Migrationshintergrund, also Bürger, deren Elternteile oder sie selbst zugewandert sind, hernimmt, sehen diese Zahlen noch beeindruckender aus. Knapp ein Drittel, 29,7 Prozent, der in Deutschland im Jahr 2023 ansässigen Menschen haben Migrationshintergrund. Im Bereich der Grundschulen liegt der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund im gesamten deutschen Bundesgebiet bei weit über 40 Prozent. Also in den Metropolen und Hauptstädten bei 90 Prozent und am sogenannten flachen Land, in der Provinz, irgendwo zwischen Ober- und Niederbayern, bei wahrscheinlich 20 Prozent. Diese Kurve steigt exponentiell, doch niemand tut etwas dagegen. Faktum ist, dass Deutschland ab 1990 ein Einwanderungsland wurde, ohne dass das deutsche Volk mit dieser weitreichenden Entscheidung befasst wurde. Diese Entwicklung wurde politisch vorgegeben, medial kaum beachtet und fand schleichend statt. In den Jahren 1990 bis 2010 war der Anteil von Ausländern in Deutschland mit durchschnittlich sieben Prozent stabil. Allein in den letzten 10 Jahren bis 2015 verdoppelte sich dieser Anteil.

			Österreich darf da nicht hinterherhinken, wir waren schon immer bekannt dafür, im Gleichschritt mit Deutschland in den Untergang zu marschieren. In der Alpenrepublik steuert der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund im Jahr 2022 mit 26,4 Prozent ebenso zielsicher auf die 30-Prozent-Marke zu. Auch in Österreich bedeutet dies, dass in den Großstädten, wie Wien, Linz oder Graz, der Anteil von Ausländern und Menschen mit Migrationshintergrund weit höher liegt als im kleinstrukturierten ländlichen Raum. Ich frage nochmals, ohne Unterlass: Hat es jemals in einem der europäischen Staaten, wie Österreich oder Deutschland, eine Volksabstimmung gegeben, die in die Grundordnung oder die Verfassung dieser Nationen festschreiben lässt, dass es sich um klassische Einwanderungsländer handelt? Nein, das passierte und geschieht abseits des Wunsches eines Großteils der Bevölkerung. Bis 2015 fand es schleichend statt, ab 2015 wurde es für jedermann auch angesichts des überfallsartigen Anstieges spürbar.

			Die Arbeitslosenquote bei Menschen mit Migrationshintergrund oder Ausländern ist in Deutschland wie in Österreich doppelt und dreifach so hoch wie die Arbeitslosenquote der Menschen, die keinerlei Migrationshintergrund haben. Wir müssen daher feststellen, dass ein großer Teil der Zuwanderung der letzten Jahrzehnte eben nicht in ein in unseren Breiten gepflogenes Leistungssystem als Basis des solidarischen Sozialsystems stattfand, sondern direkt in Letzteres ohne nennenswerte Vorleistung. Der deutsche AfD-Chef Tino Chrupalla, dessen Partei sich seit zehn Jahren gegen diese Politik zur Wehr setzt, bringt ebenso die sozialpolitische Komponente der grenzenlosen Zuwanderung ins Spiel. Im Interview mit mir sagt er: „Worin liegt für uns alle eine moralische oder sonstige Verpflichtung, die halbe Welt in unserem Land aufzunehmen und auf Kosten unserer hart arbeitenden Bürger zum Teil üppig zu versorgen? Die Politik der Union und die der Sozialdemokraten, das war und ist die Politik der sogenannten Grünen und Linken. Diese Politik hat die Masseneinwanderung ins deutsche Sozialsystem zum Prinzip gemacht – eine Umverteilungspolitik gegen das eigene Volk, zulasten von Rentnern und Steuerzahlern, die den ganzen Wahnsinn finanzieren mussten und bis heute müssen. Diese Politik zerstört unser Land, sie belastet vor allem die Jugend und gefährdet deren Zukunft.“ Der mehrfach zitierte Peter Scholl-Latour sagte: „Wer halb Kalkutta aufnimmt, rettet nicht Kalkutta, sondern wird selbst Kalkutta.“ Wäre es doch nur Kalkutta geblieben, meinen heute Wohlmeinende mit Blick darauf, dass einzelne Viertel und Straßen in den Großstädten Europas dann doch eher Islamabad, Damaskus und Kabul gleichen.

			Die vorher genannten Zahlen und Fakten können natürlich Grundlagen für politisch motivierte Debatten, ja auch für rassistische Schlüsse daraus sein. Aber die Zahlen selbst sind nicht rassistisch, sondern geben einen mehrheitlich verschwiegenen, zumindest breit negierten Überblick über den demografischen Wandel jener Länder, in denen wir leben. Und wir sehen, wie rasant sich die Bevölkerungszusammensetzung und damit die Kultur und Identität dieser Länder, folglich der gesellschaftliche Zusammenhalt und damit die Lebensqualität ändern. Und in welche Richtung diese Länder nun gehen.

			Ich bin in Österreich geboren. Ein Teil meiner Familie stammt aus Österreich, aus dem heute in Polen liegenden Schlesien, aus Südtirol, aus Bayern und auch aus der Untersteiermark, die heute slowenisches Staatsgebiet ist. Meine eigene Familiengeschichte ist daher eine grenzüberschreitend mitteleuropäische. Sie ist eine Familiengeschichte, wie viele andere auch, die tief in dieser europäischen Kultur, in diesem christlichen Wertefundament verankert ist. Natürlich war es Schicksal, dass ich 1977 in diese Familie und eben nicht in Kabul, inmitten der politischen Unruhen einer sich anbahnenden kommunistischen Revolution, geboren wurde. Ob meine Geburt oder die meines fiktiven Kabuler Pendants mehr oder weniger Privileg war, kann man nicht sagen. Es ist eine höchstpersönliche Frage des Empfindens, es ist subjektiv. Mein Lebensrucksack, meine Sozialisierung, meine Sprache, meine Religion, meine Kultur, meine angelernte Tradition, meine als Charakter verstandene Mentalität sieht aber anders aus als jene des am selben Tag geborenen Mannes aus Kabul. Dieses Faktum ist grundsätzlich wertfrei zu betrachten. Hoch lebe die Diversität, oder? Und wenn ich auf Kabul, die Hauptstadt Afghanistans, blicke, dann sehe ich ein Land, das seit der Antike eine weitaus faszinierendere Hochkultur war als beispielsweise jenes kleine, mir vertraute und geliebte weststeirische Deutschlandsberg, in dem ich seit 1977 aufgewachsen bin und bis 1999 lebte. Deutschlandsberg hat auch seine große Geschichte, war auch bereits in der Jungsteinzeit besiedelt, doch selbst das Deutschlandsberg im 2. Jh. vor Christus war wohl kaum mit dem Kabul, dem wichtigen Handelsknotenpunkt der Antike, vergleichbar. So ist das eben. Jeder hat seine Herkunft und die hat eine individuelle Geschichte. Wir sind nicht gleich, warum man uns gleich machen will, verstehe ich nicht. Ich reise sehr viel. Ich liebe Italien, ich liebe Frankreich, ich fahre durch halb Europa, um europäische Kultur aus der Perspektive unterschiedlicher Nationen und ihrer Geschichte zu erleben, um die große geistige Klammer, die dieses Europa zusammenhält, zu verstehen. Ich liebe Rom, es ist mir wie eine zweite Heimat, dieser regelrechte steinerne Querschnitt europäischer Zivilisation. Und dennoch möchte ich nicht, dass aus Deutschlandsberg Rom wird.

			Alles hat seine eigene Geschichte, seine Herkunft, seinen eigenen Charakter und dementsprechend auch das Recht auf eine eigene, aus der Vergangenheit über die Gegenwart gewachsene Zukunft. Dieser These entsprechend haben auch die Österreicher, die Deutschen, die Italiener, die Kroaten, die Tschechen, die Slowaken, die Franzosen, die Briten, die Spanier, die Portugiesen und all die anderen wunderbaren, einzigartigen Nationen des Kontinents Europa ein Recht auf eine gewachsene Zukunft als geschlossene Volksgemeinschaft, als Bekenntnisgemeinschaft. Die Feststellung, dass es sich bei diesen Nationen um geschlossene Volksgemeinschaften handelt, schließt Zuwanderung nicht aus, wenn sie tatsächlich bereichernd sein sollte. Gegen eine gesellschaftliche Verbesserung wird sich kein Mensch stemmen, doch wenn Zuwanderung, wie in den letzten Jahrzehnten, hauptsächlich negative Folgen mit sich bringt, steht man dieser Entwicklung folglich mehrheitlich negativ gegenüber.

			Der bloße, exklusive ethnische Volksbegriff, den einige rückwärtsgewandte Ideologen gerne ins Treffen bringen, stimmt schlicht nicht. Ich verwehre mich auch gegen solche Diskussionen. Denn allein auf Deutschland bezogen, gibt es ganz eklatante Unterschiede zwischen einem im niederbayrischen Deggendorf geborenen Katholiken, einem klischeehaften Urbayern und einem auf der Insel Sylt geborenen Protestanten, dem norddeutschen Pendant. Das sind unterschiedliche Personen und dennoch sind sie Deutsche. Da herrschen unterschiedliche Mentalitäten, eine ähnliche, aber doch andere Sozialisierung vor. Die gemeinsame Geschichte Deutschlands, die gemeinsame Sprache, die verwandten Traditionen, eine ähnliche Identität, ein im allgemeinen Begriff Christentum definiertes Glaubensverständnis, derselbe Volksbegriff lassen zu, dass sich der Norddeutsche mit dem Bayern unter dem Dache der Bundesrepublik Deutschland als Deutscher wiederfindet. Und das, obwohl der Deggendorfer schon allein aus Mentalitätsgründen und der geografischen Nähe samt seinen Traditionen und seinem Kulturverständnis dem Oberösterreicher oder Salzburger viel näher als dem Sylter ist.

			Zuwanderung gab es immer und sie wird als bereichernd verstanden, wenn sie tatsächlich einen ideellen, einen geistigen Reichtum einbringt und nicht unter der ideologisch gewollten, politisch verordneten, der sakrosankten Dachmarke „Bereicherung“ eine Invasion von Menschen, die nur woanders leben wollen, aber niemals geistig ankommen, stattfindet.

			Reisen wir gemeinsam nach Sizilien. Die Einflüsse Griechenlands, die Zeiten arabischer Besiedlung, die Zeiten als Teil des Römischen Reiches und die Geschichte der Normannen sowie die nunmehr vergleichsweise kurze Zeit als Teil eines vereinten Italiens haben ihre Spuren hinterlassen. Und all diese Epochen finden sich heute in Sizilien, im Sizilianer, in der großartigen Kultur, in der Architektur, in den Traditionen, in den Bräuchen bis hin zur Kulinarik. Diese Besiedlungen, sie waren nicht immer friedlich, haben einen Landstrich geschaffen, ein Menschenbild kreiert, das für uns doch als Österreicher oder Deutscher so einzigartig und wiedererkennbar ist. Der Bewohner Siziliens, unabhängig seiner vielfältigen Herkunft, also der ursprünglichen Zugehörigkeit seiner Vorfahren, fühlt sich in erster Linie als stolzer Sizilianer und in zweiter Linie als Italiener. Der Sizilianer schützt seine Kultur, seine Identität, wenngleich sie auch ein Potpourri unterschiedlicher Ethnien, von den Griechen über die Araber bis hin zu den Römern und Normannen, ist. Was der Sizilianer nicht zulässt, ist eine Migration, die am Ende den Zusammenhalt auf dieser großen Insel des Mittelmeers, die große sinnstiftende Klammer, vernichtet, die Kultur einnimmt und zerstört. Da gehören Stolz und auch ein Überlebenswille als Gemeinschaft dazu, sein Land und die darin lebenden Menschen in Homogenität zu beschützen.

			Aber bleiben wir bei der sogenannten Bereicherung. Die Bereicherung, also der konkrete Nutzen für eine Gesellschaft, kann nach unbestechlichen Parametern festgestellt werden. Hat der Zuzug der Wirtschaft genutzt, wurde dadurch ein Wachstum erreicht? Hat der Zuzug zur Stabilisierung der Gesellschaft etwas beigetragen, wurden wir dadurch bessere, gebildetere, erfolgreichere Menschen? Konnten einzelne Bürger durch den Zuzug Anderer ihren Horizont erweitern, wurde die vorhandene Kultur im positiven Sinn angereichert? Hat sich die Lebensqualität der Menschen dadurch verbessert? Also hat die Gesellschaft absolut profitiert?

			Wenn man das mit einem eindeutigen Ja beantworten kann, spricht nichts gegen einen gezielten Zuzug von jenen, die „man“, also die Mehrheit der Bürger des Zielgebiets des Zuzugs, auch tatsächlich wollen und brauchen. Wenn aber eine Völkerwanderung unter dem Deckmantel des Asyls aus entfernten Zonen der Welt, bestehend aus kulturfremden, größtenteils unintegrierbaren, traumatisierten, ungebildeten, selbst in ihrer Ursprungsheimat kaum in der Kultur und Tradition verwurzelten Menschen, stattfindet, bekommen wir ein Problem. Wenn über diese Zuwanderer, die durch welches Leid auch immer einen Rucksack aggressiver Sozialisierung mit sich bringen, und über die Wünsche der Bevölkerung im Zielgebiet des Zuzugs hinweg entschieden wird, Migration aus politischen Gründen regelrecht „angeordnet“ wird, bekommen wir ein noch gewaltigeres Problem. Dann endet dieses Experiment in einer Katastrophe.

			Diese Erkenntnis entspringt keiner Raketenwissenschaft. Die am Höhepunkt des Zusammenbruchs des kommunistischen Ostens stattgefundene Zuwanderung war auch eine große Herausforderung. Aber eine, wo die Erfolgschance einer gelungenen Integration durch die Herkunft der Zuwanderer aus dem europäischen Kreis klar vorhersehbar, das Risiko einer Eskalation minimiert war. Da war Licht am Ende des Tunnels in einer für alle Beteiligten sicherlich schwierigen Zeit des Umbruchs. Die Kroaten waren dem mitteleuropäischen Raum immer verbunden, sie sind Teil davon. Bei den Serben hatten wir es mit großen christlichen Gemeinden zu tun, einer Gemeinschaft von Menschen, die zumindest von derselben oder wohl eher verwandten Richtung der Religiosität geprägt war und wo, wenngleich auch unterschiedlicher Mentalität, eine verwandte Identität feststellbar ist. Verwandt ist überhaupt ein gutes Stichwort in diesem Bezug. Es gibt verwandte Länder, verwandte Kulturen. Und mit denen tut man sich leichter als mit Abkömmlingen gänzlich fremder Länder und Kulturen. Das ist eine sogenannte Binsenweisheit, sie entspringt keiner Ideologie, sondern der Logik und Vernunft. Diese Logik sucht man aber in der Migrationsdebatte der letzten 10 Jahre vergeblich.

			Bleiben wir bei den verwandten Kulturen und Ländern. Auch mit den Italienern gab es kein Problem und der Austausch zwischen deutschen und österreichischen Staatsbürgern durch wechselseitige Zuwanderung ist bestenfalls statistisch, aber doch nicht gesellschaftlich bemerkbar. Wer ist in den Jahren 1989 bis 1994 nach Österreich und Deutschland gekommen? Flüchtlinge aus den Nachfolgestaaten des damals zusammenbrechenden Jugoslawiens. Italiener, Portugiesen, Griechen. Sogenannte Spätaussiedler aus dem heutigen Staatsgebiet Russlands, Rumäniens und Polens. Diese Zeit nachträglich zu idealisieren, wäre falsch. Friktionsfrei läuft ein solcher Prozess niemals ab. Es gab Probleme, nicht geringe. Die verschiedenen Völker Europas, ihre Entwicklungsgeschwindigkeiten über die Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg, ihr unterschiedliches Rechtsverständnis, eine teils andere Lebensauffassung waren zu überwinden. Aber es war schlussendlich, sagen wir einmal, verdaulich. Ein Großteil der zu uns Gekommenen hat sich integriert, die Sprache gelernt, ist wirtschaftlich und sozial eine Bereicherung und vollwertiger Bürger unserer Länder geworden. Und die gemeinsame jahrhundertelange Geschichte Österreichs unter dem Dach der Monarchie, die Klammer für so viele unterschiedliche Völker war, erleichterte diesen Prozess zumindest in Österreich.

			Es fand ein Zuzug in Europa und nicht nach Europa statt. Das ist der eklatante Unterschied zu den 20 Jahren später, wo ein klarer außerkontinentaler, kultur- und identitätsfremder Zuzug nach Europa einsetzte, Mentalitäten wie unterschiedliche Welten aufeinanderprallten und die Politik diesem nichts entgegensetzte, teils überrascht, in jedem Fall unvorbereitet war. Fünf Jahre vor dem Schicksalsjahr 2015 warnte bereits der deutsche SPD-Politiker Thilo Sarrazin in seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ vor der zügellosen Zuwanderungspolitik nach Europa. Einem gelernten Mathematiker gleich, er ist Ökonom, zeichnete er anhand von Statistiken und Hochrechnungen ein düsteres Bild über die Zukunft Deutschlands und des gesamten europäischen Kontinents. Obwohl sich dieses Buch nicht nur mit Migration, sondern auch mit dem deutschen Sozialsystem, mit der absehbaren Wirtschaftsentwicklung, mit der Bildungspolitik beschäftigte, schlugen die darin nüchtern dargestellten Zahlen über Zuwanderung und Demografie wie eine Bombe in die Herde der Schlafschafe ein. Oh, wie wurde er dafür verteufelt und von anderen geliebt. Er schrieb selbst in seinem Buch sinngemäß, dass er auf jede schnörkelhafte Sprache, das heißt jede politisch motivierte Übertreibung, verzichte, weil der Inhalt ohnedies „anstößig“ genug wäre.

			Dieses Buch schrieb er im September 2010. Heute, 15 Jahre danach, kann man feststellen, dass sich ein Großteil der düsteren Prophezeiungen bewahrheitet hat. Anlässlich seines 80. Geburtstages im Jahr 2025 meinte er, er habe die Entwicklung eher unterschätzt. Dies wäre sein einziger Fehler gewesen. Für die Wahrheit wurde er geschmäht, geächtet. In seiner Partei, der SPD, hatte er keine Zukunft mehr. Denn der Überbringer der schlechten Nachricht hat selten ein gutes Schicksal zu erwarten. Thilo Sarrazin wurde seiner ursprünglichen politischen Heimat beraubt. Wie so viele, deren konkretes Schicksal Sarrazin skizzierte und die im heutigen Deutschland ihre ursprüngliche Heimat nicht mehr sehen. Bei kritischen Geistern sind die roten Genossen eben strikter als bei ihren importierten Glückskindern, die mit dem Gesetz in Konflikt stehen.

			Ein anderer, politisch unverdächtiger Prophet wird heute, Jahre nach seinem Tod, nach wie vor für seine treffsicheren, unbequemen Analysen über all die Parteigrenzen hinweg respektiert. Das lag vor allem daran, dass es sich bei ihm um einen unnahbaren Staatsmann handelte, der von der Käseglocke seiner beeindruckenden und machtvollen Karriere vor allzu übler Diffamierung, vor allem aus seinem eigenen politischen Lager, geschützt wurde. In Deutschland kommt es eben nicht darauf an, was man sagt, sondern in erster Linie darauf an, wer es sagt. Helmut Schmidt, großer deutscher Kanzler der SPD von 1974 bis 1982, erkannte bereits in einem Interview für das Magazin Focus im Jahr 2005, dass man die „weitere Zuwanderung aus fremden Kulturen“ unterbinden müsse. Als Mittel gegen den Fachkräftemangel und die Überalterung käme Zuwanderung keinesfalls in Frage. Man schaffe dadurch nur ein zusätzliches Problem. „Sieben Millionen Ausländer in Deutschland sind eine fehlerhafte Entwicklung, für die die Politik verantwortlich ist“, so Schmidt. 2008 erweiterte er diese Kritik: „Wer die Zahlen der Moslems erhöhen will, nimmt eine zunehmende Gefährdung unseres inneren Friedens in Kauf.“ Im Interview mit der ARD im Jahr 2010 sagte der weit über die Grenzen Deutschlands hinaus anerkannte und beliebte Sozialdemokrat: „Religion ist nicht alleine ausschlaggebend, aber zum Beispiel in Ostanatolien, da spielt die Religion auf dem Dorf eine ganz große Rolle. Auch die Art und Weise, wie man in der Familie miteinander lebt, etwa die überragende Stellung des Vaters gegenüber seinen Kindern. Da werden die Töchter verheiratet gegen ihren Willen. Da muss die Ehefrau das tun, was der Mann will. Das ist eine andere Zivilisation.“ Er differenzierte, kontextualisierte und sprach sich nicht per se gegen Zuwanderung aus. Zuwanderung aus europäischen Ländern, wie Polen oder Österreich, sei kein Problem, befand er. Zuwanderung aus der Türkei, aus Afghanistan oder Kasachstan berge hingegen eine große Gefahr für die Gesellschaft. Das Problem seien nicht die „Gene, sondern die Erziehung“. War es eine glatt rassistische oder gar islamophobe und im heutigen Deutschland vom Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextrem“ einzustufende Ansicht, die den Altkanzler in TV-Studios und Redaktionen trieb, oder doch die große Sorge, dass ausgerechnet die gesellschaftlichen Errungenschaften der Sozialdemokratie über all die Jahrzehnte durch eine überbordende Zuwanderung zerstört werden?

			Faktum ist, für solche Aussagen geht man heute in Deutschland in Haft. Solidarität, Offenheit, Frauenrechte, Minderheitenrechte, Respekt vor der Geschichte, Kampf gegen Antisemitismus, Demokratie – für Helmut Schmidt waren das eben keine leeren Worthülsen, keine veräußerbaren Werte, die man im Basar der Politik gegen Anderes, Opportuneres eintauschen konnte. Diese Werte lebte er, sie waren Grundsatz, für ihn unverhandelbar und auf diesen baute er auch seine tagespolitischen Antworten. Er erkannte eben, welchen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, bildungspolitischen, sicherheitspolitischen, sozialen Sprengstoff eine überbordende Zuwanderung aus falschen Ländern mit sich brachte. Helmut Schmidt hatte für seine Thesen keine Repressalien mehr zu befürchten. Das lag aber nicht am Gesagten, sondern an der Tatsache, dass diese Worte von ihm, dem großen, unverdächtigen Sozialdemokraten, stammten.

			Da waren solche Standpunkte in den 1990er-Jahren schon herausfordernder, gefährlicher. Jörg Haider, Ikone der freiheitlichen Bewegungen Europas, kritisierte die sich für ihn bereits sehr früh abzeichnende zügellose Migrationspolitik scharf. Und zwar nicht aus der Bequemlichkeit eines ehemals mächtigen Bestandteils des politischen Establishments wie Schmidt heraus, sondern aus der Rolle des gebrandmarkten politischen Outlaws. In seinem 1993 im Ullstein Verlag erschienenen Buch „Die Freiheit, die ich meine“ äußerte sich Haider wie folgt: „Heimat ist keinesfalls nur ein Ort, eine Gegend oder eine Region. Heimat bedeutet vielmehr Vertrautheit im umfassenden Sinn, mit der Landschaft, mit den Sitten und Gebräuchen und der Kultur, mit der Geschichte und Sprache. Heimat wird nicht nur ererbt, man muss sie sich auch seelisch und geistig erwerben. Die bloße Anwesenheit in einer Gegend macht diese noch nicht zur Heimat.“ Diesem Heimatbegriff, diesem von ihm propagierten Recht auf Heimat stellte er in diesem Buch die „multikulturelle Gesellschaft“ gegenüber. Über diese schreibt Haider: „Staatliche Ordnung beruht auf einem Minimalkonsens der Werte. Dieser ist dann in Gefahr, wenn unvereinbare Normen in zu engem Rahmen aufeinandertreffen. Hier liegt auch das zentrale Problem der multikulturellen Gesellschaft. Am deutlichsten wird dieses, je unterschiedlicher die Kulturen und Wertevorstellungen sind, die aufeinandertreffen. In vielen europäischen Metropolen wird dies in der Frage der Zuwanderer islamischen Glaubens spürbar.“ Und weiter schreibt er: „Hier wird eines der Grundprobleme der multikulturellen Gesellschaft offenbar. Nicht die Einwanderer integrieren sich in der Gesellschaft und Kultur, die sie hier vorfinden, sondern sie erwarten von den Einheimischen, dass diese sich den neuen Sitten und Gebräuchen anpassen. Integration und Assimilation sind eben nicht die Ziele einer multikulturellen Gesellschaft.“ Und im Gegensatz zu Helmut Schmidt, der ein gut gelittener Gast der TV-Studios war, wurde Haider dafür verschmäht, diffamiert und verleumdet.

			Seit mehr als 32 Jahren bewegt uns dieses Migrationsthema. Und was Haider im Jahr 1993 gegen den massiven Widerstand der Scheinkonservativen wie Sozialdemokraten sagte, was ihm Massendemonstrationen in Wien gegen ihn bescherte, Titelseiten von internationalen Medien, die ihn mit Hitler verglichen, Österreich im Jahr 2000 mit der Regierungsbeteiligung Haiders Sanktionen der EU bescherte, sprach Angela Merkel 2004 unter dem Jubel ihres heuchlerischen Parteivolkes ungestraft aus: „Die multikulturelle Agenda ist gescheitert“, meinte tatsächlich Merkel. Ja, sie hat dies höchstpersönlich gesagt. Auch für diese Worte wäre sie ein klarer Fall für den deutschen Verfassungsschutz, als Schnüffelinstitution der Gegenwart. Nur hat die Gute selbst aus dieser Erkenntnis nichts gelernt, diese auch politisch nicht gelegt, diesen zentralen Kern ihrer anfänglichen, die Wähler lockenden Regierungspolitik rasch über Bord geworfen. Spätestens 2010, unter derselben Angela Merkel, setzte ein großer Quantensprung in der Zuwanderungspolitik ein. Ab diesem Zeitpunkt war offenbar jedem alles egal. Und die Gründe sind relativ klar dafür. Die Politik, wonach Zuwanderung das alleinige Allheilmittel für Wirtschaftswachstum und damit Wohlstand, den Ausgleich des Sozialsystems wäre, wurde niemals korrigiert, es wurde nicht einmal versucht. Deutschland und Österreich sowie europäische Länder haben sich entgegen europäischen Anforderungen dazu entschieden, Sozialleistungen bis hin zur Vergabe von Sozialwohnungen auch jenen Personengruppen zur Verfügung zu stellen, die von außerhalb der Europäischen Union auf den Kontinent kamen. Europa galt als wirtschaftlich, sozialpolitisch und sicherheitspolitisch stabil. Nicht zuletzt gab es daher bereits über Jahre eine schleichende Zuwanderung aus kulturfremden Regionen, die als Anker für den weiteren, weitaus größeren Zuzug später dienten. Darauf komme ich in diesem Buch noch ausführlich zu sprechen.

			Was waren die Auslöser für jene Situation, die uns de facto seit 2010 zum gefühlt größten Einwanderungskontinent der Welt und Österreich wie Deutschland zu den gefühlt am stärksten belasteten Einwanderungsländern Europas machte? Es war der seit 2011 begonnene Bürgerkrieg in Syrien, als Folge des sogenannten Arabischen Frühlings. Dieser Arabische Frühling wurde durch die USA und Europa gewollt, massiv unterstützt, im Hintergrund betrieben, mit westlichem Steuergeld finanziert und entwickelte sich, wie nicht anders zu erwarten, zum nicht mehr löschbaren Flächenbrand, der bis heute lodert. Die Euphorie am Beginn war groß, wie bei jeder Revolution, wo sich das Volk eine Besserung seiner Lebensumstände herbeisehnt. Dass der Nahe Osten ein Pulverfass war, dass Libyen, Syrien, Ägypten oder Tunesien sich – höflich ausgedrückt – suboptimalen Regierungsformen unterwarfen, ist nicht zu bestreiten. Es waren Diktaturen, wie übrigens der Hauptteil der Länder, die mehrheitlich muslimisch geprägt sind, Diktaturen, absolute Monarchien und Gottesstaaten sind. Von Militärinterventionen der NATO gegenüber Saudi-Arabien, wo die Menschenrechtssituation gegenwärtig jener Tunesiens im Jahr 2011 gleicht, hört man nichts. Die gibt es nicht, da halten sich Menschenrechtsvertreter, moralisch bewegte Politiker, Medien und die Wirtschaft vornehm zurück. Denn wir im Westen entscheiden nach ökonomischen Gründen, ob wir die Exportgüter „Moral, Menschenrechte und Demokratie“ unter die bis dahin mit den Werten Europas noch nicht gesegnete und beglückte Menschheit bringen.

			Auch das ist die Heuchelei, die wir uns zu eigen gemacht haben und darauf noch stolz sind. Blutigen Diktatorenhänden geben wir gerne die Hände, wenn die Rechnung passt. Wer ein guter oder schlechter Diktator ist, entscheidet ausschließlich die Handelsbilanz. Europa war sich, was Libyen, Syrien, Ägypten und Tunesien betrifft, rasch einig. Die Despoten müssen weg, lautete der Schlachtruf. Zwar hat man Jahrzehnte mit ihnen gute Geschäfte gemacht, sie hofiert, aber irgendwann war es halt an der Zeit, für einen Umsturz zu sorgen. Ich korrigiere mich, die USA waren sich rasch einig und die EU vollzog via der in der NATO versammelten europäischen Länder einmal mehr den Kurs der US-Außenpolitik, für Umstürze zu sorgen.

			Heute, 14 Jahre später, will wieder keiner dabei gewesen sein. Keiner war beim Arabischen Frühling, niemand propagierte dafür. Denn das Ergebnis lässt sich nicht als Erfolg verkaufen: Libyen ist als Staat, als Europa vor Flüchtlingsströmen schützender Pufferstaat Nordafrikas, von der Landkarte radiert, es regieren einzelne Stämme und Rebellengruppen. Von einem funktionierenden Staatengefüge, auf welchem politischen System auch immer aufgebaut, ist keine Rede mehr. Es regiert die Selbstjustiz. Man hat das Land sich selbst überlassen. Zuerst hat man gezündelt und, als das Feuer unkontrollierbar war, zog man mit den Feuerlöschern ab. In punkto Syrien war man sich rasch klar, dass das Regime Assad weichen muss, der Demokratie in einer Region, die niemals Demokratie kannte, zum Durchbruch verholfen werden muss. Heute regieren in Damaskus die Islamisten, die Terroristen. Welchen epochalen Vorteil wir als westliche Welt daraus ziehen können, dass man den Diktator durch islamistische Terroristen ersetzte, bleibt schleierhaft. Die EU, die gegen das Regime Assad noch tapfer EU-Sanktionen verhängte, hat diese gegen das Islamistenregime im Mai 2025 aufgehoben. Wer ein Verbrecher ist, bestimmt eben nicht das Gesetz, sondern Brüssel.

			In der Zeit zwischen 2010 und 2025 kam aber wegen der auch vom Westen mitbetriebenen Destabilisierung Syriens eine erkleckliche Anzahl von Syrern nach Europa. Wir beteiligen uns an Kriegen, die nicht zu gewinnen sind, finanzieren diese, fackeln bisher bestehende staatliche, wenngleich auch autokratische Systeme ab, hinterlassen das Land in Schutt und Asche, ziehen uns geprügelt zurück und erben die Flüchtlinge dieser Katastrophe. Dann werden wir zur Kasse gebeten und müssen mit westlichem Steuergeld den Aufbau betreiben, damit in den von Rebellen zusammengeschossenen Diktatoren-Palästen die neuen Staatsführer, diesmal Islamisten, einziehen können und das Volk unterdrücken. Als kleines Dankeschön kaufen sie bei uns wieder jene Waffen, mit denen ihre Vorgänger den Krieg gegen die westlichen Intervenienten verloren haben. So lässt sich westliche Interventionspolitik Made by USA mit der Hilfe der EU als Schoßhund der Vereinigten Staaten benennen.

			In Syrien gab sich überhaupt alles die Klinke in die Hand, was militärisch Rang und Namen hat. Syriens Ende war ein Gemeinschaftsprodukt des Irans, der libanesischen Hisbollah, Russlands, der USA. Da haben sich alle Vorzeigenationen zum Hochfest der Friedenstauben getroffen. Abgefackelt wurde, als gäbe es kein Morgen mehr. Die westliche Allianz unter der Führung der USA bestand aus Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien, Polen, Dänemark, der Türkei, Australien, den Niederlanden, Belgien und Kanada. Das vorgebliche Ziel war der Krieg gegen den Islamischen Staat. In weiterer Folge wurde auch alles unternommen, Assad vom ererbten Familienthron in Damaskus zu stürzen. Vielleicht empfinden die Angehörigen des Regimes Assad Genugtuung, wenn sie resümieren, dass Frankreich, Deutschland, Italien und der Rest der kriegsgeilen europäischen Rasselbande im Gegenzug dafür die größten Flüchtlingsströme inklusive der ethnischen Konflikte nun inmitten Europas erbten.

			Und ein weiteres Kuriosum besonders blutiger Natur betrifft die Türkei, die den vorgeblichen Krieg gegen den IS gleich dazu benutzte, die im eigenen Land verhassten Kurden zu verfolgen. Das passte Erdoğan wunderbar ins Konzept. Der Friedensfürst am Bosporus, der treu an der Seite des Westens den Islamischen Staat bekämpft und die Kurden ausbombt. Die Türkei kann man überhaupt als Gewinner betrachten. Sie hält in ihren Lagern jene gesammelten Flüchtlinge zusammen, mit denen sie im Wege des von Merkels Ideengeber Gerald Knaus kreierten EU-Türkei-Deals die EU erpresst.

			Ein besonderer Fall betrifft auch Ägypten. Husni Mubarak, der ewig regierende Pharao von Kairo, musste auch weg. Auch hier hatten sowohl die USA als auch die EU ihre Finger mit im Spiel. Also wurde Mubarak unter dem Gejohle des Volkes geopfert, europäische Medien berichteten von der Siegesstimmung in den Straßen von Kairo. Ich erinnere mich an die Aufritte des Korrespondenten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks Österreichs, dem ORF, in Ägypten, wie er mit regelrechten Freudentränen in den Augen und bebender Stimme über die Geschehnisse rund um den Niedergang des Despoten berichtete. Schon damals beschlich mich der Gedanke, dass diese Euphorie nicht lange hält. Man tauscht eben mit dem Bettler Stecken. Statt des Despoten, der sich selbst bereicherte, das Volk unterdrückte, aber zumindest ein funktionierendes System garantierte, kamen die neuen Vertreter des Arabischen Frühlings, hinter denen sich die Freunde des Islamischen Staates und andere terroristische Vereinigungen im Namen des Islam verbergen. In Ägypten wurde ein noch weitreichenderer, folgenschwerer Fehler begangen als in den übrigen Staaten. Ägypten, viel eher Husni Mubarak, war bekannt dafür, dass er sich trotz aller feindseliger Rhetorik nach Tel Aviv und Jerusalem einen tragfähigen Draht über all die Krisen aufrechterhielt. Und wenn es in der Region wieder einmal krachte, die Hamas die Israelis terrorisierten und die Israelis sich ihrerseits an den Palästinensern revanchierten, war es das Regime Mubarak, das im Hintergrund für Entspannung sorgte. Dieses Korrektiv zwischen islamischer und jüdischer Welt gibt es mit dem Sturz von Mubarak nicht mehr.

			Als der ägyptische Herrscher 2011 gestürzt wurde, war die Sorge in der jüdischen Welt vor einer weiteren Islamisierung groß. Ein israelischer Abgeordneter wurde vom Online-Medium Ynetnews.com befragt. Er zitierte aus einem zuvor stattgefundenen Telefonat mit Mubarak. Dieser solle laut dem Abgeordneten Folgendes gesagt haben: „Sie mögen über Demokratie reden, wissen aber nicht, wovon sie sprechen. Das Ergebnis werden Extremismus und radikaler Islam sein.“ Seit Oktober 2023 tobt ein verheerender Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern, ausgelöst durch einen in seiner Dimension einzigartigen Anschlag der Hamas. Ich prophezeie, dass dieser Konflikt längst ein Ende gefunden hätte, wenn man durch die vom Westen unterstützten Revolten im Nahen Osten nicht ausgerechnet jene gewalttätig beseitigt hätte, die als „Verbindungsleute“ zwischen den Welten galten. Man kann daher durchaus sagen, dass dieser Arabische Frühling für eine Kettenreaktion von gewalttätigen Konflikten in einer Region verantwortlich ist, in der die Außenpolitik ohnedies einem sensiblen Mikadospiel gleicht.

			Bei den vielfältigen Vorboten, die den Flüchtlingsstrom auf Europa auslösten, dürfen wir die „never ending Story“ Afghanistan nicht vergessen. Dieses Land beschäftigt uns bald ein ganzes Jahrhundert. Es ist nicht so, dass Afghanistan immer eine zivilisatorische Wüste wie heute war. Wie viele andere Länder dieser Region gab es unter dem seit 1933 herrschenden Schah Mohammed Zahir ein aufgeklärtes, in Richtung Demokratie gehendes Staatssystem. Das Frauenwahlrecht, die Pressefreiheit und ein demokratisches Zwei-Kammern-Parlament wurden etabliert. Das ging so lange gut, als in diesem Fall die Kommunisten, die Sowjetunion, zu zündeln begannen und man seit 1973 konsequent die Geschichte um Jahrhunderte zurückschreibt, zurückbombt wohl eher. Wo der rote Bär Moskaus intervenierte, waren die USA nicht weit weg. Und so unterstützten die USA die Rebellen gegen das moskautreue Regime in Afghanistan. Das Land wurde im Kalten Krieg sowohl von den USA als auch von der Sowjetunion missbraucht, auf dessen Staatsgebiet fand ein Stellvertreterkrieg zwischen Ost und West statt. In der Konsequenz hatte dies zur Folge, dass seit den 1990er-Jahren de facto Islamisten in unterschiedlicher Gestalt am Ruder sind und Afghanistan mit der einstigen Hochkultur so gar nichts mehr gemein hat. Ausgerechnet die USA profitierten von den Taliban, die die Kommunisten aus Afghanistan verjagten, was damit quittiert wurde, dass die USA ihrerseits seit dem 11. September 2001 einen Krieg gegen die Taliban führten, an dem sich die Lakaien der USA wie Deutschland brav beteiligten, um dann zu flüchten und erst recht das gesamte Land den Taliban wieder zu übergeben. Milliarden von Steuergeld für Waffen, Kriegseinsätze, Tote, wohin man schaut, ein armes, um seine Rechte beraubtes Volk später haben die USA und damit Deutschland alles verloren, aber wurde zumindest Deutschland mit jenen Afghanen reich beschenkt, die man selbst in Afghanistan größtenteils nicht haben will.

			Deutschland hat sich am Krieg in Afghanistan beteiligt. In Erinnerung geblieben sind die Särge mit der schwarz-rotgoldenen Bahrdecke, die an den Flughäfen Deutschlands von trauernden Angehörigen in Empfang genommen wurden. Und immer wieder stellten sich politische Beobachter sowie die Kritiker Merkels als auch Friedensaktivisten dieselbe Frage: Was haben Deutsche am Hindukusch verloren? Dieses Projekt scheiterte, die Deutschen zogen genauso eilig aus Kabul ab wie die USA, die ihrerseits ein verlorenes Land verließen, das binnen weniger Tage von den Taliban überrannt wurde. Der Krieg des Westens in Afghanistan, die Beteiligung europäischer Länder daran führten unweigerlich zu einer Fluchtbewegung in Richtung Europa.

			Übrigens war auch die Militärintervention im Irak von keinem großen Erfolg der USA und seiner westlichen Alliierten gekrönt. Saddam Hussein wurde hingerichtet, mit ihm auch das Funktionieren des staatlichen, wenngleich autoritären, Systems beseitigt. Um nicht falsch verstanden zu werden: Hussein war ein Verbrecher, ein Diktator. Aber selbst diese unmenschliche Diktatur gab dem Irak mehr Stabilität und damit der Welt mehr Sicherheit als das gegenwärtige Land, das de facto von islamistischen Terroristen tyrannisiert wird. Aus dem Irak sind Millionen von Menschen geflohen, ein Großteil derer in die Europäische Union.

			All diese Umstürze, an denen die USA und ihre Verbündeten einen gehörigen Anteil hatten, haben diese Länder im Chaos hinterlassen und Europa Flüchtlinge gebracht. Bemerkenswert ist, dass Europa immer in die saure Gurke beißt, währenddessen die Vereinigten Staaten kaum bzw. keinerlei Flüchtlinge aus jenen Ländern aufnimmt, die sie mit ihren Interventionen selbst destabilisiert haben. Als im Jahr 2015 Hunderttausende von Menschen die Grenzen der Europäischen Union und der einzelnen Mitgliedsstaaten überrannten, haben die USA gerade einmal einen Bruchteil von Asylanträgen aus Afghanistan, Syrien oder dem Irak angenommen. 2015 wurden in den USA 69.920 Asylgesuche gewährt, sehr großzügig. Allein im kleinen Österreich wurden im selben Zeitraum mehr als 88.340 Asylanträge gestellt. Deutschland gewährte im Jahr 2015 insgesamt 476.649 Menschen Asyl. Diese Zahlen belegen, dass sich die Fluchtbewegungen nicht nach Verursacherprinzip orientieren. Denn dann hätten ja die USA exklusiv jene aufnehmen müssen, die ihr Militär vertrieben hatte.

			Man sieht aber anhand der Asylpraktiken der USA, dass man es auch anders hätte machen können. Der Asylbegriff wird in den USA anders ausgelegt als in Europa, der Rechtsrahmen ist ein anderer. Herbert Kickl, heutiger FPÖ-Chef in Österreich, bestätigt dies in seiner Antwort auf mein Interview für dieses Buch: „Natürlich waren die kriegerischen Auseinandersetzungen in vielen der Herkunftsländer die unmittelbaren Auslöser für die großen Völkerwanderungen. Aber das bedeutet nicht, dass Österreich und andere europäische Länder dazu verpflichtet sind, diesen Menschen Asyl zu gewähren. Asyl bekommt nämlich nur der, der individuell aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen verfolgt wird. So bedrohlich ein Krieg für die betroffene Bevölkerung ist – er ist kein Asylgrund an sich. Dazu kommt noch, dass für die Aufnahme zunächst die Nachbarstaaten zuständig sind, sofern die Flüchtenden dort sicher sind. Die meisten, die ihr Land verlassen haben, sind auch dort untergekommen. Nach Europa haben es ja hauptsächlich diejenigen geschafft, die das Geld für Schlepper aufbringen konnten – und das mit dem Ziel, dass es ihnen wirtschaftlich bessergeht.“

			Kickl bringt damit jene Kritik auf den Punkt, die viele an der Migrationsbewegung seit 2015 haben. Denn ein Großteil derer, die kommen, wandern über sichere Drittstaaten in die Europäische Union ein. Und trotz dieser Tatsache, dass sie eben keine klassischen Flüchtlinge mehr sind, wird ihnen in den einzelnen Staaten Europas ein Asylverfahren garantiert. Hans-Georg Maaßen, ehemals oberster deutscher Verfassungsschützer, den ich für dieses Buch ebenfalls interviewte, macht zwei Gründe für diesen Zuzug nach Europa namhaft: „Zwei Hauptgründe waren ausschlaggebend: zum einen als sogenannter Push-Effekt die prekäre humanitäre und wirtschaftliche Lage der Flüchtlinge aus Syrien, die sich vorwiegend in Flüchtlingslagern des UNHCR in der Türkei aufhielten und an deren prekärer Situation Europa auch seinen Anteil hatte, weil keine ausreichenden Finanzmittel für diese Lager bereitgestellt wurden. Zum anderen waren es Pull-Effekte, die unsere Regierungen setzten, indem sie auf politischer Ebene erklärten, alle Ausländer, die einreisen wollen, werden aufgenommen, und zum anderen, indem man den Betroffenen, den Schleusergruppen und der Asylindustrie signalisierte, dass wir Deutsche die Massenzuwanderung großzügig finanzieren werden. Aus ökonomischer Sicht wären Menschen, die in relativer Armut leben, töricht, wenn sie ihre Dörfer im Mittleren Osten und in Afrika nicht verlassen würden, um in Deutschland und Europa Geld zu machen.“ Damit macht Maaßen die gesamte Katastrophe recht deutlich. Auch er sieht das Einsetzen der Flüchtlingswelle schon vor 2015. Weiters sagt er mir: „Die Migrationskrise zeichnete sich nach meiner Erinnerung bereits seit 2013 ab. 2014 war sie jedenfalls für die politisch Handelnden nicht mehr zu übersehen, sodass es hätte klar sein müssen, dass mit einem Mehr an Unterkünften für Asylbewerber, an Sachbearbeitern in Asylbehörden und Geld für die Versorgung das Problem nicht gelöst werden kann. Zu dem Zeitpunkt war den Beteiligten klar, dass nur mit einem Umstellen der Ampel von Grün wie ‚Einreise für alle‘ auf Rot wie ‚Einreisestopp‘ das Problem hätte geregelt werden können. Merkel war als Bundeskanzlerin natürlich fortlaufend über die Migrationslage und die Situation an den Grenzen informiert. Für die Unterrichtung sorgten die Bundespolizei und das Bundesinnenministerium, während ich als Verfassungsschutzpräsident über die Sicherheitslage das Kanzleramt unterrichtete.“ Es ist unbestritten, dass diese Fluchtbewegung nicht nur Ausdruck einer falschen Außenpolitik des Westens, der Destabilisierung Nordafrikas sowie des Nahen Ostens, sondern auch der europäischen Sozialpolitik mit all ihrer Anziehungskraft ist.

			Aber bleiben wir bei der Instabilität einer Region, die seit Jahren die Fluchtrouten anschwellen lässt. Zu der geopolitisch schwierigen Situation im Zuge von Revolten und Bürgerkriegen im Nahen Osten gesellen sich die Dauerkonfliktherde in Afrika. Sudan, Somalia, Südsudan, Nigeria und Eritrea sind verlässliche Absender von Hunderttausenden Menschen Richtung Europa. Afrika, der Nahe Osten, die arabische Welt sind die Hauptherkunftsgebiete jener, die in Europa im Wege des Asyls eine neue Zukunft suchen.

			Was ist Asyl? Asyl ist das Recht auf Flucht in jenes nächstgelegene Gebiet oder Land, wo keine Verfolgung droht. Jetzt blicken wir auf den Nahen Osten, auf den Irak, den Iran, Syrien oder Afghanistan. Saudi-Arabien böte sich doch an, die verfolgten Glaubensbrüder aus den muslimischen Nachbarstaaten zu versorgen. Tut es aber nicht, denn Saudi-Arabien kennt kein Asyl, der Staat hat die Genfer Flüchtlingskonvention nicht unterschrieben. Er zahlt sich mit Schutzgeld frei, aufnehmen tut er hingegen kaum wen. Mit Stand Dezember 2014 hielten sich gerade einmal 661 Asylwerber in Saudi-Arabien auf, in Katar 221 und in Kuweit 1.652. Ausgerechnet diese reichen arabischen Staaten, denen der Westen das Öl abkauft, damit die Scheichs im Dollar baden, die Waffengeschäfte mit den islamistischen Rebellen machen, um ihre Nachbarländer zu destabilisieren, verweigern sich, Humanität gegenüber jenen walten zu lassen, die ihnen von der Kultur, Tradition und vor allem von der Religion am nächsten sind. Der Begriff Solidarität dürfte im Islam ein Fremdwort sein, wie auch Barmherzigkeit oder Brüderlichkeit. Die eigenen muslimischen Nachbarstaaten nehmen die Flüchtlinge aus Syrien, Afghanistan, dem Irak und allen anderen Ländern nicht auf, zwingen aber Europa dazu, es zu tun. Und wir Europäer sind seit den 2000er-Jahren so dumm, es auch noch zu tun. Weil wir glauben, dass wir ausgerechnet aus diesen Staaten bequeme Facharbeiter für unsere Wirtschaftssysteme bekommen.

			Ein Facharbeiter, wie es der Namen schon sagt, bringt fachliche Qualifikation mit. Der in Europa benötigte Facharbeiter soll von seiner Qualifikation zumindest den hier ansässigen Arbeitnehmern qualitativ gleichgestellt, wenn nicht sogar besser qualifiziert sein. Dies ist zumindest bei einem Großteil der Ankömmlinge der letzten 25 Jahre zu bezweifeln. Die Geschichte vom international ausgezeichneten Herzchirurgen aus Kabul ist bestenfalls ein tatsächlicher Einzelfall, eine Ausnahme, die die Regel der hauptsächlich unqualifizierten Zuwanderung bestätigt. Außerdem ist das in Europa seit mehr als zwei Jahrzehnten eingeschlagene und von der Industrie forcierte Modell der Arbeitszuwanderung ja nichts anderes als ein international organisierter Sklavenhandel. Es ist dasselbe Modell, dem sich die dafür verschmähten USA bis vor einem Jahrhundert bedienten. Es ist, was es ist, Sklavenhandel. Moderner Sklavenhandel, unter dem Deckmantel der Humanität vollzogen. Unqualifizierte, abhängige, minder bezahlte Arbeitskräfte werden durch die Stabilität europäischer Länder und ihre Sozialleistungen in Hülle und Fülle gelockt. Die Kosten ihrer Weiterbildung sind bei Weitem nicht so hoch, wie wenn man einem Deutschen oder Österreicher ein anständiges Gehalt für dieselbe zu verrichtende Arbeit zahlen müsste. Das nimmt die Wirtschaft in Kauf. Die Unternehmen glauben zumindest, dass sie damit Erfolg haben. Haben sie aber nicht, nicht einmal in wirtschaftlicher Hinsicht. Die gesellschaftlichen Spannungen, die damit verbundenen Kosten für Bildung, für Sozialsystem, für Integration, für Sicherheit interessieren die Unternehmer nicht. Zumindest nur peripher, bis halt die jeweiligen Staatshaushalte zu kippen beginnen. Die Devise lautet fürs Erste: Hauptsache, man bekommt billige, leicht führbare, unkritische Arbeitskräfte, die das Wachstum ordentlich antreiben. Nur die Wirtschaft hat sich damit ins eigene Knie geschossen. Mit der zügellosen, unkontrollierten, kulturfremden Zuwanderung haben wir für immense innereuropäische Spannungen gesorgt, die einen Wirtschaftsstandort Europa im internationalen Vergleich destabilisieren und uninteressant machen. Das passiert, wenn man an kurzfristigen, aber nicht langfristigen Profit denkt. Das passiert, wenn die verantwortungsvolle soziale Marktwirtschaft durch den Turbokapitalismus abgelöst wird. Die Hauptherkunftsländer des als Facharbeiterzuzug deklarierten Asyltourismus sind eben nicht Länder auf hohem Bildungsniveau, sondern durch kriegerische Auseinandersetzung, Revolutionen, Rebellenaufständen, innere Konflikte entstellte und kaputte Länder, wie Bangladesch, Elfenbeinküste, Eritrea, Iran, Irak, Nigeria oder Syrien. Natürlich könnte man über das Bildungsniveau in diesen Ländern auch ein eigenes Buch schreiben. Aber fassen wir es zusammen: Diese Länder sind in den letzten Jahrzehnten nicht dafür bekannt gewesen, zu wissenschaftlichen Höchstleistungen zu neigen, einen wesentlichen Beitrag zum Fortschritt der Welt zu leisten, Bildung einem Großteil ihrer Bürger zukommen zu lassen. Diese Länder haben Bildungssysteme, die aber nur einem kleinen Teil des Volkes zur Verfügung stehen. Und dieser kleine Teil bleibt in seinem jeweiligen Land.

			Mit 2011 begann der massive Zuzug in die Länder der Europäischen Union über die Routen des Westbalkan, das östliche Mittelmeer, das westliche Mittelmeer und das zentrale Mittelmeer. Es konnte jedem bereits 2010 klar sein, wohin diese Entwicklung geht. Dennoch bereiteten sich weder die EU noch die Mitgliedsländer, wie Österreich oder Deutschland, auf diese absehbare Herausforderung vor. Man stolperte hinein, ist die wohlmeinende Analyse. Man wollte es so, ist jene These, die klaren und deutlichen Vorsatz erkennt. Merkel war seit 2005 Kanzlerin. Sie hatte Richtlinienkompetenz, sie wurde gewarnt, ihre Dienste lieferten konkrete Zahlen und rechneten den Wahnsinn hoch. Dennoch schlitterte sie unweigerlich in jene Situation, die sie mit dem Satz „Wir schaffen das“ vom 31. August 2015 noch verschärfte.

		

		
			Der 31. August 2015, Merkels Wende

			Die wenigstens wissen, dass nicht Angela Merkel den Satz „Wir schaffen das“ prominent in der politischen Debatte als Heilsversprechen oder als gänzliche Kapitulation vor der selbst verursachten orientierungslosen Politik implementiert hat. Es war ihr heute kaum mehr bekannter Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD), der am 22. August 2015, wenige Tage vor Merkels großem Auftritt vor der Bundespressekonferenz, erstmals „Wir schaffen das“ als kollektives Ziel der Deutschen zur Bewältigung der Flüchtlingswelle 2015 befehlsartig ausgab. Mit den heiligen Worten „Frieden, Menschlichkeit, Solidarität und Gerechtigkeit“ steckte Sigmar Gabriel die Stoßrichtung der deutschen Asylpolitik auch sprachlich fest. Im Umkehrschluss hieß dies, dass jeder, der nur leise Kritik an den Hunderttausenden hauptsächlich männlichen, vollbärtigen Flüchtlingen, also an dieser maskulinen Reisegruppe in Überzahl, übte, gegen Frieden, Menschlichkeit, Solidarität und Gerechtigkeit verstieß, somit kraft Wortes oder Gedankens aus dem Formenkreis der erhabenen, moralisch erhöhten, selbstgefälligen Humanisten automatisch exkommuniziert wird. So wurde mit absoluter Bestimmtheit erstmals festgelegt, dass jeder und jede dazu aufgefordert und gezwungen sind, den Strom der vermeintlich Hungernden und Leidenden aller Herren Länder freundlichst aufzunehmen, nichts zu hinterfragen oder zu kritisieren zu haben. Und so geschah es, dass die politische Debatte recht früh eine eindeutige Richtung einschlug, Abweichler durch die höchste Autorität des Staates und seiner Handlanger in den Medien gescholten wurden.

			Nachdem Deutschland zumindest bis 2015 nie in den Genuss einer seit den 1990er-Jahren schon in Österreich gepflogenen kritischen, offenen, bisweilen lauten, aber zumindest direkten und ehrlichen Diskussion durch den ab 1986 wirkenden Jörg Haider, den Eisbrecher der stromlinienförmigen Debattenkultur, kam, konnten seine Regierung und ihre medialen wie gesellschaftlichen Satelliten von kaum nennenswertem Widerstand ausgehen. Deutschlands Eliten konnten sich darauf verlassen, dass ihnen das Volk widerspruchslos folgte. Die AfD, als ernstzunehmender, politisch inkorrekter Mitbewerber, steckte damals noch in den Kinderschuhen, war von eurokritischen Professoren gegründet und versuchte, die Themenfelder ihrer politischen Bewegung erst für sich zu finden. Die Medien waren an der Seite dieser multikulturellen Ideologie wie die Meinungsmacher in Gesellschaft, Kunst, Kultur und Sport sowie die Grünen seit Bestehen, die Linken sowieso. In diesem anbrechenden Wettbewerb, wer nun der freundlichere, humanistischere, gastfreundlichere Politiker in Deutschland war, hatte Sigmar Gabriel wenigstens für ein paar Tage die Nase vorne. Und er konnte sich sicher sein, dass ihm dafür gefühlt 100 Prozent der Bürger applaudierten, wenn sie ihn nur gehört hätten. Aber wer gibt schon die Worte einer Mensch gewordenen Fußnote politischer Historie in Deutschland breit wieder? Wir können davon ausgehen, dass Gabriels moralischer Appell vom 22. August zumindest seitens des Presseteams von Kanzlerin Merkel mit Argusaugen beobachtet wurde. Koalitionsleben ist eben wie Mikadospielen, jede Bewegung wird im Spinnennetz des Politzirkus vom Mitbewerber registriert, beobachtet und entsprechend beantwortet.

			Man stelle sich diese heißen, spätsommerlichen Tage in Berlin vor. Eine Flüchtlingswelle rollt an, die Dienste warnen die Staatskanzleien seit Wochen vor einer anschwellenden Flüchtlingswelle über den Balkan. Griechenland, Serbien, das südöstliche Europa bis Österreich herauf waren betroffen. Das Chaos am Budapester Bahnhof füllte die Zeitungen, ebenso die einer regelrechten Invasion gleichenden Situation an der Grenze zu Österreich.

			Zudem ereignet sich am 27. August eine über die Grenzen Österreichs hinaus bekannt gewordene und breit diskutierte Tragödie im burgenländischen Parndorf und fokussierte die gesellschaftliche Debatte noch mehr in Richtung Migration. In einem Kühllastwagen, aus Ungarn kommend, wurden 71 Menschen aus Syrien, Afghanistan, Iran und Irak tot aufgefunden. Sie wurden Opfer von kriminellen Schleppern. Dieses Ereignis, diese menschliche Tragödie, war einschneidend und beherrschte die politische wie gesellschaftliche Diskussion über Wochen massiv. Die Bilder aus Parndorf gingen um die Welt und sie verfehlten ihr Ziel nicht. Was zuvor als abstrakte, weit entfernte und nicht emotionalisierende Tragödie nur am Rande wahrgenommen wurde, die Flüchtlingskrise, wurde uns mit den Leichensäcken am Autobahnrand in dramatischer Form vor der „eigenen Haustür“ vor Augen geführt. Die Bilder verfehlten ihre Wirkung nicht. Sie wurden auch landauf, landab gesendet und vervielfältigt.

			Es ist daher nur sehr schwer vorstellbar, dass man Deutschlands politischen Betrieb in diesen Tagen des August 2015 am linken Fuß erwischt hätte. Also brachten sich die jeweiligen Parteiführer in Stellung. Sigmar Gabriel schlug auf, „Wir schaffen das“ war geboren. Nachdem es sich aber bei Gabriel um den eher glücklosen Beiwagen von Angela Merkel, also den Mehrheitsbeschaffer der gefühlt Merkel'schen Alleinregierung handelte, nahm im medialen Betrieb eben niemand Notiz. Also begab sich Merkel wenige Tage später in die sommerliche Bundespressekonferenz. „Ich sage ganz einfach: Deutschland ist ein starkes Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge herangehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft – wir schaffen das! Wir schaffen das, und dort, wo uns etwas im Wege steht, muss es überwunden werden, muss daran gearbeitet werden. Der Bund wird alles in seiner Macht Stehende tun – zusammen mit den Ländern, zusammen mit den Kommunen –, um genau das durchzusetzen“, war ihr Beitrag, mit dem sie Sigmar Gabriel im Wettkampf um den beliebteren Parteichef übertrumpfen wollte. Dazu muss man wissen, dass Merkel bereits in den Jahren zuvor ihre Unionsparteien beständig vom bürgerlich-konservativen Spektrum des politischen Radius in das linksliberale, progressive Lager rückte. Ihr Ziel, so schien es, war, nachdem sie bereits den Mitte-Rechts-Bereich erfolgreich abdeckte und an dieser rechten Front keine ernstzunehmende Gefahr erwuchs, das linke Wählerspektrum zu inhalieren. Das lag ihr auch. Beobachter der damaligen Zeit kritisieren sie als Linke, die im Kostüm einer Konservativen auftrat.

			Im Herbst 2004, wohl im Hinblick auf die Bundestagswahl 2005, formulierte Merkel noch stramm das Mantra konservativen Denkens: In einer Rede vom 20. November 2004 sagte sie knallhart: „Die multikulturelle Gesellschaft ist gescheitert.“ Sie machte ihre Kritik dabei an den in Deutschland lebenden Muslimen, an einer von diesen ausgehenden mangelnden Integrationsbereitschaft fest. Und sie gehörte zu jenen konservativen Politikern Europas, die damals die Forderung nach dem Erhalt einer sogenannten „Leitkultur“ etablierten. Noch zu Beginn ihrer Kanzlerschaft wiederholte sie im selben Stile ihre Kritik an dieser sogenannten multikulturellen Agenda. Dann verließ sie von Jahr zu Jahr ihrer Regentschaft als Kanzlerin immer mehr den zuvor noch für breite Wählerschichten lockenden konservativen Weg und bewegte sich Richtung links, in Richtung Sozialdemokraten und Grüne.

			Man möge sich an das Jahr 2008 erinnern, wo Merkel in vorgeblicher Rettung Griechenlands den sozialdemokratischen Weg der europaweiten Schuldenpolitik einnahm. Diese damals aufgenommenen Schulden zur angeblichen Rettung der Eurozone sind bis in die Gegenwart ein fixer Bestandteil der finanzpolitischen Unbeweglichkeit einzelner Nationen. Eine wahre Konservative, wie beispielsweise die legendäre Premierministerin der Briten, Margaret Thatcher, wäre nie auf eine solch wahnwitzige Idee gekommen, den Kontinent bis zu den Ohren für ein abstraktes Projekt zu verpfänden. Zumal Merkel Schulden unter allen EU-Staaten vergemeinschaftlicht hat und ihr Tun ausschließlich systemrelevante Banken in Deutschland betraf und keineswegs die Griechen, die sie vorgab zu retten. Manche glauben, dass die Sozialisierung Merkels in der DDR eben ihre Spuren hinterlassen hatte, man hätte Merkel zwar aus der DDR entrissen, aber die DDR nicht aus Merkels Hirn. Wie auch immer. Merkel wollte eben die beliebtere, die humanere, die gastfreundlichere, die empathischere Deutsche im Kanzleramt sein.

			Dazu muss man wissen, dass Deutschlands Kanzler spätestens seit der Regentschaft des österreichischen Postkartenmalers Adolf Hitler zwischen 1933 und 1945 international schlecht angeschrieben waren. Die fürchterlichste Zeit deutscher Geschichte wirkt bis heute nach. Und jeder Kanzler Deutschlands wurde und wird im Rahmen von polarisierenden Debatten unweigerlich von seinen Kritikern mit dem politischen Ahnherrn der grausamsten Zeit deutscher Geschichte verglichen. Im Rahmen der sogenannten Griechenland-Rettung erging es Merkel nicht anders. Auf den Transparenten der Demonstrationen in Athen wurde Merkel als deutsche Kanzlerin in NS-Uniform karikiert. Also war die sogenannte Flüchtlingskrise ein willkommener Anlass, erstmals der gesamten Welt zu zeigen, dass am deutschen Wesen auch der Hindukusch genesen wird. So hob sich Merkel wohltuend vom bisherigen Klischee des blond wie blauäugigen, aber zumeist brutal dargestellten Deutschen ab.

			Merkels Spruch „Wir schaffen das“ verfehlte sein Ziel nicht. 2016 wurde sie für den als „heroischen Slogan“ bezeichneten Satz von einer österreichischen Holocaustüberlebenden im Rahmen einer Gedenkstunde für die Opfer des Nationalsozialismus im Bundestag gelobt. Das Antlitz des verhassten deutschen Kanzlers hat sich endlich gedreht. Wie bereits 2005, als der Deutsche Joseph Ratzinger Papst wurde und sich die BILD mit der Überschrift „Wir sind Papst“ in den wie Balsam auf geschundener deutscher Volksseele empfundenen Vergleich verstieg, lobte man nun Merkel als Vorstufe einer modernen Heiligen im Hosenanzug. Sie war geboren, die deutsche Heilige, die Retterin der Flüchtlinge, die Heilsbringerin der Welt. Nach Mutter Theresa von Kalkutta hatte Deutschland endlich eine Frau an der Spitze, die der ganzen Welt zeigte, wie man in aller gespielten Bescheidenheit, aber immer darauf wertlegend, von allen beobachtet zu werden, einfach „gut“ sein kann. „Wir schaffen das“ rief sie den Notleidenden zu und binnen Windeseile war die Botschaft in alle Sprachen Nordafrikas und des Nahen Ostens übersetzt, als Einladung an die Hilfesuchenden verstanden. Damit hatte es Merkel endlich geschafft, sie wandelte auf den Spuren eines Barack Obama, der mit „Yes, we can“ das wählende Volk Amerikas segnete, den USA ein neues Selbstverständnis, zumindest für acht Jahre, gab. Und dieser Satz „Wir schaffen das“ ist auch nach 10 Jahren noch immer so einprägend, wie das „Ik bin ein Berliner“ des John F. Kennedy. Mit dem kleinen Unterschied, dass die Wissenden Kennedy bis heute nach wie vor feiern, aber Merkel trotz eigenem Vermächtnisdienst an ihrem politischen Leben nicht verhindern kann, dass man sie für ihre drei Worte ewig verfluchen wird. Sie gab Deutschland ein neues Selbstverständnis, wenngleich sich dieses als grundlegend falsch herausstellte.

			Ohne dem Sinn des Satzes und der dahinterliegenden Motivation näher auf den Grund gehen zu wollen, charakterisiert Václav Klaus, Tschechiens ehemaliger Staatspräsident, dessen Wirkung im Interview mit mir: „Wie ich sagte – dieser Satz von Angela Merkel war nur die sichtbare Spitze des Eisbergs. Nur deshalb war dieser Satz so wichtig und so wirkungsvoll. Ob dieser Satz Ausdruck ‚persönlicher Empathie‘ oder politischer Überzeugung war, das weiß ich nicht. Es war ohne Zweifel eine Dummheit, die uns sehr geschadet hat.“ Österreichs FPÖ-Chef Herbert Kickl antwortet auf meine Frage, ob Merkels „Wir schaffen das“ ein schwerer Fehler war, wie folgt: „In diesem Satz verbirgt sich hinter jedem der drei Wörter ein Fehler. Das ‚Wir‘, mit dem Merkel wohl die gesamte deutsche Bevölkerung gemeint hat, war nie vorhanden … Von ‚schaffen‘ konnte zu keinem Zeitpunkt die Rede sein … Schließlich war auch ‚das‘ völlig falsch definiert.“ Kickl nimmt Bezug auf ein politisches Establishment rund um Merkel, das eine einsame Entscheidung am Willen der Bürger vorbei traf und das mit „Wir“ zwar das gesamte Volk ansprach, aber dieses weder gefragt noch einbezogen wurde. Auch von „schaffen“ konnte keine Rede sein, wenn man sich die Bilder von den übervollen Asyleinrichtungen vergegenwärtigt und mittlerweile weiß, dass allein die Bearbeitung der damals gestellten Hunderttausenden Asylanträge Jahre in Anspruch nahm.

			Mit diesem August 2015 setzte jedenfalls der gewaltige Teil des Flüchtlingsstroms richtig ein, der erst Ende 2016 in Relation zu der Masse der vorhergegangenen Monate langsam abflachte, um 2022 wieder Fahrt aufzunehmen, und selbst heute ein gefährliches Drohpotential in sich birgt. Merkel wurde von den Medien dafür ungebrochen gelobt. Reihenweise rückten Journalisten, Leitartikler und Kommentatoren aus, die ihr medialen Flankenschutz leisteten. Ein regelrechter Glaubenssatz, ein neues Credo, erblickte das Licht der Welt. Deutschland war gut, Deutschland war edel und barmherzig, Deutschland half. Wie gesagt, ein neues Selbstverständnis war kreiert, gab allen die Möglichkeit, sich in diesen guten Dienst an der Menschlichkeit einzureihen. Jene Merkel, die 2008 während der sogenannten Euro-Krise noch in Athen wegen ihrer Haltung gegenüber dem südlichen Schuldensumpf auf Transparenten mit dem blutrünstigen Diktator verglichen wurde, war die sogenannte „Mutti“. „Mutti Merkel“ war eine gängige Bezeichnung, die ihr über Jahre blieb.

			Ein Jahr später, im August 2016, feierten Medien regelrecht den Jahrestag dieser neuen deutschen Selbstzuschreibung. Man war im Siegesrauch und dachte tatsächlich, dass man allein mit dieser Zauberformel alle damit einhergehenden Probleme bewältigen werde. „WIR SCHAFFEN DAS“ war weniger Appell, sondern mehr ein in die kleinsten Zellen des Staates eindringender Befehl. Und er war ein Signal an die bereits Geflohenen und noch zu Flüchtenden, dass es mit Angela Merkel ein Deutschland gibt, dass alle Wunden der Welt heilen wird. Unzählige Sendungen, Talkrunden, Magazine beschäftigten sich mit diesem PR-Satz aus dem Repertoire eines Sigmar Gabriel. Kritiker gab es nur wenige und die wurden negiert.

			Am 5. Jänner 2016 stellte Alice Schwarzer, Ikone des deutschen Feminismus, einen kritischen Text als Reaktion auf die Silvesterausschreitungen der Jahreswende 2015/2016 am Kölner Hauptbahnhof auf ihrer Homepage online. Unter anderem schrieb sie: „Diese jungen Männer sind das triste Produkt einer gescheiterten, ja nie auch nur wirklich angestrebten Integration. Sie sind das Produkt einer falschen Toleranz, in der fast alle – Menschen, Medien, Kirchen und Politik – unsere Demokratie, unseren Rechtsstaat, unsere Gleichberechtigung infrage stellen, ja mit Füßen haben treten lassen, zugunsten ‚anderer Sitten‘ bzw. einer ominösen ‚Religionsfreiheit‘ – in deren Namen man Parallelwelten entstehen ließ und nicht auf Integration bestand. Als hätte dieser Fanatismus etwas mit Glauben zu tun.“ In Köln randalierten hauptsächlich Männer afrikanischer und arabischer wie syrischer Abstammung. Dazu komme ich später im Buch, vor allem im Zusammenhang mit dem neuen Schlachtruf neufeministischer Prägung: „Bitte eine Armlänge Abstand halten.“ Und es äußerten sich viele andere kritisch, auch in Merkels Umfeld, wie beispielsweise der damals amtierende Verfassungsschutzpräsident Dr. Hans-Georg Maaßen. Im Großen und Ganzen wurde aber die mediale Berichterstattung vom Jubelgeschrei einer geläuterten und nun toleranten Nation geprägt. „Wir schaffen das“ war auch im zweiten Jahr jener Satz, mit dem man sich einen Platz im Himmelreich sicherte, wenn man ihn nur oft genug lautstark aus sich herausbrüllte. Die Deutschen waren halt schon immer von großen Sprüchen leicht zu begeistern. Merkel hätte es wissen müssen, verordnete Euphorie hält auch in Deutschland nicht lange.

			Und so kam es, wie es kommen musste, und der Satz flog ihr spätestens 2016 nach einer islamistischen Terrorwelle in Deutschland und Frankreich um die Ohren. Am 14. Juli, am Nationalfeiertag der Franzosen, zog der islamistische Terror eine blutige Schneise durch Nizza. 84 Tote mussten betrauert werden, über 300 Verletzte sind für ihr Leben gezeichnet. Der Täter war religiös motiviert. Vier Tage später, am 18. Juli, erwischte es Deutschland selbst. Eine Regionalbahn bei Würzburg war der schaurige Tatort für die nächste Katastrophe, die das zuvor angesichts deutscher Gutmenschlichkeit applaudierende Volk zum Grübeln veranlasste. Ein afghanischer Flüchtling attackierte dabei fünf Personen mit einem Beil und einem Messer, ein Leicht- und vier Schwerverletzte waren die Folge. Erste Kritik wurde laut. Der Täter von Würzburg kam 2015 als unbegleiteter Minderjähriger aus Afghanistan über die von Merkel ausgelegte Route quer durch Europa ohne Ausweis nach Deutschland. Er reiste unerlaubt nach Deutschland ein, im März 2016 bekam er dennoch von Merkels Behörden die Aufenthaltsgenehmigung. Plötzlich wurde für Deutsche sichtbar, welcher Kausalzusammenhang zwischens Merkels Asylwende und dem Leid Unschuldiger besteht. Obwohl sich Bayerns Behörden sicher waren, dass der Täter von Würzburg bei seiner Einreise falsche Daten bekannt gegeben hatte, konnte sich niemand zu einer Rückschiebung nach Österreich durchringen. Denn bis in die kleinsten Zellen deutscher Behörden war nach Merkels vorjähriger Order klar, jede noch so große Sünde eines ihrer geladenen Glückskinder pardonieren zu müssen. Über Recht wurde hinweggesehen, Recht wurde regelrecht von jenen ausgehebelt, die Recht zu bewahren haben.

			Am 24. Juli riss der Anschlag von Ansbach das durch die Mildtätigkeit der Kanzlerin beruhigte Volk endgültig aus dem Dämmerschlaf des unendlichen „Wir schaffen das“-Traums. Ein 27-jähriger syrischer Asylwerber zündete vor einem beschaulichen Weinlokal inmitten der Altstadt von Ansbach eine Rucksackbombe. 15 Menschen wurden verletzt, der Täter selbst hatte sich ins Jungfrauenparadies befördert. Mohammed Daleel, der Täter, kam 2013 illegal über die Türkei nach Bukarest. Dort erhielt er erstmals subsidiären Schutz. 2014 gelangte er ungehindert nach Österreich, wo er wieder Asyl beantragte. Kurz darauf gelang ihm der Übertritt der deutschen Grenze. Und obwohl er bereits in zwei Ländern Europas einen Asylantrag gestellt hatte, ein weiterer Asylantrag diesmal in Deutschland somit illegal gewesen wäre, durfte er in Deutschland verbleiben. Und weil in dieser Zeit ein regelrechter Wettbewerb um die Gunst der Neuankömmlinge stattfand, setzten sich selbst Bundestagsabgeordnete für das dauerhafte Bleiberecht des späteren Täters ein. Wie nicht anders zu erwarten, wurde Daleel mehrfach straffällig, verbrachte einen Großteil seiner Zeit in angeordneten Traumatherapien und Heilpraktiken. Auch das alarmierte niemanden, veranlasste zu keiner Abschiebung. Am 24. Juli schlug er zu. Das Blatt wendete sich.

			Wurde der Satz „Wir schaffen das“ und die damit einhergehende Rechtlosigkeit der deutschen Politik und Behörden als wahrer Akt der Barmherzigkeit und Nächstenliebe kommentiert, kamen in Teilen der Bevölkerung erhebliche Zweifel ob der Tatsache auf, dass diese Barmherzigkeit zulasten der Sicherheit des eigenen Volkes ginge. Merkel selbst dürfte es erstmals gedämmert sein, dass der Satz und der damit ausgelöste Zustrom ein schwerer, dem Volk wohl kaum „verkaufbarer“ Fehler gewesen waren. Mit Blick auf den Absturz ihrer CDU bei der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern und der Wahl für das Abgeordnetenhaus in Berlin relativierte sie erstmals vorsichtig die heroisch verehrte Lehrformel einer ganzen Generation von Menschen, die sich blindlinks der Agenda der einsamen Kanzlerin aus dem Osten unterworfen hatte. Nur, es war zu spät.

			Am 19. Dezember 2016 wurden Deutschland, nein, Europa und die Welt in den späten Abendstunden erschüttert. Gegen 20:00 Uhr desselben Tages donnerte ein von einem Islamisten gesteuerter LKW in den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz. Anis Amri, der Täter, hinterließ ein Schlachtfeld. Insgesamt waren 13 Tote zu beklagen, weitere 67 Menschen wurden zum Teil schwer verletzt. Die Terrororganisation „Islamischer Staat“ bekannte sich zur Tat und verklärte den Täter als „Soldaten“ ihrer Organisation. Ein Terroranschlag kann ja leicht passieren in unseren Breiten. Zumindest in den letzten 15 Jahren ist das Risiko massiv gestiegen. Und wieder wurde der Kausalzusammenhang zwischen Merkels Politik, ihren Gesetzesbrüchen und dem sinnlosen Tod unschuldiger Menschen in Deutschland sichtbar.

			Der Terrorist Anis Ben Othman Amri wurde 1992 in Tunesien geboren. Er stammte aus einer nichtreligiösen Familie. Bereits in jungen Jahren wurde er in Tunesien straffällig, kriminell. Seine Familie verhalf ihm daher aus Angst vor der tunesischen Strafverfolgung zur Flucht nach Europa. Denn dort hatte er vor der tunesischen Justiz, vor der gerechten Konsequenz seiner Taten nichts zu befürchten. Er war tatsächlich Flüchtling, Justizflüchtling. Wie es nicht so wenige waren und sind, die gekommen waren. Im Zuge des sogenannten „Arabischen Frühlings“, der größten Destabilisierungs- und Umsiedelungsaktion der USA und Europas vor 2015, kam er im italienischen Lampedusa an. Bereits kurz nach seiner Ankunft in Italien wurde er mehrfach straffällig. So terrorisierte er Mitbewohner in seiner Unterkunft, einer katholischen Einrichtung für Flüchtlinge. Dann legte er Feuer, verprügelte seinen Erzieher. Er wurde zu vier Jahren Haft verurteilt. Im Mai 2015 endete seine Haft, im Juni wurde er dann tatsächlich entlassen und auf freien Fuß gesetzt. Im italienischen Justizvollzugssystem musste er mehrmals verlegt werden, weil er gegenüber Mithäftlingen gewalttätig wurde. Abgeschoben wurde er nicht. Ein klassischer Behördenfehler eben. Das kann schon passieren, wenn sich ein ganzer Kontinent im Siegesrausch der Humanität befindet und man daher weder erkennen will noch kann, plötzlich einen ausgewachsenen Terroristen vor sich zu haben. Nach seiner Entlassung tauchte er im Schengen-Raum unter. Und am 6. Juli 2015, zu Beginn der Flüchtlingskrise, kam er nach Deutschland. Obwohl er in Tunesien wegen Straftaten gesucht wurde, obwohl er in Italien mehrfach straffällig und verurteilt wurde, kam er ungehindert und unter falschem Namen, mehr oder weniger unkontrolliert, nach Deutschland und wurde, wie von Merkel prophezeit, mit dem Aufenthalt im Paradies der „Mutti“ belohnt. Was folgte, ist das Multiorganversagen deutscher Behörden. Unter mehreren Identitäten wurde er auch in Deutschland straffällig, überwacht, zwischen den Behörden wie eine heiße Kartoffel hin und her geschoben, Warnungen über seine Person schubladisiert. Im Dezember 2016 bedankte er sich, der wohlgelittene Schützling, bei Angela Merkel, den deutschen Zuwanderungsbehörden, dem Verfassungsschutz, den Sicherheitsbehörden, dem deutschen Volke und metzelte deren vorweihnachtlich gestimmte Mitglieder am Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz dahin.

			Die politische wie rechtliche Kapitulation, die Unfähigkeit des deutschen Staates, die Auswirkungen des Satzes von Angela Merkel „Wir schaffen das“ wurden in einem Berg von toten Leibern sichtbar. Merkel selbst hatte den Bundesländern, den Bundes- wie Landesbehörden signalisiert, dass sie in erster Linie nicht mehr den bisher gepflogenen Rechtsvorschriften und Gesetzen, sondern der politischen Toleranz zu dienen hätten. Denn mit diesem Satz ging eine gänzliche Umkehrung der deutschen Rechtsordnung einher. Im September 2015 wurde das Bundespolizeipräsidium mündlich angewiesen, entgegen der geltenden Rechtslage keine Abweisungen an den deutschen Grenzen durchzuführen. All das bisherige Recht, all das bisherige deutsche Asylgesetz wurden einem einzigen Satz der Kanzlerin de facto unterworfen. Der Satz war stärker als das Grundgesetz. Dieser Satz pickt an ihr wie der Kaugummi an der Schuhsohle.

			Angela Merkel gehört selbstverständlich zu den historischen Persönlichkeiten der deutschen Nachkriegsgeschichte. Drei konservative Kanzler stechen dabei besonders heraus. Konrad Adenauer, der das Land nach dem Zweiten Weltkrieg wiederaufbauende Kanzler. Helmut Kohl, der Kanzler der Wiedervereinigung und des Zusammenbruchs des Ostblocks, und eben Angela Merkel, die erste Frau an der Spitze Berlins. Sie war 16 Jahre Kanzlerin und dennoch reduziert sich jeder wissenschaftliche und politische Nachruf über ihr Wirken auf diesen einen entscheidenden Satz und die darauffolgende Asylwende in Deutschland und das seit 10 Jahren vorherrschende Chaos in Europa. Merkel hatte eben, gewollt oder ungewollt, ideologisch getrieben oder humanistisch bewegt, eine Lawine ausgelöst. Knapp zwei Millionen Menschen kamen binnen weniger Monate quer durch Europa nach Deutschland. Millionen sollten bis heute folgen. Die Lage in Griechenland und Italien ist ungeklärt, das Sterben im Mittelmeer ist ungebrochen, wenngleich auch nicht mehr im Fokus der Berichterstattung. Kaum gibt es einen EU-Rat der mit diesem Fachgebiet der Migration befassten Minister, wo nicht in stundenlangen Sitzungen darüber debattiert wird, wie man das Ruder nach 10 Jahren herumreißen könnte.

			Merkel ist nicht dumm, sie erkennt selbst, dass dieser einschneidende Moment deutscher, ja europäischer Geschichte mit ihrem Namen auf ewig verbunden bleibt. Im Wissen darum versuchte sie im Frühjahr 2025, diesen Satz zu konkretisieren, die drei Worte in ein für sie besseres Licht zu rücken. Sie bestehe darauf, dass es niemals sie selbst, sondern das kollektive deutsche WIR war, das die Nöte der Welt, die Armut aller Kontinente ausgerechnet im Herzen Europas heilen wollte. Man wollte ja nur helfen, man wollte ja nur gut sein, sagte die als blutige Raute des Grauens in die Geschichte des Landes eingegangene Altkanzlerin. Uneinsichtig besteht sie nach wie vor darauf, dass Richtige getan zu haben. Im Stile von „Sie habe nur ihre moralische Pflicht erfüllt“ verteidigte sie nach wie vor den nachhaltigen Schaden ihres einsamen Tuns und wehrt sich gegen jede Änderung ihrer Agenda. Über das tagespolitische Geschäft äußerte sie sich seit ihrem Rücktritt nur selten. Wenn aber im deutschen Bundestag ein „Zustrombegrenzungsgesetz“ verhandelt wird, grätscht sie von der Seitenlinie via Medien in die Debatte. Wenn selbst ihre Union, ohnedies nur ansatzweise und sachte, mehr rhetorisch als praktisch, eine Korrektur der bisherigen Politik Merkels andenkt, hält sie dies für einen schweren Fehler und sagt es auch laut.

			Was hat sie denn konkret geschafft, wo liegt denn die Verantwortung Merkels? In moralischer Selbstüberhöhung, toleranzbetrunkener Selbstüberschätzung, im Rausch einer wahnhaften Agenda oder einer allzu romantischen Emotion hat sie geltende deutsche sowie europäische Gesetze, wie die Dublin-II- und Dublin-III-Verordnungen, schlicht außer Kraft gesetzt, ausgehöhlt, gebrochen. Sie hat mit ihrem Satz regelrecht Millionen Menschen aus aller Herren Länder, von fremden Kontinenten nach Europa gelockt, die Schlepperindustrie unterstützt, das kalte Sterben im Mittelmeer kalkuliert und alle anderen leidtragenden Nachbarländer Deutschlands wie eine räudige Zechprellerin im Stich gelassen. Sie hat die Exekutivkräfte ad absurdum geführt, Kritiker ihrer Politik als Rechtsextreme und Nazis diffamieren lassen. Sie hat mit Hunderten Milliarden Euro Schaden die Sozial-, Pensions- und Gesundheitsnetze überlastet. Sie hat Deutschlands Wesen als wohl historisch gewachsene Nation binnen 10 Jahren nachhaltig zerstört, die Identität dieses Landes verändert, entstellt, eine Unterwanderung der Gesellschaft regelrecht beschworen. Sie hat für eine neue Unsicherheit, gesellschaftliche Polarisierung, Radikalisierung, eine regelrechte Wiederholung der politischen Teilung Deutschlands gesorgt. Und sie hat das Faustpfand ihrer Politik, Tausende Opfer, gnadenlos einkalkuliert. Hätte sie nicht „Wir schaffen das“ gesagt, wäre Ann-Marie heute noch am Leben. Wie auch Danny, Rouven, Yannis, Mia aus Kandel, Maria aus Freiburg, Roland, Joachim, Daniel aus Chemnitz, Melanie, die Opfer von Aschaffenburg, Solingen, Magdeburg, Berlin, von München, Hamburg, Würzburg, Essen, Hannover, Offenburg, von Ansbach. Stellvertretend für die unzählbaren Grablichter deutscher „Wir schaffen das“-Kultur lasse ich im Kapitel über die Opfer Merkels die Angehörigen noch zu Wort kommen. Wenn Merkel nicht „Wir schaffen das“ gesagt hätte, könnten Tausende Deutsche noch am Leben sein.

			„Was hätte ich denn anderes machen sollen, als zu helfen“, ist der Urmutter des deutschen Einzelfalls verteidigend zu entnehmen. Die Antwort will ihr nicht einfallen: Recht und Ordnung walten zu lassen, für größtmögliche Sicherheit nach Außen und größte Freiheit nach Innen sorgen. Es ist Merkels und ihrer Kollaborateure in Medien, Gesellschaft und Politik Verantwortung, dass laut BKA 923.269 Tatverdächtige ohne deutschen Pass allein im Jahr 2023 ihr teils blutiges Werk tun konnten. Ein großer Teil derer ist seit 2015 in Europa eingesickert. Es ist Merkels Beitrag, dass in Deutschland mittlerweile 21,2 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, 14,1 Millionen Menschen ohne deutschen Pass leben und jährlich Hunderttausende eingebürgert werden, nein ihnen viel eher der deutsche Pass nach einer allzu knappen Wartefrist von fünf Jahren nachgeschmissen wird. Niemand hat das deutsche Volk jemals gefragt, ob diese Nation den Weg eines Einwanderungslandes ausufernder Zuwanderung analog zu den USA mitgehen will. Ein weiteres Argument, das Merkel und ihre Unterstützer ins Treffen bringen, ist der sogenannte Facharbeitermangel in der deutschen Wirtschaft. Millionen Zuwanderer später und dennoch ist der sogenannte Fachkräftemangel ungebrochen hoch.

			Welche Not hat also Angela Merkel geheilt? Es war wohl eher die finanzielle Not von Millionen von Menschen, die 3.700 bis 5.000 Kilometer von Deutschland ein trostloses Leben lebten und nun in Deutschland größtenteils ein sicheres Ticket im Sozialsystem haben.

		

		
			Merkels Sündenfall

			Angela Merkel, das Mädchen Helmut Kohls, hatte es in der Union sicherlich schwer. Erstens kam sie aus dem Osten, zweitens war sie eine Frau. Sie musste sich durchbeißen, mögliche männliche Rivalen wegbeißen. Ihr erstes Opfer war Helmut Kohl selbst, diesen zwang sie als Generalsekretärin der CDU zum Rücktritt als Ehrenvorsitzender der Union. Im Dezember 1999 erfolgte der tatsächliche Bruch mit ihrem Förderer. Journalisten sprachen von „kühler Präzision“, mit der Merkel sich ihres langjährigen Förderers gnadenlos entledigte. „Kühle Präzision“? Ja, Merkel war zumindest im Umgang mit ihrem Schöpfer, mit ihrem Mentor und Ermöglicher nicht barmherzig, nicht gutmütig, nicht human. Sie kalkulierte klar und hart, sie räumte Kohl zugunsten ihrer eigenen Karriere aus dem Weg. Viele innerhalb der CDU waren über diese öffentlich gemachte Hinrichtung des alten Kanzlers der deutschen Einheit erschrocken.

			Warum führe ich das aus? Weil ihr kein Satz passiert. Alles ist wohlüberlegt, Für und Wider werden abgewogen. Sie ist eine Strategin, keine impulsive, emotional getriebene Praktikerin. Sie ist, wie Hans-Georg Maaßen sagt, eine „Ideologin“. Auch AfD-Chef Tino Chrupalla kommt zum selben Schluss. Für ihn ist sie eine „Opportunistin“. Opportunes Verhalten kann man ihr im Umgang mit ihrem einstigen Mentor, dem Kanzler der Einheit, vorwerfen. Kohl war ihr erstes prominentes Opfer. Nach seiner Abwahl als Kanzler, dem Verlust des Kanzleramtes für die Union und dem sozialdemokratischen Wahlsieg Gerhard Schröders übernahm kurzzeitig Wolfgang Schäuble das Amt des Parteivorsitzenden. Auch dieser stolperte, wie schon Kohl, über die CDU-Spendenaffäre. Auch in dieser Zeit war sie Generalsekretärin, bildete mit Schäuble zuerst ein Duo. Auch das hinderte sie nicht, Schäuble später gnadenlos fallen zu lassen. Dies musste der verdiente Unionspolitiker erst recht spüren, als Merkel nicht ihn, sondern Horst Köhler im Jahr 2004 als Bundespräsident nominierte. Auch ein Beleg dafür, dass die als „Mutti“ verklärte Kanzlerin durchaus eitel und nachtragend sein konnte. Es ist eine Mär, sie wäre großzügig und gutmütig. Es liegt vielleicht an ihrer Sozialisierung, dass ihre schärfsten Waffen die spitzen Ellbogen waren, mit denen sie ihre innerparteilichen Rivalen erstach.

			Mit dem Abgang von Schäuble als Parteivorsitzender der CDU im Jahr 2000 hat die große Stunde Merkels geschlagen. Nun war sie endlich Parteichefin, unangefochten an der Spitze. Angela Merkel führte ihre Partei in den ersten Jahren nach den vorgegebenen konservativen Werten. Das war gängige inhaltliche Praxis der Union analog zur bayrischen Schwesterpartei CSU, wo Franz-Josef Strauß das Mantra ausgegeben hatte, dass rechts neben der CSU kein Platz mehr sein dürfe. Konservatismus zeichnet sich durch eine besondere Rechtstreue aus. Größtmögliche Sicherheit nach Außen, größtmögliche Freiheit nach Innen. So könnte man kurz und knapp konservative Außen- und Sicherheitspolitik zusammenfassen. Dazu kommt der ideologische Auftrag, das Fundament einer konservativen Partei, die Identität, die Kultur, die Tradition, kurz den langläufig verwendeten Heimatbegriff besonders zu schützen. Konservatismus bedeutet nicht, dass man stur in der Vergangenheit verweilt, die „gute alte Zeit“ anbetet und beschwört, sich jeglichen Fortschritts verwehrt. Es ist eben nicht die Anbetung der Asche, sondern die Weitergabe des Feuers, die konservative Menschen auszeichnet. Konservatismus ist ein Auftrag, in dem man beständig versucht, gute alte Werte in die Moderne zu übersetzen.

			Merkel, geborene Kasner, wuchs in der DDR auf. Obwohl im Westen geboren, siedelten ihre Eltern in den Osten. Sie wurde dort sozialisiert, war für die Kultur zuständiges Mitglied des kommunistischen Jugendverbandes FDJ. Wegbegleiter, die von Journalisten später befragt wurden, sprachen davon, dass Angela Kasner für Agitation und Propaganda dieser FDJ-Gruppe zuständig gewesen wäre. Welch Überraschung. Also war Fräulein Kasner doch nicht die für das Zöpfebinden zuständige Mitläuferin, sondern eine mit einer im kommunistischen System betrauten wichtigen Aufgabe. Propaganda und Agitation hatte sie gelernt, als Kanzlerin konnte sie sich austoben. Es steht außer Zweifel: Merkel wurde in der kommunistischen DDR sozialisiert, identifizierte sich mit diesem System, erlangte dort eine wissenschaftliche Karriere als Physikerin.

			Im Zuge des Zusammenbruchs der DDR im Jahr 1989 wollte Merkel ihr begonnenes politisches Engagement in der SPD fortsetzen. Eine nachmalige Unionsvorsitzende, die zuvor in der kommunistischen Jugendorganisation der DDR-Kommunisten tätig war, dann zur SPD wollte und aus Verlegenheit bei der Union andockte? Auch eine ungewöhnliche, ja fast situationselastische Karriere. Der Weg von der SED zur SPD war zumindest trotz gegenteiliger Beteuerungen inhaltlich noch ein kurzer. Rein organisatorische Hürden hielten sie davon schlussendlich ab, der SPD beizutreten, und so schloss sie sich der Organisation „Demokratischer Aufbruch“ an, welche einige Zeit später mit einer Organisation der Union fusionierte. Von der FDJ-Gruppe der SED zu einem Andockversuch bei der SPD bis hin zum Demokratischen Aufbruch, der mit der Union fusionierte, ist ein ebenso weiter Weg, wie wenn Papst Johannes Paul II. von der katholischen Kirche direkt ins Zentralkomitee der KPDSU in der Sowjetunion gewechselt wäre.

			Dass es sich bei Angela Merkel um eine sozialisierte, leidenschaftlich überzeugte, beseelte Konservative handeln würde, kann man somit als endgültig widerlegt betrachten. Vielmehr ist sie eine kühl kalkulierende Opportunistin, die diese zugrundeliegende Charaktereigenschaft mit ihrem zurückhaltenden, bescheiden wirkenden, ostdeutschen Auftreten gut verbergen konnte. Ich habe Dr. Hans-Georg Maaßen für dieses Buch auch über eine Charakterisierung von Merkel exklusiv befragt. Er war in der Regierung Merkel der mächtige Präsident des deutschen Verfassungsschutzes, bereits zuvor unter Gerhard Schröder für Migration zuständig. Der guten Ordnung halber möchte ich eine seiner Feststellungen wiederholen, wonach er sich nie als enger Vertrauter von Merkel gesehen hatte oder er es tatsächlich gewesen wäre. Er verneint, dass Merkel aus einem „humanistischen“ Ansatz ihre Entscheidung im Jahr 2015 getroffen hätte, während sie eher von knallhartem ideologischem Kalkül geleitet war. So sagt er: „Ich glaube, dass die deutsche Öffentlichkeit ein falsches Bild von Merkel hat. Ein Bild, das von ihr und den Leuten aus ihrem Team über viele Jahre machtvoll inszeniert worden war. Merkel war und ist nicht die bescheidene protestantische Pfarrerstochter mit Faltenrock und Gesangbuch. Sie war bis 1990 eine Kaderkommunistin des SED-Regimes und danach war sie aus meiner persönlichen Wahrnehmung eine eiskalte, empathielose, aber dafür ideologiegetriebene Technokratin.“ Wenn man Hans-Georg Maaßen begegnet, weiß man, dass er zu Übertreibungen nicht neigt. Er ist vom Habitus her ein durchaus belesener, ruhiger und sachlicher Analytiker, dem populistische Wortwahl fremd ist. Und dennoch: Harte Worte des ehemaligen Verfassungsschützers, die sich aber mit Blick auf Merkels Vita durchaus bestätigen.

			Loyalität, Standhaftigkeit kannte sie nicht, auch das ist bewiesen. Ein Helmut Kohl, wenn er noch könnte, würde ein Lied von den charakterlichen Untiefen seines „Mädchens“ singen. Wie Wolfgang Schäuble und die Legion von verheizten, hauptsächlich männlichen Mitstreitern, von Friedrich Merz beginnend bis Christian Wulff endend, denen sie beizeiten aus opportunen Gründen die sogenannte „seidene Schnur“ überreichte. Es ist keine Beleidigung, wenn man feststellt, dass Angela Merkel politisch über Leichen ging, um ihre Ziele zu erreichen. Solange es „nur“ politisch war, hätte man damit leben können. Ab 2015 wurde das Opferleid ihrer Politik real und blutig. Und damit sind wir beim Kern ihrer Politik.

			In den ersten Jahren ihrer Tätigkeit als CDU-Parteivorsitzende vertrat sie stramm die konservativen Grundsätze. In der Migrationspolitik geißelte sie, wie schon zuvor beschrieben, die „multikulturelle“ Agenda, beschwor die deutsche Leitkultur unter großem Applaus ihrer Getreuen auf den Parteitagen. Im zehnten Jahr ihrer Kanzlerschaft entschloss sie sich zur gänzlichen Wende ihrer bisherig zur Schau gestellten Tugenden. Der 31. August 2015 und der Satz „Wir schaffen das“ waren eben nicht nur eine in einer Pressekonferenz flapsig geäußerte Überschrift, sondern bargen nachhaltigen Sprengstoff für deutsche und europäische Gesetze.

			Von 2003 bis 2013 galt in europäischen Mitgliedsstaaten die sogenannte Dublin-II-Verordnung. Diese verpflichtet die Abwicklung des Asylverfahrens in jenem Land, in dem der Asylwerber erstmals das Gebiet der europäischen Union betrat. Die Dublin-II-Verordnung wurde durch die Dublin-III-Verordnung abgelöst. Auch diese bestimmt den Erstaufnahmestaat innerhalb Europas zum Durchführungsort des Asylverfahrens. Nach diesen nach wie vor geltenden europäischen Regeln wären eben hauptsächlich die an der EU-Außengrenze liegenden EU-Länder für die Abwicklung und Versorgung von Asylwerbern zuständig.

			Bereits 2010/2011 begann ein außergewöhnlicher Zustrom von Asylwerbern aus Nordafrika und dem Nahen Osten Richtung Europa. Hauptbetroffen waren in erster Linie Griechenland und Italien. Im August 2015 erließ die Regierung Merkel an die zuständigen Migrationsbehörden in Deutschland eine „Verfahrensregelung zur Aussetzung des Dublin-Verfahrens“. Merkel selbst beendet jenes Dublin-Verfahren, das Deutschland schützen sollte. Wenige Tage nach dem entsprechenden Erlass dieser Verordnung durch ihre Regierung berichteten erstmals deutsche Medien darüber. Die Aussetzung des Dublin-Verfahrens in Deutschland erweckte den Eindruck einer regelrechten Einladung seitens Deutschlands, alle bisherigen Asylwerber aus Griechenland und Italien direkt ins Herz Europas zu schicken. Mehr noch, über die Grenzen Europas hinaus wurde bekannt, dass Deutschland „rasch und unbürokratisch“ allen hilft, die vorgeben, Hilfe zu benötigen. Merkel, ihr damaliges Umfeld und die für Asyl und Migration zuständigen Kabinettsmitglieder ihrer Regierung verteidigten sich später mit jener Behauptung, wonach Deutschland nicht in der Lage gewesen wäre, dem Flüchtlingsansturm „mehr als eine Woche“ standzuhalten. Auch wenn die deutsche Bundespolizei weiter oder viel eher im kontrolllosen Schengen-Raum „wieder“ die deutsche Grenze kontrolliert und geschützt hätte, wären „unschöne“ Bilder entstanden. Zugunsten der (Achtung: Sarkasmus!) „schönen Bilder“ von den heutigen Tatorten des Einzelfalls wollte man „unschöne Bilder“ von der Durchsetzung geltenden Rechts vermeiden. Das passiert, wenn sich eine Politik nur in Bildern definiert oder man ausgerechnet mit einem Bettler seinen Stecken tauscht.

			Die bisherigen rechtlichen, wenngleich ohnedies schwachen Barrieren, die Europa vor einer unkontrollierten Völkerwanderung schützen sollten, wurden von Merkel ohne Not schlicht aufgegeben bzw. nicht mehr angewandt. Merkel hat jegliche prophylaktische Regulative de facto niedergerissen und brachte somit auch andere Länder Europas unter Druck.

			Österreich wurde damals vom ehemaligen sozialdemokratischen Bundeskanzler Werner Faymann vertreten. Von Faymann sagte man, er fuhr ohne eigene Meinung nach Berlin und kam mit Merkels Meinung zurück. Der deutsche Rechtsbruch wirkte sich automatisch auf Österreich aus, dessen durch staatliche Autoritäten selbst angeordnete Anarchie schwappte auf Österreich über. Die österreichische Bundesregierung aus SPÖ und ÖVP vollzog, getreu den Vorgaben aus Berlin, denselben rechtlichen Irrsinn, der uns bis heute in der Migrationsfrage komplett lähmt. Obwohl sich damalige Regierungsmitglieder im Nachhall von Merkel distanzierten, darf man nicht vergessen, dass im österreichischen Ministerrat, also im Regierungskollegium, Einstimmigkeit herrschte. Sie waren also alle dabei, als es um den Verrat an Europa ging.

			Bis in den hintersten Winkel Afghanistans und Syriens hatte sich herumgesprochen, dass man nun die historisch einmalige Chance habe, über Italien oder Griechenland direkt über Österreich nach Deutschland einzuwandern, ohne langwierige Asylverfahren in heruntergekommenen Flüchtlingslagern in Italien oder Griechenland in Kauf nehmen zu müssen. Merkels Politik wirkte unmittelbar auf die anderen europäischen Länder, deren politische Führung aus Bequemlichkeit oder Überforderung umgehend ihre Meinung übernahmen.

			Ende August berichteten deutsche Medien, dass „syrische Flüchtlinge fix damit rechnen können, in der Bundesrepublik Deutschland bleiben zu dürfen“. Welchem Syrer kann man es verdenken, dass er mit einem durchschnittlichen Monatseinkommen von 369 Dollar im Jahr 2015, ohne Weihnachts- und Urlaubsgeld, ohne Stundenbegrenzung und Arbeitnehmerschutz, den Weg nach Deutschland findet, wo ihm über die Medien die Kanzlerin höchstselbst ausrichtet, dass er kommen und bleiben darf und in den Sozialsystemen Deutschlands ein arbeitsloses, aber dafür vielfach höheres, garantiertes Einkommen des Staates erhält.

			Im Jahr 2025 wurde beispielsweise bekannt, dass eine mehrköpfige Asylwerberfamilie in Wien mehr als 4.800 Euro zwölf Mal im Jahr erhält. Und eine elfköpfige Familie aus Syrien erhielt in Wien im Monat mehr als 9.000 Euro. Anders gedacht: Welchem Österreicher oder Deutschen könnte man es verdenken, dass er mit einem Durchschnittsgehalt von 32.000 bis 52.000 Euro im Jahr die Arbeit, seine Heimat, seine familiäre und gesellschaftliche Bindung aufgibt, wenn er in einem anderen Land dasselbe oder gar mehr als leistungsloses Einkommen des jeweiligen Sozialsystems bekommt? Und nachdem die jeweiligen Regierungen europäischer Länder im Rahmen der Asyl- und Migrationspolitik von den „Gästen“ ohnedies nicht verlangt haben, sich zu integrieren, geschweige denn zu assimilieren, konnten diese die Sitten und Traditionen des Ursprungslandes ohnedies im schweren Rucksack der anerzogenen Sozialisierung über die Grenzen ins neue Paradies mitnehmen. Die Asyl- und Migrationspolitik der letzten Jahre hat jegliches Recht und jegliche Vernunft außer Kraft gesetzt. Und sie hat geltendes Recht für die Bürger der souveränen Nationalstaaten Europas verletzt.

			Im Exklusivinterview für dieses Buch kritisiert Herbert Kickl, ehemaliger Innenminister Österreichs in den Jahren 2017 bis 2019, auf meine Frage, welche Rechtsgüter Merkel aus seiner Sicht gebrochen habe, diese scharf. Kickls Antwort: „Eine ganze Reihe – und zwar immer zulasten der angestammten Bevölkerung. Das Recht auf Sicherheit und körperliche Unversehrtheit wird beispielsweise durch die Europäische Menschenrechtskonvention garantiert, aber durch die Massenimmigration ist das Risiko für Gewaltverbrechen, Terrorismus und Kriminalität deutlich gestiegen. Die Kosten der Migration führen auch zu höheren Abgaben und Steuern, was letztlich eine mittelbare Einschränkung des Eigentumsrechts der Österreicher bedeutet. In Schulen und sozialen Einrichtungen führt eine Überfremdung zu sinkender Bildungsqualität, zu Integrationsproblemen und zur kulturellen Verdrängung der österreichischen Mehrheitsgesellschaft. Ihr Recht auf Bildung und soziale Teilhabe wird daher beeinträchtigt. Und nicht zuletzt gibt es auch ein Recht auf Heimat, das dem kulturellen Identitätsverlust und der fortschreitenden Islamisierung Österreichs immer mehr zum Opfer fällt. Damit einher geht auch eine Gefahr für die Demokratie und Mitbestimmung, weil die westliche Werteordnung, die diese Errungenschaften garantiert, immer stärker unter Druck gerät.“

			Auch der deutsche AfD-Chef Chrupalla bewertet für dieses Buch die rechtliche Komponente ihres Handelns. Für ihn sei eindeutig klar, dass sie ihren Amtseid verletzt habe. So sagt er mir: „Zunächst einmal hat die damalige Kanzlerin damit ihren Amtseid gebrochen: sich ‚dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden‘, das hat sie nicht getan, und ob sie das ‚Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen‘ wollte, das mögen irgendwann einmal seriöse Verfassungsrechtler prüfen – auch schon mit Blick auf ihre ominöse Griechenlandrettung. Das als Grundrecht im Grundgesetz verankerte Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit ist durch Merkels Entscheidung von 2015 und das Unterlassen grundlegender politischer Korrekturen in der Folge für viele Bundesbürger jedenfalls zur Makulatur geworden. Dass auch das Grundrecht auf die Freiheit der Meinungsäußerung im Zusammenhang mit der Immigrationskrise weiter ausgehöhlt wurde, um offene Debatten und Kritik an der Regierungspraxis zu verhindern, halte ich ebenfalls für offensichtlich.“ Merkel hat daher nicht nur konkrete Gesetze, sondern auch Menschenrechte gebrochen. Denn die bis 2015 in Österreich, Deutschland und Europa lebenden Bürger hatten auch Rechte. Das Recht auf körperliche Unversehrtheit, das Recht auf Sicherheit, das Recht auf Besitz und schlussendlich das Recht auf Meinungsfreiheit. Dieses wurde im Übrigen durch die Diffamierung der Kritiker Merkels verletzt. Es begann eben mit dem Aushebeln europäischer Gesetzgebung und dem Verzicht der Durchsetzung nationaler Gesetzgebung zugunsten der von Merkel und ihren Kollaborateuren vorgeschriebenen Toleranz. Toleranz, zumindest falsch verstandene Toleranz, ein dehnbarer und relativer Begriff, hat Recht ersetzt. Falsch verstandene Barmherzigkeit hat das angeordnete Gesetzesvakuum aufgefüllt. Es wurde nach Gutdünken entschieden, es wurde auf Basis ideologischer Wünsche und Vorstellungen geurteilt. Diese Anarchie setzt sich bis heute fort. Wenn wir auf die letzten großen Gewaltakte in Europa, in Deutschland oder Österreich blicken und uns mit den jeweiligen Tätern, größtenteils Glückskinder der „Wir schaffen das“-Karawane, beschäftigen, erkennen wir, dass diese Täter auf keinerlei gesetzlicher Grundlage in unseren Ländern leben durften. Viel schlimmer, viele dieser Täter kamen mit dem ohnedies minimierten Recht in Konflikt, es setzte nur keinerlei Konsequenzen.

		

		
			Die Völkerwanderung

			Warum ausgerechnet Deutschland? Warum ausgerechnet Österreich? Warum ausgerechnet Europa? Warum entschieden sich Millionen hauptsächlich junge Männer für den beschwerlichen Weg über das Mittelmeer oder die Türkei, aber zumindest mehrere Tausend Kilometer Luftlinie überwindend, ihre künftige Heimat in einem anderen Kontinent zu suchen, obwohl sie das vermeintliche Krisen- und Kriegsgebiet in einem sicheren Drittstaat im Nahen Osten oder Nordafrika längst hinter sich gelassen hatten? Europa ist doch so anders als der Nahe Osten. Das Rechtsverständnis ist kaum zu harmonisieren, die Tradition und Kultur nie unter einen Hut zu bringen. Die sprachlichen Barrieren sind für Menschen, die teilweise nicht einmal ihre eigene Muttersprache in Wort und Schrift beherrschen, schier unüberwindbar.

			Der erste Punkt ist sicher, dass Europa im Gegensatz zu vielen anderen Regionen der Welt noch als stabil gilt. Der zweite Punkt sind die nach dem Zweiten Weltkrieg entstandenen, gut funktionierenden Sozialsysteme, bei denen das österreichische und deutsche Sozialsystem zur Spitze zählten. Der dritte und entscheidende Punkt ist aber, dass es bereits vor 2015 zu einem schleichenden, kaum bemerkten Zuzug von Menschen aus dem Nahen Osten und Nordafrika nach Europa, hier im Speziellen nach Deutschland, Österreich und in die nordischen Staaten des Kontinents, kam. Daraus entwickelten sich bereits vor diesem Annus horribilis 2015 einzelne Gemeinden mit starken sprachlichen und kulturellen Verbindungen nach Afghanistan, Syrien, in den Irak und in die Türkei. Ein altes Sprichwort besagt: „Wo Tauben sind, fliegen Tauben zu.“ In den auslaufenden 1990er-Jahren konnten wir dies in Österreich recht gut beobachten. Österreich ist natürlich immer, durch die Jahrhunderte hinweg, aus der Monarchie der Habsburger heraus ein Vielvölkerstaat gewesen. Das gemeinsame Dach war der Thron Österreichs, darunter fanden sich Ungarn, Böhmen, Mährer, Italiener, Kroaten, Slowenen und viele mehr. Mit dem Beginn des Jugoslawienkrieges fand eine große Fluchtbewegung nach Österreich statt. Erstens war Österreich der direkt an das zusammenfallende kommunistische Vielvölkerland Titos unmittelbar angrenzende Nachbar. Zweitens gab es in Österreich Gemeinden aus dem Balkan. Graz war bekannt dafür, eine bosnische Gemeinde zu haben. Wien hingegen hatte eine serbische Gemeinde. Was lag also näher, als dass die flüchtenden Bosniaken ihre Endstation in der steirischen Hauptstadt fanden, während die Serben weiter nach Wien zogen. Es lag daher nahe, dass die „flüchtenden“ Syrer, Afghanen, Iraker und Nordafrikaner jene Länder aufsuchten, in denen sich bereits kleine, aber durchaus intakte Ankergemeinden gebildet hatten. Und es liegt nahe, dass sich Menschen aus Ländern mit einem mit der Lupe zu suchenden Durchschnittseinkommen für eine künftige Heimat entscheiden, wo ein ansehnliches arbeitsloses Einkommen in Form von Sozialleistungen lockt.

			Bis ca. 2010 machte der Anteil von Syrern in Deutschland unter den 6,75 Millionen ausländischen Bürgern 0,4 Prozent aus. In Zahlen waren dies etwas mehr als 30.000 Menschen. Mit 2010/2011 wurde Deutschland innerhalb Europas zum Ziel-1-Gebiet der Zuwanderung aus Syrien. Merkel war bereits Kanzlerin seit 2005. Und jetzt wird es besonders spannend. Während dieselbe Merkel, wie schon erwähnt, im Jahr 2004 noch ein großes Problem in der Zuwanderung aus muslimischen Ländern sah und die „deutsche Leitkultur“ beschwor, ließ sie beginnend mit 2010 den massiven Zuzug „kulturfremder“ Personen aus Syrien ungehindert zu. 2015/2016 wurde diese Entwicklung an die Spitze getrieben. Im Jahr 2015 wurden in Deutschland 476.649 Asylanträge gestellt, im Jahr 2016 dann 745.545. Insgesamt wurden in den Jahren 2015 bis 2024 2.956.646 Asylanträge in Deutschland gestellt. Und das trotz der Tatsache, dass fast jeder nach Deutschland eingereiste Asylwerber über ein sicheres EU-Land den Weg ins Sozialparadies Berlin fand. Im Jahr 2025 liegt die Zahl der in Deutschland lebenden Syrer bereits bei knapp einer Million, bei 975.000 Menschen syrischer Staatsangehörigkeit. Zugerechnet jene ehemaligen Syrer, die bereits eine deutsche Staatsbürgerschaft haben, leben somit 1,3 Millionen Menschen mit syrischer Migrationsgeschichte in Deutschland. Nach Damaskus und Aleppo ist das die drittgrößte Ansammlung von Syrern weltweit. Ende 2024 lebten auch 444.000 Afghanen in Deutschland, Hotspot ist Hamburg, die größte afghanische Siedlung in ganz Europa.

			Merkel belastete mit ihrer Politik aber nicht nur Deutschland, sondern große Teile Europas. Von 2015 bis 2024 wurden in der EU knapp neun Millionen Asylanträge gestellt. Das entspricht der Größe eines EU-Landes wie Österreich. Merkel hat somit allein mit Asylwerbern ein neues EU-Mitgliedsland kreiert. Der Balkan mit der sogenannten Westbalkanroute entwickelte sich zu einem Trampelpfad dieser größten Völkerwanderung der jüngeren Geschichte. Auch Italien wurde massiv belastet. Größtenteils machten sich eben Syrer, Afghanen, Menschen aus Eritrea, Somalier, Nigerianer, Pakistaner und Iraker auf den Weg. Die Gunst der Stunde nützten auch Albaner, Kosovaren und Serben, die zumindest im Wege des Asyls keinen Aufenthalt gefunden hätten, aber diese anschwellenden Flüchtlingsströme klug nutzten, um quasi nach Ungarn, Österreich, Deutschland und Schweden mitzuschwimmen.

			In Österreich wurden 2015 insgesamt 88.340 Asylanträge gestellt, im Jahr 2022 explodierte die Zahl überhaupt auf 112.232. Insgesamt wurden zwischen 2015 und Ende 2024 433.562 Asylverfahren beantragt. Das ist eine große Summe, wenn man bedenkt, dass Österreich aus 7,3 Millionen Staatsbürgern besteht. Weitere 1,8 Millionen haben keine österreichische Staatsbürgerschaft. Der Anteil ausländischer Staatsbürger in Österreich lag am 1. Jänner 2025 bei 20,2 Prozent. Jeder fünfte, dem wir auf der Straße begegnen, hat keine österreichische Staatsbürgerschaft. Das muss man sich auch erst einmal vergegenwärtigen. Im Jahr 2002 lag der Anteil nicht österreichischer Staatsbürger bei erst 9,1 Prozent.

			By the way: Die geringste Anzahl von Asylverfahren erlebten wir in den Jahren 2018 und 2019. Das waren jene Jahre, als Herbert Kickl, der nunmehrige FPÖ-Bundesparteiobmann Österreichs, als Innenminister für die Asylverfahren zuständig war. Im Jahr 2018 konnten nicht zuletzt wegen seiner restriktiven Zuwanderungspolitik nur 13.746 Menschen ein Asylverfahren in Gang setzen, 2019 waren es überhaupt nur mehr 12.886. Vielleicht musste er deswegen als Innenminister gehen und wurde auf Antrag des scheinkonservativen Balkanrouten-Schließers Sebastian Kurz, einem weiteren Maulhelden auf der Asylwelle, von Bundespräsident Alexander Van der Bellen, dem ehemaligen Grünen-Chef, entlassen. Die Wahrheit ist eben eine Tochter der Zeit, sagte einst ein ÖVP-Funktionär und wusste offenbar, wovon er sprach. Der angesprochene Herbert Kickl schildert in seinem diesem Buch zugrundeliegenden Interview jene Situation, als er von der ÖVP nach den Jahren 2015/2016 im Jahr 2017 das Innenministerium übernahm: „Es herrschte ein völliges Chaos. Die Asylquartiere waren komplett überfüllt, weil die enorme Menge an Asylanträgen nach wie vor nicht abgearbeitet war. Ende 2017 – also wenige Tage nach meinem Amtsantritt – gab es immer noch mehr als 56.000 offene Verfahren – also Asylanträge, über die noch nicht entschieden war. Die meisten davon waren noch nicht einmal durch die erste Instanz gegangen. Ende des Jahres 2019, in dem ich aus dem Amt gedrängt wurde, waren es nur noch 26.000, wobei bei den zuständigen Behörden im BMI nur noch 3.600 anhängig waren, der Rest lag bei den Gerichten, weil die abgelehnten Asylwerber – meist mit Hilfe von staatsfinanzierten NGOs – in Berufung gingen. Parallel dazu, dass wir diesen enormen Rucksack abgebaut haben, haben wir umgehend Verschärfungen im Asylrecht erarbeitet: beispielsweise die Möglichkeit, die Handys der Einwanderer auszulesen, um zu prüfen, wie sie nach Österreich gekommen und wie viele sichere Länder sie dabei durchquert haben“, so Kickl.

			Wer wanderte zu? Es waren hauptsächlich Männer, es waren hauptsächlich junge Männer. Und es waren hauptsächlich vorgeblich „unbegleitete Minderjährige“, wovon sich später herausstellte, dass nicht jeder, der vorgab, jung und minderjährig zu sein, es auch tatsächlich war. Der Anteil von Männern variiert von Jahr zu Jahr aber nur in Nuancen. Durchschnittlich sind zwei Drittel Männer, ein Drittel Frauen. Also auch diese seit Jahren unter das Volk gebrachte Legende, wonach wir seit 2015 hauptsächlich vom Krieg geschundene Frauen und Kinder aufgenommen hätten, ist eine gute und zugleich effektive Erfindung von Politikern, NGOs und Medien gewesen. Beobachter der Szenen an den Grenzen bestätigen, dass hauptsächlich junge Männer unsere Grenzen de facto stürmten. Die Exekutive übergab im Auftrag der Politik das Land widerstandslos, sie musste kapitulieren, Recht und Gesetzmäßigkeit wurden nicht mehr durchgesetzt. Mario Kunasek, heute Landeshauptmann der Steiermark, besuchte als damaliges Mitglied des steirischen Landtags in den Tagen des Asylsturms die österreichisch-slowenische Grenze am Grenzübergang Spielfeld im Süden Österreichs. Er schildert im Interview für dieses Buch seine Erfahrungen: „Ich hatte an dem Tag zufällig einen Termin im Raum Spielfeld und dachte mir, um ein persönliches Lagebild zu bekommen, beim Grenzübergang vorbeizuschauen. Ich stand etwa 150 Meter vom Grenzbalken entfernt. Es herrschte totales Chaos. Die Leute haben mich nach Taxis gefragt, Supermärkte und Türen von Privathäusern hinter der Grenze wurden aus Angst zugesperrt. Die staatliche Gewalt schien völlig überfordert, es gab offensichtlich keinen politischen Auftrag, der Situation Herr zu werden. Die Menschen, die hier in unser Staatsgebiet strömten, waren ausschließlich junge Männer – die meisten gut gekleidet.“ Die Bilder von damals gelten als ikonisch. Einerseits die offen zur Schau gestellte Untergrabung der Rechtsordnung durch zum Stillhalten angewiesene Exekutivbeamte, andererseits die schier unüberschaubare Masse an jungen Männern, die zielgerichtet und schnellen Schrittes über die Grenzen liefen. Diese Bilder vom Grenzsturm verfestigten sich innerhalb der Bevölkerung, sie lösten etwas aus. Dazu die Bilder von den Bahnhöfen, an denen die Neuankömmlinge Merkels mit Blumen, ja sogar mit Teddybären empfangen wurden. Natürlich durften die PR-Inszenierungen der Politik, die Auftritte der verantwortlichen Politiker nicht fehlen.

			Zwei Ereignisse sind mir da besonders in Erinnerung geblieben. Das Bild von Merkel im türkisenen Blazer, als sie sich inmitten einer Flüchtlingsunterkunft bereitwillig für Selfies mit den Geflohenen aller Welt, hauptsächlich jungen Männern, zur Verfügung stellte, hat sich eingeprägt. Selten sah man die Kanzlerin in ihrer Amtszeit entspannt. Hier strahlte sie regelrecht. Sie genoss das Bad in der Menge der neuen Schutzbefohlenen. Denn in der Politik lautet die Devise, tue Gutes und zeige es jedem. Sie wurde umjubelt, ihr wurde gedankt. Endlich gingen wieder Bilder der deutschen Kanzlerin um die Welt, die sie eben nicht als trockene Technokratin der Macht erscheinen ließen. Dass es ausschließlich Gutes war, dass sie ausschließlich Gutes im Sinn hatte, bezweifle ich. Ein weiteres Bild war jenes der damaligen österreichischen Innenministerin und heutigen Landeshauptfrau von Niederösterreich, Johanna Mikl-Leitner, die sich aufmachte, selbst am Wiener Westbahnhof das Empfangskomitee zu mimen, den Freudenchor über die Ankunft der Männerheere aus Nordafrika und dem Nahen Osten höchstselbst anzuführen. „Mein Herz bebt bei diesen Bildern“, frohlockte die Innenministerin in förmlich historischen Tönen. Dass sie, die politische Mentorin des nachmaligen Kanzlers Sebastian Kurz, klar auf Seite Merkels und der Union stand, machte sie bei einem Besuch eines bayrischen Flüchtlingsheims klar. Hier in Bayern, weit weg von Wien, echauffierte sie sich gegenüber ihrem bayrischen Innenministerkollegen Hermann darüber, dass die Kritik an ihrer Politik in Österreich „unsachlich und emotional“ sei. Allein in dieser zum Ausdruck gekommenen „Wehleidigkeit“ der einstigen Innenministerin angesichts der Kritik an der Politik in Österreich und Deutschland sieht man, dass sich die damals im Amt befindlichen Politiker in einer Art uneinsichtigem Toleranzrausch befanden.

			In Österreich regte sich umgehend nach dem Grenzsturm durch „Merkels Armee“ der Widerstand in Teilen der Bevölkerung und des politischen Spektrums. Deutschland blieb, ganz devot, stumm und treu an der Seite der Befehlshaberin Merkel. Besonders unter Scheinkonservativen entstand ein regelrechter Wettbewerb, wer, wie oft und wann eine Flüchtlingsunterkunft mit einer Meute von Journalisten besuchte. In diesen Tagen wollte jeder dabei sein. Am 2. September 2015 veröffentlichte der Stern eine Blitzumfrage des FORSA-Institutes, wonach 59 Prozent der Deutschen die Besuche von Politikern in Flüchtlingsunterkünften für sinnvoll erachteten. Sigmar Gabriel, SPD-Pendant von Merkel, ließ sich ablichten, wie auch der ehemalige deutsche Bundespräsident Joachim Gauck. Die Befragten gaben an, dass sie sich durch die Besuche der Politiker in den Flüchtlingsunterkünften „ein Zeichen gegen Rechts“ erwarteten. Das Ergebnis einer YouGov-Umfrage im Juli 2016 sah schon anders aus. Nur noch 27 Prozent stimmten Merkel und ihrem Satz „Wir schaffen das“ und damit ihrer Politik zu.

		

		
			Auswirkungen

		

		
			Der Kontinent des Einzelfalls

			Sehr oft wird man seitens einfacher Bürger in den Großstädten Deutschlands oder Österreichs mit Sätzen, wie „ich fühle mich hier nicht mehr zu Hause“ oder „ich fühle mich abends nicht mehr sicher“, konfrontiert. Dieser regelrechte Hilferuf hilfloser Menschen, wenn er von migrationskritischen Politikern öffentlich wiederholt wird, wird als übler Populismus, als dreckiges Geschäft mit der Angst abgetan. Wenn diese Bestandsaufnahme sich verschlechternder Lebensumstände von einzelnen Bürgern an die Politik herantragen wird, wiegeln die Verantwortungsträger mit dem Verweis auf „vorherrschende Hysterie“ ab. Zumindest haben sich die verantwortlichen Politiker wie Medien darauf verständigt, dass eine zum Ausdruck gebrachte Kritik an der zügellosen, unkontrollierten und in der Quantität einfach zu hohen Zuwanderung zumindest den Tatbestand des Rassismus, der Fremdenfeindlichkeit, wenn nicht sogar des Rechtsextremismus erfüllt. Die zum Ausdruck gebrachte Sorge ob der Gefahr der Verletzung der höchstpersönlichen Unversehrtheit in physischer wie ökonomischer Hinsicht im ursprünglichen Heimatort, im seit Jahren bezogenen Mehrparteienhaus, in der Reihenhaussiedlung oder im sozialen Wohnbau wird vom Tisch gewischt. Fast peinlich berührt reagieren Politiker des linken Spektrums, aber auch sogenannte Scheinkonservative, wenn sie die von ihnen selbst verursachte Realität ihrer Landsleute einholt. Vertreter scheinkonservativer Gruppierungen sind jene, die zwar in Wahlkampfzeiten die von einer überbordenden Zuwanderung geprägte negative Stimmung ausnutzen, aber nach der Wahl alles vergessen und das Gegenteil vom Versprochenen tun. Aber zurück.

			Ist dieses Unsicherheitsgefühl, das viele Deutsche und Österreicher begleitet, messbar? Ja, und auch hier gilt: Zahlen lügen nicht. Daher beschränke ich mich bei der Auflistung der Zahlen darauf, ausschließlich diese ohne exzessive Kommentierung sprechen zu lassen. Zumindest versuche ich es. Schauen wir, wie lange ich meine Wut ob dieser Zahlen und der politischen Dummheit, die dieser Realität zugrunde liegt, verbergen kann. Ich bin nämlich der Meinung, dass man in den gegenwärtig geführten, vergifteten politischen Debatten trotz dieser unverbrüchlichen statistischen Zahlen Gefahr läuft, ein rechtsextremes Motiv unterstellt zu bekommen.

			Kommen wir zu Österreich. Im Jahr 2024 hatten 46,8 Prozent aller polizeilich erfassten Tatverdächtigen keine österreichische Staatsbürgerschaft. 46,8 Prozent der Straftäter waren somit Ausländer. Ja, ohne die religiösen Wahn-Gefühle der bunten Regenbogenkämpfer zu verletzen, aber „Ausländer“ sagt man zu jenen, die in einem für sie fremden Land leben und dessen Staatsbürgerschaft nicht besitzen. Nachdem aber nicht 46,8 Prozent der in Österreich lebenden Menschen Ausländer sind, ist der Rückschluss, dass, rein statistisch betrachtet, ein Ausländer doppelt so häufig tatverdächtig wird wie eine Person mit österreichischer Staatsbürgerschaft, nichts als die reine Wahrheit ist. Besonders stechen Personen syrischer und afghanischer Herkunft hervor, die gleich, je nach Jahr, fünf- bis zehnmal öfter als Tatverdächtige registriert werden als eine Person österreichischer Staatsbürgerschaft. 2024 wurden in Österreich 18 Morde, 1.411 Fälle von schwerer Körperverletzung und 480 Vergewaltigungen von Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft begangen. Fast jeden Tag wird eine Frau in Österreich Opfer eines Strafdeliktes gegen die sexuelle Integrität, Opfer einer Vergewaltigung, ausgeübt von einem Täter ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Alle zwanzig Tage stirbt in Österreich ein Mensch durch die Hand eines ausländischen Tatverdächtigen.

			Wir können nun folgendes Zwischenresümee ziehen. Wenn die österreichischen Innenminister der scheinkonservativen ÖVP seit 2005, also Günther Platter, Maria Fekter, Johanna Mikl-Leitner, Wolfgang Sobotka, Karl Nehammer und Gerhard Karner, nicht die Grenzen unseres Land sperrangelweit offengelassen hätten, sondern sich bloß auf rhetorisches Gerülpse in Bierzelten beschränkt hätten, könnten wir 18 Menschen im Jahr vor Mord retten, 1.411 Menschen vor schwerer Körperverletzung bewahren und 480 Frauen vor einer Vergewaltigung schützen – Jahr für Jahr.

			Merkels Werk und der österreichischen wie deutschen Sicherheitspolitiker Beitrag stehen in kausalem Zusammenhang mit dem Leid vieler Menschen in unseren Ländern. Das ist eine Wahrheit, die die Betreffenden nicht gerne hören. Aber die Wahrheit ist weiß wie Schnee. Und die Wahrheit kann nicht verhetzend oder verletzend sein. Die Zahlen allein sind Schande genug für jene Menschen, die einen Eid auf die Verfassung leisteten, worin zumindest der Schutz der Gesetze und der Republik, also von uns Bürgern, ein zentraler Bestandteil ist.

			Die Zahl syrischer Tatverdächtiger stieg 2024 um 30 Prozent auf 11.867 Straftaten. Jeden Tag verübten im Jahr 2024 ein Teil der Syrer in Österreich somit mehr als 32 Straftaten. Die Zahl der afghanischen Straftäter ist ebenso konstant hoch. Obwohl beide Gruppen nur zwei Prozent der in Österreich lebenden Menschen ausmachen, stellen diese einen erheblichen, überproportionalen Anteil der Gesamtkriminalität dar. Eine Besserung ist auch mit den ersten Halbjahreszahlen im Jahr 2025 nicht in Sicht. 2023 waren 45,1 Prozent aller Verurteilten in Österreich und 59,6 Prozent aller neu inhaftierten Menschen Ausländer. „Wie die Alten sungen, so brummen die Jungen“, sagt ein altes Sprichwort. Täglich werden wir in besonders dramatischer Weise damit konfrontiert, dass das Alter der Gewalttäter stetig sinkt, die Straftaten immer jünger werdender Krimineller immer bestialischer werden. Im Burgenland gelang der dortigen Exekutive ein Coup. Eine Bande von 44 jugendlichen Straftätern, größtenteils Ausländer, verübten unfassbare 1.200 Straftaten und verursachten einen Schaden von mehr als einer Million Euro. In Wien wurde im Mai 2025 ein als „Systemsprenger“ bekannter jugendlicher Intensivtäter verurteilt, der 1.500 Delikte, geschützt durch jugendliches Alter, ungehindert begehen konnte. Auch er hat keine österreichische Staatsbürgerschaft. 2024 lag der Ausländeranteil der 10- bis 14-jährigen Tatverdächtigen bei 48 Prozent. Bei syrischen Jugendlichen gab es einen statistischen Anstieg von plus 35 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

			Ich möchte diese Zahlen schon in einen Kontext setzen. Kriminalität ist keine Erfindung von Menschen ohne einheimische Staatsbürgerschaft, also von Ausländern. Wir haben als Nation mit jenen Menschen schon genügend zu tun und ausreichend Sorgen, deren Eltern und vor allem über Generationen im Land lebten, die eine österreichische Staatsbürgerschaft haben, also kurzum, mit jenen Kriminellen aus der sogenannten Ursprungsbevölkerung, die uns als Gesellschaft täglich das Leben schwermachen. Kurz gesagt, wir haben selbst Kriminelle. Wir brauchen sie nicht zusätzlich noch zu importieren. Für das Opfer macht es auch keinen Unterschied, wer die körperliche Unversehrtheit, das Recht auf Leben, das Recht auf Besitz, das Recht auf sexuelle Integrität zerstörte. Das ist keine Frage. Aber wir müssen doch anhand dieser Zahlen erkennen, dass der Anteil von ausländischen Straftätern in Relation schlichtweg zu hoch ist, dass wir zusätzlich zu unseren Stammkriminellen eine neue Welle importiert haben, die wir uns schlicht ersparen hätten können. Denn viel zu oft wird vergessen, dass hinter jeder Straftat ein Opfer steht. Und das Recht der potenziellen Opfer auf Schutz durch Gesellschaft und Rechtsstaat nimmt zugunsten einer Ideologie der offenen Grenzen rapide ab. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch nicht unter den Tisch kehren, dass auch Ausländer Opfer von Straftaten werden. Im Jahr 2023 waren 34 Prozent aller Opfer von Straftaten Ausländer, währenddessen der Bevölkerungsanteil dieser Gruppe bei 19 Prozent liegt. Ein überproportionaler Teil von ihnen sind Opfer und zugleich Täter. Was daran liegt, dass sich das kriminelle Geschehen auch innerhalb der jeweiligen Communitys und ihres Alltags abspielt.

			Im Jahr 2015, zu Beginn des „Wir schaffen das“-Wahns, lag die Anzahl von ausländischen Tatverdächtigen in Österreich bei 92.804. 2024, neun Jahre später, liegt die Zahl ausländischer Tatverdächtiger bei 157.058. Das sind jährliche Werte, die sich summieren. Natürlich muss man anmerken, dass höhere Verdachtszahlen nicht automatisch höhere Verurteilungszahlen bedeuten. Und weiters ist es auch statistischer Usus, dass bei tatsächlichen Haftstrafen meist mehrere Delikte berücksichtigt werden. Aber: Die immer wiederkehrende Schlagzeile, gesteuert von den Regierungsverantwortlichen im Sicherheitsbereich, wonach die sogenannte Ausländerkriminalität und sie zu erwähnen eine rechtspopulistische Verschwörungstheorie seien, ist eine glatte Lüge. Die Gewaltkriminalität hat seit 2015 kontinuierlich zugenommen, nur die Jahre 2020 und 2021 brachten durch die coronabedingte Einkerkerung der gesamten Bevölkerung im Rahmen der andauernd verordneten Lockdowns eine Verschnaufpause. Lagen die Gewaltdelikte im Jahr 2015 bei 67.500 sind wir nun im Jahr 2025 bei ca. 87.000.

			Wenn man erst auf die Deutschen blickt, glaubt man tatsächlich, Österreich sei noch ein friedliches Paradies. Obwohl für viele Menschen die Zustände in Österreich bereits unerträglich sind, sind deutsche Metropolen um ein Vielfaches mehr betroffen. Im Jahr 2024 wurden in Deutschland 5.837.445 Straftaten registriert. Im Vergleich zu 2019 ist dies ein Anstieg von 7,4 Prozent. Im Vergleich zu 2023 allerdings ein Rückgang, was nur an der Legalisierung von Cannabis liegt. Wenn man mit einzelnen Deliktsgruppen eben nicht mehr fertig wird, legalisiert man das ursprüngliche Strafdelikt. Ein abenteuerlicher Rechtszugang, wenngleich auch ein Zugang eines sich selbst nicht mehr ernstnehmenden und ernstzunehmenden einstigen Rechtsstaates. Aber um eine Vergleichbarkeit mit den österreichischen Zahlen herzustellen, sehen wir uns die Zusammensetzung der Tatverdächtigen an. Im Jahr 2014 waren 28,7 Prozent der Tatverdächtigen Ausländer. Im Jahr 2016, ein Jahr nach Merkels Rechtsbruch, war der Anteil ausländischer Tatverdächtiger bereits bei 40,4 Prozent. Und nur den bereits beschriebenen Corona-Lockdown-Jahren und der damit einhergehenden Homeoffice-Klausel für Verbrecher und Terroristen ist es zu verdanken, dass der Anteil ausländischer Tatverdächtiger zurückgegangen war, der aber für das vorige Jahr 2024 wiederum bei einem Höchststand von 41,8 Prozent liegt. Dazu muss man gleichzeitig wissen, dass nicht 41,8 Prozent der in Deutschland aufhältigen Bürger Ausländer sind. Der Ausländeranteil lag in diesem Jahr bei knapp 15 Prozent.

			Für das Jahr 2024 hat das deutsche Bundeskriminalamt eine neue Kategorie in die Kriminalstatistik aufgenommen. Sie nennt sich, wie es sich für echte deutsche Bürokratie gehört, „Tatverdächtigenbelastungszahl“. Für Syrer wurde im Jahr 2024 eine Tatverdächtigenbelastungszahl von 1740 errechnet. Diese liegt zehnmal höher als bei Deutschen. Übersetzt heißt das, dass Syrer zehnmal öfter Tatverdächtige werden als der durchschnittliche Deutsche. Die Tatverdächtigenbelastungszahl für Afghanen liegt bei 1722. Auch das bedeutet, dass von Afghanen eine zehnmal höhere Tatbegehungsgefahr ausgeht als von Deutschen. Auch in Deutschland sehen wir, dass Ausländer in der Statistik viel öfter als Tatverdächtige genannt werden als Deutsche. Woran das wohl liegt?

			Vielleicht ist es eben die mitgebrachte teils gewalttätige Sozialisierung, die man gewaltig unterschätzt hat. In den meisten muslimischen Ländern herrscht eben eine andere gesellschaftliche Hackordnung, eine andere Mentalität im zwischenmenschlichen Umgang, die mit unserer zumindest seit Jahrhunderten nicht mehr vergleichbar ist. „Aug' um Aug', Zahn um Zahn“ hat man in breiten Teilen der islamischen Welt sicht- und spürbar nicht überwunden, diese mittelalterlich anmutende Rechts- und Gesellschaftsform ist nach wie vor Bestandteil des theologischen Fundaments, des Geistes der in den meisten Ländern vorherrschenden Scharia, also der islamischen Rechtsordnung. Und was einmal angelernt wurde, lässt sich nur sehr schwer abgewöhnen. Die Gefahr ist, dass sich diese andere Rechtsform neben unserer demokratisch gebildeten, als zivilisiert verstandenen Rechtsform etabliert, unsere Rechtsmentalität verdrängt und überflügelt. Wir bemerken doch, dass sich in den Großstädten durch die Quantität der geografisch klar verortbaren Zuwanderung regelrechte Parallelgesellschaften gebildet haben. Deren Merkmale sind, dass sie, abgeschottet vom Rest der Bevölkerung, für uns als Gesellschaft unkontrollierbar stattfinden. Dass dort nur die jeweilige ursprüngliche Herkunftssprache, also größtenteils Arabisch, gesprochen wird und eine Brücke zwischen den Welten von einem Großteil der Neuankömmlinge nicht gewünscht wird. Dass familiäre Netzwerke nur in diesen Parallelgesellschaften entstehen und jede Verbindung zu der Ursprungsbevölkerung des neuen Wohnortes als „Verrat“ an der ursprünglichen Kultur und Religion gesehen wird. Der von mir befragte Wiener Schuldirektor Christian Klar nennt mir ein Beispiel aus seinem Alltag, das diesen Befund eindrücklich bestätigt: „Vor Kurzem habe ich einen Burschen, der zu mir geschickt wurde, gefragt, warum er seinen Klassenkameraden geschlagen habe. Die Antwort war: ‚Er, der Gegner, hat behauptet, ich hätte Fitna gemacht.‘ Fitna bedeutet für die Kinder in etwa, nicht gläubig genug gehandelt zu haben.“ Es wäre doch tatsächlich eine große Überraschung gewesen, wenn sich der durchaus nach wie vor in einigen Köpfen von Europäern befindliche Rassismus nur auf unseren Kontinent beschränken würde. Afrikaner können Rassisten sein, Afghanen, Syrer, Tschetschenen ebenso, nicht nur die Deutschen, denen man es allein aus der Historie bis in die Gegenwart nur allzu leicht unterstellt. Es ist nicht abwegig und alle wissen es, dass sich in diesen Parallelgesellschaften eigene Ordnungen etablierten und es nur eine Frage der Zeit ist, bis diese Gruppen den Anspruch erheben, ihre Ordnung über die gewachsene Rechtsordnung unserer Länder zu stellen.

			Auch die AfD in Deutschland thematisiert regelmäßig den dramatischen Verfall des Bildungssystems: „Schauen Sie sich nur die Verhältnisse an den Schulen an: Da holt die neue Realität jetzt auch diejenigen ein, die sonst gerne um die Toleranzfahne tanzen, weil die Leute aus anderen Kulturkreisen ihre eigenen Werte und Weltbilder mitgebracht haben, diese an ihre Kinder weitergeben und dann auch selbstbewusst gegen die braven Deutschen behaupten. Das ist schon ein identitärer Machtanspruch ohne große Rücksicht auf das Befinden unserer Landsleute, die ja diese Neuankömmlinge insgesamt recht zuvorkommend aufgenommen haben – vergleicht man das mit anderen Ländern“, so AfD-Co-Fraktionsvorsitzender Tino Chrupalla.

			Ein zweiter Punkt für die überbordende Kriminalität ist die mangelnde Bildung. Das lässt sich aus den Zahlen eindeutig herauslesen. Und das betrifft nicht nur Menschen mit Migrationsgeschichte. Ausländer ohne Abschluss sind zwar in bestimmten Delikten überrepräsentiert, doch auch Ursprungsösterreicher oder Deutsche, Europäer mit niedrigem Bildungsstand sind stark kriminalitätsgefährdet. Die Frage stellt sich hierbei, warum die europäische Zuwanderungspolitik entgegen dieser Tatsachen auf bildungsferne Gruppierungen abzielte, statt auf qualifizierte und gebildete Zuwanderung zu setzen. Der Großteil der Asylwerber der letzten 10 Jahre weist einen geringen bis kaum vorhandenen Bildungsstandard auf. Und nur circa drei Prozent haben ein hohes Bildungsniveau. Zahlen zeigen, dass syrische Tatverdächtige ohne Schulabschluss eine 2,3-mal höhere Rückfallquote als jene mit Pflichtschulabschluss haben. Jetzt könnte man, wie es einige Politiker auch tun, lautstark einfordern, dass die verstärkte Bildung für Asylwerber der Schlüssel gegen Armut, Parallelgesellschaft und Kriminalität wäre. Nur muss man auch an dieser Stelle feststellen, dass Europa, Deutschland oder Österreich nicht das Bildungszentrum der Dritten Welt, dass dies auch nicht unser Auftrag ist. Wir sind damit gesamtgesellschaftlich überfordert, auch deswegen, weil wir mit einem untragbar hohen Anteil von nichtgebildeten Zuwanderern den Regelunterricht für einen breiten Teil der in Österreich und Deutschland auf die Welt gekommenen Kinder zerstören. Christian Klar, streitbarer Wiener Schuldirektor und Bildungsexperte, antwortet mir für dieses Buch auf meine Frage, inwieweit die Zuwanderung den Alltag im Klassenzimmer verändert, wie folgt: „Zuwanderung hat bei diesen Veränderungen einen großen Anteil und verändert den Alltag in unseren Schulen enorm. Beginnen wir mit der Unterrichtssprache: Wenn man die Unterrichtssprache nicht ausreichend beherrscht, ist es natürlich unmöglich, auf gleichem Niveau zu lernen, wie mit entsprechenden Sprachkenntnissen. Ohne ausreichende Sprachkenntnisse ist es schwierig, über Themen zu diskutieren, etwas zu erarbeiten, Zusammenhänge zu erkennen, und zwar völlig unabhängig von der Intelligenz der Kinder. Noch viel deutlicher wird es im Bereich der kulturellen Unterschiede: Grundwerte wie die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die freie Entscheidung über die Sexualität und sexuelle Ausrichtung, Bekenntnis zur Demokratie und vieles mehr sind nicht nur keine Selbstverständlichkeit, sondern werden oftmals abgelehnt. Mit einem Journalisten, der mich in der Schule besuchte, hatte ich ein langes, spannendes Gespräch. Irgendwann wirkte mein Gegenüber aber abgelenkt und schaute immer wieder auf die am Kasten gestapelten Laptops. Es waren die Geräte, die für die neuen Erstklässler vorbereitet waren. An der Vorderseite der Kartons standen die Namen der Kinder. Schließlich konnte mein Gegenüber sich nicht mehr beherrschen: ‚Sind das die Namen der Kinder? Aber das sind ja nur arabische Namen!‘, platzte es aus ihm heraus. Tatsächlich waren drei österreichische Namen dabei, auch einige aus dem osteuropäischen Raum und vom Balkan, aber deutlich mehr Namen waren erkennbar aus Tschetschenien, der Türkei, Afghanistan und aus dem arabischen Raum. Das ist die Zusammensetzung einer typischen Wiener Mittelschulklasse.“ Damit zerstört man Bildung, die Basis unserer Zukunft. Vielleicht ist das auch das Ziel des Planes.

			Laut Schätzungen der Weltbank lebten im Jahr 2024 700 Millionen Menschen in absoluter Armut. Nach der Ideologie jener Linken und Progressiven wie Scheinkonservativen, die ungeniert auch weiterhin die zügellose Zuwanderung trotz des Wissens um die vielfältigen Probleme fordern, müssten wir in Europa diesen 700 Millionen Menschen großzügig Anteil an unserer Bildung, an unserem Sozialsystem und schlussendlich an unserem Arbeitsmarkt geben. Ansonsten bleibt die Wahl der Millionen, die zwischen 2015 und 2025 nach Europa mit Hilfe der Ahnfrau der Schlepperei Angela Merkel und ihrer Helfer gekommen sind, dieselbe Ungerechtigkeit wie die von den Linken angeprangerte Geburtslotterie. Dieser Terminus technicus „Geburtslotterie“ dient politisch dazu, das uns angezüchtete schlechte Gewissen als moralischen Schmerzpunkt unserer europäischen und damit kolonialen Seele gegenüber der Armut auf der gesamten Welt regelrecht zu massieren und beständig in Erinnerung zu rufen.

			Demgegenüber steht die Vernunft, die negiert wird: Wir sind nicht in der Lage, alle aufzunehmen, alle zu versorgen. Und wir sind auch nicht in der Lage, die Ungerechtigkeit einer einige Jahrhunderte zurückliegenden Kolonialisierung rückgängig zu machen. Und wir wollen auch nicht, dass unser Kontinent, dass unsere Länder ihre ursprüngliche Bestimmung als unsere Heimat verlieren. Wir haben anschaulich die fehlende Sozialisierung und Bildung für einen überproportionalen Anteil von Ausländern in den Kriminalitätsstatistiken nachweisen können.

			Der dritte wesentliche Punkt für eine höhere Kriminalitätsneigung von Ausländern sowie Asylwerbern ist auch die Frage der Beschäftigung. Diese setzt aber wiederum Qualifikation voraus. Und da beißt sich der Hund in den Schwanz. Denn mit niedriger Qualifikation ist man dazu verdammt, schlecht bezahlte Arbeit anzunehmen, und mangelnde ökonomische Freiheit führt automatisch zu Kriminalität. Auch wenn nicht jeder, der ins Land kommt, kriminell ist und wenn es auch einen Teil von nach Europa geflüchteten Menschen gibt, die sich in den letzten 10 Jahren gut und richtig integriert haben und zu einem tatsächlich bereichernden Bestandteil der Gesellschaft geworden sind, war der Blutzoll für dieses Merkel'sche Experiment schlichtweg zu hoch. Dieses Experiment ist gescheitert. Das zeigen die Zahlen, aber das zeigen auch die persönlichen Schicksale, die hinter Merkels Politik stehen. Darauf werden wir noch später im Buch zu sprechen kommen.

		

		
			Aus historischer Verantwortung nichts gelernt

			Ausgerechnet eine deutsche Kanzlerin, ausgerechnet eine österreichische Regierung hätten eine besondere aus der Historie unserer Länder abgeleitete Verantwortung für jene Bevölkerungsgruppen, die unter den faschistischen Vorgängern leiden mussten. Nein, weder Merkel noch Faymann, weder Kurz noch Scholz oder ein Herr Merz tragen oder trugen direkte und persönliche Verantwortung für die Gräuel, die zwischen 1933 und 1945 in Europa, im Speziellen ausgehend von Österreich und Deutschland, stattfanden. Wir alle, die heutigen Generationen, tragen keine persönliche Schuld. Selbstverständlich verspüren wir aber eine besondere Verantwortung gegenüber unserer Historie und sind moralisch dazu verpflichtet, besondere Sensibilität für Entwicklungen zu zeigen, die in den Terror des nationalsozialistischen Regimes geführt haben. Denn das Schicksal von Millionen von Menschen ist untrennbar Teil eines einzigartig grausamen Kapitels unserer Nationen geworden. Aus diesem Anspruch heraus, besonders wachsam sein zu müssen, haben wir eine Verpflichtung für jene Bevölkerungsgruppen, die Opfer des NS-Regimes wurden. Das waren Bürger jüdischen Glaubens, das waren Roma und Sinti, das waren Homosexuelle, das waren Christen, das waren politisch Andersdenkende, die der nationalsozialistischen Ideologie diametral entgegenstanden.

			Die größte Opfergruppe waren zweifelsohne die Juden. Aus einem historisch über die Jahrhunderte heraus bestehenden politischen wie religiösen Antisemitismus heraus wurde industrieller Mord. Wenn wir an den unzähligen Jahrestagen im Gedenken an den Holocaust an den Aschenhäufen in den Konzentrationslagern unsere Kränze niederlegen, in den Parlamenten und Sälen der Institutionen den Schwur „Nie wieder“ erneuern, dürfen wir eben nicht vergessen, dass dieser Antisemitismus nicht nur einer politischen Ideologie, einer verheerenden Rassenideologie entstammte, sondern auch religiöse Ursprünge hatte und heute wieder hat. Die über die Jahrhunderte gepflogene Auslegung des Christentums, wonach die Juden besondere Schuld auf sich geladen hätten, weil sie Christus verraten hätten, hat seinen Teil zum besonders grausamen Höhepunkt der Völkerverachtung beigetragen. Was aber offenbar in den letzten 80 Jahren komplett im Westen, in Europa ausgeblendet wurde, ist die Tatsache, dass der religiös-muslimisch bedingte Antisemitismus vom Großteil der muslimischen Glaubensautoritäten niemals korrigiert bzw. zurückgenommen wurde, sondern sich hingegen wieder verstärkt.

			In Österreich wurde nach dem Zweiten Weltkrieg ein Verbotsgesetz implementiert. Es soll nationalsozialistische Umtriebe, Verherrlichung der Schrecken des Nationalsozialismus und Relativierung der Opfer verhindern. 1980 und 1990 gab es in ganz Österreich gerade einmal eine einzige Verurteilung nach diesem Verbotsgesetz. Ab 2015 stiegen diese Zahlen an und bereits 2020 wurden 128 Verurteilungen und 2022 215 Verurteilungen dokumentiert. Um einer möglichen Interpretation vorzubeugen: Die Corona-Jahre hatten keinen Kausalzusammenhang mit dem sprunghaften Anstieg der Verurteilungszahlen. Laut österreichischen Rechtsexperten sind es die Konflikte zwischen Palästinensern und Israel, die diese Zahlen explodieren lassen.

			Auch die deutschen Zahlen über antisemitische Vorfälle sprechen eine klare Sprache. Wurden durchschnittlich von 2001 bis 2016 zwischen 1.400 und 1.600 Delikte erhoben, explodierte diese Zahl bis 2024. 5.177 antisemitische Delikte wurden im letzten Jahr vermerkt und sind unverfälschter Beweis für die prophezeite Entwicklung, wonach wir uns mit dem muslimischen Antisemitismus längst vergangen geglaubte Judenfeindlichkeit wieder anzüchten. Selten wird dieser religiös motivierte, dieser muslimisch angetriebene Antisemitismus, der politisch von Linken beförderte und geduldete Israel-Hass verfolgt. Die Exekutive zeigt wohl an, die Justiz hingegen legt die Anzeigen mehrfach zur Seite. Die Toleranz gegenüber den als Glückskinder Merkels verklärten islamistischen Gotteskriegern ist in manchen Kreisen wohl größer als der Respekt vor den Millionen jüdischen Opfern des NS-Regimes. Der Präsident der Wiener Kultusgemeinde kritisierte im Mai 2025 diese Justizpolitik scharf. Die Exekutive mache „sehr wohl ihren Job“, aber es habe keine Konsequenzen und Auswirkungen. „Es kommt nicht zu Anklagen und schon gar nicht zu Verurteilungen“, sagte Oskar Deutsch gegenüber dem Radiosender Ö1 des ORF. Die ansteigende Kurve der antisemitischen Vorfälle erfolgt parallel zum Anstieg der Zuwanderung aus muslimisch geprägten Ländern. Die Folge ist „Schweigen im Walde“ besonders in jenen Kreisen, die sonst bei allen Gedenktagen ob der Schrecken des Nationalsozialismus in der ersten Reihe große Reden mit dem Abschlussappell „Nie wieder“ schwingen.

			Ich komme zu einem knallharten Urteil: Langsam bekomme ich den Eindruck, dass viele, vor allem Sozialdemokraten und Linke, weniger die Opfer des Antisemitismus beklagen, sondern eher diese missbrauchen, um billige Meter im täglichen Spiel der Parteipolitik zu machen. Um es zu präzisieren: Ihnen sind die Opfer und die Tat an ihnen an sich egal. Ihnen kommt es nur darauf an, wer die Tat beging und ob man einen ideologischen Faden in die Gegenwart zur Verleumdung politischer Gegner ziehen kann. In jüdischen Kreisen hörte ich ein Sprichwort, dass treffender kaum sein könnte: „Tote Juden sind ihnen eben lieber als der Schutz der Lebenden.“ Das offenbart die Doppelmoral europäischer Eliten. 2021 präsentierte die SPD ihr Wahlprogramm und die damalige Chefin Saskia Esken zählte „acht diskriminierende Haltungen“ auf, die es zu bekämpfen gilt. Raten Sie, welche Diskriminierung fehlt? Exakt, die Diskriminierung unserer jüdischen Mitbürger aufgrund einer religiösen, im Islam verortbaren Haltung. Die SPD werde „nachdrücklich gegen Rassismus, Rechtsextremismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Islamfeindlichkeit, Antifeminismus, Sexismus und LGBTIQ*-Feindlichkeit vorgehen“, schrieben die Genossen. Die Tatsache, dass sich die von ihnen eingeladenen Islamisten gegen Juden, gegen Schwule, gegen Frauen stellen, ist diesen politischen Irrlichtern aus der linken Mottenkiste gänzlich entgangen. In einer ZDF-Sendung legte Esken nach: „Weil der Islamismus eine radikalisierte Form des Islam ist, der per se keine gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit ausdrückt.“ Der Islam, der größtenteils die Basis für eine radikale Auslegung bietet, kennt keine Menschenfeindlichkeit? Spannende These einer schlicht dummen, verblendeten und ideologisch verbissenen, schlussendlich politisch gescheiterten Person, vor allem im Hinblick auf die massakrierten jüdischen Mitbürger, die Terroranschläge von Nizza bis Berlin, die Angriffe auf Schwule aufgrund religiöser Verblendung.

			Jahrelang wurde bestritten, dass die seit 2015 eingeleitete massive Migrationswelle nach Europa aus muslimischen Ländern den Antisemitismus verstärken würde. Jeder, der dies behauptet, sei ein Rechtsextremer, war das gepflogene Mantra jener, deren Ausreden angesichts der politischen Verantwortungslosigkeit wohl schwerer wogen als die Achtung jener, für deren Schutz man aus historischen Gründen besonders zu sorgen hätte. Erst sehr spät, rund um das Jahr 2020, dämmerte es den ersten scheinkonservativen Mitstreitern von Angela Merkel, dass die Segnungen ihrer als Schutzmantelmadonna verklärten Kanzlerin ausgerechnet jenen am meisten schaden, zu deren Schutz sich Deutschland verpflichtet sieht. CSU-Mann Dobrindt, von manchen als Kettenhund Söders bezeichnet, forderte im Jahr 2021: „Wer Israel das Existenzrecht abspricht, antisemitische Parolen skandiert, Hass gegen Juden verbreitet und zu Gewalt aufruft, hat sein Schutzrecht verwirkt und muss unser Land verlassen.“ Bisher kannte man solch scharfe Worte von Söder und Co. nur in Bezug auf jene politischen Mitbewerber, die auf den Schaden der Merkel'schen und von Söder und Co. unterstützten Politik hinwiesen. Auch bei diesen Scheinkonservativen erkennt man ähnliches Verhalten wie bei den Linken. Der Schutz der Juden betrifft nur die Gedenkstätten ihres Todes. Die Unterstützung aktiven Lebens der Juden ist diesen Proponenten der Heuchelei nachrangig. Der Israel-Palästina-Konflikt zeigt es. Zuerst rückten die Linken von Israel ab, verurteilten das Selbstverteidigungsrecht jener demokratischen Bastion im Nahen Osten, die sich von 1,4 Milliarden Muslimen in ihrer Existenz zu Recht gefährdet sieht. Dann rückten die Scheinkonservativen ab, vertreten durch den 2025 gewählten deutschen Kanzlerdarsteller Friedrich Merz. In Österreich ist die Situation keine andere gewesen, sie ist es bis heute nicht. Ausgerechnet die scheinkonservativen Christlich-Sozialen haben an der Seite der Sozialdemokraten, bei denen sich linke Antisemiten und Israel-Hasser tummeln, jahrelang wahre konservative und freiheitliche Politiker kritisiert und diffamiert, sie des vermeintlichen Antisemitismus gescholten, sie in Israel verleumdet und über Jahrzehnte gleichzeitig alles darangesetzt, dass die wahren größten Feinde des Judentums in großer Menge ungehindert ins Land durften. Die Medien, vor allem der öffentlich-rechtliche Bereich von ZDF über ARD bis zum ORF, haben in den letzten 10 Jahren auch alles darangesetzt, nur nicht über islamistische Angriffe auf Juden berichten zu müssen. Denn es hätte nicht in das fein inszenierte Konzept, in die verordnete Agenda gepasst, wonach die Millionen aus Syrien, Afghanistan, Tschetschenien und Co. „Geflohenen“ ausschließlich weltoffene, demokratische, minderheitenfreundliche Humanisten sind.

			Wenn man über dieses Problem nicht eine parteipolitisch wie ideologisch verordnete Schablone der Dummheit und Lüge gestülpt hätte, hätte man das wissen müssen oder können. Es ist doch im Hinblick auf die politische Grundmentalität der islamischen Welt absehbar und logisch. Machen wir ein gemeinsames Gedankenexperiment: Versetzen wir uns in das Afghanistan des Jahres 2001, genauer gesagt in die Stadt Kandahar. Diese wurde 2001 von den Fesseln der islamistischen Taliban durch Unterstützung der US-Truppen befreit. Ein Krieg macht keinen Unterschied zwischen Guten und Bösen. Es gibt keinen chirurgischen Krieg, im Krieg stirbt als Erster die Wahrheit und als Zweiter sterben immer die Unschuldigen. Kandahar ist die drittgrößte Stadt Afghanistans, eine einst kulturelle Hochburg, die antike Siedlung, von Alexander dem Großen gegründet. Im zeitlichen Vergleich zu manchen Städten und Metropolen Europas eine wahre Quelle menschlicher Zivilisation. Durch Kriege, durch die USA, die Sowjetunion, durch Islamisten wurde Afghanistan regelrecht entstellt, in die klischeehaft als graues Mittelalter verstandene brutale Anarchie des Faustrechts zurückgeworfen. Gehen wir davon aus, dass im Jahr 2000 in Kandahar das siebente Kind einer Familie, ein Sohn, das Licht der Welt erblickte. 2001 kam es zur sogenannten „Befreiung“ Kandahars von den Taliban. Und gehen wir weiter davon aus, dass der Vater dieser Familie im Zuge des von den USA als „Befreiung“ verklärten Krieges als einfacher, unschuldiger Zivilist den Tod durch eine amerikanische Granate fand, wie auch zwei weitere Geschwister dieser afghanischen Großfamilie dasselbe Schicksal erlitten. Bis ins Jahr 2014 hörte der Jüngste diese traurige Geschichte seiner Familie, dass drei Angehörige durch US-amerikanische Waffen umgekommen sind. Gespickt sind die Erzählungen, dass in den USA die Juden leben und herrschen und es Israel höchstselbst gewesen sei, das den als Völkermord an Muslimen empfundenen Krieg, in Wahrheit die Befreiung von den Taliban befehligte. Mit diesem anerzogenen Scheinwissen, mit diesen antisemitischen Vorurteilen und Verschwörungstheorien, mit dieser Sozialisierung flieht der dann 15-jährige im Jahr 2015 aufgrund des Rufes von Angela Merkel Richtung Europa. Im Frühjahr 2016 überquert er die Grenzen zu Deutschland, bekommt Asyl, lebt in einer der Großstädte Deutschlands mit hohem Anteil von Afghanen, spricht weiter die Ursprungssprache, schottet sich ab, geht in die nächstgelegene Moschee und hört denselben Hass, den er schon in Kandahar täglich serviert bekam. Was er in Afghanistan von seiner Mutter und den verbliebenen Geschwistern eingetrichtert bekam, ist klar: „Die Juden sind schuld an Deinem Schicksal.“ In Deutschland hört er in jener Parallelgesellschaft, in der er Aufnahme gefunden hat, nichts anderes. Überhaupt nichts anderes, denn wir als Gesellschaft dulden ja diese als Zentren des Dschihad verstandenen Hass-Moscheen. Was glaubte Merkel eigentlich, wen sie im großen Stil importierte? Größtenteils Antisemiten, sozialisierte Antisemiten, original religiös motivierte Antisemiten, Judenhasser.

			Als ich in den 2000er-Jahren im Rahmen einer Delegation des mittlerweile verstorbenen österreichischen Bundespräsidenten Thomas Klestil mit meinem Chef, dem damaligen Vizekanzler und Sozialminister Herbert Haupt, auf Staatsbesuch in Teheran war, hörten wir von iranischen Autoritäten nichts anderes, als heute in den in Europa installierten Parallelgesellschaften gedacht wird. Klestil wurde von Rafsandschāni, dem obersten Wächter des Glaubensrates, mit den Worten „Endlich ein Österreicher, die wussten wenigstens, wie man mit den Juden umgeht“ begrüßt. Die Anspielung auf Adolf Hitler und die Gräuel des NS-Regimes muss ich nicht extra erwähnen. Dasselbe spielt sich heute in einem Großteil unserer türkischen Gemeinden, syrischen Gemeinden ab. Israels Vernichtung, die Vernichtung der Juden ist Staatsdoktrin der meisten islamischen Staaten. Darüber kann man nicht hinweglügen. Ausgerechnet aus diesen Staaten massenweise Menschen zu importieren, die im Rucksack ihrer Sozialisierung den Antisemitismus mit sich tragen, ist daher ein Verbrechen an unseren jüdischen Mitbürgern und straft alle Schwüre an den Jahrestagen der Befreiung der Konzentrationslager auf deutschem wie österreichischem Boden der Lüge. Ich habe das Zitat des verstorbenen deutschen Modeschöpfers Karl Lagerfeld schon mehrmals in meinen Büchern erwähnt, ich tue es wieder. Nicht weil es in einem Satz den Wahnsinn der „Wir schaffen das“-Politik exakt auf den Punkt trifft, sondern weil Lagerfeld politisch als durchaus „unverdächtig“ galt und gilt. Bei einem Auftritt im Jahr 2017 im französischen Sender C8 sagte er: „Selbst, wenn Jahrzehnte dazwischenliegen, kann man nicht Millionen Juden töten und später dann Millionen ihrer schlimmsten Feinde holen.“ Genau das hat Merkel getan. Jene Merkel, die 2004, und auch das kann man gar nicht oft genug wiederholen, die Integrationsunfähigkeit von Muslimen anprangerte.

			Können sich heute jüdische Mitbürger ihrer körperlichen Gesundheit sicher sein, wenn sie mit der Kippa am Haupt durch Berlin oder Wien spazieren? Nein! Wir lesen doch zu oft von jenen Übergriffen, wo als Juden erkenntliche Mitbürger bespuckt oder angepöbelt werden. Ist es der alte, 100-jährige Nazi-Opa, der mit Blick auf die Juden seinen gestörten Aggressionen freien Lauf lässt? Oder ist es der alte intellektuelle Sozialist aus dem Bund Sozialistischer Akademiker, der seinen ideologisch motivierten Hass auf Juden in der vornehmeren „Israel-Kritik“ versteckt? Nein, es ist der mittlerweile 25-jährige Bursch aus Kandahar, der seine offene Rechnung mit jener Gemeinschaft von Menschen begleichen will, die er im Heranwachsen von Geschwistern und Verwandten als „wahren Schuldigen“ für sein höchstpersönliches Schicksal serviert bekommen hat. Das ist Merkels Schuld, zumindest eine weitere in jener langen Liste, die im Widerspruch zur medialen Heiligsprechung der Altkanzlerin steht.

			Als am 7. Oktober 2023 die islamistische Hamas Israel angriff, Terror verbreitete, unschuldige Zivilisten barbarisch niedermetzelte, Geiseln nahm, reagierte Israel mit einem Gegenangriff auf den Gaza-Streifen, der von den Hamas beherrscht wird. Wie bei allen Kriegen, sterben die Unschuldigen zuerst. Das ist keine Spezialität israelischer Kriegsführung, das ist das Wesen jedes Krieges, aus welcher Motivation er auch immer betrieben wird. Im Kampf gegen den Terror müssen bis heute auch jene unschuldigen Bürger ihr Leben lassen, hinter denen sich die Terroristen feige verstecken. Ich will auf die näheren Umstände dieses Krieges, die Kriegsführung nicht eingehen. Und ich will, zumindest in diesem Buch, die Schuldfrage für den Konflikt zwischen Israel und der arabischen Welt nicht weiter vertiefen. Sie steht ohnedies fest: Denn Faktum ist, die Hamas hat Israel in einem barbarischen Akt des Terrors angegriffen und Israel wehrt sich. Israel wehrt sich, von der Bildfläche zu verschwinden, einem Kalifat Platz zu machen. Israel führt jenen Krieg, zu dem wir Europäer schlicht zu feig sind. Was ich ansprechen will, ist jene Tatsache, dass wenige Tage nach der Reaktion Israels auf den Terroranschlag der Hamas in allen europäischen Hauptstädten wahre Armeen von Hamas-Verstehern auf Knopfdruck auf die Straße gingen. Die Berliner Straßen und Plätze waren voll von den Hamas-Fahnen, wie auch der Stephansplatz, das Herz von Wien, vom Protest eines Konfliktes geprägt war, der kein europäischer ist. „Tod den Juden“ konnte man auf Transparenten lesen. Mit dem auf den mitgebrachten Plakaten zu lesenden „From the river to the sea – Palestine will be free“ ist nichts anderes als die Auslöschung des gesamten Staates Israel gemeint. Bereits im Mai 2021, zwei Jahre vor dem Krieg zwischen Israel und der Hamas, eskalierte der Konflikt im Nahen Osten. Dies führte automatisch zu einer Verlagerung des Konflikts, wenngleich auch in anderer Form, inmitten unserer Städte. In Deutschland kam es zu spontanen Kundgebungen, zu 130 Demonstrationen, an denen sich bis zu 43.000 Menschen, darunter eine hohe Anzahl von Islamisten, beteiligten. Inmitten Deutschlands, inmitten jenes Staates, dessen Reichsregierung bis 1945 die Juden industriell vernichten ließ, konnte man im 21. Jahrhundert dieselben Parolen lesen, dieselbe Aggression wieder spüren.

			Sind die Hunderttausenden wütenden, jungen, arabischstämmigen Menschen vom Himmel gefallen? Oder sind sie das Resultat jener Politik, die Merkel und ihre Helfershelfer im scheinkonservativen wie linken Spektrum des politischen Radius ungeniert, unkontrolliert ins Land ließen? Glaubten die Multikulturalisten wirklich, dass sich religiös motivierter, anerzogener Antisemitismus mit einem profanen Sprachkurs tilgen lässt? Übrigens ist es nicht auszumalen, wie unsere Straßen und Plätze binnen von Stunden aussehen würden, wenn Europa oder europäische Länder in einen direkten Konflikt mit islamischen Nationen gerieten. Aus Troja und den trojanischen Pferden hat das politische Establishment nichts gelernt. Schade.

			Als ich Ostern 2017, übrigens das erste Mal nach meiner bis 2015 andauernden aktiven politischen Karriere, wieder begann, mich breitenwirksam politisch zu äußern, war der Anlassfall das Verfassungsreferendum Erdoğans. Nicht die Tatsache, dass Erdoğan die Errungenschaften von Kemal Atatürk zurücknimmt und aus der säkularen Türkei einen muslimischen Gottesstaat bastelt, erzürnte mich. Ich bin grundsätzlich der Meinung, dass jeder nach seiner Façon leben kann. Entsetzt hat mich die Tatsache, dass die Mehrheit der in Europa lebenden Türken im Rahmen dieses Referendums Erdoğan auch noch zustimmte. Auf Knopfdruck befehligte der Bosporus-Diktatur seine Heere in Europa. Denn er hat längst mit seinen Netzwerken Europas Nationen und Parteien unterwandert. Diese türkischen Erdoğan-Gemeinden leben in Europa. In einem Europa der Demokratie, einem Kontinent der Meinungsfreiheit, in Ländern, die Minderheiten respektieren, die Frauenrechte achten, Homosexuelle nicht steinigen. Ich verstieg mich zu einem tierischen Vergleich: „Ausgerechnet Hühner in der europäischen Freilandhaltung plädieren dafür, dass ihre Geschwister in die türkische Käfighaltung Erdoğans zurückkehren.“ Zu diesem Thema trat ich im österreichischen Sender Servus TV und erstmals in oe24.tv auf. Die Folge war, dass ich aufgrund meiner Haltung Tausende Zuschriften, regelrechte Drohungen erzürnter Erdoğan-Versteher erhielt. Ich möchte diese hier nicht wiedergeben, da sie teils nicht jugend- und straffrei sind. Sogar konkrete Gewaltandrohungen waren einige dabei. Ein Sicherheitsbeamter meines Heimatbundeslandes kontaktierte mich und warnte vor einem möglichen Sicherheitsrisiko für meine Person, wenn ich mich in meiner Heimatstadt Graz in den darauffolgenden Monaten ungeschützt in Viertel begeben sollte, wo der Anteil von Muslimen besonders hoch ist. Ich war in meiner Bewegungsfreiheit in meinem eigenen Land eingeschränkt, weil Frau Merkel und ihre Helfershelfer Menschen ins Land ließen, die meine Meinungsfreiheit vernichten wollen. Das ist also die Freiheit, die Merkel meinte. Wir sehen, auf welchem ferngesteuerten Pulverfass wir seit 2015 sitzen und nicht imstande sind, diese für unsere freie Gesellschaft schädliche Entwicklung umzukehren.

			Wenn in Berlin im 21. Jahrhundert, 80 Jahre nach dem Ende des NS-Regimes, das Kind einer jüdischen Familie aus der Schule genommen werden muss, weil es von muslimischen Mitschülern terrorisiert wird, geht Hitlers am 30. April 1945 zu Ende geträumter Wunschtraum 80 Jahre später dank des mildtätigen Wirkens seiner Nachfolgerin im Amte endlich in Erfüllung. Hat sie es nicht gewusst, ist sie schlicht dumm? Hat sie es geahnt und in Kauf genommen, ist sie eine Verbrecherin? Merkel hätte in ihrer 2025 erschienenen Biografie „Freiheit“ die Gelegenheit gehabt, eine ehrliche Antwort zu geben. Aber allein die Auseinandersetzung mit dieser dramatischen Schattenseite ihres Wirkens würde das mühsam aufgebaute Vermächtnis der deutschen Kanzlerin für alle nachfolgenden Generationen restlos zerstören.

			Spätestens der 7. Jänner 2015 hätte Warnung genug sein müssen. Frankreich, Paris, wurde vom Anschlag auf das Redaktionsbüro von Charlie Hebdo erschüttert. In Sekundenschnelle verbreitete sich die Nachricht über diesen Einschlag blutigen, religiösen Wahns auf dem gesamten Globus. „Mit Erschütterung habe ich die Nachricht von dem niederträchtigen Anschlag auf die Zeitungsredaktion in Paris erhalten. Deutschland steht in diesen schweren Stunden eng an der Seite unserer französischen Freunde. Diese abscheuliche Tat ist nicht nur ein Angriff auf das Leben französischer Bürgerinnen und Bürger und die innere Sicherheit Frankreichs. Sie stellt auch einen Angriff auf die Meinungs- und Pressefreiheit dar, der durch nichts zu rechtfertigen ist“, schrieb Merkel am selben Tag noch an ihren Amtskollegen in Paris, den damaligen Präsidenten François Hollande. Die Trauer ob dieses Angriffs auf die Meinungs- und Pressefreiheit, die Erschütterung ob dieser abscheulichen Tat hielten nur leider keine acht Monate. Denn acht Monate später, im August, lud sie die islamische Welt, zumindest einen Großteil ihrer Angehörigen, ein, nach Europa zu kommen. Wider besseres Wissen! Das Attentat auf Charlie Hebdo im Jänner 2015 hielt auch Österreichs damaligen Bundeskanzler Werner Faymann nicht davon ab, zum willenlosen, ideenlosen Knecht der technokratisch, ideologisch getriebenen Verbrecherpolitik aus Berlin zu werden.

			1.366 antisemitische Delikte wurden 2015 in Deutschland erfasst. 2021 waren es schon 3.021 und für 2024 sind wir bereits bei 5.177. Zahlen lügen nicht. Genauso wenig wie jene Zahlen, die Thilo Sarrazin in seinem Werk „Deutschland schafft sich ab“ präsentierte und dafür vom politischen Establishment Europas gescholten wurde. Natürlich findet sich in dieser Statistik auch der glatzköpfige Rechtsradikale, der mit dem Baseballschläger und dem zahnlosen Oberkiefer die jüdische Weltverschwörung biertrunken herausbrüllt. Wenn ich aber als politisch Verantwortlicher weiß, dass ich in dem von mir verwalteten Land ohnedies ein Problem mit historischem, politisch oder religiös motiviertem Antisemitismus habe, stellt sich schon die Frage, warum ich diesem ohnedies vorhandenen Nährboden einen hunderttausendfachen, nein, einen millionenfachen Dünger hinzugebe. Wie ehrlich sind dann die Worte des politischen Establishments zu den Holocaust-Gedenktagen? Wie ehrlich ist die Beistandspflicht, die Europas Nationen dem Staate Israel leisten wollten? Sie sind Lug und Trug, von derselben Heuchelei getragen, wie die Tausenden Beileidstelegramme, die politische Mandatsträger zu Terroranschlägen oder „Einzelfällen“ mit dem immer wiederkehrenden Text unter Verwendung wechselnder Opferzahlen und Tatorte aussenden lassen.

			Im August 2020 wurde der Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde Graz, Elie Rosen, Opfer eines Übergriffes. Rosen wurde tätlich angegriffen. Der Täter war Syrer, kam wenige Jahre zuvor nach Österreich. Seine Motivation war eine religiös motivierte, eine islamistische. Zumindest gab er das bei der Einvernahme zu Protokoll. Die Bestürzung in Österreich in diesen Tagen war groß. Der damalige österreichische Bundeskanzler Karl Nehammer (ÖVP) trat gemeinsam mit seiner Verfassungsministerin und der Integrationsministerin vor die Presse. Unisono sprachen sie von einem „Angriff auf unsere Wertegesellschaft“. Man müsse sich die „Schnittstelle von Islamismus und dem politischen Islam zum Antisemitismus“ genauer ansehen. Genauer ansehen? Sind diese Sprechpuppen alle noch bei Verstand? 10 Jahre, nachdem man den Zuzug aus hauptsächlich muslimisch geprägten Ländern mit hauptsächlich islamisch geprägten Menschen nach Europa zuließ, müsse man sich „die Schnittstelle“ genauer ansehen? Allein in diesen flapsigen Äußerungen der Verantwortungsträger einer Nation kommt das gesamte, brandgefährliche Unwissen ob der Gefahren einer zügellosen Zuwanderung aus kulturfremden Kreisen zum Ausdruck. Elie Rosen gab damals zu Protokoll, dass er „politische Vereinnahmung“ des Anschlages auf ihn ablehne. Er verwies auch darauf, dass es einen rechten wie linken, einen politischen Antisemitismus wie nun auch einen religiösen, einen israelbezogenen Antisemitismus gebe. Und er erwähnte den Anschlag auf die jüdische Synagoge in Halle aus dem Jahr 2019, als ein Rechtsextremer ein Blutbad anrichtete. Die Tatsache, dass wir auf europäischem Boden ohnedies mit rechtsextremem wie linkem Antisemitismus zu kämpfen haben, darf aber nicht dazu führen, dass wir aus Gründen der „ausgleichenden Gerechtigkeit des Hasses“ uns den nächsten rostigen Nagel mit dem islamistischen Antisemitismus importieren. Oft erlebe ich in politischen Diskussionen eine Art Aufwiegen. Es passiert ein schrecklicher Anschlag, dieser ist wie so oft in den letzten 10 Jahren religiös motiviert. Reflexartig wird vom Diskussionspartner eine Gewalttat rechtsextremen Ursprungs in die Debatte eingebracht. Als ob es einen islamistischen Anschlag pardonieren würde, wenn dieselbe sinnlose Gewalt von einem sogenannten „einheimischen Rechtsextremen“ ausgeht. Wir sehen, manche sind auf einem Auge blind, manche auf beiden und viele sind schlichtweg durch ideologische Verblendung nur mehr dumm.

			Der deutsche Verfassungsschutz, also jene Einrichtung, die auch Angela Merkel fortlaufend beriet, schreibt in seinem Lagebericht Antisemitismus 2022/2023 Folgendes: „Antisemitismus ist seit jeher Bestandteil islamistischer Ideologien: In nahezu allen islamistischen Strömungen und Organisationen lässt sich antisemitisches Gedankengut nachweisen. Lediglich die Art und Weise, wie einzelne Gruppierungen damit in der Öffentlichkeit auftreten und wie sie Antisemitismus in ihrem jeweiligen ideologischen Selbstverständnis einbetten, variiert.“

			All das sagte der Verfassungsschutz bereits 2015 unter der Präsidentschaft von Hans-Georg Maaßen. All das wusste Merkel, all das hat sie nachweislich berichtet bekommen. Und dennoch hat sie anders gehandelt, als es ihr die deutschen Sicherheitsbehörden empfohlen haben. Oft wird die deutschfranzösische Freundschaft bemüht. Frankreich hätte doch Merkel 2015 Warnung sein müssen, wenn sie sich mit den Auswirkungen einer zügellosen Migration beschäftigt hätte. Frankreich hätte ihr schlechtes Beispiel sein müssen, wenn man sieht, wie internationale Konflikte inmitten von Frankreichs Städten und Dörfern ausgetragen werden. Frankreich ist heute ein Ort von Stellvertreterkriegen geworden. Der migrationsbedingte Anstieg des Antisemitismus begann dort recht früh, zu Anfang des Jahrtausends. Im Jahr 2003 verzeichnete man 601 antisemitische Zwischenfälle in Frankreich, 2004 waren es bereits 970 und damit eine Steigerung von 61 Prozent. Vor allem Schulen wurden zum Brennpunkt der Auseinandersetzung zwischen muslimischen Einwanderern und den Nachkommen jener Juden, die von den Nazis bis 1945 verfolgt wurden. Am 1. April 2002, 13 Jahre vor Merkels Sündenfall, brannte die Synagoge von Marseille nieder. Sie wurde Ziel eines Anschlags. Am 21. Jänner 2006 wurde ein 23-jähriger Jude in Paris entführt und von muslimischen Einwanderern in einem mehr als drei Wochen andauernden Martyrium zu Tode gefoltert. Am 19. März 2012, drei Jahre vor Merkels „Wir schaffen das“, wurden vier Menschen in einer jüdischen Schule in Toulouse ermordet. Der Täter bekannte sich zu Al Qaida. Am 4. April 2017 wurde eine 65-jährige Französin aus dem Fenster ihrer Wohnung inmitten von Paris gestoßen. Der Täter war ein muslimischer Einwanderer aus Mali, sein Motiv glatter Antisemitismus. Und am 23. März 2018 wurde Frankreich durch den bestialischen Mord an Mireille Knoll erschüttert, die zuerst brutal erstochen und dann in ihrer eigenen Wohnung durch einen muslimischen Nachbarn verbrannt worden war.

			Das unmittelbare Nachbarland Frankreich hätte doch warnendes Beispiel dafür sein sollen, dass das Experiment, Unintegrierbares integrieren zu wollen, gegenüber Intoleranten tolerant zu sein, eindrucksvoll und zulasten jener, die wir zu schützen haben, gescheitert ist. Trotz dieser unübersehbaren Warnsignale setzte Merkel dazu an, Deutschland zum Ziel-1-Gebiet einer Zuwanderung hauptsächlich aus islamischen Autokratien zu machen. Man sieht, welche Bedeutung die vor sich hergetragenen Standpunkte und Grundwerte tatsächlich haben. Das fremden Menschen Tausende Kilometer entfernt eingeräumte Recht auf Zuwanderung, denn Flucht ist es in den wenigsten Fällen, wiegt in den Augen der linken Relativierer schwerer als die einst vorangestellten Standpunkte. Der Transfer der in Kauf genommenen Islamisten als Schläfer in der Herde der Millionen seit dem Jahr 2015 war wichtiger als der Schutz der nach dem Massenmord des NS-Regimes in Europa übriggebliebenen jüdischen Bevölkerung vor Antisemitismus. So viel Heuchelei und Opportunismus hätte ich selbst den Linken niemals zugetraut.

			Einen anderen Weg gingen die Länder des ehemaligen Ostblocks, also jener Nationen, die hinter dem Eisernen Vorhang des Kommunismus über Jahrzehnte gefangen lagen. Ungarn ging bewusst auf Konfrontation zu Merkel, Ungarn ging unter Ministerpräsident Viktor Orbán einen gänzlich anderen Weg. Es lohnt sich daher, im Abstand von 10 Jahren die Unterschiede in der Entwicklung des Antisemitismus näher zu beleuchten. Im Unterschied zu Deutschland, Frankreich oder Österreich gibt es in Ungarn kaum Fälle von Gewalt gegen Juden. Jüdische Bürger fühlen sich in Ungarn sicherer als in allen anderen EU-Ländern. Das ergeben laufende Studien, wie sie beispielsweise die EU-Grundrechtsagentur FRA erhebt. 2018 gaben nur 13 Prozent der jüdischen Ungarn an, Angst vor antisemitischen Übergriffen zu haben. In Frankreich befürchtet das mehr als die Hälfte der Juden und in Deutschland knapp die Hälfte. In Österreich ist die jüdische Gemeinde mit rund 8.000 Mitgliedern relativ klein, in Ungarn leben laut Schätzungen mehr als 100.000 Juden, gesellschaftlich geachtet und respektiert. Ungarn hat die viertgrößte jüdische Gemeinde auf dem Kontinent. Das jüdische Leben prosperiert, findet in vielen Synagogen statt, ist in Ungarn durch den von Viktor Orbán gelenkten Staat geschützt. Ich bin oft in Ungarn und erlebe, wie harmonisch dieses gemeinschaftliche Leben zwischen den in Ungarn dominierenden Christen und ihren älteren Brüdern, den Juden, funktioniert. Da gibt es keine antisemitischen Angriffe, da wird Gemeindemitgliedern nicht die Kippa vom Kopf geschlagen. Orbán war eben nicht so dumm, den Islamismus in sein Land zu lassen. Dennoch ist Viktor Orbán Ziel von diffamierenden, verleumderischen Angriffen aus der EU. Er sei ein Antisemit, er sei ein Diktator, weil er George Soros' Einmischung in die ungarische Innenpolitik kritisiere, lautet einer der Stereotype im Kampf gegen Orbáns Ungarn. Der Schönfehler dieser These ist halt nur, dass Israels Ministerpräsident und mit ihm namhafte Vertreter jüdischer Gemeinden in Europa in der Kritik gegen Soros dem ungarischen Amtskollegen in keinster Weise nachstehen. Ist Netanjahu ein Antisemit? Kann ein israelischer, ein jüdischer Ministerpräsident Antisemit sein? Natürlich nicht. Daher gehen die Angriffe gegen Orbán auch ins Leere, zumindest bei jenen, die ihre Informationen nicht nur aus jenen verlogenen, tendenziös gestalteten Medien entnehmen, die sich im Jahr 2015 beim unterwandernden Zuzug hauptsächlich männlicher Muslime vor lauter Freude in den Armen lagen. Im Gegensatz zu Berlin, Wien oder Paris können Juden in Budapest völlig unbehelligt, ja völlig unbemerkt ihre Kippa tragen. Das ist in anderen europäischen Städten nicht mehr möglich.

			Natürlich gibt es in Ungarn auch Antisemiten. Ehemalige Kommunisten, die ihren Antisemitismus in einer „Kapitalismuskritik“ gut zwischen den Zeilen verstecken. Oder auch rechtsextreme Strömungen. Nur geht man in Ungarn nicht den Weg, den ohnedies in der Gesellschaft in geringer Anzahl vorhandenen Antisemitismus durch nahöstliche Importware zu verstärken. Wenn eine Wunde klafft, dann vergrößert man sie nicht, um sie zu heilen. Man näht sie zu und schaut, dass keine Bakterien in die offene Wunde gelangen. Sonst entzündet sich diese Stelle. Wenn man also aus politischen wie religiösen Gründen ein Problem mit Antisemitismus am Kontinent hat, wird man das Problem nicht lösen, wenn man jene Menschen vervielfacht, die einer antisemitischen Idee folgen. War das nur ein einberechneter Kollateralschaden der Merkel'schen Politik? Wer gab ihr das Recht, dieses Risiko den Schultern eines Volkes aufzubürden, das diesbezüglich ohnedies genügend historische Last zu schleppen hat?

		

		
			Wenn die Bunten Selbstmord betreiben

			Vergegenwärtigen wir uns die vielfältigen Angriffe auf Homosexuelle, ausgehend von jenen, die größtenteils als Bereicherung für unsere Gesellschaft begrüßt wurden: Am 4. Oktober 2020 ermordete der damals 20-jährige Syrer Abdullah einen 55-jährigen Krefelder in Dresden und verletzte dessen 53-jährigen Lebensgefährten schwer. Seine Motivation: Er wollte Ungläubige töten. Tatsächlich war der Täter durch muslimisches Glaubensverständnis getrieben und sah sich in der Tradition der Glaubenswächter, um die „Ungläubigen“ zu richten. In den Augen vieler Muslime sind auch Christen Ungläubige. Das schreibe ich den katholischen Glaubensautoritäten in ihr Stammbuch.

			In Gillamoos, beim politischen Frühschoppen, auf dem ich im Jahr 2024 eine dem Anlass und Ort angemessene spottende Rede über aktuelle politische Zustände in Deutschland zu halten hatte, fragte mich im Vorfeld der Veranstaltung ein Redakteur der örtlichen Zeitung, warum gerade ich als in einer eingetragenen Partnerschaft lebender Mann bei der AfD auftrete. Diese Partei sei ja in ihrem Kern homosexuellenfeindlich. Die Antwort war spontan: „Ich habe weniger Angst vor der AfD, als von importierten Islamisten am Baukran aufgehängt zu werden.“ Der Redakteur lachte mild und zeigte somit durchaus bejahendes Verständnis für diese Sicht. Natürlich habe ich auch eine persönliche Motivation, gegen die Segnungen der „Wir schaffen das“-Karawane aufzutreten. Weil sich darunter auch viele befanden und befinden, die die Errungenschaften der letzten Jahrzehnte auf dem europäischen Kontinent rückgängig machen wollen, die mir die Freiheit geben, mein persönliches Dasein frei und unabhängig zu leben. Und um nichts weniger geht es doch uns allen. Die Menschheit hat sich weiterentwickelt, ebenso der Moralbegriff, das Strafrecht. Es soll Zeiten gegeben haben, wo rothaarige Frauen am Scheiterhaufen verbrannt wurden. Und es gab Zeiten, die noch nicht so lange her sind, wo geschiedene Frauen im jeweiligen Dorf vom Rest der frommen und frömmelnden Gesellschaft verachtend angeblickt, mehr noch, aus der Gesellschaft wegen Sündenfalls ausgeschlossen wurden. Wollen wir also das Rad zurückdrehen? Wollen wir uns im moralischen Verständnis jenen annähern, die in einer Hunderte Jahre zurückliegenden, gewalttätig geprägten Zeitkapsel gefangen sind? Durch ihre Kultur, durch ihre Traditionen, durch ihre Religion und deren verbindliche Auslegung? Nein, das wollen wir nicht. Und das schaffen wir auch nicht. Und das wollen wir auch nicht schaffen. Denn es wäre Verrat an allen Errungenschaften unseres europäischen Kontinents, für die über die Jahrhunderte hinweg ein hoher Blutzoll zu leisten war.

			Im Jahr 2024 erreichte Deutschlands weltoffene, bunte, liberale Regenbogen-Hauptstadt Berlin einen neuen Höchststand an homophoben Angriffen im Alltag. 738 Fälle homophober Gewalt wurden registriert. Nach Angaben der Berliner Staatsanwaltschaft steigen solche Angriffe kontinuierlich an. Und nein, bei den Tätern handelt es sich nicht um den erstmals nach Berlin gekommenen Seppl vom Tegernsee, der nach einem langen, frommen, konservativen Leben als oberbayrischer Landwirt erstmals in der großen Stadt mit zwei sich küssenden Männern konfrontiert war. Es ist auch nicht der auf den Straßen umherwandelnde „Katholiban“, der als Erzkatholik verstandene Eiferer, der nun unter Androhung von Gewalt jedem Frauenpärchen auf der Straße das Böse austreiben will. Es handelt sich bei den homophoben Tätern allzu oft um Achmed oder Mohammed, die ihre moralische Sozialisierung im Rucksack mit nach Deutschland brachten und sich nun als neue Glaubenspolizei des muslimischen Wächterrates zu Berlin sehen und aus ihrer Sicht „Ungläubige“ vernichten wollen. Und die ihren mitgebrachten Aggressionen gegenüber allen anderen, deren Lebensstil für sie neu, unbekannt und in jedem Fall mit der islamischen Lehre nicht in Einklang zu bringen ist, im besten Fall mit einem Faustschlag freien Lauf lassen.

			Nicht unerwähnt soll bleiben, dass es in unseren Ländern konservative Strömungen gibt, die eine als „woke“ titulierte LGBTQ-Bewegung massiv kritisieren und deren als ausufernd empfundene Rechte beschneiden wollen. Im Gegensatz aber zu den importierten Islamisten wollen die Konservativen die Homosexualität weder verbieten noch Homosexuelle steinigen oder Kopf über auf den Baukran hängen noch begehen sie Sprengstoffattentate auf Homosexuellenlokale. Konservative kritisieren ausschließlich die Tatsache, dass diese LGBTQ-Bewegung die natürliche sexuelle Neigung zu einer politischen Ideologie pervertiert. Und ja, da haben Konservative Recht. Sexualität hat nichts mit Politik zu tun. Die fast missionarisch betriebene Verkehrung biologischer Realität, an deren Ende 74 Geschlechter liegen, hat nichts mit dem Gerechtigkeitswunsch jener Menschen zu tun, die in der Wahrheit ihrer sexuellen Natur als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft leben wollen.

			Und hier liegt der Unterschied, den Linke und Progressive nicht verstehen wollen. Es waren ja ausgerechnet diese politischen Strömungen, die in den letzten vier Jahrzehnten die Rechte der Homosexuellen vorgeblich stärken, die Diskriminierung verhindern wollten. Es waren ausgerechnet Linke, Grüne und Sozialdemokraten, die das christliche Institut der Ehe, übrigens in Österreich unter dem NS-Regime „verstaatlicht“, für gleichgeschlechtliche Paare geöffnet haben. Und dass ausgerechnet diese nun massiv jenen Zuzug betreiben, der einen gesellschaftlichen Rückschritt bedeutet und Homosexuelle einer wahren, gefährlichen, körperverletzenden Diskriminierung aussetzt, kann als Hochverrat klassifiziert werden. Um mich nicht der Islamophobie auszusetzen oder gar vom deutschen Verfassungsschutz als „gesichert rechtsextrem“ klassifiziert zu werden, habe ich mich dazu entschlossen, einfach den deutschen Verfassungsschutz in Bezug auf die muslimische Verachtung von Homosexuellen zu zitieren: „In den Rechtsschulen der klassisch-islamischen Theologie besteht überwiegender Konsens über ein Verbot des Auslebens von Homosexualität, im Gegensatz zur bis ins 19. Jahrhundert gelebten Praxis in islamisch geprägten Kulturen. Islamisten beschwören ein traditionelles, streng patriarchalisches Familienbild als Teil einer umfassend geregelten gesellschaftlichen Ordnung, in der nonkonformes Verhalten als Angriff gegen die nach althergebrachten islamischen Regeln konstruierte Gemeinschaft gewertet wird. Das zeigt sich vor allem an den konsequent normierten Geschlechterrollen, bei denen dem Mann im Stil eines übersteigerten Männlichkeitsbilds die Rolle als Familienoberhaupt, öffentlichem Akteur und gegebenenfalls auch Kämpfer zugeschrieben wird, während die Frau mit ihren Aufgaben für Mutterschaft und Familie auf den privaten Bereich reduziert ist. Jegliche ‚Angleichung‘ der Geschlechter, ihrer Aufgaben und Aktionsräume wird dementsprechend abgelehnt. Im Fokus steht dabei vor allem die männliche Homosexualität (‚liwat‘), die als ‚Verweiblichung‘ des Mannes und damit der Gesellschaft verunglimpft wird.

			LGBTQ-Menschen sowie Symbole und Orte der LGBTQ-Szene waren in den letzten Jahren wiederholt Ziel islamistischer Angriffe. Jihadistische Gruppierungen gingen und gehen immer wieder mit großer Brutalität gegen Homosexuelle vor. In der Zeit des ‚IS-Kalifats‘ thematisierte die IS-Propaganda die Tötung von Homosexuellen, die von Hausdächern geworfen wurden. Auch in der inoffiziellen jihadistischen Propaganda wird das Feindbild LGBTQ-Bewegung regelmäßig zum Ausdruck gebracht und in den Kontext der islamistischen Ideologie eingeordnet.“ (Bundesamt für Verfassungsschutz – Bericht: Queerfeindlichkeit im Islamismus)

			Der deutsche Verfassungsschutz kommt daher zu folgender Bewertung:

			„Die Reaktionen aus dem salafistischen wie auch dem jihadistischen Spektrum belegen eine strikte Ablehnung aller LGBTQ-Menschen und ihren an die Gesellschaft gerichteten Wünschen und Forderungen sowie der öffentlichen Diskussion darüber.

			Somit werden diese unablässig zum Anknüpfungspunkt für Hassreden und -predigten, die zu einer eskalierenden Spirale der Verunglimpfung queerer Menschen, aber auch generell zu Feindseligkeit gegenüber der westlichen Welt und den ‚Ungläubigen‘ führen können.

			Solche Einstellungen haben in der Vergangenheit immer wieder auch zu physischen Auseinandersetzungen geführt, die auch tödlich enden können, wie der islamistisch motivierte Messerangriff auf ein homosexuelles Paar im Oktober 2020 in Dresden zeigt, bei dem eine der angegriffenen Personen getötet wurde.“

			Was zu beweisen war. Dass ausgerechnet der deutsche Verfassungsschutz in einem seiner seltenen Momente der ideologiefernen Klarheit abseits parteipolitischer Steuerung die Gefahren des Islamismus darstellt, aber gleichzeitig die Kritiker der islamistischen Zuwanderung als „gesichert rechtsextrem“ diffamiert, ist ein Treppenwitz der Geschichte. Da beißt sich der ideologisierte und politisch abgedriftete Hund in den eigenen Schwanz.

			In Europa tobte im Frühjahr 2025 ein erbitterter politischer Streit, ob in Ungarn denn die jährliche Pride, eine Feierlichkeit für Akzeptanz der LGBTQ-Bewegung, stattfinden dürfe. Das ungarische Parlament tat es mit der Begründung, dass öffentlich zur Schau gestellte Sexualität, die ungenierte Darstellung von Geschlechtsakten und Geschlechtsmerkmalen im öffentlichen Raum keinen Platz hätten bzw. sich dies nachteilig auf Kinder auswirke. Da hat Ungarn Recht. Und wenn man sich diese Pride-Veranstaltungen ansieht, sind sie unabhängig von der geschlechtlichen Orientierung der Teilnehmer eben nicht jugendfrei. Ich selbst war noch nie auf einer Pride, bin aber nicht prüde. Aber ich mache aus meiner Sexualität keine Religion oder Ideologie, die man wie einen gut bestückten Bauchladen voller Kuriositäten vor sich herträgt. Und mir fehlt bei diesen Pride-Veranstaltungen ein ganz zentrales Wort, das der Gesellschaft über die letzten Jahrzehnte schlichtweg abhandengekommen ist: Anstand! Ich will keinen Streit darüber führen, ob eine Pride-Veranstaltung zulässig ist oder nicht. Faktum ist, in Ungarn ist Homosexualität nicht verboten, ganz im Gegenteil. Man kann sich in Budapest als Homosexueller mit seinem Partner freier und sicherer bewegen als am Wiener Reumannplatz, einem längst an die unkontrollierte Zuwanderung und muslimische Moralgesetze verlorenen Hotspot inmitten der Bundeshauptstadt Österreichs. Man kann in Ungarn als Homosexueller freier und sicherer leben als in den deutschen Großstädten. Was habe ich als Schwuler davon, einmal im Jahr bei einer als buntes Freilichtmuseum verstandenen, geschützten Veranstaltung meinen Hintern in die Kamera zu halten, wenn ich 364 Tage in Wien oder Berlin tatsächlich an Leib und Leben von den Glückskindern der Sozialisten und Linken bedroht werde? Nichts.

			Was mich bei dieser Debatte stört, ist, dass Sozialisten, Linke, Grüne und scheinkonservative Christlich-Soziale auf die Barrikaden steigen und Ungarn scheinheilig aus niederen parteipolitischen Gründen ihres eigenen Scheiterns wegen verteufeln, während sie bei islamistischen Übergriffen auf homosexuelle Pärchen in den eigenen Ländern feig ihr Maul halten. Weil sie künftige Wähler nicht verlieren wollen, weil sie natürlich einpreisen, dass die importierten Islamisten ja auch auf absehbare Zeit mit der Staatsbürgerschaft ein Wahlrecht erhalten. Aus politisch opportunen Gründen wird mit zweierlei Maß gemessen, wird geschwiegen, wenn mahnende Worte angebracht wären, aber dauernd gequakt, wenn es bequem ist und vorgeblich mit Unterstützung der Giftmischer der gleichgeschalteten Medien ins Konzept passt. So verkommt die ewige Forderung nach dem Erhalt einer offenen Gesellschaft zu einer scheinheiligen, leeren Worthülse.

		

		
			Frauenrechte ade

			Während ich an diesem Buch über Merkels politischer Bereicherung schreibe, erreicht mich via Medien folgende Nachricht: „26-jährige Frau in Wien vergewaltigt, Afghane gefasst.“ Es ist eine von Tausenden Meldungen, die ich wie alle Medienkonsumenten in den letzten 10 Jahren lesen musste. Die Schauermärchen über die Übergriffe auf wehrlose Frauen erschüttern uns alle regelmäßig und in regelmäßigen Abständen. Ich könnte mittlerweile meine Uhr danach stellen, wann mich, wann uns die nächste Zeitungsüberschrift erreicht, dass eine Frau in ihrer körperlichen Unversehrtheit einer Ideologie geopfert wurde, die so gegensätzlich zu den europäischen Errungenschaften der letzten Jahrzehnte steht. Die Taten subsumieren mittlerweile als sogenannter „Einzelfall“. Jeden Tag ein „Einzelfall“, und wenn man sich die in diesem Buch dargestellten Kriminalitätsstatistiken nochmals vergegenwärtigt, wird jeden Tag in Österreich mehr als eine Frau Opfer sexueller Gewalt durch einen ausländischen Mann.

			Warum ausgerechnet „Einzelfall“, wenn es doch Hunderttausende Opfer in den letzten 10 Jahren in Europa waren? Der Grund für diese mehrheitlich von Kritikern zynisch gebrauchte Wortkreation ist, dass die politischen Eliten, Merkel, Faymann, Macron, Söder, jedes noch so erschütternde Geschehnis im Zusammenhang mit einem migrationsbedingten Gewaltakt als bloßen „Einzelfall“ abtaten. Im Wort Einzelfall steckt bereits die wahre Natur, die Absicht hinter dem Wort. Es sei ja „nur ein Einzelfall“, dieser sei einkalkuliert, daher vernachlässigbar, nicht der Rede wert. Man kann zur Tagesordnung übergehen, weil diese Gewalt gegen Frauen ein reiner Zufall sei. Man versucht, den großen Zusammenhang mit dem Anstieg der Gewalt gegen Frauen zu vertuschen. Dass in Deutschland und Österreich und im Rest der Welt ausgerechnet Frauen Opfer gewalttätiger Übergriffe werden, liegt in der Natur unserer Geschichte. Erst etwas mehr als vor hundert Jahren wurde das Frauenwahlrecht eingeführt. Die erste Frau auf einer österreichischen Regierungsbank wird bis heute als Ikone des Feminismus verehrt. Nur sehr selten tat sich ein Zeitfenster auf, dass sich im politischen Betrieb eines Landes eine Frau durchsetzte und regierte. Es dauerte bis 2005, dass mit Angela Merkel die erste Frau die Bundesrepublik Deutschland regierte. Frauen wurden benachteiligt, sie wurden in ihren Rechten verletzt, sie wurden in ihrer Freiheit beschnitten, sie wurden, ja von Männern, gequält und in der öffentlichen Debatte auf eine Opferrolle beschränkt. Vor allem in den letzten Jahrhunderten auf unserem Kontinent. Ein Blick in alte Gesetzestexte zeigt diese so lange manifestierte Grundhaltung, wonach Frauen weniger wert als Männer sind, weniger Rechte als Männer haben. Das radikalmaskuline Dogma, wonach Frauen die manövrierfähige, geduldete Masse des Ehemannes wären, verschwindet gottlob. Es braucht eben für alles seine Zeit, auch, um das Richtige durchzusetzen. Daran lasse ich keine Zweifel, dass ich davon überzeugt bin, dass Frauen und Männer gleiche, gleichberechtigte, gleichrespektierte Teile einer Gesellschaft sind. In den letzten Jahrzehnten mussten sich Frauen ihren Platz in der Gesellschaft mühsam erkämpfen. Weg vom Mütterchen hinter dem Herd, von der Dienerin des Mannes zu einem dem Manne gleichberechtigten Individuum. Trotz aller Probleme, die es bis heute gibt, trotz der biologischen Unterschiedlichkeiten und trotz der langen Dauer, bis sich Gutes und Richtiges durchsetzt, können wir doch ein wenig stolz sein, dass dieser gesellschaftliche Wandel unaufhaltbar ist. Ich meine damit nicht die Errungenschaften des sogenannten Feminismus, wie er heute verstanden, ja pervertiert wird. Denn diese Ideologie dient in erster Linie nicht der Stärkung der Frau, sondern der Zerstörung der Familien durch Egoismus und Relativismus unter dem vor sich hergetragenen Deckmantel der Frauenrechte. Heutige Feministinnen sind keine Frauenrechtler, sie sind politische Agitatoren, die nur vorgeblich Rechte erstreiten, aber in Wahrheit das Gift ihrer linken Ideologie unters Volk bringen wollen. Die sogenannte LQBTG-Bewegung ist nichts anderes. Unter dem Deckmantel der Homosexuellenrechte vertritt sie eine beinharte, politmissionarische Ideologie, die ausgrenzt, verschreckt, spaltet. Aber zurück zur Frau.

			Als Sohn einer ehemals berufstätigen Mutter bekenne ich mich zum Respekt vor der Mutterschaft, aber auch gleichzeitig zu jener Grundhaltung, dass Familienarbeit niemals nur die Aufgabe und Berufung eines Elternteils sein kann und darf. Das Kind braucht den weiblichen wie männlichen Teil für seine Sozialisierung, für seine spätere Orientierung in der Gesellschaft und dem Verständnis gegenüber dieser. Auch wenn ich weiß, dass die mehrheitlich vorhandenen Lebensrealitäten größtenteils anders sind, kann ich das Optimum nicht negieren und vertuschen. Die Frau auf die Mutterrolle, wenngleich dies größte Berufung darstellt, zu reduzieren, halte ich für falsch. Mein Frauenbild ist ein gegenwärtiges, ist kein konservatives oder progressives, es ist eines, das sich mit dem Wort Respekt zusammenfassen lässt. Und dieser Respekt gegenüber der Frau ist in Gefahr.

			Nun wird das Rad der Zeit zurückgedreht, opfern wir all diese Errungenschaften freier und unabhängiger Frauen für eine Agenda des Multikulturalismus. Und zwar nicht für eine innereuropäische Zuwanderung, wo wir zumindest mit Abstrichen feststellen, dass sich die gegenwärtige Geschlechterpolitik des Respekts quer von Spanien bis Polen durchsetzt. Wir opfern sie für eine außerkontinentale Zuwanderung aus Regionen, wo es das Frauenrecht im jeweiligen Sprachwortschatz gar nicht gibt. Es ist ja kein Geheimnis, dass in manchen Regionen der Welt Frauen kein Wahlrecht haben. Es ist kein Geheimnis, dass sich Frauen in muslimisch geprägten Ländern nicht von ihren Männern scheiden lassen dürfen. Und es ist keine rechtsextreme Theorie, dass in manchen Gottesstaaten, südöstlich von Europa gelegen, Frauen keinen Führerschein machen dürfen und Menschen zweiter Klasse sind, Mädchen mit Beginn ihres Lebens eine schlechtere, eine diskriminierte Stellung einnehmen, vom Bildungssystem ausgeschlossen werden. Ganz zu schweigen von der optischen Verhüllung der Frau, der textilen Unterdrückung der Frau im Namen einer Religion. Und dass junge Mädchen beschnitten, verstümmelt oder gar zwangsverheiratet werden, war zumindest bis vor 20 Jahren in unseren Breiten genauso ausgerottet wie die Pest.

			Nun müssen wir in Österreich aus dem um sich greifenden Anlass zu neuen Gesetzen greifen, die Kinderehen im Jahr 2025 verbieten. Warum? Weil wir größtenteils Menschen importiert haben, die Frauen missachten, quälen, in den Suizid treiben. 80 Prozent der Selbstmörder Afghanistans sind übrigens weiblich. Dieses Land wird für Frauen als gefährlichster Ort auf der Welt beschrieben. Dass dieses in Gewalt und Unterdrückung mündende Frauenbild ausgerechnet in muslimisch geprägten Ländern gepflogen wird, ist kein Zufall. Der Islam war in seinen Anfängen, was Frauenrechte betrifft, fast progressiver als das durch das Christentum geformte Europa. In den muslimisch regierten Ländern fand in den letzten 60 Jahren tatsächlich ein spürbarer Rückschritt in die finsteren Zeiten der Zivilisationsgeschichte statt. Wie aufgeklärt doch Persien unter dem Schah noch war, wie nett die Bilder aus Kabul des vorigen Jahrhunderts erscheinen, worauf Frauen inmitten des heutigen Taliban-Staates mit kurzen Röcken abgebildet wurden. Man sieht hin und wieder noch die Fotoreportagen aus jenen damals modernen, zukunftsorientierten Ländern, die heute eine regelrechte Hölle für Frauen darstellen.

			Ausgerechnet Angela Merkel, die erste Frau im deutschen Kanzleramt, und ihre linken Claqueure, die Scheinfeministinnen, sind dafür verantwortlich, dass aus dem Fortschritt in der Gesellschafts- und Frauenpolitik ein Rückschritt um Jahrhunderte mitten in unserer Gesellschaft vollzogen wird, sich ausbreitet und in Parallelgesellschaften vor unseren Augen, inmitten unserer Städte gelebt wird. Ja glaubte denn diese Frau Merkel, dass aus dem in Syrien oder Afghanistan oder Tschetschenien sozialisierten, religiös geprägten, durch gesellschaftliche Gewalt erzogenen Frauenverachter mitten in Köln ein weltoffener Frauenversteher durch bloße Handauflegung in einem vom Sozialsystem angebotenen Integrationskurs wird? Und wie fühlt sich eine feministische Frauenpolitikerin des linken politischen Spektrums, die am Rednerpult das Binnen-I als entscheidendsten Beitrag für Frauenpolitik abfeiert, aber gleichzeitig dafür verantwortlich ist, dass durch ein rückwärtsgewandtes, durch ein importiertes Menschenbild Frauen wieder diskriminiert, wieder schlechter gestellt, zwangsverheiratet, zwangsbeschnitten oder gar vergewaltigt werden? Von Ehrenmorden, die ja auch hin und wieder vorkommen sollen, will ich gar nicht sprechen. Die Frauen wurden verraten, zugunsten einer neuen Agenda. Und die lautet, Zuwanderung ohne Wenn und Aber, woher auch immer.

			Politische Verantwortungsträger stellen dem nichts entgegen, im Gegenteil, sie kapitulieren. Als der zugewanderte Sex-Mob in der Silvesternacht in Köln zur Jahreswende 2015/2016 zuschlug, war es ausgerechnet eine Frau, die Oberbürgermeisterin von Köln, Henriette Reker, die doch tatsächlich in ihrer dummen wie hilflosen Reaktion auf diese massenweise Verletzung der sexuellen Integrität von Frauen empfahl, diese sollten doch „eine Armlänge Abstand“ zu ihren potenziellen Peinigern halten. Also das Opfer hat für seinen eigenen Schutz und seine Sicherheit zu sorgen, der Täter bleibt von der politischen Schelte unbehelligt! Heutige sogenannte Frauenrechtlerinnen sehen ihre größte Sorge in der fehlerfreien Umsetzung des Genderns, in der richtigen Anwendung des Binnen-I. Die wahre Gefahr, also der Rückschritt der Frauenrechte zugunsten von kulturfremden Zuwanderern, die ihre den europäischen Standards entgegengesetzten Werte importieren, wird nicht gesehen oder will man nicht sehen. Wahrscheinlich will man sie nicht sehen, weil sonst das mühsam zurechtgebastelte Konstrukt der grenzenlosen Toleranz von jenem Faktum zerstört wird, dass auch Toleranz ihre Grenzen braucht.

			Selbst die Tatsache, dass einstige aktive, anerkannte wie gefürchtete Frauenrechtlerinnen ihre Stimme gegen die grenzenlose Zuwanderung erheben, führt nicht zu einem Umdenken, sondern nur zu einer Versteifung des falschen Standpunktes. Der Kritiker wird vorgeführt, statt sich mit der Kritik auseinanderzusetzen. So ist es der Ikone der 68er, der deutschen Frauenrechtlerin der ersten Stunde, Alice Schwarzer, passiert. In einem Interview mit der Welt am Sonntag sagte sie unverblümt: „Wir akzeptieren die von vielen Zugezogenen hier fortgesetzte Entrechtung der Mädchen und Frauen als ‚andere Sitten‘.“ Und weiter: „Wenn jegliches Unbehagen an den patriarchalen Auswüchsen einer Kultur als Rassismus bezeichnet wird und der gesunde Menschenverstand schon als rechts gilt, dürfen wir uns nicht wundern, wenn die Gesellschaft nach rechts abdriftet.“ Für diese Art von Aussagen, die ja im Kern nur ihrer bisherigen Einstellung als absolute, ehrliche und idealistische Frauenaktivisten entspringen, wird sie nun als islamophob abgestempelt – vor allem von linken politischen Aktivisten, Funktionären und Wählern, wozu ich als politische Parteien die Sozialdemokraten, die Grünen, die Linken, die Linksliberalen, aber auch Teile des vorgeblichen konservativen Lagers, deren Konservatismus nur mehr in heuchlerisch vorgetragenen Überschriften besteht, zähle.

			Oft wird genau von diesen Kreisen argumentiert, dass der Zuzug der letzten 10 Jahre ein Beitrag zur feministischen Politik wäre, weil man Frauen aus der Knechtschaft des muslimischen Patriarchats geführt habe. Diese Vorstellung hält nur der Realität nicht stand, wenn man bedenkt und durch Zahlen nachweisen kann, dass der Hauptzuzug durch junge Männer und eben nicht durch Mütter und Kinder repräsentiert war. Und selbst wenn man der Meinung ist, dass man den gequälten Frauen Afghanistans eine sichere Heimat in Österreich und Deutschland bieten will, ist der gleichzeitige Zuzug durch die Frauenschläger und Quäler aus denselben Kulturräumen kontraproduktiv.

			In diesem Buch habe ich bereits die nüchternen Zahlen betreffend Gewalt gegen Frauen bzw. Vergewaltigungen an Frauen in unseren Ländern dargelegt. Wenn in Österreich pro Jahr 400 Vergewaltigungen, ausgehend von ausländischen Tatverdächtigen, stattfinden, dann richten sich diese Angriffe auf die sexuelle Selbstbestimmtheit ja nicht nur gegen Staatsbürgerinnen, sondern ebenso auch gegen Frauen, die keine österreichische Staatsbürgerschaft haben und beispielsweise durch Asyl vor der Gewalt gegen Frauen in Kabul fliehen wollten. Die linke Multikultiagenda liefert ausgerechnet die geflohenen Frauen, die in Relation zur gesamten Fluchtzahl in Minderheit waren und sind, ihren ursprünglichen Peinigern aus. Das verträgt sich sicherlich nicht mit dem Anspruch, für Geschlechtergerechtigkeit, Frauenrechte, Sicherheit der Frauen einzutreten. Es ist, was es immer war: pure Heuchelei. Und auf solche Heuchlerinnen und Opportunistinnen können Europas Frauen getrost verzichten. Jene, die heute von Frauenrechten quaken, aber gleichzeitig dem zügellosen, kulturfremden Zuzug nach dem Mund reden, sind in Wahrheit Wölfinnen im Schafspelz.

			Der österreichische EU-Abgeordnete Harald Vilimsky kritisiert im Interview für dieses Buch zurecht: „Viele Zuwanderer stammen aus patriarchalisch geprägten Gesellschaften mit anderen Vorstellungen von Frauenrechten, Meinungsfreiheit oder staatlicher Autorität. Diese kulturellen Unterschiede führen zu Konflikten im Bildungssystem, am Arbeitsplatz und im Alltag – etwa beim Schwimmunterricht, bei religiösen Feiertagen oder bei Geschlechterrollen. Das Selbstverständnis westlicher Gesellschaften als säkulare, freiheitlich-demokratische Rechtsstaaten gerät dadurch zunehmend unter Druck.“

			Seit 2015 erleben bzw. erleiden Frauen in der Mehrzahl einen Anstieg der häuslichen Gewalt. Die Vertreterinnen der linken Frauenpolitik machen die Ursache bei „toxischer Männlichkeit“ fest. Zu einer umfassenden Erklärung, dass es teils „toxische Männlichkeit muslimischer Sozialisierung ist“ können sich die Damenregimenter nicht durchringen. Denn das würde bedeuten, dass all ihre Auftritte im Rahmen der politischen Debatte der letzten 10 Jahre, wo sie noch mehr Zuwanderung forderten, ihren eigenen Geschlechtsgenossinnen zum Teil zum tödlichen Verhängnis wurden. Dass jene Frauen, die vorgaben, für Frauenrechte zu kämpfen, Mittäterinnen an der Zerstörung weiblicher Eigenständigkeit und Sicherheit in unseren Ländern sind.

		

		
			Der Kulturkampf ist verloren

			Die Regel ist klar: In ein kulturelles Vakuum tritt eine andere Kultur. Und wir haben es uns selbst zuzuschreiben, dass dieses durch uns selbst provozierte Vakuum durch eine neue Kultur gefüllt wird, die so gar nicht unserer bisherigen entspricht. Weil wir Stück für Stück unsere eigene Kultur ablegen, in ihr nicht mehr leben wollen, sie nicht mehr vertreten oder gar verteidigen. Wir haben sie eingetauscht gegen eine leere Hülle des Zeitgeistes. Die europäische Kultur ist eine sehr alte. Der beste Beweis dafür, und diesen vergessen wir allzu oft, ist, dass ein Großteil des Weltkulturerbes des gesamten Globus in Europa liegt. Einstige Hochkulturen, wie die Griechen oder die Römer, sind uns viel zu oft nur durch das Dasein antiker Ruinen bewusst. Dabei beherrschen deren Einflüsse uns nach wie vor. Ich habe es bereits beschrieben, dass aus der griechischen Philosophie, dem Recht Roms und dem Glauben Israels, der sowohl das alte Judentum wie das Christentum meint, das Europa der vergangenen 2.000 Jahre entstanden ist. Das selbst fälschlicherweise als grau, dunkel beschriebene Mittelalter war ein wahres Leuchtfeuer des Wissens. Das ist die Basis, auf die all unsere Werte, all unsere Leistungen basieren. Das zeichnet diesen Kontinent aus. Viel zu viele Menschen vergessen dies, vegetieren regelrecht in Raum und Zeit vor sich hin, anstatt die Basis, also die Kultur, die darauf bauenden Werte, die darin gewachsene Identität unseres europäischen Daseins als allumfassenden und sinnstiftenden Lebensraum zu verstehen.

			Die Kultur auf Bräuche und Traditionen zu reduzieren, greift natürlich zu kurz. Bräuche und Traditionen, die in unseren Ländern teils ein aus dem Heidentum entstandenes und vom Christentum modifiziertes Gemenge sind, sind nur ein Stück dieser Kultur. Sie sind aber wichtig. Hinter dem Osterfest steht ja nicht der Osterhase oder das Osterei. Es steht die Verheißung, dass unser Leben nicht nutzlos gelebt, sondern die Basis für ein nächstes, im christlichen Glauben als Auferstehung verstandenes Leben ist. Über bald zwei Jahrtausende hat dieses Glaubensversprechen dafür gesorgt, dass Menschen in ihrem Leben nicht nur ein zeitlich begrenztes, rücksichtsloses oder zukunftsvergessenes Dasein sehen, sondern dieses nach guten moralischen Grundsätzen zu führen haben. Weil sie nach der christlichen Lehre auch im Diesseits dafür Sorge zu tragen haben, im Jenseits kein Höllenfeuer zu erleiden. Das ist das Wesen des Osterfestes, das ist der von diesem Fest ausgehende Wert für die Gesellschaft. Mit der Auferstehung Christi dürfen auch wir hoffen, dass der Tod nicht das absolute Ende ist. Das gibt einer Gesellschaft Ruhe, das nimmt den Menschen vielfach die Angst vor dem bodenlosen Fall in ein definitives Ende als Lebewesen. Das Weihnachtsfest kündet von der Geburt des Jesus Christus, des Erlösers. Es steht heute für Liebe, die Gott den Menschen durch das Kommen seines fleischgewordenen Sohnes schenkt. Es ist ein Fest der Liebe, der Versöhnung, ein Fest des Friedens und der Erlösung all unserer menschlichen Sorgen und Probleme im Glauben. Auch dieses Fest hat einen Grund, eine tiefere Bedeutung und Ausstrahlung auf die Gesellschaft.

			Diese Feste sind keine leeren Momente des Konsums oder Tage der Entspannung. Sie sollen durch ihren Sinn auf eine Gesellschaft wirken, die untrennbar mit der in diesen Festen zum Ausdruck gekommenen Kultur verbunden ist. Es ist unbestreitbar, die Kultur dieses Kontinents wurde vom Christentum bestimmt und nicht zuletzt das in den zehn Geboten zum Ausdruck gekommene Moralverständnis ist mit unseren heutigen Rechtssystemen deckungsgleich. Für diese alte europäische Kultur werden wir nach wie vor bewundert, denn es ist eine gewachsene, durch zivilisatorische Erkenntnis geläuterte. Egal wie man es dreht und wendet, es ist eine Kultur, die es zu leben, zu bewahren und heute vor Angriffen aller Art zu beschützen gilt. Nicht aus Gründen des Respekts vor der Geschichte, sondern weil diese Kultur trotz mancher Schattenseiten den Menschen in diesem Europa größtenteils gute Dienste erwiesen hat und erweisen kann. Jeder Kontinent hat so seine Kultur und diese ist selbstverständlich größtenteils durch den Glauben geprägt. Diese europäische Kultur umfasst alle gesellschaftlichen Bereiche, ein unsichtbarer Faden verbindet die europäischen Völker trotz aller Unterschiedlichkeiten in Religion, in Sprache, Kulinarik, Architektur, regionalen Traditionen und einer unterschiedlichen Ausprägung, ich würde es als Nuancierung beschreiben, derselben europäischen Mentalität. Wenn man aber Europa nüchtern betrachtet, dann haben alle darin lebenden Völker und bestehenden Nationen ihren Platz und zeigen gemeinsam von unterschiedlichen Standpunkten auf ein Ziel: die gemeinsame europäische Kultur auf Basis des gewachsenen Christentums, dessen Gründer, Jesus Christus, übrigens ebenso ein Jude war, wie alle seine Apostel ebenso Juden waren.

			Unsere Kirchen in Europa sind heute teils leer. Wir leiden unter diesem Phänomen, das uns beispielsweise vom südamerikanischen oder afrikanischen Kontinent unterscheidet. Der politisch gewollte wie betriebene Relativismus und der Egoismus in Europa haben ihren Teil dazu beigetragen. Aber auch wenn diese architektonischen Meisterwerke teils leer sind, der Sinn ist bestehen geblieben und dieser gehört bewahrt, gelebt, wieder belebt. Der Sinn drückt sich durch eine Vielzahl von Traditionen aus. Sie sind Ausdruck unserer unverwechselbaren Identität. Wer daran rüttelt, wer diese Traditionen zerstört, verwässert, sie ersetzt, vernichtet unsere Kultur.

			Und hier erleben wir zwei nicht zu unterschätzende Strömungen, die einerseits unsere Traditionen zerstören und andererseits ersetzen wollen. Das sind vor allem jene, die aus Gründen einer falsch verstandenen Toleranz aus dem Weihnachtsfest ein Lichterfest kreieren, das Osterfest als Frühlingsfest titulieren und all unsere Bräuche und Traditionen von ihrem wahren, sinnstiftenden Kern lösen. Das sind jene, die aus Gründen einer falsch verstandenen Gastfreundschaft einen Kampf gegen die sichtbaren Symbole unserer Kultur führen, uns zur Aufgabe dieser zwingen wollen. Christian Klar, Wiener Schuldirektor, sagt mir im Interview: „In Wien ist inzwischen der Islam die größte Religionsgemeinschaft, während gleichzeitig die christlichen Religionen immer bedeutungsloser werden. Als ich vor 13 Jahren Schulleiter wurde, gab es in etwa gleich viele katholische Religionsstunden wie islamische. Nur dreizehn Jahre später gibt es nur wenige katholische Religionsgruppen mit jeweils fünf oder sechs Kindern, aber viele islamische Gruppen mit je 25 Kindern. Noch vor ein paar Jahren hatten wir vor Weihnachten einen tollen Weihnachtsmarkt im Schulhof mit vielen verschiedenen, von den Kindern betriebenen Ständen. Inzwischen haben wir ihn aufgegeben, es sind nur noch ganz wenige Eltern gekommen, der Punsch ist übriggeblieben. Nun gibt es den Weihnachtsmarkt nicht mehr. Das Thema Religion zieht sich durch den ganzen Schulalltag: Der Islam ist allgegenwärtig, alles ist haram oder halal, immer mehr Mädchen tragen Kopftuch bzw. inzwischen Niqab und Abaya, islamische Regeln werden von den Kindern diskutiert.“ Das ist Österreichs Zukunft? Wir sind verloren, wenn wir diesem Treiben keinen Riegel vorschieben, diese Entwicklung umgehend und sofort, mit allen gebotenen Mitteln rückgängig machen. Würden Sie als Gastgeber eines Abendessens ihre Wohnung neu ausmalen lassen, weil Sie die Befürchtung beschleicht, die derzeitige Farbe Ihrer Wände könnte den abendlichen Gästen nicht gefallen? Nein, das würden Sie nicht. Es hat nichts mit Toleranz oder Gastfreundlichkeit zu tun, wenn man sich selbst entleibt, nur um zu gefallen. Das ist Feigheit. Und ein feiger Mensch, eine feige Gesellschaft werden nicht ernst genommen. Von niemandem. Und schon gar nicht von Menschen, die aus ihrer eigenen Sozialisierung heraus wahrscheinlich eine tiefere Bindung zur ihrer, uns fremden, Kultur haben als wir selbst.

			Mit der millionenfachen Zuwanderung aus dem transkontinentalen Bereich haben wir mit den Zuwanderern auch andere Kulturen, Traditionen, Bräuche und Identitäten importiert. Einer starken Kultur, von vielen Menschen getragen, kann das nichts anhaben. Ganz im Gegenteil, man kann diese unterschiedlichen Einflüsse durchaus als horizonterweiternde Bereicherung verstehen. Wenn die Dosis stimmt. Gefährlich wird es dann, wenn das Establishment der Ursprungsbevölkerung politisch die absolute Kulturlosigkeit aus ideologischen Gründen verordnet und anstelle der Ursprungskultur eine neue tritt. Dann verliert Europa seine Basis, seine Wurzel. Dann verlieren die Europäer ihre Zukunft und landen im Freilichtmuseum, bestaunt wie die Affen im Zoo. So einfach ist das. Ich habe keine Angst vor anderen Kulturen. So entdecke ich doch immer auf meinen Reisen verschiedenste Anknüpfungspunkte und erkenne zumindest in einem Teil davon durchaus Parallelen. Durch das selbstverschuldete Tilgen unserer eigenen Kultur, durch die selbstangeordnete Rücknahme unserer Traditionen gewinnen wir nicht zu Unrecht den Eindruck, dass wir uns mittlerweile in einem regelrechten Kulturkampf befinden. In Klassenzimmern unserer Bildungseinrichtungen müssen Kruzifixe abgenommen werden, weil die alleinige Anwesenheit des Religionsstifters jener Religion, die Europa prägte, als übergriffige Provokation verstanden werden kann. Aus dem Weihnachtsmarkt wird ein Wintermarkt, weil das Wort Weihnacht einen allzu großen Bezug zum Christentum einnimmt und man daher auf solchen Festen nicht mehr die Diversität einer bunt zusammengewürfelten Gesellschaft abbilden kann. Als ginge es um einen Abtausch von niemals eingeräumten Privilegien im öffentlichen Raum, verordnen Gemeinden und Städte große Ramadan-Beleuchtungen, damit für manche Community nur keine Benachteiligung im Alltag spürbar ist. Dabei ist diese für manche als „Benachteiligung“ verstandene Priorisierung der eigenen Ursprungskultur doch nichts Ungewöhnliches. Sie ist ebenso gewöhnlich wie die Tatsache, dass man in den Vereinigten Arabischen Emiraten zum Schutz der unverkennbaren muslimischen Kultur keine große Osterprozession quer durch Dubai zulässt, sehr wohl aber Christen in Katar in den ihnen zugewiesenen Gotteshäusern eine Messe feiern können. Selbst in autokratisch regierten muslimischen Staaten gibt es Glaubensfreiheit, die aber nicht inkludiert, dass eine Religion missionarisch an die Stelle der anderen tritt, weil man dadurch nicht zu Unrecht eine Verwässerung der eigenen Kultur befürchtet.

			Würden Sie inmitten des Forum Romanum in Rom ein 100-stöckiges modernes Hochhaus aus Stahl und Glas bauen dürfen? Nein, der Aufschrei der Welt, auch der archäologischen Fachwelt, wäre Ihnen sicher. Der Vergleich ist gar nicht einmal so schlecht, weil wir Europäer mit unserer Kultur eben darauf achten müssen, nicht bloß ein archäologisches, zu Stein gewordenes Denkmal zu werden. Die Kultur muss leben, sie muss gelebt werden. Ich wiederhole es so oft, wie es geht. Diesen Eindruck von einer gelebten Kultur haben wir in manchen Metropolen Europas nicht mehr. Da sehen wir nicht einmal mehr Reste einer europäischen Kultur. Ganze Viertel und Straßen großer europäischer Städte wurden de facto anderen Kulturen übergeben. Da gab es kein Miteinander, kein Nebeneinander, da sehen wir die vollkommene Einnahme, von vielen als Eroberung verstandene Übernahme von Teilen europäischer Städte durch Kulturen, die unserer nicht verwandt erscheinen und es auch nicht sind. An die Stelle des verpönten Wortes „Leitkultur“, das auch Merkel und all ihre scheinkonservativen Anhänger von Söder über Kurz bis Merz in ihren frühen Tagen noch laut einforderten, trat rasch das Wort „Vielfalt“. Jetzt kann man zu Vielfalt stehen, wie man will. Ich habe Vielfalt nie als Gefahr verstanden. Als freiheitsliebender Mensch liebe ich die Vielfalt, vor allem die Meinungsvielfalt, die dann ausgerechnet die Vertreter der Vielfalt bekämpfen wollen. Doch wenn aus der verordneten gesellschaftlichen Vielfalt aufgrund der Aufgabe der Leitkultur erst wieder eine dominierende Einfalt entsteht, war das sicherlich nicht im Sinne der Erfindung einer vielfältigen Gesellschaft. Da entstehen richtige Konflikte.

			Zur kulturellen Eigenart Europas zählt auch die unverwechselbare Architektur, die Baukultur in den unterschiedlichen Ländern. Gab es vor vierzig Jahren in Europas Städten noch Debatten darüber, ob man eine Moschee bauen sollte, diskutiert man heute darüber, ob man mit zehn Moscheen und 50 Gebetseinrichtungen in einzelnen Städten Europas noch das Auslangen findet. Wir bekennen uns zur Glaubensfreiheit, ein wesentlicher Grundpfeiler zum Funktionieren unserer Gesellschaft. Aber diese Glaubensfreiheit darf doch am Ende nicht dazu führen, dass man durch die millionenfache Zuwanderung aus einem kulturfremden Kreis die mehrheitliche Glaubensidentität und damit die Kultur eines Landes zerstört. Europa ist doch so stolz, dass das Stadtbild unserer Metropolen so einzigartig, so unverwechselbar und damit ein Grund ist, dass Menschen aus der gesamten Welt als Touristen nach Europa strömen und die Wunderwerke des christlichen Abendlandes bestaunen. Kommen diese, um in Wien den Stephansdom zu sehen oder kommen sie wegen des gefühlt tausendsten Kebabstands in der österreichischen Bundeshauptstadt? Nichts gegen Kebab. Aber dieselbe Kritik würde man von mir hören, wenn es eine horrende Anzahl von stadtbildverändernden Burger-Tempeln gäbe. Auch hier gilt, die Dosis macht das Gift. Zugegeben, der Vergleich mit dem Kebab-Stand war dann doch sehr plump. Warum fährt der Mensch nach Ägypten? Weil er die Pyramiden sehen will und nicht wegen eines deutsch geführten Gasthauses inmitten von Kairo, das Schweinshaxe vulgo Eisbein inmitten des heißen Wüstensandes anbietet. Warum fährt er in den Oman? Weil er die historischen Denkmäler einer reichen und in den letzten 1.400 Jahren durch den Islam bereicherten Kultur sehen will. Warum fährt der Mensch nach New York? Sicherlich nicht, um einen Wiener Apfelstrudel zu genießen, sondern doch wohl eher, um Big Apple und den American Way of Life zu spüren.

			Denn es geht ja bei Weitem nicht um Kulinarik, deren Unterschiedlichkeit ich sehr wohl als Bereicherung empfinde. Es geht tatsächlich um die Sichtbarkeit einer Leitkultur, um ein unverwechselbares Element, für das ein Volk und eine Nation stehen. Der Volksbegriff umfasst all jene Menschen, unabhängig ihrer Herkunft, die sich zu dieser Leitkultur bekennen. Kein Mensch verlangt eine Unterwerfung, aber Solidarität zu jener Kultur, die Europa eben sicherer, stabiler, wirtschaftlich erfolgreicher, offener, freier als manch andere durch andere Kulturen regierte Regionen gemacht hat. Dass man dies in manchen politischen Ecken nicht begreifen will, halte ich für einen Hochverrat an unserer Kultur. Um vulgär zu werden: Sie scheißen ins eigene Nest, um den anderen Vögeln zu gefallen. Merkel hat mit ihrer Politik in den letzten 10 Jahren dazu beigetragen und den Grundstein dafür gelegt, dass wir Tag für Tag ein Stück mehr europäischer Kultur verlieren. Ob sie das wollte oder nicht, ist egal. Sie hat es haupt- und für die nächsten Jahre und Jahrzehnte mitverursacht. Denn es sind ihre „Gäste“, die Integration so verstehen, dass man Herrschaftsansprüche stellt, anstatt sich einzuordnen, sich einer Gesellschaft und deren erfolgreicher Struktur schlicht unterzuordnen.

		

		
			Bildungschaos, der Tanz auf dem Vulkan

			Kinder neigen zur selben Karriere, zu denselben Lebensläufen wie ihre Eltern. Das ist statistisch nachweisbar. Haben die Eltern einen Hochschulabschluss, ist die Wahrscheinlichkeit sehr hoch, dass auch die Kinder einen haben werden. Ist der Vater ein guter Tischler, könnte auch aus dem Sohn ein guter Tischler werden. Ist die Mutter Buchhalterin, wird es vielleicht auch die Tochter. Wir sehen es doch, so viel in unserem Leben ist reine Sozialisierung. Beide meiner Elternteile waren vor ihrem Ruhestand selbstständige Unternehmer, meine Urgroßeltern führten bereits ein kleines Uhren- und Schmuckgeschäft in Deutschlandsberg. Offenbar wurden mir diese Selbstständigkeit, diese wirtschaftliche Freiheit und Unabhängigkeit eines Unternehmers in die Wiege gelegt. Im Übrigen wollte ich nie etwas anderes werden als frei und selbstständig. Meine ursprünglich eingeschlagene politische Karriere ist atypisch. Jedenfalls können wir feststellen, dass alles im Leben eine Folge unserer Sozialisierung ist. Weisen die Eltern ein geringeres Bildungsniveau vor, ist das Risiko groß, dass sich auch die Kinder für keine höhere entscheiden bzw. für sie keine Bildungskarriere entschieden wird. Daher gilt der Satz: Bildung ist vererbbar. Und das Bildungsniveau ist der Dreh- und Angelpunkt für das weitere Leben.

			Zwischen 2015 und 2025 sind Millionen von Menschen nach Europa gewandert, der Großteil, wie in diesem Buch beschrieben, als Asylwerber aus kulturfremden Gegenden. Diese Gegenden sind mangels funktionierenden Systems auch bildungsfern. Von den nach Österreich und Deutschland eingewanderten Asylwerbern weisen nur drei Prozent einen hohen Bildungsabschluss aus. Ein Drittel hat gar keinen Bildungsabschluss, zumindest keinen nennenswerten. Ein Drittel der nach Europa zugewanderten Asylwerber ist nicht qualifiziert. Dennoch haben Politiker, wie Angela Merkel, Werner Faymann, Olaf Scholz oder Sebastian Kurz, das Asylsystem dahingehend pervertiert, dass es in eine Staatsbürgerschaft nach drei bis zehn Jahren mündet. In Österreich sieht das Gesetz vor, dass jene, die 2015 ins Land gekommen und bis dato geblieben sind, nun den Anspruch auf den Antrag auf eine Staatsbürgerschaft haben. In Deutschland betrug die Frist nur mehr drei Jahre und es ist mit nunmehr fünf Jahren auch keine nennenswerte Verbesserung zur Entlastung der Systeme, geschweige denn ein Beitrag zur Befriedung der gespaltenen Gesellschaft eingetreten.

			Im Jahr 2025 wurden in Deutschland rund 250.000 Menschen eingebürgert, ein Großteil auch aus Syrien, unabhängig ihrer Qualifikation. Was bedeutet das? Das bedeutet, dass auch schlecht gebildete und ungebildete Menschen unabhängig ihrer weiteren Laufbahn eingebürgert, mit allen Rechten der Staatsbürgerschaft ausgestattet werden. Wir wollen aber nicht erkennen, dass ihre größtenteils mangelnde Qualifikation sie daran hindern wird, den Pflichten eines Staatsbürgers nachzukommen. Um jene Menschen aus dem Sozialsystem in den Arbeitsprozess zu integrieren, würde das ohnedies in unseren Ländern zu Tode gesparte Bildungssystem, siehe die PISA-Testergebnisse, Höchstleistungen erbringen. Das war bisher nicht möglich, das wird auch in Zukunft nicht möglich sein. Also rutschen uns immer größte Teile dieser ursprünglichen und gegenwärtigen Asylwerbergruppen und Migranten in den Niedriglohnbereich, in die Arbeitslosigkeit, ins Sozialsystem und im schlimmsten Fall in die Kriminalität ab. Sie integrieren sich nicht. Aber sie gründen ihre Familien, bekommen Kinder. Und diese Kinder aus ungebildeten Elternhäusern sind der Grund, dass auch die nächste Generation nach der Erstzuwanderung keinen nennenswerten Beitrag zum Wohlergehen der gesamten Gesellschaft leisten wird. Das Bildungsniveau vom Hindukusch vererbt sich eben in demselben Ausmaß wie das Bildungsniveau aus einem Nobelvorort von München auf die nächste Generation. Und jetzt stellt sich die große, einzige, entscheidende Frage: Sind wir wirklich zulasten unserer eigenen Bevölkerung, zulasten der Bildungschancen unserer Kinder, zulasten unserer Sozial-, Pensions- und Gesundheitssysteme die größten Deppen am Planeten, denen es nicht gelingt, den Gesamtzustand der Gesellschaft zu verbessern, sondern beständig zu verschlechtern? Ich gebe die Antwort gleich mit: Wir sind die größten Idioten!

			Was bedeuten die letzten 10 Jahre für unser Bildungssystem in Zahlen? Knapp 50 Prozent der in Wien die Grundschulen besuchenden Kinder können kaum Deutsch, so die Zahlen des Bildungsministeriums für das Schuljahr 2024/2025. Die Mehrheit dieser Schüler wurde aber bereits in Österreich geboren, sie können trotzdem dem Unterricht nicht folgen. Und die anderen, die die deutsche Sprache beherrschen, werden durch jene, die es nicht können, gehemmt und bestraft. Den einen, die man gelockt hat, bietet man kein funktionierendes Bildungssystem. Und den anderen, denen man es als heilige Pflicht eines Staates seit Kaiserin Maria Theresas Einführung der Schulpflicht versprochen hat, zerstört man es. Die Sprache ist der Schlüssel. Wenn aber die deutsche Sprache nicht vermittelt wird und die Eltern in ihren Familien die Sprache ihrer Herkunftsländer beharrlich und ausschließlich mangels Deutschkenntnissen weiter anwenden, wie soll dann die Tochter eines syrischen Asylwerbers jemals die Chance bekommen, sich zu integrieren? Das ist unmöglich! Und welche Last legt man jener österreichischen Familie auf, deren Sohn in seinen Bildungschancen und seinem weiteren Lebensweg massiv benachteiligt wird? Christian Klar, Wiener Bildungsexperte, beschreibt diese Entwicklung im Interview recht nüchtern: „Immer öfter höre ich von jungen Familien, dass sie überlegen, ihre Kinder in Wiener Privatschulen zu geben, um ihnen bestmögliche Bildung zu ermöglichen, oder erwägen, aufs Land zu ziehen. Anscheinend rechnet es sich, statt des Schulgelds einen Kredit für Wohnraum außerhalb Wiens aufzunehmen, da die öffentlichen Schulen am Land noch besser funktionieren. Erst vor Kurzem besuchte ich einen meiner Neffen, der mit seiner Frau und seinen drei Kindern irgendwo im Wienerwald wohnt und verblüfft zuhört, wenn ich über die Probleme in Wiener Schulen erzähle. Ähnlich geht es meiner Tochter, die mit ihrem Mann und ihren vier Kindern südlich von Wien in einer kleinen Gemeinde wohnt.“

			Den österreichischen Schülern zerstört man die Bildungschancen im großstädtischen Bereich. Wobei mit Blick auf europäische Großstädte wie Wien von „österreichischen Schülern“ ohnedies nicht mehr zu sprechen ist. Nur mehr für 24 Prozent der Wiener Mittelschüler ist Deutsch die Umgangssprache. Wohin das bildungspolitisch führt, wohin das demografisch führt, brauche ich nicht näher zu erläutern. Und diese horrenden Anteile von Mittelschülern ohne deutsche Umgangssprache sind auch in jenen Vierteln bzw. Wiener Stadtbezirken nicht besser, wo die Einkommenssituation gegenüber sozial schwächeren Wohngegenden höher ist. Im ersten Wiener Gemeindebezirk liegt der Anteil von Schülern nichtdeutscher Muttersprache bei 71,9 Prozent. Im neunten Wiener Gemeindebezirk Alsergrund liegt dieser Anteil bei 91,2 Prozent. 90 Prozent aller Wiener Mittelschulklassen sind sogenannte „Ausländerklassen“. Bildungsverantwortliche Politiker können sich dieses Desaster nicht erklären. Man wisse nicht, warum auch in Österreich geborene Schüler kaum Deutschkenntnisse aufweisen. Man wisse nicht, warum die Bildungsergebnisse so dermaßen desaströs sind. Ausgerechnet Liberale, Sozialisten und Scheinkonservative, die in ihren klassenkampfbestimmten Sonntagsreden von der Vererbung der Bildung sprechen und damit jene Eltern indirekt mit einem Neidargument anprangern, die um viel Geld ihren Kindern eine gute Ausbildung nicht nur zukommen lassen, sondern ihren Kindern auch tatsächlich selbst bei der Bildungsaufnahme helfen, geben sich nun als Rudi Ratlos. Also wenn, dem linken Vorwurf entsprechend, Bildung bisher vererbbar war, dann ist auch die Bildung eines Afghanen oder Syrers oder Irakers in demselben Ausmaß vererbbar wie die eines Wieners. Folglich darf sich keiner über den desaströsen Zustand des Bildungssystems beklagen.

			Reihenweise flüchtet das Lehrpersonal in Wien aus dem Dienst, und zwar für immer, in andere Bundesländer, in einen anderen Job oder in die Pension. Wie will man als Lehrer diese von der Politik übertragene Last schultern. Eine Last, die die gesamte Gesellschaft zersetzt, auf Jahrzehnte zerstört. Für dieses Buch konnte ich, wie schon an anderer Stelle erwähnt, Christian Klar, Schuldirektor in Wien und Personalvertreter, für ein Interview gewinnen. Seit Jahren macht er auf die Zustände an Österreichs Schulen aufmerksam. Er bestätigt einen Alltag in unserem Schulsystem, in dem Bildung kaum mehr möglich scheint: „Das Schulleben hat sich in den letzten Jahren massiv verändert. Es ist zunehmend schwieriger geworden, Schüler und Schülerinnen zur Einhaltung eines bestimmten Ordnungsrahmens zu bewegen, vor allem, weil es keinerlei Sanktionsmöglichkeiten mehr gibt. Mehr als das mahnende Gespräch und bei Gefährdung der anderen die Suspendierung steht nicht zur Verfügung. Manchen Lehrpersonen gelingt es aufgrund natürlicher Autorität, aber viele haben keine Möglichkeit, sich in der Klasse durchzusetzen. Gleichzeitig ist eine zunehmende Empathielosigkeit der Kinder und Jugendlichen zu beobachten: Man beleidigt, mobbt, schlägt, zerstört fremdes Eigentum ohne jegliche Reue. Gleichzeitig sind diese Kinder aber oftmals selbst unglaublich empfindlich und reagieren auf Beleidigungen, Mobbing und Gewalt mit Gegenreaktionen, die wiederum in Gewalt etc. münden. Hier ein angenehmes Lernklima zu erzeugen, ist nahezu unmöglich“, so Klar.

			Im Bildungssystem haben wir es mit Schutzbefohlenen am Beginn ihres Lebens zu tun. Wir helfen ihnen in ihre Schuhe, zeigen ihnen den Weg und lassen sie laufen. Wie will ein Mensch jemals eigenständig laufen lernen, wenn ihm das Rüstzeug dazu aufgrund einer grenzenlosen Zuwanderung verwehrt wird? Mit dieser Überlastung des Bildungssystems tun wir allen in Österreich geborenen Schülern nichts Gutes, jenen in Österreich geborenen Schülern ohne Migrationshintergrund ebenso nichts Gutes wie am Ende jenen, deren Eltern wir selbst angelockt haben. Ein kroatischer Mann ist vor 20 Jahren nach Wien gezogen. Er ist Unternehmer, besser gesagt, er war es. Er hat zwei Kinder und hat sie nun in Wien aus der Schule genommen, seinen Besitz veräußert und ist zurück nach Zagreb gezogen. Seiner Ansicht nach will er die Zukunft seiner Kinder nicht vom solcherart degenerierten österreichischen Bildungssystem zerstören. Und in Kroatien ticken laut seiner Aussage die Uhren gottlob noch anders.

			In Deutschland hingegen offenbart sich ein ähnliches Chaos wie in Österreich. Rassismus, Antisemitismus, Gewalt und muslimischer Fanatismus haben Mathematik, Geografie, Deutsch und Geschichte abgelöst. Hessen ist jenes große Flächenbundesland Deutschlands mit dem größten Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund. Der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund liegt hier bei 43 Prozent. In deutschen Großstädten sieht es ähnlich desaströs aus wie in Wien. Da liegt der Ausländeranteil bei 90 Prozent. Im gesamten deutschen Bundesgebiet hatten 2023 mehr als 41,6 Prozent der Schüler einen Migrationshintergrund. Eine einheitliche Statistik hierüber gibt es nicht, das wurde erfolgreich von der deutschen Politik verhindert. Diese Zahl ist das Ergebnis einer Mikrozensus-Umfrage. Wer will schon durch Zahlen und Fakten mit dem eigenen Scheitern konfrontiert werden? Eine einzige Zahl hat das Bildungsministerium Deutschlands für das Schuljahr 2024/2025 präsentiert: Von 11,4 Millionen Schülern in Deutschland haben 1,9 Millionen keinen deutschen Pass. Wenn wir diese Zahlen mit Österreich vergleichen, muss man erkennen, dass auch die in Deutschland geborenen und die deutsche Staatsbürgerschaft besitzenden Schüler massive Sprachprobleme haben. Die Insel der Seligen gibt es in Deutschland nicht mehr, nicht einmal im guten Lederhosen- und Weißwurst-Bayern des Migrationsmaulhelden Söder. In Hamburg beträgt im Jahr 2024/2025 der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund durchschnittlich 54,5 Prozent, in den Vorschulen beträgt der Anteil immerhin schon 62,2 Prozent. In Berlin-Neukölln oder Kreuzberg liegt der Anteil von Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache bei über 90 Prozent. Also wissen wir recht genau, wohin die Tendenz in den Gymnasien der Hansestadt Hamburg, in den Schulen Berlins oder Wiens weist. In eine klare Zwei-Drittel-Mehrheit von Schülern mit Migrationshintergrund.

			Wenn die heutigen Schulen ein Abbild der Gesellschaft im Jahr 2040 sind, dann haben wir, rein rechnerisch gesehen, ein Deutschland und ein Österreich mit einem Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund von über 50 Prozent. Damit kippt nicht nur das Bildungssystem, damit kippt über kurz oder lang die Gesellschaft eines zumindest am Papier noch sogenannten „europäischen Staates“. Von Europa wird man mittel- wie langfristig nicht mehr viel sehen. Es wird arabisch, das ist Faktum. Hat man das den Deutschen gesagt? Hat man den Österreichern gesagt, dass es einfache mathematische Hochrechnung ist, von der Zusammensetzung der derzeitigen Grundschulen auf die Zusammensetzung der gesamten Gesellschaft zu schließen, und dass diese Situation längst nicht mehr nur die Großstädte, sondern auch das flache Land, die breite Provinz, den ländlichen Raum betrifft? Hat man das deutsche oder österreichische Staatsvolk dazu befragt und um Zustimmung für diese gesellschaftliche Entwicklung ersucht? Ich glaube nicht! Ich betone einmal mehr, diese Zahlen sind öffentlich zugänglich, sie sind für jedermann lesbar, wenn man nur will. Diese Politik ist ein Verbrechen an unseren jungen Menschen, ein Verbrechen an unserer Gesellschaft und damit in weiterer Folge ein Gewaltverbrechen am gesamten Staat und seinem Funktionieren.

			Zudem werden Schulen immer mehr zum Austragungsort ethnischer Konflikte. Waren Schulen zu meiner Zeit Orte der Bildung, des Erwachsenwerdens, der Freunde, sind sie heute Orte der Angst und Gewalt geworden. In meinem Buch „Der perfekte Untertan“ aus dem Jahr 2024 habe ich dazu bereits geschrieben: „Unser Scheinbildungssystem, das keine Bildung vermittelt, wird immer mehr zum Kampfgebiet ethnischer Konflikte. Wenn es im Nahen Osten wo brennt, brennt's lichterloh im Klassenzimmer. Wenn irgendwo ein Krieg die Menschen entzweit, wird die Schule zur verlängerten Werkbank des geografisch Tausende Kilometer entfernten Kriegsschauplatzes.“ Lehrerinnen und Lehrer wenden sich diesbezüglich regelmäßig an Medien. Sie werden nur mit ihrem Vornamen in der redaktionellen Berichterstattung genannt. Zu groß ist die Angst, als Überbringer der Darstellung des realen Ergebnisses gelebten Sozialismus, von den Vorgesetzen und politisch Verantwortlichen an den Pranger gestellt, auf dem Feuerhaufen des Rassismus verbrannt zu werden.

			Ein besonders drastischer Fall von den neuen Lebenswelten im Bildungssystem wurde uns via Medien im Frühjahr 2025 geschildert. Ein 43-jähriger Lehrer wurde an einer Berliner Grundschule in den Krankenstand gemobbt. Sein einziger Fehler, er ist homosexuell. Im heutigen Zeitalter in einem Land auf dem europäischen Kontinent wäre die Feststellung der sexuellen Orientierung wohl nicht einmal eine Fußnote wert gewesen. In einer Schule mitten im woken Deutschland, wo 95 Prozent der Schüler Migrationshintergrund haben und größtenteils aus Kulturkreisen kommen, wo Homosexualität verfolgt wird, sieht das schon anders aus. Die Schüler warfen dem Lehrer folgenden Schlachtruf entgegen: „Hier regiert der Islam!“ Raten Sie einmal, auf welcher Seite die woke Schulleitung in diesem Kulturkampf stand! Richtig, auf der Seite des islamistischen Nachwuchses. Christian Klar berichtet, dass die Kinder in Wiener Schulen ihre Schulbücher, die Klassentische und die Wände mit dem Ruf „Der Islam wird siegen“ verzieren. Da setzt es keine Konsequenzen, das wird schlicht zugelassen. Es sollten gerade Schulen den Neubürgern unserer Länder die Grundregeln des Zusammenlebens begreifbar machen. Aber auch sie kapitulieren. Wer wird von der Schulleitung geschützt? Die, die sich jedes Recht herausnehmen. Wer wird kriminalisiert? Der Lehrer. So wie es vielen Lehrern ergeht, wenn sie es wagen, sich zu den wahren Zuständen an unseren Schulen zu äußern. Einer davon ist eben Christian Klar, der streitbare Schulleiter aus Wien. Er ist einer von wenigen, die sich trauen, die realen Zustände zu beschreiben. Auf meine Frage, ob die politisch Verantwortlichen ihr gesellschaftliches Verbrechen an der künftigen Generation erkennen, antwortet er offen und unzensiert: „Ich bin nicht sicher, ob das Ausmaß der Fehlentwicklungen, der Probleme und der Situation in den Schulen, aber auch die drohende Eskalation oder Veränderung der Gesellschaft den zuständigen Personen tatsächlich in ihrer Tragweite bewusst ist. Oder ob man es nach wie vor unterschätzt oder einfach nicht den Mut hat, sich den Problemen zu stellen. Was auch immer die Gründe sind, mir macht das große Sorgen: Ich bin überzeugt, dass die liberale offene Gesellschaft, die Demokratie als Regierungsform, die individuelle Freiheit innerhalb bestimmter Gesellschaftsnormen die beste, basierend auf den UN-Menschenrechten, wie z. B. Gleichberechtigung von Mann und Frau etc., das Richtige ist. Wollen wir das erhalten, so müssen wir uns dafür einsetzen und Konflikte mit jenen, die dem entgegenstehen, eingehen. Dafür braucht es mutige Politiker und Politikerinnen und viele Menschen, die hinter ihnen stehen.“

		

		
			Asylmigration – ein Geschäft? Eher nicht!

			Wachstum, Wachstum, Wachstum. Das ist der Schlachtruf einer Wirtschaft, die ohne Rücksicht auf die gesellschaftliche Entwicklung nur den untertänigen Konsumenten und die nummerierte Arbeitskraft sieht. Dass die Wirtschaft dem Menschen dient, hat sich gänzlich verkehrt. Heute dienen wir der Wirtschaft und haben uns dem radikalen Kapitalismus zu beugen. Ich bin ein Freund der sozialen Marktwirtschaft, aber immer mehr erbitterter Gegner des unbeschränkten Kapitalismus. Und zwar, weil dieser jeden noch so nützlichen Fortschritt für den Menschen zum Feind der Menschheit wandelt. Und auch im Bereich der Migrationspolitik dient die Wirtschaft nicht dem Menschen, nicht der Gesellschaft oder dem Staatsgefüge, sondern der eigenen Bilanz. Und dieser hat sich alles unterzuordnen.

			Die Sucht nach Wachstum hat folgenden demografischen Wandel in Europa zur Folge: Fünfzehn Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges setzte der sogenannte Baby-Boom ein. Dieser Baby-Boom, dieser rasante Anstieg der Geburtenrate, erfasste alle zuvor in den großen Krieg involvierten Länder. Sowohl die Sieger als auch die besiegten Nationen erlebten dadurch einen Aufschwung. In Deutschland verzeichnete man zwischen 1962 und 1967 über eine Million Geburten pro Jahr. Die Eltern dieser sogenannten Baby-Boomer-Generation erlebten den Krieg. Vielleicht war es das Grauen des Krieges und der Diktatur, vielleicht war unterbewusst die Trauer ob des Verlustes geliebter Menschen, die fast jede Familie betroffen hat, der Auslöser für diese Geburtenschwemme. Der demografische Wandel, wonach mehr Menschen in Europa sterben als geboren werden, war zumindest in diesen Jahren fürs erste gestoppt. Mit diesen Geburtenraten konnte man auch das Wirtschaftswachstum sicherstellen, auf das sich unser heutiger Wohlstand gründete.

			Heute hat sich das Blatt gewendet, zu unserem Nachteil. Die Baby-Boomer-Generation geht in Pension, die Geburtenraten von damals erweisen sich durch den seit 1969 eingeleiteten massiven Rückgang, den Pillenknick, als Bumerang. Warum dies so passiert ist, ist auch relativ klar. Der neue Egoismus, den man fälschlich als Freiheit verstand, entstand aus der 68er-Bewegung, dieser Revolte gegen die eigene Elterngeneration, der man die Schuld des Krieges auflastete, deren konservative Strukturen man durchbrechen wollte. Aber man schüttete das Kind mit dem Bade aus. Denn es blieb nicht beim Aufbrechen alter, zu überwindender Strukturen, sondern die Bewegung pervertierte. Dieser nun als Egoismus entlarvte Aufbruch kennt keine Verantwortung, auch nicht für die eigene Familie, geschweige denn für das große Ganze, den Staat. Statt alte gute Werte in die Gegenwart zu transportieren, schmiss man sie mit dem bis in die 1960er-Jahre gepflogenen Familienbild auf den Misthaufen der Geschichte. Gnadenlos. Feminismus, Egoismus, Sozialismus und Wohlstand – das waren die Schlagwörter, die schlussendlich dazu führten, dass das alte Familienbild die Ausnahme und der neue Familienbegriff, die menschliche Ödnis zugunsten des Relativismus, die vorherrschende Regel wurde.

			Ich nehme mich von dieser Entwicklung nicht aus. Auch ich habe keine Kinder, lebe somit meiner Theorie entsprechend ein egoistisches Leben ohne Achtsamkeit für die nächste Generation, die unser Land darstellen soll. Ich nehme aber für mich zumindest teilentschuldigend in Anspruch, dass der Kinderwunsch meiner sexuellen Natur widerspricht. Nur besteht ja das gesamte Volk Europas nicht aus Unfruchtbaren oder Homosexuellen, sondern größtenteils aus Unwilligen. Vielleicht stimmt auch das Wort „Unwillig“ nicht. Wir sind selbstgewählte Opfer, Opfer unserer Wirtschaft, die unseren Wohlstand garantiert. Und nachdem der Wohlstand näher und bequemer ist, opfern wir für die Wirtschaft, besser gesagt den mittlerweile alles ergreifenden Kapitalismus, die nächste Generation eigener Kinder. Immer weniger Menschen, die seit Beginn der 1970er-Jahre auf die Welt gekommen sind, erfüllen den brüchig werdenden Generationenvertrag. Besonders trifft das aber die Wirtschaft, die ja mit immer weniger Arbeitskräften, aber auch mit immer weniger Konsumenten ihr Auslangen finden muss. Die vorherrschende Demografie, also die statistisch dokumentierte Lendenschwäche von Europas Männern und der Unwillen von Europas Frauen für die Elternschaft bzw. die Unfinanzierbarkeit der Elternschaft an sich, hat dazu geführt, dass die Wirtschaft das alte Modell des Sklavenhandels für sich entdeckt hat. Es nennt sich heute aber nicht mehr Sklavenhandel, sondern Facharbeiterzuzug. Ein charmanterer Name, zugegeben, mit dem gleichen Ziel, billige Arbeitskräfte zum Erhalt des Wohlstandes zu importieren, neue Konsumenten zu holen, eine neue Generation von Erhaltern der Sozialsysteme zu schaffen. Wahrscheinlich ist es notwendig geworden, die aus allen Fugen geratene Alterspyramide, in der wir zu viele Alte, aber zu wenig Junge haben, durch einen Zuzug finanzierbar zu halten.

			Ich nehme dazu einen Gegenstandspunkt ein und habe bereits in meinem Buch „Der perfekte Untertan“ den deutschen Altkanzler Helmut Schmidt zitiert. Ich tue es wieder: Er bemerkte einst in der Sendung „Standpunkte“ der Neuen Zürcher Zeitung richtig, dass man die Debatten um den Bevölkerungszuzug nicht bräuchte, wenn man statt des von Eliten verordneten Egoismus wieder politisch dazu fände, die Geburt von durchschnittlich 2,3 Kindern pro Familie zu fördern, Anreize zu setzen. Und er ging sogar noch einen Schritt weiter: Ausgerechnet der Sozialdemokrat machte den Feminismus, den Egoismus, den freiheitsvernebelnden Wohlstand für diese die „Bestandserhaltung“ einer Bevölkerung vernichtende Situation verantwortlich. Und was Schmidt nicht mehr sagte, aber wohl meinte, ist die Tatsache, dass man mit größtenteils unqualifizierten und berufsfernen Personen den sogenannten Facharbeitermangel auch nicht tilgt und aus dem ohnedies aus allen Fugen geratenen Wirtschaftssystem ein Hütchenspiel macht, wenn man größtenteils Sozialfälle importiert.

			Vor 10 Jahren schrie die Wirtschaft, sie bräuchte Facharbeiter. Merkel antwortete und holte Millionen auf den Kontinent. Und dennoch ist der Facharbeiterwunsch nicht befriedigt und jene, die nach Facharbeitern riefen, tun es bis heute unentwegt. Vielleicht erkennt man endlich, dass man in den letzten 10 bis 15 Jahren größtenteils jene auf den Kontinent geholt hat, die keinen entscheidenden Beitrag zum Wirtschafts- oder Sozialsystem leisteten und leisten. Denn wenn ich die Finanzierbarkeit des Gesundheits-, des Sozial- und Pensionssystems sicherstellen will, hole ich mir Menschen, die in der Lage sind, einen durch eigene Arbeit erwirtschafteten finanziellen Beitrag zum Erhalt dieser solidarischen Grundlage zu leisten, und lasse jene auf keinen Fall herein, die dann erst wieder Abhängige des Sozialsystems werden.

			Im Jahr 2015 vermeldeten die Wirtschaftsforschungsinstitute Deutschlands, dass im Bereich der sogenannten MINT-Berufe, wie Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik, ca. 137.000 qualifizierte Fachkräfte fehlen. In technischen Berufen gab es damals einen gemeldeten und durch das Institut der deutschen Wirtschaft festgestellten Mangel von 164.000 Facharbeitern. 2015 hieß es, dass die mit Teddybären empfangenen Glückskinder Merkels ein Glück für die deutsche Wirtschaft seien. Als Flüchtlinge wären sie gekommen, als Handwerker dürften sie bleiben. Der massive Zuzug sei ein Glücksfall, weil man damit ein neues Jobwunder auslöse. Politiker wie Medien überschlugen sich mit diesen Meldungen. Der Präsident des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung meinte im Jahr 2016 gegenüber dem evangelischen Pressedienst überhaupt: „Flüchtlinge werden die Renten der Babyboomer zahlen.“ Drei Jahre und Millionen Zuwanderer später war das Job- und Wirtschaftswunder Deutschland geplatzt, als Lüge der Politik und der Medien überführt worden. Kaum jemand von denen, die zwischen Berlin und München frenetisch empfangen wurden, war in den deutschen Arbeitsmarkt problemlos zu integrieren. Ganz im Gegenteil, ein Großteil derer musste mühsam qualifiziert werden, um überhaupt billige Jobs im sogenannten Niedriglohnbereich annehmen zu können. Das ist Sklavenhandel, nicht mehr und nicht weniger. Von den neuen Ärzten, Raketenwissenschaftlern, Naturkundlern und Mathematikern war wenig zu sehen. Die Wiederholung von Ludwig Erhards Wirtschaftswunder konnte sich Angela Merkel in den Haarhelm schmieren. Das Volk wurde wieder einmal belogen und jeder, der es bereits 2015 sagte, dass solche Prognosen kriminell naiv sind, wurde beiseitegeschoben, weggewischt, vom Mainstream neutralisiert, musste sein Maul halten oder wurde als Rechtsextremer diffamiert. Die Konjunkturquote wurde nicht gehoben, dafür der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in der Arbeitslosen- und Hartz-IV-Quote. Das war der Erfolg der einstigen Wirtschaftspartei CDU/CSU unter der Führung der Kanzlerin des Untergangs mit Beifall der Sozialisten, der Linken und Grünen.

			Natürlich haben auch viele derer, die gekommen sind, einen Job gefunden, haben sich integriert. Sie waren aber zu wenig, eher die Ausnahme als die Regel. Wenn nur drei Prozent der Angekommen eine höhere Bildung ausweisen, müsste doch das Ergebnis vorhersehbar gewesen sein. Für viele in der Bevölkerung war es das auch, auch für tatsächliche Migrationsexperten. Letztere haben aber größtenteils einen Maulkorb verpasst bekommen. Der Facharbeitermangel lag im Jahr 2024 bei etwas mehr als 500.000. Neun Jahre zuvor lag er bei 301.000. Er ist also gestiegen, obwohl im Jahr 2015 ca. 2,1 Millionen und 2022 mehr als 2,6 Millionen Menschen nach Deutschland zugewandert sind. Natürlich wandern in solch großen Jahren auch genügend ab. Aber selbst der Saldo ist um ein Vielfaches größer als der jährlich festgestellte Facharbeitermangel. Und jetzt sehen wir uns an, wie sich der Zuzug auf den Arbeitsmarkt auswirkt. Im Jahr 2024 lag die Arbeitslosenquote in Deutschland bei 6,2 Prozent. Die Quote von arbeitslosen Ausländern lag bei 15,1 Prozent. Wenn wir die Zahl der offenen Stellen in Deutschland mit der Zahl der Arbeitslosen vergleichen, würde eine vernünftige Politik zuerst die derzeit Arbeitslosen auf die offenen Stellen qualifizieren und in Beschäftigung bringen, anstatt weitere Arbeitslose zu importieren, denen die Qualifikation für die Mangelberufe in jedem Fall fehlt. In Österreich sieht es auch nicht anders aus. Auch hier schreit die Wirtschaft, auch hier schreit der Gewerkschaftsbund. Die Zielrichtung ist immer dieselbe: Dämpfung des Facharbeitermangels durch Migration. Dabei wissen wir ob der demografischen Entwicklung seit den 1970er-Jahren: Seit damals ist klar, die Geburtenraten sinken, die Medizin wird besser, die Menschen werden älter, immer weniger stehen im Erwerbsleben, immer mehr gehen in Pension. Nur, es wurde nicht gegengesteuert! Der letzte große Anreiz in familienpolitischer Hinsicht in Österreich war das Anfang der 2000er-Jahre von Jörg Haider geforderte und vom damaligen Sozialminister Herbert Haupt eingeführte Kinderbetreuungsgeld, von Sozialisten als „Wurfprämie“ bezeichnet. Allein in diesem Wort kommt zum Ausdruck, wie familienverachtend sich diese Ideologie entwickelt hat. Statt Kinder als Kosten- und Zeitfaktor negativ zu konnotieren, wäre es an der Zeit, die Geburtenraten durch Anreize in die Höhe zu treiben. Und da bin ich wieder bei Ungarn. Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán führte einen sogenannten Babykredit ein. Das Baby-Darlehen beträgt knapp 25.000 Euro, ist während der gesamten Laufzeit zinslos, wenn binnen von fünf Jahren der kreditnehmenden Familie ein Kind geboren wird. Bei der Geburt eines zweiten Kindes entfallen 30 Prozent der Kreditschuld. Bei der Geburt eines dritten Kindes verfällt der gesamte Kreditbetrag. Die Fruchtbarkeitsrate in Ungarn lag im Jahr 2010 bei 1,23 Geburten pro Frau. Im Jahr 2021 lag sie bereits bei 1,61 Geburten pro Frau. Auch Ungarn kämpft mit der demografischen Wende, aber es widersetzt sich einer vorherrschenden Meinung, wonach man gegen das Aussterben Europas gnadenlos ausgeliefert sei. Zumindest geht Ungarn nicht den Weg, die Zusammensetzung der Bevölkerung krampfhaft verändern zu wollen.

			Ist diese Zuwanderung, die seit 10 Jahren massiv betrieben wird, wirtschaftlich? Nein! Eine größtenteils unqualifizierte, aus kulturfremden Regionen kommende Zuwanderung verursacht mehr volkswirtschaftliche Kosten, als es der Wirtschaft und somit der Gesellschaft nutzt. 2023 betrug der Aufwand des Bundes in Deutschland für Asyl und Migration 27,7 Milliarden. Dazu kommen die Kosten der Länder und Kommunen, die mit rund 19,6 Milliarden beziffert sind. Diese Zahlen, insgesamt 50 Milliarden Euro im Jahr, sind sehr konservativ gerechnet. Vielfach gibt es Studien, die von viel höheren Kosten ausgehen. Schaffen es die nach Deutschland im Rahmen des Asyls gekommenen Menschen die für sie aufgewendeten Kosten zu refinanzieren? Wenn man davon ausgeht, dass 50 Prozent der Asylwerber und Berechtigten erst nach fünf Jahren in den Arbeitsprozess eingegliedert werden und dazu noch im Billiglohnbereich, scheint das ein unfinanzierbares Experiment. Die 50 Milliarden Euro für Asyl und Migration sind zumindest 2023 ident mit dem Gesamtausmaß der Verteidigungskosten der Bundesrepublik Deutschland gewesen. Nur damit man einmal eine Relation für diese angesichts der Höhe kaum greifbaren Summen bekommt. Und welchen Konjunkturboom würde man in der deutschen Wirtschaft auslösen, wenn man jährlich auch nur die Hälfte der Migrationskosten direkt in die Entlastung der Wirtschaft investierte? Oder noch besser, mit den 50 Milliarden neue Akzente in der deutschen Familien- und Kinderbetreuungspolitik setzte, die einen Anstieg der Geburtenrate auslösten. Oder man nimmt einen Teil dieses Geldes für eine bildungspolitische Offensive, die eine Verbesserung des Qualifikationsgrades deutscher Arbeiternehmer auslöst. Mit all diesen Maßnahmen wären der Wirtschaft und der Gesellschaft besser gedient gewesen, als auf bloße Zuwanderung durch Asyl zu setzen.

			Gegen eine qualifizierte Zuwanderung gibt es kaum Einwände und damit gesellschaftspolitisch auch kaum Probleme. Deutschlands Politik ist mit Unterstützung der deutschen Wirtschaft den falschen Weg der unqualifizierten Zuwanderung gegangen. Langsam dämmert es den Wirtschaftskapitänen, dass alle verklärten Prognosen weit weg von der Realität liegen. Neueste Studien in Österreich sprechen davon, dass die Asyl- und Migrationskosten in der Alpenrepublik zwischen 2015 und 2025 bei 21,6 Milliarden Euro liegen. Prognostizierte Einnahmen gegenübergestellt, kommen wir auf einen Negativsaldo von über acht Milliarden Euro in diesen Jahren. Das war kein Geschäft. Das war ein teures Experiment. Im Hinblick auf die angespannten Haushalte in Deutschland und Österreich, die eingeleitete Deindustrialisierung, den Rückgang der Wirtschaftsleistung und damit den Einnahmenentfall der öffentlichen Haushalte ist dieses Experiment auch nicht mehr leistbar. Ein bloßer, auf Sozialleistungen abgestellter Zuzug ist ein Mühlstein für mühsam aufgebaute Sozialsysteme, weil der Solidaritätsgedanke untergraben, die Finanzierbarkeit zerstört wird. Der nunmehrige österreichische FPÖ-Chef Herbert Kickl, langjähriger Sozialsprecher seiner Partei im Parlament, meint zur Finanzierbarkeit des Sozialsystems in dem für dieses Buch geführten Interview: „Die Einwanderer landeten in großer Zahl in der sozialen Hängematte und schädigen seither unser Sozialsystem, das jetzt all jene, die es aufgebaut und unverschuldet in Not geraten sind, nicht mehr ausreichend unterstützen kann.“

			Die Sozial-, Gesundheits- und Pensionssysteme jener Länder, die sich zu einem solidarischen Versicherungsprinzip bekennen, funktionieren nach einer recht einfachen Regel. Durch Steuern und Versicherungsbeiträge werden diese Systeme finanziert. Und sie funktionieren so lange, solange eben aktive Erwerbstätige genügend in das Steuer- und Sozialsystem einzahlen. Wenn aber in einem großen Ausmaß Menschen in dieses System nicht als aktive Einzahler, sondern bloß als Nutznießer einströmen, geraten diese Versorgungssysteme in Schieflage, in die Unfinanzierbarkeit. In Deutschland wird das Bürgergeld als Sozialleistung ausbezahlt. Im Jahr 2024 hatten knapp die Hälfte der deutschen Bürgergeldbezieher keinen deutschen Pass, sie waren Ausländer. Es waren 2,7 Millionen Ausländer, die zwar Sozialleistungen erhielten, aber zu einem Großteil keinen finanziellen Beitrag in dieses System leisteten. Dieses Bürgergeld sollte als vom deutschen Volk finanzierte Sozialleistung jenen Menschen in sozialer und ökonomischer Schieflage kurzfristig helfen, die sich nicht mehr zu helfen wissen. Es sollte jenen, die es brauchen, und nicht jenen, die es nur wollen, zur Verfügung gestellt werden. Mit der Asyl- und Migrationspolitik Deutschlands hat die Politik das eigene Versorgungssystem, welches den sozialen Frieden gewährleisten soll, torpediert.

			In Österreich zahlt man als Sozialleistung die Mindestsicherung. In der Bundeshauptstadt Wien sind knapp zwei Drittel der Mindestsicherungsbezieher ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Um auch hier einen richtigen Kontext zu setzen. Natürlich leben in Österreich genügend Menschen ohne Staatsbürgerschaft, die einen entscheidenden Beitrag zum Sozial-, Gesundheits- und Pensionswesen beisteuern und nicht als Nettoempfänger der Sozialleistung einen arbeits- und pflichtlosen Alltag leben. Es ist daher zu differenzieren. Und zwar zwischen jenen, die durch Sozialleistungen gezielt angelockt werden, denen nichts abverlangt wird, und jenen, die nach Österreich gekommen sind, weil sie eben ein leistungsorientiertes Leben in einem demokratisch stabilen Land anstrebten. Im Jahr 2018 wurden Zahlen veröffentlicht, wonach Bürger ohne Staatsbürgerschaft mehr ins Pensionssystem einzahlten, als sie davon herausbekamen. Diese Zahlen stimmen. Sie bestätigen, dass es in den 1970er- und 1980er-Jahren eben eine hauptsächliche Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt gab, während heute eben eine relativ große Zuwanderung ins Sozialsystem stattfindet. Mit jenen Menschen, die wir seit 2015 größtenteils ins Land ließen, ist kein Sozial- und Pensionssystem garantiert. Das dicke Ende wird kommen, wenn spätestens die Sozialstatistiker in 10 Jahren aufschreien, wonach die Zuwanderung zwischen 2015 und 2025 keinen nennenswerten Beitrag ins Pensionssystem geleistet hat. Wir sehen daher den Unterschied, wie Zuwanderung in einem Fall durchaus positiv gesehen werden kann, während sie sich in anderen Fällen auf das Funktionieren eines Staates toxisch auswirkt. Es liegt daher nicht an der Zuwanderung per se, sondern woher, aus welchen Kulturkreisen, aus welchen Gründen Zuwanderung stattfindet, mit welcher Identität, Mentalität, Qualifikation und Bereitschaft Zuwanderer kommen.

			Ich möchte bei dieser Gelegenheit eine Geschichte zweier Zuwanderer schildern, die im Zuge der „Wir schaffen das“-Krise kamen, sich bestens integriert haben, leistungsbereite Bestandteile Österreichs wurden und einen entscheidenden Beitrag zum Funktionieren der Gesellschaft leisten. 2015 kam ein junger Syrer über die österreichische Grenze in Spielfeld nach Österreich. Seine Fluchtgeschichte klingt dramatisch. In Österreich angekommen, blieb er im südsteirischen Raum. Er wollte sofort arbeiten, einen Beitrag leisten. Und es ist ihm gelungen. Heute betreibt er ein großes Taxiunternehmen mit mehr als 30 Mitarbeitern. Ein zweites Beispiel gelungener Integration begegnete mir in einem Salzburger Lokal. In bestem, akzentfreiem Deutsch wurde ich von einem Restaurantleiter bewirtet. Wir kamen ins Gespräch und auch er erzählte mir die Geschichte seines langen Weges vom Kriegsgebiet im Nahen Osten nach Österreich. Er kam tatsächlich als „unbegleiteter Minderjähriger“ über die Grenze. In Österreich wurde ihm gesagt, in Wien gäbe es die höchste Sozialleistung. Wenn er aber wirklich etwas lernen und arbeiten, sich eine Existenz aufbauen wolle, solle er in die Bundesländer gehen. Das wollte er. Er wollte nicht in das Sozialsystem, er wollte umgehend Deutsch lernen, arbeiten und sich integrieren. Er begann als Kellner in diesem Salzburger Lokal, heute ist er der Restaurantleiter. Und ich schreibe es hier bewusst: Ich würde mich freuen, wenn er die Staatsbürgerschaft erhält! Er leistet seine Bringschuld, unabhängig davon, woher er kam. Er integrierte sich, akzeptierte unsere Kultur, leistet einen Beitrag zum Funktionieren unserer Gesellschaft.

			Nur sind diese Beispiele die Regel? Nein, die unverfälschten Zahlen sagen etwas anderes. Nur 50 Prozent der Asylwerber, die seit dem Jahr 2015 zu uns gekommen sind, sind in Beschäftigung. Der immer wiederkehrende Schlachtruf von Politikern und Wirtschaftsvertretern, wonach in den letzten 10 Jahren eine Facharbeiterschwemme nach Europa gekommen wäre, ist daher einmal mehr der gezielten Lüge überführt. Herbert Kickl sagt dazu: „Denn über die Zusammensetzung der Immigrantenschar wurden unwahre Behauptungen verbreitet. Es handelte sich keineswegs um Akademiker-Familien, die mit dringend benötigten Qualifikationen die Wirtschaft ankurbeln, sondern in der breiten Masse um junge, ungebildete und selten integrationsbereite Männer.“ Die aktuellen Zahlen, aber auch die Zahlen über die Migrationsgeschichte der letzten Jahrzehnte geben Kickl Recht. Dafür als Rechtsextremer diffamiert zu werden, gehört auch zur Pervertierung von Wortinhalten. Weil man mit statistischen Zahlen der Kritik an der Zuwanderungspolitik nicht Herr werden kann, besinnt man sich auf dumme Schlagwörter, um Kritiker zu diffamieren und zu neutralisieren. Nur wie so oft: Zahlen lügen nicht, Politiker hingegen regelmäßig.

		

		
			Der Umbau Europas

			Natürlich findet ein Umbau der Gesellschaft durch die schleichende Unterwanderung dieser statt. Das steht außer Zweifel. Wenn wir in Wiens Schulen einen Migrationsanteil von 90 Prozent oder mehr verzeichnen, ist es doch nur eine Frage der Zeit, eine Frage von vielleicht zwei Jahrzehnten, bis sich dieser Migrationsanteil auch auf die gesamte Bevölkerung niederschlägt. Derzeit liegt der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in Österreich bei 27,8 Prozent, in Deutschland bei 29,7 Prozent. Also hat ein knappes Drittel jener Menschen, die bei uns leben, Migrationshintergrund. Selbst wenn man sich dazu durchringt, den Zuzug zu vermindern oder gar zu stoppen, steigt der Migrationsanteil automatisch weiter an. Demgegenüber steht das Aussterben der ursprünglichen europäischen Bevölkerung durch die geringen Geburtenraten. Also findet ein Umbau der gesellschaftlichen Zusammensetzung unserer Länder statt. Das ist nicht bestreitbar.

			Viel zu oft wird in der politischen wie medialen Debatte über einzelne Begrifflichkeiten dieses Vorganges leidenschaftlich diskutiert. Ist es eine Unterwanderung oder gar ein Bevölkerungsaustausch? Solche provokanten polarisierenden Formulierungen mögen zwar einen Aufschrei auslösen, geben aber am Ende den Vertretern der multikulturellen Gesellschaft einen guten Vorwand, nicht über die Sache selbst, sondern über missverständliche oder gar historisch negativ aufgeladene Begriffe zu diskutieren. Man lenkt hierbei vom wahren Thema ab, macht Tür und Tor auf, um die Kritiker dieser Entwicklung als rechtsextrem oder rechtsradikal zu brandmarken. Europa wurde zu einem Einwanderungskontinent, als solcher wird er beschrieben. Nur die europäischen Völker wurden dazu nie befragt. Es geschah schleichend. Seit 2010 findet dieses Phänomen statt, seit 2015 hat es sich durch Angela Merkels einsamen Beschluss verstärkt.

			Ich stehe allen Nationen aller Kontinente mit großem Respekt gegenüber. Jedes Land hat seine eigene Geschichte, seine Kultur und Tradition, seine Identität, wenngleich sich die Mentalitäten der Menschen in den verschiedenen Kontinenten, ja in den einzelnen Ländern, oft voneinander unterscheiden. Allein schon in Europa bemerken wir doch diese unterschiedlichen Mentalitäten. Der zurückhaltende, fast emotionslos wirkende Nordeuropäer im Gegensatz zum impulsiven, leidenschaftlichen Südeuropäer. Es gibt deutliche Unterschiede zwischen dem Schweden und dem Italiener. Und selbst in einem kleinen Land wie Österreich ist der Unterschied zwischen einem Steirer und einem Vorarlberger mehr als spürbar. In einem großen Land wie Deutschland bemerkt man dies etwa, wenn man Bayern und den Rest Deutschlands betrachtet. Wir erkennen also im eigenen Kontinent die unterschiedlichen Mentalitäten einzelner Völker, die Merkmale durch unterschiedliche Sozialisierung, können uns aber unter dem gemeinsamen Dach Europas irgendwie einfinden. Das liegt an der gemeinsamen Geschichte.

			Im eigenen Kontinent erkennen wir die Unterschiede, dürfen wir sie sogar erkennen und benennen: Wenn es um unterschiedliche Lebensformen, Traditionen, Kultur und Mentalität zwischen Europäern und Menschen des Nahen Ostens oder Afrikas geht, ist es hingegen verpönt, darauf hinzuweisen, und sie dürfen nicht einmal erwähnt werden, ohne sich nicht dem Vorwurf des Rassismus auszusetzen. Ich mache keinen Unterschied, wie ein Mensch aussieht. Aber es gibt Unterschiede, wie Menschen leben, wie sie denken, wie sie sozialisiert wurden und auf Basis dessen agieren. Mit dem transkontinentalen Zuzug in großem Maße, und auch hier macht die Dosis das Gift, ändern wir unsere Identität, Kultur, Tradition, Religion und die gesamte Lebensweise.

			Mit Verlaub, ich will eben nicht, dass Europa in einem Museum landet. Daher wäre bei der Zuwanderung der letzten 15 Jahre besondere Vorsicht geboten gewesen. Schon allein im Hinblick darauf, dass die hauptsächlich Zugewanderten aus politisch instabilen Regionen kommen. Diese Instabilität importiert man ein Stück weit mit, sie ist ein Teil des schweren Rucksackes, den Zuwanderer aus Syrien, Afghanistan, dem Irak, Pakistan oder Nordafrika mit zu uns bringen. Ob man es will oder nicht. Und das Ergebnis kann man nicht vom Tisch wischen. Mit dieser Entwicklung sind wir nun konfrontiert, sie nimmt Einfluss auf unsere Gesellschaft.

			Ich habe bereits erwähnt, dass ich nach meiner aktiven politischen Karriere, die ich 2015 beendete, einige Jahre später wieder begann, mich politisch zu äußern. Der Grund war, wie in diesem Buch beschrieben, der Ausgang des Verfassungsreferendums in der Türkei, wonach eine Mehrheit der in Westeuropa lebenden Türken den von Erdoğan betriebenen Rückfall der Türkei hinter die Errungenschaften von Atatürk unterstützten. Bei den Türken, die an diesem Referendum teilnahmen, handelte es sich teilweise um Personen, die seit drei Jahrzehnten in Mitteleuropa eine neue Heimat gefunden haben. Dennoch war es nicht zu verhindern, dass sie ihre politischen Ansichten weiterhin mit Recep Erdoğan teilen, der aus einem säkularen Staat einen islamischen Gottesstaat machen will. Man sieht, wie schwer die Verbindungsfäden in die ursprüngliche Heimat zu kappen sind. Integration ist immer ein Stück weit Assimilierung. Wenn Glaubensautoritäten diese Assimilierung auf Zuruf aus dem Ausland verbieten und unterbinden, wird jede Integration verunmöglicht. Ganz im Gegenteil, Erdoğans Ziel ist eben nicht, dass sich türkischstämmige Europäer auch mental zu Europäern wandeln, sondern dass sie waschechte Türken bleiben. Ein Treppenwitz: Wenn ein Österreicher darauf beharrt, Österreicher bleiben zu wollen, ist er ein Nationalist. Wenn ein Deutscher darauf beharrt, Deutscher bleiben zu wollen, steht er unter Beobachtung des deutschen Verfassungsschutzes wegen neonazistischer Umtriebe. Wenn ein Türke in Europa ohne jede Einschränkung Türke bleiben will, müssen wir das aus Gründen der Toleranz akzeptieren. Ein anderes, vielleicht verdaulicheres Beispiel gefällig? Ein Südtiroler bleibt ein Südtiroler, auch wenn Südtirol in Italien liegt. Aus diesen Gründen wurde Südtirol der Autonomiestatus zuerkannt, die Schutzmachtfunkton hierfür hat unter anderem Österreich. Jetzt legen wir das um. Hunderttausende Syrer, die sich noch dazu in großen Gemeinden in denselben Vierteln sammeln, bleiben unweigerlich Syrer. Sie integrieren sich nur schwer, denn die Alternative ist die eigene Community. Und darin zu verweilen, ist einfacher, bequemer. Da gibt es keine sprachlichen Barrieren, da gibt es keine religiösen Unterschiede, da gibt es keinen Kulturschock. Auch der Afghane bleibt Afghane, selbst wenn er die österreichische oder deutsche Staatsbürgerschaft erhalten hat. Weil er weiterhin ausschließlich afghanisch lebt und sich nicht als Neudeutscher oder Neuösterreicher zu integrieren versucht.

			In diesen Parallelgesellschaften gelten, wie beschrieben, eigene, mitgebrachte, anerzogene Regeln. Das beginnt beim Moralbegriff, geht über die Kultur und endet beim Rechtsverständnis. Diese Parallelgesellschaften werden nicht kleiner, sie werden durch ungebrochenen Zuzug größer und die angeeigneten Vorstellungen über Gesellschaft, Staatssystem, Tradition, Religion, Kultur manifestieren sich. Ein Zugehen auf die Ursprungsbevölkerung des neuen Wohnorts bleibt größtenteils aus. Die Zuwanderer bleiben zu einem großen Teil kulturfremd, organisieren sich selbst. Und als solche werden sie Inseln, exterritoriale Gebiete anderer Kontinente, anderer Nationen und erheben wie selbstverständlich den Anspruch, an der ursprünglichen Lebensweise festzuhalten. Diese Lebensweise ist uns aber fremd, sie ist auch mit der Entwicklung Europas der letzten 200 Jahre nicht in Einklang zu bringen.

			Am Ende stellt sich die Frage, wer gibt nach? Geben wir unsere als zivilisiert geltenden Errungenschaften zugunsten von Kulturen auf, die den Wandel durch die Aufklärung nicht erleben durften? Nähern wir uns an, werden wir ein Stück weit Syrien oder Afghanistan oder bestehen wir darauf, Österreich, Deutschland, Europa zu bleiben, und weisen darauf hin, dass ein Zuzug nur auf Basis absoluter Integrationsbereitschaft stattfinden darf? Den von mir in meinen vergangenen Büchern mehrmals zitierten Europa-Begriff von Joseph Ratzinger, als Papst Benedikt XVI., möchte ich sinngemäß in Erinnerung rufen. Für diesen großen Denker und Theologen war Europa der Glaube Israels, die Philosophie Griechenlands und das Rechtsverständnis Roms. Bleibt es dabei oder herrscht in Zukunft in Teilen unserer Gesellschaft das Rechtssystem Mohammeds und der Glaube Mekkas? Wer passt sich wem an? Aus dieser Frage entstand in den letzten Jahren ein Kulturkampf. Herbert Kickl, ehemaliger Innenminister Österreichs, gibt in seinem für dieses Buch gegebenen Exklusivinterview Folgendes zu Protokoll: „Die angestammte Kultur bei uns in Österreich ist massiv unter Druck geraten. Eine Nikolaus-Feier oder einen Martini-Umzug in einem Kindergarten zu organisieren, ist für die Pädagogen mittlerweile ein riskanter Spießrutenlauf, weil muslimische Eltern häufig nicht wollen, dass ihre Kinder mit christlichen Traditionen in Kontakt kommen.“ Und Kickl klagt an: „Diese Entwicklung hat sich die Politik freilich selbst zuzuschreiben, weil die Vertreter der Einheitspartei – von den Grünen bis hinein in weite Teile der ÖVP – eine falsche Vorstellung von Toleranz haben. Wenn sie von kultureller Sensibilität sprechen, dann meinen sie immer nur einen sensiblen Umgang mit zugewanderten Kulturen, aber nicht die Verteidigung der eigenen kulturellen Identität.“ Er bringt die Generalkapitulation Europas, hier im Speziellen Österreichs, auf den Punkt.

			Für dieses Buch habe ich den ehemaligen tschechischen Staats- und Ministerpräsidenten Václav Klaus interviewen dürfen. Václav Klaus ist bereits heute eine historische Persönlichkeit. Er überwand den Kommunismus, die Spaltung Europas. Als einer der ersten demokratischen Politiker der damaligen Tschechoslowakei sorgte er für die friedliche Wiedererlangung der Souveränität von Tschechien und der Slowakei. Im Wissen um sein Verdienst für Europa wiegt seine Kritik an Angela Merkel und ihrer Asyl- wie Migrationspolitik sowie der damit einhergehenden Spaltung des Kontinents umso schwerer. So sagt er mir: „Wir verlieren unsere Kulturen, unsere Identität, unsere Traditionen und Gewohnheiten. Aber nicht nur das. Wir verlieren auch unsere politische Kohärenz und damit die Grundlage demokratischer Politik. Denn Politik braucht ein Volk – das heißt eine Nation – und den Nationalstaat. Nur über Kultur zu sprechen, ist absolut falsch.“ Europas Regierungen haben eben diesbezüglich in den letzten 15 Jahren keine inhaltlichen Grenzen gezogen, keine Forderungen gegenüber den Neuankömmlingen zur Akzeptanz der eigenen Kultur, der Identität aufgestellt und schon gar nicht die Nationen als Teil des europäischen Wesens bewahrt. Sie haben das Zerstörerische geschehen lassen. Die einzige Forderung war es, die Sprache des Ankunftslandes zu erlernen. Die Sprache ist wichtig, um sich zu verständigen, um zu verstehen. Aber die Sprache kann doch nicht alles sein. Ist es nicht die Sozialordnung, das Demokratieverständnis, die Kultur, Tradition, ist es nicht die Identität, die gängige Mentalität, die es anzunehmen gilt? Also besteht die Gefahr, dass mit Blick auf die demografischen Zahlen und die Herkunftsländer der Zuwanderer der Grundkonsens Europas, die Grundcharakterisierung dieses Kontinents, zerstört, ersetzt wird. Damit zerstört man schlussendlich die demokratischen Systeme und ersetzt sie durch autoritäre Strömungen. Damit zerstört man ein erkämpftes, säkulares System und ersetzt es durch Tendenzen, wo eine Religion Anspruch erhebt, auf das Rechtssystem zuzugreifen.

			Reden wir nicht um den heißen Brei herum. Der Islam ist eben nicht nur eine Religion, er wird in den Herkunftsländern unserer Hauptmigrationsgruppen als Rechtssystem angewandt. Er ist auch Rechtssystem, weil er aus seiner Theologie heraus direkten Zugriff auf alle Lebensweisen nehmen will. Das führt dann zu Tendenzen, wo die islamische Rechtspraxis, die sogenannte Scharia, entweder „im Untergrund“ angewandt wird oder die Forderung entsteht, diese als Grundlage unserer Rechtspraxis anzuerkennen. Wenn ich in die USA auswandern wollte, müsste ich auch akzeptieren, dass das angloamerikanische Rechtsverständnis, aus Präjudizen entstanden, eben ein anderes ist als unsere auf Verfassung oder Grundordnung gebaute Rechtsverständnisse. Diese unterschiedlichen Ansichten, diese unterschiedliche Sozialisierung werden aber nicht nur im Recht sichtbar. Sie werden in Sachen Frauenrechte, Minderheitenrechte, Antisemitismus, Homosexualität, Gesellschaftsform, Moralbegriff, Kultur, Tradition, Arbeitswelten bis hin zur Baukultur sichtbar. Sie sind da und sie sollten angesprochen werden. Der einfach hingenommene demografische Wandel birgt eben die Gefahr, dass all das, was unsere Gesellschaft heute ausmacht, zurückgedrängt, ersetzt wird. Dies durch die Tatsache, dass wir verlernt haben, dass uns regelrecht ausgetrieben wurde, auf unsere eigenen Werte und Grundsätze, sofern es sie überhaupt noch gibt, zu bestehen. Überall, wo ein Vakuum entsteht, stößt etwas Anderes, etwas Neues hinein. Und ich wage zu behaupten, es ist nicht immer positiv. Europa ist eben kein arabischer Kontinent, wir wollen es auch nicht werden, wenngleich wir arabische Länder und deren Bewohner akzeptieren, ihre Lebensweisen respektieren. Ich habe es immer für falsch gehalten, dass wir mit unseren Werten weltweit missionieren, und halte es daher für falsch, wenn auch wir missioniert werden.

			Europa lässt sich als Vielvölkerkontinent nicht ethnisch zusammenfassen, nicht einmal Österreich kann man so definieren. Es gibt eben ursprüngliche Tschechen, Slowaken, Slowenen, Italiener, Kroaten, Schweizer, Deutsche, die zu Österreichern wurden, Österreicher sind. Aber wie gesagt, die gemeinsame Klammer der Völker Europas ist sichtbar, das macht Integration leichter lebbar. Die gemeinsame Klammer zu Afghanistan, Syrien und anderen Ländern sehe ich aber nicht bei allergrößter Fantasie. Und die bloße Tatsache, dass wir alle Menschen sind, schafft, wie wir leidvoll aus der Geschichte lernen mussten, noch keine gemeinsame Basis. Europa muss sich daher vor diesem demografischen Wandel schützen, muss auf eigene Kräfte setzen. Der Einigungsprozess war lang und blutig. Dies alles auf das Spiel zu setzen, weil man einer romantisch ideologischen Vorstellung von „Völker der Welt, vereinigt euch“ folgt, ist Selbstmord mit Anlauf. Es endet in der Katastrophe. Das sollte allen bewusst sein. Selbst verwandte Völker unter dem Dach eines künstlichen Staates zusammenzupressen, funktionierte nicht. Die jüngere Geschichte Europas beweist es doch. Österreich, das Vielvölkerreich kulturverwandter Völker unterschiedlicher Sprachen unter dem Dach des Habsburger-Throns, war mit dem Ersten Weltkrieg zu Ende. Daraus entstand eine Vielzahl europäischer Nationen bzw. diese Nationen erstanden wieder. Es war auch unter Druck und Zwang nicht möglich, den Vielvölkerstaat aufrecht zu erhalten. Zu groß war der Wunsch nach Freiheit, nach Souveränität. Dasselbe erlebten wir vor wenigen Jahrzehnten in Jugoslawien. Slawische, untereinander verwandte Völker, Geschwister, die nach Jahrzehnten der künstlichen Zusammenführung unter einem Staatsdach wieder den souveränen Weg der Eigenständigkeit gingen. Und der Zusammenbruch des Sowjetreiches war nichts anderes. Die imperialistische Vorstellung der kommunistischen Diktatur in Moskau war schwächer als der Wunsch unverwechselbarer, eigenständiger Völker nach einem souveränen Weg. Auch die Europäische Union wird scheitern, wenn sie den Weg des gleichgeschalteten Superstaates, der in einem Topf zusammengepressten Vielvölkernation und einem Brüsseler Dach als Kelomatdeckel gehen will. Und ich prophezeie hier, dass auch der politisch offensichtlich gehegte Wunsch, Europas Nationen zu Vielvölkerstaaten kommunistischen Vorbilds werden zu lassen, scheitern wird. Es wird nämlich der Punkt kommen, wo sich die Bürger zu wehren beginnen. Und zu Recht auf die Unversehrtheit ihrer ursprünglichen, als stabile und sichere Heimat empfundenen Lebensweise drängen.

			Wir stellen historische Gebäude unter Denkmalschutz, aber unsere Lebensweise nicht. Ziegelsteine werden bewahrt, unsere Identität, unsere Gesellschaft als Meisterwerk der Sozialisierung, in der wir mehr oder weniger gut leben, nicht. Das ist ein Widerspruch, ein krasser. Denn hat der Ziegelstein mehr Wert als gelebte Traditionen, eine vorherrschende Mentalität, eine ganz spezifische Charakterisierung, für die das Land und dessen Bewohner stehen?

			Österreich ist einzigartig, so wie es Deutschland, Spanien, Großbritannien oder Frankreich ist. Die Einzigartigkeit zu zerstören, indem man eine andere Kultur, andere Traditionen, andere Rechtssysteme, andere Religionen oder andere Mentalitäten implementiert, kann nicht gutgehen. Ganz im Gegenteil, die Spannung wird nur größer, die gesellschaftliche Polarisierung heftiger. Und das hat nichts mit Rassismus zu tun. Es ist der Wunsch eines Volkes, unter dem sich übrigens selbstverständlich unterschiedliche Ethnien treffen können, seine Lebensweise, das Rechtsverständnis, die Philosophie, die Traditionen, schließlich die Mentalität ein großes Stück weit zu erhalten. Wer dem entgegenarbeitet, wie es einzelne politische Proponenten tun, baut ein Pulverfass. Und Pulverfässer explodieren. Es prallen nicht nur unterschiedliche Menschen aufeinander, sondern fast entgegengesetzte Mentalitäten und unterschiedliche Sozialisierungen, es prallen Kulturen aufeinander, die nur schwer zu harmonisieren sind.

			Nehmen wir das Rechtssystem. Das Rechtssystem derer, die massenweise den Weg nach Europa seit 2015 nehmen, ist ein durch Religion und religiöses Moralverständnis geprägtes Rechtssystem. Demgegenüber steht das europäische Rechtsverständnis, das durch das Römische Recht geprägt wurde und durch die Demokratien und deren Beschlüsse die heutige Gestalt annahm. Europäische Nationen bekennen sich zu säkularen Systemen, also zur klaren Trennung zwischen Staat und Religion. Dieses Bekenntnis sucht man in islamischen Staaten vergeblich. Ganz im Gegenteil. Die einst aufstrebende Türkei ist unter Erdoğan den Weg zurück unter das eindringende Dach der islamischen Religion gegangen. Dasselbe Phänomen sehen wir im politischen Bereich. Das demokratische Legislativ- und Exekutivwesen der Länder Europas lehnt religiöse Einflüsse ab. In islamisch regierten Ländern repräsentiert die religiöse Spitze auch teils die Spitze des Staates. Wer Millionen von Menschen den dauerhaften Verbleib in Europa und dessen Ländern vorbehaltlos ermöglicht, läuft auch Gefahr, dass diese Menschen ihre Rechtssysteme, ihre politischen Systeme implementieren wollen.

			Im einen oder anderen Fall ist es bereits unübersehbar, dass ein Großteil dieser Menschen ihre politische Weltanschauung hier offen zum Ausdruck bringen. Als das Regime Assad in Syrien im Jahr 2024 ein Ende fand, wurden binnen Stunden in Europas Großstädten das Ende der Autokratie der syrischen Herrscherfamilie von Hunderttausenden gefeiert und die Übernahme der Macht durch Islamisten bejubelt. Als Israel in Reaktion auf den Überfall durch die Hamas am 7. Oktober 2023 mit einem Krieg gegen Gaza antwortete, gingen in Europas Städten ebenso viele Menschen auf die Straße, um ihre Solidarität mit der islamistischen Terrororganisation zu bekunden. Mit den Zuwanderern kommt zugleich ein unseren Wertvorstellungen entgegengesetztes Rechtsverständnis, eine unserer politischen Grundrichtung entgegengesetzte Weltanschauung und eine in Teilen missionarisch verstandene Religion. Diese Menschen pochen auf das Recht, ihr Rechtssystem, ihre Weltanschauung und ihre Religion zu leben. Wenn sich aus der Religion bzw. ihrer Auslegung ein Anspruch auf politische Teilhabe, rechtliche Teilhabe entwickelt, wird es brandgefährlich. Im Jahr 2020 habe ich in meinem Buch „Was zu sagen ist …“ über den Islam geschrieben. Ich wiederhole es in diesem Buch, weil sich meine Meinung dazu in keiner Weise geändert hat, ich mich in meinen Warnungen nur bestärkter fühle. „Es gibt mehrere faktenbasierte Komponenten, die zu nur einem Schluss führen können: ‚Der Islam gehört nicht zu Europa!‘ Während seit Jahrhunderten einzelne Muslime sehr wohl Bestandteil unserer Gesellschaft waren und sind, ist es der Islam in seiner Gesamtheit, in seiner aggressiv-missionarischen Absicht, in seiner ursprünglichen Gewaltverherrlichung, in seiner gelebten Frauenverachtung, in seiner absoluten Ablehnung anderen Religionen gegenüber, in seinem Antijudaismus, in seiner Homophobie, in seiner theologisch vorgegebenen autoritären Gesellschaftsform, in seinem mangelnden Humanismus, in seinem Widerspruch zu unseren Menschenrechten definitiv nicht. Er ist mit unseren säkularen Demokratien des 21. Jahrhunderts inkompatibel. Von den 47 mehrheitlich islamischen Ländern der Welt darf sich nur eine Handvoll im Ansatz demokratisch nennen, in der Masse sind es faschistoide und Krieg führende Gottesstaaten. Die westlichen Menschenrechte sind dort übrigens ein Fremdwort. Und selbst die in unseren Breiten künstlich geschaffene sprachliche Unterscheidung zwischen Islam und Islamismus täuscht nicht darüber hinweg, dass der Islam in seiner Gesamtheit mit unseren zivilisatorischen Werten nicht in Einklang zu bringen ist. Geradezu gelogen, um nicht zu sagen, verniedlichend ist es, vom Wunsch nach einem gemäßigten, ja liberalen ‚europäischen Islam‘ zu sprechen. Bei aller Wertschätzung für diese romantische und durchaus begrüßenswerte Vorstellung steht ‚Liberalität‘ doch im krassen Widerspruch zum ideologischen Unterbau dieser Religion. Und mehr ideologisch als theologisch ist der Islam, zumal er den Anspruch erhebt, sich in jedem Fall über die staatliche Ordnung zu stellen, ja den Staat und dessen einzelne Säulen in Personalunion selbst zu repräsentieren. Das ausführliche Studium des Koran und die Betrachtung einzelner Suren genügt, um zu wissen, welcher Gefahr das demokratische Europa in Wahrheit gegenübersteht. Ein Blick in den muslimischen Alltag der genannten 47 Länder genügt, um zu verstehen, dass die täglich gelebte Praxis der unterschiedlichen Auslegungsformen nicht dazu neigt, sich friedlich zu integrieren.“ Diesen Worten ist auch im Jahr 2025 nichts hinzuzufügen, denn es hat sich nichts geändert. Und ich betone: leider!

			Diese Religion, der Islam, neigt dazu, sich über staatliche Institutionen zu stellen. Der Grund ist klar, der Islam wird in vielen Ländern dieser Erde nicht bloß als Religion, sondern als politisches Gesellschaftssystem verstanden. Das war zeitweise im Christentum nichts anderes. Das Christentum hat sich nur über zwei Jahrtausende, vor allem in den letzten Jahrhunderten, aus dem politischen Einflussbereich zurückgezogen. Heute leben wir in Europa die strikte Trennung zwischen Kirchen und den demokratischen Systemen der Staaten. Das hat sich durchaus bewährt. Viele, die in den letzten Jahrzehnten aus unterschiedlichen Gründen aus muslimischen Ländern nach Europa zugewandert sind oder zugewandert wurden, sehen dies anders. Natürlich versuchen Teile dieser Zuwanderer, die in ihrer Heimat angewandten staatlich-religiösen Systeme in Europa zu spiegeln, zu etablieren. Wenn wir einmal mehr auf die Türkei blicken, versucht Recep Erdoğan mit seiner Regierungspartei AKP selbstverständlich ein türkisch-islamisches politisches Filialsystem in Europa hochzuziehen. Dasselbe erleben wir mit den Netzwerken der sogenannten Muslimbruderschaft. Diese sind keine Terroristen, sie arbeiten subtiler. Sie setzen auf Zeit und bauen die Gesellschaft langsam, aber sicher aus dem Inneren dieser heraus um. Ihr Ziel ist die Etablierung eines Kalifats in Europa. Sie zersetzen die Gesellschaft, unterwandern verschiedene politische Gruppierungen. Die Geheimdienste der Länder wissen ob dieser Gefahr Bescheid. Frankreichs Sicherheitsbehörden schlugen im Mai 2025 Alarm. Die Gesellschaft drohe von innen heraus, von in Frankreich ansässigen und vernetzten Islamisten zerstört zu werden. Was ist deren Ziel? Das säkulare Staatensystem und unter dem Deckmantel der Demokratie auch diese zu zerstören. An die Stelle der Demokratie wollen sie das muslimische Moralverständnis setzen. Die Geschlechtergerechtigkeit ist ihnen ein Dorn im Auge. Und jetzt wird es spannend. Das bekräftigt jene jahrelang als Verschwörung abgetanene Prognose, dass wir bei demokratischen Wahlen Personen und Parteien zulassen müssen, deren politischer Verbindungsfaden nicht in der Demokratie, sondern in der religiösen Autokratie liegt. Die Demokratie, die unser Lebensmodell schützen soll, wird zum Bumerang pervertiert. Schützenhilfe bekommen diese Netzwerke von den politischen Linken. Schon seit Jahren setzen sie Vertreter dieser religiös motivierten politischen Strömung auf ihre Wahllisten. Unter all den beschriebenen Gesichtspunkten der Demografie sieht man recht deutlich, in welche Richtung der Umbau der Gesellschaft läuft. Wer glaubt, dass dieser in eine bunte, vielfältige, bereichernde Zukunft führt, irrt oder geht den in unserer Gesellschaft installierten U-Booten schlicht auf den Leim. Das Ziel ist klar, Europa soll islamisch werden.

		

		
			Merkels Helfer

			Angela Merkel für die Folgen ihrer „Wir schaffen das“-Politik allein die Schuld zu geben, wäre nicht vollständig. Es würde jene außer Acht, aus der Verantwortung lassen, die in den ersten Jahren dieser Wende sowohl in Deutschland als auch international der Kanzlerin treu zur Seite standen, die Stange hielten, ihre Politik verteidigten und vollzogen, sozusagen sich der politischen Mittäterschaft schuldig machten. In Deutschland war es ihre eigene Partei, die Union, bestehend aus CDU und CSU, die mit einem gewissen Kalkül die Kanzlerin „ohne Wenn und Aber“ in den ersten Monaten unterstützte. Der Kadergehorsam, unter Rücksichtnahme auf den realpolitischen Zustand der Union auch „Kadavergehorsam“ genannt, war ein wesentlicher Baustein dafür, dass Merkel in der Asyl- und Migrationspolitik weitgehend lange unangefochten im Berliner Kanzleramt fuhrwerken konnte. Und es waren die Medien, die gleichgeschaltet zum Propagandainstrument der Agenda einer Kanzlerin wurden, die Europa zerstörte.

			Heute, 10 Jahre später, kann man die einstigen Unterstützer mit der Lupe suchen, sie sind in Deckung gegangen. Das Bekennertum ist geschwunden, nicht mehr vorhanden. Reihenweise distanzieren sich nun jene, die in den ersten Monaten des „Wir schaffen das“-Chaos noch nicht den Mut hatten, Merkel zu widersprechen. Einer, der sich zu seiner politischen Mittäterschaft auch weit nach seinem Ausscheiden aus der Politik bekennt, ist der damalige Innenminister Thomas de Maizière. Laut eigenen Angaben wurde er in der Zeit des Beginns der Flüchtlingskrise von Merkel gefragt, ob er ihren Kurs mittragen könne. Er hatte die Chance zu verneinen, der Wunsch des Festhaltens am Amt des Innenministers, das er sich mit der blinden Loyalität gegenüber Merkel quasi erkaufte, war größer. Er gehört zu jenen, die zwar mit dem Abstand der Jahre nun den Fehler erkennen, aber in mangelnder Selbstreflexion darauf verweisen, „dass man im Nachhinein“ immer gescheiter sei. „Im Nachhinein ist man klüger“, lautet die Devise aller jener, ausgenommen Merkel selbst, die sie in ihrer Politik unterstützten und Jahre später davon möglichst großen Abstand gewinnen wollen.

			Einer davon ist Sebastian Kurz, ehemaliger Bundeskanzler Österreichs. Im Jahr 2015, am 3. September exakt, sprach er als damaliger Außenminister im Rahmen der Wiener Botschafterkonferenz noch folgende Worte: „Leider Gottes sind im letzten Jahr nicht nur einige alte Herausforderungen geblieben, sondern auch neue dazugekommen. Ich möchte hier bewusst die Flüchtlingskrise ansprechen – einige sprechen ganz zu Recht von einer Krise der Solidarität. Die Flüchtlingskrise ist definitiv die zentrale Herausforderung für uns in Österreich und für uns als Europäische Union. Es ist viel mehr als eine medial angeheizte Diskussion, mit Hass und Hetze auf der einen und viel Offenheit und Solidarität auf der anderen Seite.“ Sehr deutlich bezog er Position für Merkel, brandmarkte indirekt die Kritiker an ihrer Politik als Vertreter von „Hass und Hetze“. Im Rahmen des Neujahrstreffens einer ÖVP-Gruppierung im Jänner 2015 sprach er noch folgenden Satz: „Der durchschnittliche Zuwanderer von heute ist gebildeter als der durchschnittliche Österreicher.“ Später präzisierte er, dass er „nur“ Zuwanderer aus EU-Ländern gemeint habe. Man sieht aber, dass auch ein Sebastian Kurz, der sich wenige Jahre später zum denkbar größten Kritiker Merkels mauserte, den ursprünglich eingeschlagenen Weg der scheinkonservativen Parteien in Europa vollkommen, ohne Wenn und Aber, ohne geringsten Zweifel mittrug. Als Sebastian Kurz, der geborene Opportunist, bemerkte, dass sich der „Wind zu drehen beginnt“, schwenkte auch er um. Das nennt man Heuchelei, gerade dann, wenn man eben in den Anfangsmonaten jede Kritik an der zügellosen Zuwanderung beißreflexartig mit dem Vorwurf „Hass und Hetze“ quittierte. Im Jänner 2025 hört sich ein Sebastian Kurz, geläutert durch 10 Jahre Chaos in Europa, anders an. In einem mit der BILD geführten Interview gibt er Angela Merkel die Schuld, dass die AfD in Deutschland so stark wäre. Das sind insofern spannende Worte, zumal sie einen Eindruck bestätigen. Heutigen Konservativen, wohl eher Scheinkonservativen, geht es nicht darum, absehbare Probleme von einem Land oder einem Volk abzuwenden. Ihre Politik leitet sich von dem Kalkül ab, die Kritiker an ihrer falschen Politik nicht zu stark werden zu lassen. Also nicht die Sorgen um die Spaltung der Gesellschaft, die Zunahme der Kriminalität, die Verwässerung der Identität leiten Scheinkonservative. Nur die Sorge vor dem Machtverlust. Und das ist eben zu wenig, wenn man Europa als gewachsenen Kontinent retten will.

			Vom ähnlichen Schlage wie Sebastian Kurz ist der nunmehrige bayrische Ministerpräsident Markus Söder. In den Wochen rund um die Entscheidung Merkels in Berlin hörte man vom damaligen Staatsminister und Paradekarrieristen Söder keinen Anflug von Kritik. Als aber auch er merkte, dass die Bevölkerung trotz des Trommelfeuers von Regierung, Meinungsbildnern und Medien langsam, aber sicher von der verordneten „Willkommenskultur“ Abstand nahm, gehörte er zu den ersten namhaften CSU-Politikern, die Merkel kritisierten. Knapp ein Jahr nach dem „Wir schaffen das“-Sager wagte Söder im Sommer 2016, ganz der Schmalspurpopulist, der er nie sein wollte, folgende Kritik: „Ich glaube, es war zu wenig. ‚Wir schaffen das‘ ist mir einfach zu wenig.“ Die Tatsache, dass er zwar laut und polternd diese Agenda in die Mangel nimmt, aber selbst seit 10 Jahren direkt wie indirekt alle von Merkel veranlassten Maßnahmen mit seiner Staatsregierung mitträgt, zeigt auch anhand seiner Person und Charakterisierung die fatale Divergenz zwischen Schein und Sein. Und übrigens dürfen wir nie vergessen, dass es Söder im Jahr 2023 war, der Angela Merkel für ihr verdienstvolles Wirken mit dem bayrischen Verdienstorden auszeichnete. Er sei früher skeptisch gewesen, sagte Söder damals. Aber ihre Corona-Politik überzeugte den bayrischen Ministerpräsidenten. Auch ihrer Flüchtlingspolitik könne er etwas abgewinnen.

			Wir sehen anhand dieser beiden Beispiele, Kurz und Söder, die Ambivalenz der damals verantwortlichen Politiker, aber vor allem deren Wendefähigkeit. Man nennt es eben Opportunismus. Einerseits befürworteten sie Merkels „Gutmenschlichkeit“, wollten selbst zu den Modernen, Weltoffenen und Guten gehören, auf der Welle der politisch opportunen und zugleich der falsch verstandenen, nein, falsch angewandten Barmherzigkeit mitschwimmen, andererseits wechselten sie beim ersten kleinen Widerstand im Volk die Fronten, wie manch andere die Unterhosen. Im Vergleich zu Söder und Kurz, zu Faymann und Nehammer, zu all den auswechselbaren Gestalten der letzten Jahrzehnte, die sich wie Fähnchen im Wind drehten, muss man Merkel zugutehalten, dass sie zumindest seit 2015 ihrem falschen Standpunkt auch gegen größten Widerstand treu geblieben ist. Sie folgt einem alten politischen Prinzip, wonach man die Bahngleise nicht austauscht, wenn der Zug schon mit 100 km/h darüber donnert. Wenn sie heute davon spricht, dass sie ja nicht „Ich schaffe es“, sondern „Wir schaffen es“ gemeint hat, legt sie sich zumindest für die Zukunft einen passenden Ausweg aus der misslichen Situation des Scheiterns zurecht, wonach der Fehler der mangelnden Integration ihrer Glückskinder nicht in ihrer falschen Politik, sondern in der Reaktion des deutschen Volkes lag.

			Ein wesentlicher Grund dafür, dass Merkel ihre Politik anfänglich durchsetzen konnte, waren die Medien. Noch im Dezember 2015 titelte die deutsche Tageszeitung BILD in ihrem Jahresrückblick: „Ein hartes Jahr, aber wir schaffen das.“ Die Öffentlich-Rechtlichen in Deutschland und in Österreich, die größten Tageszeitungen trugen ihre Politik mit. Und mit den Medien auch die Meinungsbildner, also jene prominenten Gestalten aus Kunst, Kultur, Gesellschaft und Sport, die wortreich begründeten, warum Europa zum Armenhaus der Welt werden sollte. Im November 2016 befragte die deutsche Tageszeitung BILD die Mitglieder des deutschen Bundestages, inwieweit sie sich persönlich in der Flüchtlingshilfe engagierten. Deutsche Politiker, wie Sigmar Gabriel, Annalena Baerbock und eine Reihe weiterer Abgeordneter von CDU/CSU, SPD, der Linken und der Grünen, durften in epischer Breite darüber berichten, wie wohltätig sie sich privat um die Ankömmlinge aus der „Wir schaffen das“-Karawane kümmerten. Der Grund dieser Berichterstattung war auch klar. Mit erhobenem moralischen Zeigefinger sollte dem deutschen Bürger vom Zentralorgan des Boulevards klargemacht werden, dass eine Teilnahme an der Willkommenskultur nun Staatsdoktrin ist und jeder, der sich diesem mittlerweile belegten historischen Irrtum widersetzt, ausgegrenzt wird. Es hat sich ja in diesen Tagen, Monaten und Jahren der Meinungskorridor in Europa erstmals drastisch verengt. Natürlich können Journalisten aller Sparten als Helfer Merkels bezeichnet werden. Sie haben in ihrer sich selbst auferlegten Kontrollverpflichtung der Politik gänzlich versagt. Sie wurden zu Propagandisten der Kanzlerin und all jener, die das gutmenschliche Sprachlogo „Wir schaffen das“ auf ihr Schild hefteten. Und jeder, der nicht auf Befehl parierte, wurde fallengelassen.

			Monika Gruber, bayrische Kabarettistin, erlaubte sich im Jahr 2015 in einem Facebook-Video auf die medial vermeldeten Zahlen der Neuankömmlinge bzw. auf die unterschiedlichen diesbezüglichen mathematischen Angaben aufmerksam zu machen. Natürlich zielte sie in diesem Video auf den Kontrollverlust, den Kontrollverzicht der deutschen Bundesregierung, der Länderverwaltungen ab. Das brachte ihr postwendend den Vorwurf ein, sich einer sogenannten „Pegida-Sprache“ zu bedienen. Man setzte sich nicht mit Grubers satirisch vorgetragenem Vorwurf des absoluten Unvermögens deutscher Politiker auseinander, sondern ging seitens des Systems und seiner Helfer zum sofortigen Gegenangriff über, zur Neutralisierung der Kritiker. Zu den großen Befürwortern Merkels zählten reihenweise Politiker der Sozialdemokraten, der Linken und der Grünen. Von dort bekam Merkel Applaus. Es hätte ihr zu denken geben sollen, dass dies der Jubel von der falschen Seite war. Denn diese Parteien und ihre Vertreter sind bis heute der Meinung, dass die neunmillionenfache Zuwanderung nach Europa binnen 10 Jahren ein einzigartiges Erfolgsmodell war.

			Auch wenn sich heute Politiker wie Medien distanzieren, selbst die linksliberale New York Times im Mai 2025 Merkels Flüchtlingspolitik regelrecht verteufelt hat, darf man nicht vergessen, dass sie ihre Macht und ihre Entscheidungen auf Basis einer treuen Gefolgschaft eines großen Teils der Union baute. Obwohl sie Wolfgang Schäuble zuerst fallen gelassen hatte, hat sie sich aber später seine Loyalität mit dem Amt des Bundestagspräsidenten „erkauft“ und konnte sich auch in der verheerenden Migrationspolitik auf ihn verlassen. Unterstützung bekam sie auch von verschiedenen Ministerpräsidenten, führenden CDU-Politikern und wichtigen Ministern aus dem eigenen Kabinett wie Volker Bouffier, Armin Laschet, Daniel Günther, Ursula von der Leyen und Annegret Kramp-Karrenbauer. Der Kreis um sie war geschlossen. Eine wesentliche Rolle spielte auch der Österreicher Gerald Knaus. Zumindest behauptete er dies und trat als Unterstützer Merkels unzählige Male in Erscheinung. Er verkaufte sich selbst als Erfinder des EU-Türkei-Deals. Also jenes Konstrukts, das Erdoğan dazu veranlasste, in seinen Unterkünften Millionen von Flüchtlingen als Faustpfand zu sammeln und bei jeder Gelegenheit die EU-Staaten mit Milliardenbeiträgen zu erpressen. Dieser Herr Knaus galt als willfähriges „wissenschaftliches Beiboot“ der Kanzlerin. Und selbst der spätere Widerspruch aus Bayern war bestenfalls Ausdruck eines Maulheldentums. Seehofer und Söder maulten, setzten aber brav und treu alle Vorgaben Merkels um. Deren Kritik war eher eine inszenierte, denn eine effektive. Oder mag sich Söder heute gar eingestehen, dass sein Wort in der Union nichts wert ist?

			Auch auf europäischer Ebene war niemand in der Lage, dieser Kanzlerin in die Parade zu fahren. Und das, obwohl sie mit ihrem eigenmächtigen Handeln alle ins sprichwörtliche Messer laufen ließ. Im Mai 2019 verstieg sich der scheidende EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker in einem BILD-Interview tatsächlich zur Prophezeiung, die „Geschichte wird Merkel Recht geben“. Die Tatsache, dass Merkel mit ihrer Flüchtlingspolitik den BREXIT, den Ausstieg Großbritanniens aus der EU, provozierte, die Spaltung in West und Ost schürte, verschwieg der Brüsseler Bürokrat. Selbst unverdächtige Historiker geben Merkels „Wir schaffen das“-Politik einen entscheidenden Anteil daran, dass sich London vom Rest Kontinentaleuropas lossagte. Diese Entwicklung haben andere kommen gesehen und sind einen anderen Weg gegangen. Sie blieben aber in der Minderheit. Zu stark war der mediale und politische Druck, der auf einzelne Kritiker ausgeübt wurde.

		

		
			Die Opfer

			Die Spur der Verwüstung, ausgelöst durch Merkels Politik, zieht sich unübersehbar quer über den Kontinent. Es ist eine blutige Schneise, die wie ein tiefer Graben unüberwindbar durch die Gesellschaft geht, unter der Menschen in Europa, im Speziellen in Österreich und Deutschland, leiden. Täglich lesen wir von Schicksalen, von Mia aus Kandel, von Maria aus Freiburg, von Rouven aus Mannheim, von Yanniz, von Philippos, von den Opfern des Breitscheidplatzes, Wien, Villach, von Magdeburg, Aschaffenburg, München und Solingen. Kaum eine größere Stadt Europas, die nicht von Gewaltakten, von Tod und Terror im Zusammenhang mit migrationsbedingter Aggression betroffen wäre. Aber nicht nur große Metropolen sind Ziel dieser Gewalt, sondern auch kleine Orte im sogenannten ländlichen Raum, am flachen Land. Ich sagte einst bei einer Rede anlässlich des Aschermittwochs in Bayern: „In Deutschland muss man an jedem Ort und zu jeder Zeit damit rechnen, abgestochen zu werden.“ Das Erschreckende: Dieser Befund ist nicht einmal überspitzt populistisch, er bewahrheitet sich doch täglich. Wir lesen von den Schicksalen, wir sind betroffen. Und dennoch sind sie für uns abstrakt, weit von uns emotional entfernt. Das liegt vielleicht daran, dass es zu einem wahren Overkill an solchen entsetzlichen Nachrichten in den Medien kommt, zu einer Inflation der Ereignisse, dass einfach zu viel passiert ist und wir schlussendlich abstumpfen und die traurige Realität achselzuckend zur Kenntnis nehmen.

			Wer es bestimmt relativ emotionslos hinnimmt, sind jene Verantwortungsträger, die sich nur mehr über die Chat-GPT unterstützten Textbausteine der Anteilnahme definieren. Europas Politiker wurden zu wahren Grabrednern jener Entwicklung, die sie selbst herbeiführten. „Mit großer Bestürzung“ ist am Anfang dieser Kondolenztweets zu lesen. „Die Gesellschaft ist erschüttert“ wird fortgesetzt. „Es ist ein Angriff auf unsere Freiheit“ lautet der immer wiederkehrende Befund, um mit „Wir lassen uns nicht spalten“ zu schließen. Dann folgt der indirekte Aufruf, eine Demonstration gegen Rechts zu organisieren. Es sind immer dieselben Reaktionen, dieselben in der Wortfolge identen Plattitüden, dieselben Krokodilstränen und Heucheleien, die dem geschockten Volk als rhetorischer Balsam in schwerster Stunde dienen sollen. In Wahrheit sind es Selbstanklagen des eigenen Scheiterns, die aber niemals in Läuterung münden. Sühne setzt voraus, dass man Schuld einbekennt und aus den Fehlern der Vergangenheit lernt. Dazu sind die Staats- und Regierungschefs, die für Sicherheit verantwortlichen Minister, die Landeshauptleute und Ministerpräsidenten nicht in der Lage oder nicht willens. Denn die Schuld zu erkennen, würde ja bedeuten, von der eigenen ideologischen Verblendung Abstand zu nehmen. Das tun sie nicht. Die einzelnen Opfer dieser Politik werden als Kollateralschaden einer ohne Wenn und Aber weiter vollzogenen Entwicklung angesehen. Es ist die Anzahl der schrecklichen Ereignisse, der Vergewaltigungen, der Morde, der Anschläge, die uns desensibilisieren. Und es fehlt einem Großteil von uns, gottlob, die persönliche Komponente, die persönliche Erfahrung mit einem solch schrecklichen Schicksal, einen Verwandten, einen Freund oder Bekannten als Opfer einer politisch gewollten, wahnwitzigen Entwicklung zu erleben.

			Stellvertretend für die vielen Opfer des sogenannten „Einzelfalls“ möchte ich hier zwei Menschen bzw. deren Geschichten hervorheben, die mich persönlich massiv emotionalisierten. Als politischer Kommentator bin ich gezwungen, zwinge mich selbst dazu, auf das Schicksal aller Opfer aufmerksam zu machen, damit ich deren Andenken und dem Respekt vor ihren Angehörigen gerecht werde. Es vergeht kaum eine Woche, wo ich in den letzten 10 Jahren nicht einen Videokommentar zu solchen Geschehnissen verfasste, eine Kolumne darüber schrieb oder ein Interview dazu gab. Das Schicksal zweier Mädchen erschütterte mich massiv, ich will deren beider Leben und Sterben hier wiedergeben. Weil ich der Überzeugung bin, dass es wichtig ist zu zeigen, dass hinter den Taten, viel eher den grellen Überschriften der Medien, die uns erschüttern, Menschen aus Fleisch und Blut standen, die lebten, eine Geschichte, Träume, Vorstellungen, ja eine Zukunft hatten. Und dass diese Taten, die eine Politik konkret ermöglichte, Menschen, wie Du und ich, die einzige Zukunft raubten.

			Am 25. Jänner 2023 schlug das Schicksal, nein, schlug ein in Europa ungebetener Gast bestialisch zu. Es war der Tag, an dem die 17-jährige Ann-Marie Kyrath und ihr 19-jähriger Freund Danny in einem Zug bei Brokstedt ums Leben gebracht, zwei Leben ausgelöscht und das Schicksal zweier seitdem trauernder Familien besiegelt wurde. Ich las darüber in den Onlineausgaben der Medien und war erschüttert. Im ersten Moment war es für mich einer der vielen Fälle, über die ich berichtete, einen Kommentar abgab und einmal mehr die verantwortlichen Politiker via meine medialen Verbreitungsmöglichkeiten „befragte“, wie man sich mit dem Blut zweier unschuldiger Menschen an den Händen fühlte. Das Schicksal von Ann-Marie und Danny berührte mich dabei besonders, weil immer mehr Details über dieses frisch verliebte junge Paar bekannt wurden. Es war ein so sinnloser Tod zweier Menschen, die ihre gesamte Zukunft vor sich hatten. Ich achtete bei all meinen Kommentaren darauf, den Namen der Opfer an- und auszusprechen. Sie haben, sie hatten Anspruch, beim Namen genannt zu werden.

			Einige Woche nach diesem verheerenden Anschlag im Jänner 2023 meldete sich ein deutscher Bekannter bei mir und fragte, ob er meine Handy-Nummer dem Vater von Ann-Marie weitergeben dürfe. Der Vater wolle mit mir Kontakt aufnehmen. Natürlich willigte ich umgehend ein. Wenig später erreichte mich eine WhatsApp-Nachricht von Michael Kyrath, dem Vater von Ann-Marie. Er bedankte sich bei mir, dass ich Ann-Maries Namen aussprach, meinen Zuhörern und Zusehern von ihr und ihrem Schicksal erzählte und damit ihr Andenken wahrte. Der Nachricht hat er ein Foto ihres Zimmers angefügt. Auf Ann-Maries Nachttisch lag eines meiner Bücher, es war das letzte Buch, das sie vor ihrem Tod gelesen hatte. Das traf mich, direkt und unvermittelt. Das Leben und das Sterben von Ann-Marie wurden mir somit sehr nahe, berührten mich massiv. Auch die Tatsache, dass ich mit ihren Eltern, zwei verzweifelten und trauernden Menschen, kommunizierte, machte mich ergriffen und nachdenklich. Ann-Marie und ihr Freund Danny waren daher nicht bloß eine Zeitungsschlagzeile, ein weiterer „Fall“, sondern eine sich vor mir aufbauende menschliche Tragödie, die mich ergriff und nicht mehr loslässt. Fragen gingen mir durch den Kopf. Was würde ich machen, wenn einem meiner Liebsten so etwas widerfährt, wie Ann-Marie und Danny. Eine Zeitlang später traf ich beide Eltern von Ann-Marie in Wien. Lange zuvor überlegte ich, welche Worte ich im Zuge dieser Begegnung wählen sollte. Als wir in einem Wiener Kaffeehaus saßen, blickte ich in die Augen von Ann-Maries Mutter. Kein Wort war mehr notwendig, die Augen erzählten alles. Im Zuge des Schreibprozesses für dieses Buch bat ich nun die Eltern um ein Interview. Sie gewährten es mir und übermittelten mir die Antworten.

			Ann-Marie wurde liberal, offen und frei erzogen. Den Eltern war es wichtig, ihrem Kind Toleranz, Freiheit und Respekt als Werte zu vermitteln. Und es ist geglückt. Ann-Marie war offen, für sie spielte es keine Rolle, welche Sprache wer sprach, welche Hautfarbe wer hatte, welcher sexuellen Neigung jemand nachging. Ann-Marie war als Kind bereits sehr willensstark, erzählt ihr Vater. Auch war ein außerordentlicher Gerechtigkeitssinn spürbar und dies brachte sie in einer sehr kommunikativen Art auf den Punkt. Begeistert war sie von der US-Schauspielerin Grace Kelly, der Film „Über den Dächern von Nizza“ gehörte zu den cineastischen Lieblingen von Ann-Marie. Die nachmalige Fürstin Gracia von Monaco war für sie eine Art Stilikone und so versuchte sie, in Auftreten und Kleidung ebenso stilsicher zu sein wie ihr Vorbild. Ann-Marie war eine elegante junge Dame geworden. Alle ihre Freunde berichten heute, dass Ann-Marie eine glückliche Jugendliche war, für ihr herzhaftes, durchdringendes und mitreißendes Lachen, für ihr fröhliches Wesen wurde sie von all ihren Freunden geliebt. Zielstrebigkeit zeichnete sie aus und eine klare Vorstellung von ihrer Zukunft. Sie wollte Marketing und Design studieren, später heiraten, ein Haus bauen und eine Familie gründen. Sie war eine junge Frau, die sich ihr späteres Leben sehr gewissenhaft zurechtlegte. Es ist ihrer Weltoffenheit, ihrer Weltzugewandtheit und ihrem Gerechtigkeitssinn zu verdanken, dass ein 2017 aus Syrien geflüchtetes Mädchen im Laufe der Zeit ihre beste Freundin wurde. Sie tauschten sich aus, über das Leben, über die Vergangenheit, über die Zukunft, über Freunde. Ann-Marie hatte eine gute Kindheit, eine gute Erziehung, ein freundliches Wesen, klare Vorstellungen von der Zukunft. Warum schreibe ich das? Weil wir alle so ähnlich wie Ann-Marie sind. Keine Schlagzeile, sondern ein Mensch mit Gefühlen, Neigungen, aber vor allem einer Zukunft. Ann-Marie war politisch interessiert, schaute Bundestagsdebatten auf YouTube, las politische Bücher, bildete sich ihre eigene Meinung. „Wir animierten sie dazu, sich vielschichtig zu informieren und sich viele Meinungen und Argumente anzuhören und dann für sich zu sortieren, welche Meinung für sie vertretbar sei und sich aus der Vielzahl von Meinungen eine eigene zu bilden. Und dass es das Wichtigste sei, sich fundiert eine eigene Meinung aus vielen Quellen zu bilden, hinter der man auch mit Überzeugung stehen kann und darf “, sagt mir Michael Kyrath.

			Im Dezember 2022, wenige Wochen vor ihrem Tod, lernte sie am Schulhof in Neumünster einen jungen Burschen kennen, vielmehr hat sie ihn zum ersten Mal gesehen. Er war 19, sein Name war Danny. Da beide im selben Zug auf dem Weg in die Schule unterwegs waren, lernten sie sich im Jänner näher kennen, verabredeten sie sich. Die „erste große Liebe“ war gefunden. „Am Freitag, den 20. Jänner 2023, also zwei Tage nach Ann-Maries 17. Geburtstag, war es dann offiziell, die beiden waren ein Paar. Trotz der frischen Liebe hatten wir das Glück, Danny schon kennenlernen zu dürfen. Er war ein sehr aufrichtiger, ebenso zielstrebiger und offener, junger Mann, der auf der Zielgeraden seiner Ausbildung bei der Bahn stand und große Ziele für die Zukunft hatte. Danny wollte Ann-Marie am darauffolgenden Wochenende seinen Eltern vorstellen. Er hatte noch nie ein Mädchen mit nach Hause gebracht, doch bei Ann-Marie war er sich sofort sicher“, erzählt Ann-Maries Vater Michael. Das Glück war intensiv, aber kurz. Fünf Tage später waren beide tot. Ann-Marie und Danny könnten, liebe Leser, Ihre Kinder gewesen sein, Ihre Freunde, Ihre Verwandten, Ihre Bekannten! Versetzen Sie sich in diese Situation. Sie wurden Opfer einer Politik, die dem Täter das Recht auf eine Existenz in Deutschland zulasten des Rechts auf Leben von Ann-Marie und Danny einräumte. Einer Politik, die zwei Jugendliche nicht schützen konnte, aber missionierende Weltpolizei am gesamten Globus spielen will.

			Am 25. Jänner 2023 stach der Täter 26-mal auf Ann-Marie ein. Danny wollte sich schützend dazwischenwerfen und erlitt zwölf Stichwunden. Ein schwacher Trost für Ann-Maries Eltern ist es, dass Ann-Marie nicht allein, einsam sterben musste. Sondern ihre erste große Liebe an ihrer Seite war. Gleichsam Romeo und Julia, inmitten von Deutschland, im Jahr 2023. Nachfolgend will ich ungekürzt die Schilderung von Michael Kyrath wiedergeben. Ohne Anmerkung. „Am Tag des Mordes fuhr Ann-Marie, wie immer, morgens um 6:00 Uhr mit in die Firma. Sie hatte dann noch ein wenig Zeit, bis sie zum nahegelegenen Bahnhof ging und mit dem Zug nach Neumünster zur Schule fuhr. Sie war schon morgens gut gelaunt und hüpfte singend mit lauter Musik in der Firma herum – ein Zustand, den die meisten Eltern um diese Uhrzeit lieben wie Fußpilz. Normalerweise hätte sie gegen 15:15 Uhr aus der Schule zurück sein müssen. Als sie gegen 15:30 Uhr immer noch nicht hier war, begannen wir, uns leichte Sorgen zu machen. Schließlich war Ann-Marie sehr zuverlässig! Immer pünktlich, und wenn etwas dazwischenkam, hat sie immer sofort Bescheid gegeben. So versuchten wir sie zuerst auf dem Handy zu erreichen – aber nur Freizeichen und sie ging nicht ran! Das war sehr ungewöhnlich. Wir haben dann versucht, Freunde, Bekannte und Mitschüler zu kontaktieren – aber dort wusste keiner etwas. So dehnten wir die Suche auf die Schule aus – aber auch nichts! Und um 17:00 Uhr meldete sich ein enger Freund von Ann-Marie und erzählte, dass es in einem Zug in Brokstedt einen Anschlag gegeben haben soll und der ganze Bahnverkehr eingestellt wäre. Wir versuchten dann, bei der Polizei und der Bundespolizei etwas zu erfahren, bekamen aber keine Auskunft. So bin ich dann gegen 17:30 Uhr ins Auto gestiegen und nach Brokstedt zur Einsatzstelle gefahren, schon mit einem mulmigen Gefühl! An der Einsatzstelle lief ich einer jungen Polizistin in die Arme und erzählte ihr von meiner Suche nach Ann-Marie. Sie meinte aber nur, dass ihr sicher nichts passiert sei. Wahrscheinlich sei Ann-Marie mit den vielen anderen aus dem Zug geflüchtet und hätte dabei ihr Handy verloren. Mir war in diesem Moment klar, dass etwas Schlimmes passiert sein musste. Denn ich kannte Ann-Marie und wusste, wie zuverlässig sie war. Hätte sie ihr Handy wirklich verloren, dann wäre sie zu irgendwem hingegangen und hätte gefragt, ob sie telefonieren dürfe – und sie hätte mich angerufen und gesagt, dass es ihr gut ginge. Wenig später trat ein junger Polizist auf mich zu und bat mich zum Verhör. Er fragte dezidiert nach Ann-Marie. Welche Kleidung trug sie? Was hatte sie an Schulsachen dabei? Was für einen Schmuck trug sie? Welche Schuhe hatte sie an? Danach eröffnete er mir, dass es einen Anschlag im Zug gegeben hätte, bei dem zwei Menschen ums Leben gekommen wären und eines der beiden Opfer meine Tochter Ann-Marie wäre. Was dann kommt, ist irgendwie in einem Nebel verschwunden. Ich weiß noch, dass ich mich wieder ins Auto setzte, um nach Hause zu fahren, und dass ich überlegte, wie ich es meiner Frau beibringen könnte. Zu Hause angekommen, standen schon die Polizei und ein Rettungswagen vor unserer Tür. Eine Seelsorgerin war auch dabei wie auch schon die ersten Freunde. Letztere sind ein ganz wichtiger Baustein, warum meine Frau und ich überhaupt noch leben. Bis heute weiß ich nicht, wie ich diesen fantastischen und tollen Menschen in unserem Umfeld jemals danken kann, sie haben wirklich Übermenschliches geleistet!“

			Diese Politik hat nicht nur das Leben von Ann-Marie und Danny am Gewissen, sondern auch das Leben ihrer Eltern, Verwandten und Freunde. Das Leben teilt sich für die Betroffenen seit diesem 25. Jänner in ein Vorher und in ein Nachher ein. Das sind die konkreten Schicksale, die Merkel hinterlassen hat. Kann man sich davon abputzen, distanzieren? Hat Merkel „nur ihre humanistische Pflicht“ erfüllt und dabei die Pflicht, das eigene Volk zu schützen, vernachlässigt? Faktum ist, Ann-Marie und Danny könnten heute noch leben, wenn der Täter nicht ungehindert ins Land gekommen wäre. Wenn nicht am Beginn dieser Tragödie ein politisches Versagen, gepaart mit einer Nachlässigkeit der Behörden, stehen würde. Der Täter war zuvor mehrmals bezüglich verschiedener Delikte von Körperverletzung bis Vergewaltigung straffällig geworden, wechselte seinen Wohnsitz bundesländerübergreifend. Und er saß in Haft. Obwohl sein Asylantrag 2016 abgelehnt wurde, erhielt er dennoch von Deutschlands Behörden Schutz.

			Michael Kyrath will sich mit dem Mörder seiner Tochter und deren Freund „keine Sekunde mehr auseinandersetzen“. Man habe seiner Frau und ihm das Wertvollste geraubt, die eigene Tochter. Beim Anschlag von Brokstedt wurden auch mehrere Menschen schwer verletzt. Unter anderem eine 54-jährige Frau, die dem Täter im Zug gegenübergesessen ist. Sie war so schwer verletzt, dass sie in künstlichen Tiefschlaf versetzt wurde. Im Sommer desselben Jahres nahm sie sich das Leben. Um die Familie Kyrath haben sich mehr als dreihundert weitere Opferfamilien gesammelt. Sie haben ein Netzwerk gegründet. Ein Netzwerk der Trauernden, die fassungslos der Tatsache gegenüberstehen müssen, dass es immer dieselben Täter mit derselben Migrationsgeschichte in ähnlichem Alter, gleichen Geschlechts und identem Tatwerkzeug sind, die Leben in Deutschland ungehindert zerstören. Michael Kyrath macht die Zuwanderungspolitik dafür verantwortlich und er bleibt nicht stumm. Die immer wiederkehrenden Reden von Politikern machen die Opfer nicht mehr lebendig. Wenn aber auf die Reden eine grundlegende Änderung der bisher gepflogenen Politik in Deutschland folgen würde, wären die „Opfer des Einzelfalls“ nicht ganz umsonst gestorben. Mit Kondolenztelegrammen verhindert man keine Gewalt. Nur mit Konsequenzen aus den bisherigen Fehlern ist ein Mehr an Sicherheit in einer offenen Gesellschaft möglich.

			Ein anderes Schicksal, das mich sehr bewegt hat, war das jenes 13-jährigen Mädchens namens Leonie aus Wien. Wie Ann-Marie hatte sie ihre gesamte Zukunft vor sich. Ihr Tod, die Umstände ihres Todes und ihres Auffindens erschütterten Österreich im Jahr 2021, die dramatischen Meldungen führten zu zahlreichen Reaktionen seitens der Politik. Ihre Lehrer beschrieben sie als liebes Mädchen, wenngleich sie auch Probleme in der Schule machte und nicht zuletzt ihre Eltern regelmäßig durch ihren jugendlichen Eigensinn in Sorge versetzte. Leonie war in der Pubertät. Das ist nichts Ungewöhnliches, sondern eher der Regelfall, wenn man sich mit den eigenen Eltern reibt. Leonie lebte ihr Leben, sie hatte ihre Interessen. Am 26. Juni 2021 wurde sie in einer Wiener Gemeindewohnung von drei Asylwerbern aus Afghanistan unter Drogen gesetzt und vergewaltigt. Diesem Martyrium ist sie erlegen. Ihr Leichnam wurde von den Tätern am Straßenrand abgelegt. Zwei ihrer Mörder kamen im Zuge der „Wir schaffen das“-Karawane im Jahr 2015 ins Land. Einem weiteren Täter gelang der Grenzübertritt nach Österreich 2021. Letzterer hätte de facto gar nicht ins Land einreisen dürfen. Denn es war ja Österreichs ehemaliger Bundeskanzler Sebastian Kurz, der davon sprach und den Wahlkampf 2017 mit dem Versprechen eindeutig gewann, die Balkanroute zu schließen und für Recht und Ordnung zu sorgen. Allein die Tatsache, dass Leonie und viele andere in den letzten 10 Jahren in Österreich sterben mussten, straft diese und weitere politische Ankündigung der glatten Lüge.

			Auch der dramatische Tod von Leonie ließ mich nicht los. Ich kommentierte, wie eben all diese Taten mir Anlass gaben und weiterhin auch leider geben werden, die Politik und die dieser Politik vertrauende Öffentlichkeit zur Umkehr zu bewegen. Einige Wochen nach dem Tod von Leonie meldete sich Leonies Mutter über Facebook bei mir. Und auch sie erzählte mir ihre Geschichte, die Geschichte des Lebens von Leonie, den Hergang der Tragödie und die Umstände nach dem wohl tragischsten Einschnitt in das Leben einer Mutter. Auch Leonie war ein Mensch aus Fleisch und Blut. Keine Überschrift, keine Zeitungsmeldung. Sie geht ihrer Familie, ihren Freunden ab, sie fehlt. Auch für Leonies Familie gibt es ein Leben vor dem 26. Juni 2021 und ein Leben danach. Leonies Schicksal hat sich in das kollektive Gedächtnis Österreichs eingebrannt. Für dieses Buch durfte ich Leonies Mutter mit sehr persönlichen Fragen zu ihrer verstorbenen Tochter interviewen. Auch ihre Worte möchte ich ungekürzt hier wiedergeben: „Meine Tochter Leonie war eigentlich schon immer ein sehr schüchternes, zurückhaltendes Kind und hatte deshalb auch nie sehr viele Freunde. Sie hat sich zwar prinzipiell mit allen verstanden, aber in ihrem Freundeskreis waren nur wenige Ausgewählte. Unsere Leonie wuchs mit vier älteren Geschwistern auf, ihre beste Freundin war ein wenig älter als sie. Leonie war ein sehr loyaler Mensch, leider auch zu Menschen, die es mit ihr nicht so gut gemeint haben. Sie hatte einen sehr ausgeprägten Sinn für Gerechtigkeit und wollte immer alle, die ihr lieb waren, beschützen. Sie war sehr unvoreingenommen, sie unterschied Mitmenschen nicht nach Herkunft, Religion, sozialem Status oder Ruf. Sie wollte sich ihr Urteil über andere immer selbst bilden. Leonie hatte Wünsche und Träume. In ihrem Alter war der Mopedführerschein sehr wichtig. Beruflich interessierte sie sich sehr für Tiere, ihr Berufswunsch war Tierärztin oder Tierpflegerin. Tiere waren ihr Leben, sie war sehr viel in der Natur. Leonie hat sich aber auch sehr für Nachrichten und Politik interessiert.“

			Am 26. Juni 2021 in den frühen Morgenstunden starb Leonie. Ihre Täter mengten ihr ohne ihr Wissen Drogen in den Eistee. Leonie wurde ohnmächtig und wurde von den Tätern vergewaltigt. Sie filmten mit dem Handy den Todeskampf, der durch die Überdosis Drogen ausgelöst wurde. Sie wickelten den Leichnam des misshandelten Mädchens in einen Teppich und legten es am Straßenrand ab. Leonies Mutter schildert mir die Umstände, als sie und ihre Familie über das Undenkbare informiert wurden: „Leonie hat mit uns vereinbart, dass sie am 25. Juni um 21:00 Uhr nach Hause kommt. Später schrieb sie, dass sie gegen 22:00 Uhr nach Hause kommen werde. Sie kam nicht, war nicht mehr erreichbar und wir informierten die Polizei, wollten sie als vermisst melden. Wir waren in großer Sorge und beunruhigt. Am 27. Juni wurde in den Medien berichtet, dass im 22. Wiener Gemeindebezirk ein weiblicher Leichnam gefunden wurde. Es handle sich um eine junge Frau. Das Opfer sei 18 bis 20 Jahre alt, habe rote Haare, einen schwarzen Pullover mit der Aufschrift ‚Live or die‘. Es traf mich wie ein Blitz, als in den Nachrichten gemeldet wurde, das Opfer habe ‚besonders auffällig helle Augen‘. Was ich damals fühlte, kann ich bis heute nicht wiedergeben. Ich rief sofort meinen Mann und die Polizei an. Nachdem meine Tochter 13 war, aber die Opferbeschreibung auf rund 18 bis 20 lautete, glaubte man im ersten Moment auch seitens der Exekutive, dass es sich nicht um meine Tochter handeln könnte. Wenig später standen die Polizei und das Landeskriminalamt vor unserer Türe. In diesem Moment ging für mich die Hölle auf. Ich hatte nicht die Kraft, meine Tochter über ein Foto zu identifizieren. Es fühlte sich alles an wie in einem Film. Wir standen regungslos da. Ich kann heute nur mehr alles sehr verschwommen beschreiben.“

			Alle hatten ein Leben, alle hatten eine Geschichte, ein Gesicht. Und all diese Opfer hatten ein Recht auf Zukunft. Wie auch ihre Angehörigen ein Recht auf ein Familienleben hatten. Das wurde von Merkels Politik und ihren Handlangern zerstört. Denn es sind nicht nur diese unschuldigen Menschen, wie Ann-Marie, Danny oder Leonie, zu Tode gekommen, die Seelen ihrer Angehörigen wurden auch zutiefst verletzt. Die Opfer mahnen, übriggeblieben sind ihre Namen, wie eben Ann-Marie, Danny, wie der junge Polizist Rouven aus Mannheim, wie Mia aus Kandel, Maria aus Freiburg, wie Lisa oder Suzanne, wie Kira oder Sonja, wie Peter und Hans, Roland, Joachim, Daniel und die vielen namenlos Gebliebenen, deren Schicksal genauso im medialen Komplex untergegangen ist, wie die Verantwortung Merkels dafür.

			Und auch hier waren es nicht nur Opfer, die es in Europa, auf deutschem oder österreichischem Boden, in Paris oder Nizza, zu beklagen gäbe. Auch jene, die sich aufmachten, ihr Hab und Gut den Schleppern in den Rachen warfen und auf dem Weg nach Europa ihr Ende in Flüchtlingslagern oder am kalten Grund des Mittelmeers fanden, sind Opfer dieser Politik. Ihre Namen kennen wir nicht, ihr Schicksal wird nur in der Gesamtzahl der Opfer eines jeweiligen Bootsunglücks im Mittelmeer medial vermerkt. Auch sie hatten ein Recht auf Leben. Es sind europäische Politiker, die mit ihren Medienstatements, ihren Parlamentsreden, ihren Interviews seit mehr als 10 Jahren den Eindruck erwecken, Europa wäre ein Kontinent der unkontrollierten, der gewollt zügellosen Zuwanderung. Ohne auf die jeweilige Bevölkerung des sogenannten „Gastgeberlandes“ Rücksicht zu nehmen, wurde in allen Teilen der Welt die frohe Kunde von der „einzigartigen Gastfreundschaft“ der europäischen Völker verbreitet, die allein imstande wären, die Nöte der gesamten Welt zu heilen. Und viele machten sich daraufhin auf den Weg, dem Heilsversprechen von Merkel und Co. zu folgen. Sie veräußerten ihr Hab und Gut, verließen ihre Familien. Sie machten sich auf, nicht nur um vor Krieg, Gewalt und Rechtlosigkeit zu fliehen, sondern um eine bessere, ökonomisch freiere Zukunft zu haben. Auch das ist aus Sicht der sogenannten „Flüchtlinge“ durchaus legitim. Ihr Ende fanden sie im Zwischenboden eines Klein-LKWs, wo sie verhungert oder verdurstet sind. Oder am Grund des Meeres, das ein kaltes Grab für ihre geschundenen Leiber wurde. Seit 2014 sind laut statistischen Aufzeichnungen 31.878 Menschen im Mittelmeer ums Leben gekommen. Natürlich ist selbst diese Zahl eine reine Schätzung. Es waren mehr, viele mehr, die nicht mehr gefunden wurden, deren Schicksal ungeklärt ist, deren Boot von Marine und Flüchtlings-NGOs unentdeckt unterging. Warum sie die Strapazen und das Risiko einer solchen Reise überhaupt auf sich nahmen, ist klar. Europa signalisierte die Aufnahme. Schlepper organisieren die Völkerwanderung. In der Kalkulation der Schlepper und damit in der der Geschleppten zur Minimierung der Kosten ist es auch, dass ohnedies Rettungsmissionen der europäischen NGOs zumindest die Hälfte, wenn nicht sogar zwei Drittel der Meeresstrecke mit ihren Schiffen de facto „übernehmen“.

			Wenn also Europa die Aufnahme signalisiert, von europäischen Staaten mittels Steuergelder via NGOs die „verlängerten Werkbänke der Schleppermafia“ gezahlt werden, machen sich Menschen auf den Weg. Wenn Europa klar und deutlich Konsequenzen gezogen hätte, die in Lampedusa „Gelandeten“ oder besser „Abgelieferten“ umgehend auf den afrikanischen Kontinent zurückgebracht hätte, die „Willkommenskultur“ nicht regelrecht beworben hätte, könnten heute mehr als 40.000 Menschen aus dem Nahen Osten und Afrika noch am Leben sein. Sie wären zwar nicht in Europa. Aber vielleicht hätten sie ein gutes Leben in ihrer ursprünglichen Heimat oder in der Nähe gefunden. Diese Wahrheit, dass die Lockrufer der Völkerwanderung sozial Schwache in den absehbaren Tod lockten, wollen die Multikulturalisten nicht hören. Aber auch diese armen Seelen sind Opfer der Politik Merkels und all ihrer Nachfolger. Wenn man überall nur von Opfern spricht, ist es doch eigenartig, dass man Merkel im breiten Mainstream nicht als Täterin bezeichnet. Zumindest als politische Mittäterin kann man sie getrost betiteln.

		

		
			Die blutige Schneise des Terrors

			Glaubten wir am Kontinent, dass der Terror mit dem Ende der IRA im Vereinigten Königreich und mit dem Ende der RAF-Anschläge in Deutschland größtenteils ein Ende gefunden hat, feierte diese Art der bestialischen Auseinandersetzung mit dem Islamismus eine im negativen Sinn beindruckende Rückkehr. Natürlich ist nicht außer Acht zu lassen, dass wir auch in den letzten Jahrzehnten vereinzelte Anschläge durch Rechtsextreme in Deutschland, Stichwort NSU-Morde, oder den Terror im spanischen Baskenland ertragen mussten. Man darf Terror niemals aufwiegen, soll aber auch auf keinem Auge blind sein.

			Mit Blindheit gegenüber der politischen Pervertierung des Islam wurden hingegen Europas Verantwortungsträger gestraft. Weil bewusst negiert oder verschwiegen wurde, dass muslimische Extremisten einerseits als Schläfer über die Flüchtlingsrouten nach Europa einsickerten und andererseits auch bereits hier geborene Menschen mit Migrationshintergrund von in Europa ansässigen Terrorzellen regelrecht „erweckt“ wurden und werden. Auch hier sage ich, der Weg, dass ein Seppl ein muslimischer Terrorist wird, ist länger, als dass ein Mohammed zum Maschinengewehr greift. Nicht jeder Muslim ist ein Terrorist, aber viele Terroristen unserer Gegenwart sind Muslime. Das kann man nicht vom Tisch wischen. Und selbst der unlautere Vorwurf der Islamophobie gegenüber jenen, die einen Kausalzusammenhang zwischen Zuwanderung aus kulturfremden Kreisen und dem Anstieg der Terrorgefahr sehen, wird durch klare Fakten und Daten, durch Beweise getilgt. Es herrscht in Europa ein Unverständnis, eine regelrechte Überraschung ob der Tatsache, dass man die zu uns gekommenen größtenteils Männer aus dem arabischen Raum mit Sozialleistungen, Integrationsmaßnahmen und vielem mehr überschüttet und sich Teile davon mit terroristischen Akten bei ihren „Gastgebern“ bedanken. Für die, die sich mit dem Islam auseinandergesetzt haben, mit den unterschiedlichen Strömungen und den sich daraus selbst im arabischen Raum ergebenden Konflikten, ist es hingegen nicht überraschend, dass ein Anstieg der Terrorgefahr und der konkreten Terroranschläge mit dem Anstieg der Zuwanderung aus muslimischen Ländern einhergeht. Die Nachrichtendienste Europas wussten, dass sich in der seit 10 Jahren andauernden „Wir schaffen das“-Karawane kriminelle und extremistische U-Boote, sogenannte Schläfer, befinden. Über diese Tatsache wurde schlicht hinweggesehen.

			Der EU-Terrorismusbericht aus dem Jahr 2023 liefert erschütternde Zahlen. In diesem Jahr wurden in der EU 120 terroristische Anschläge verzeichnet, davon 98 vollendete Anschläge, 13 vereitelte Anschläge und neun gescheiterte. In diese Statistik werden alle Terroranschläge gerechnet, sowohl politischen als auch separatistischen Ursprungs wie auch religiös motivierte. Die tödlichste Form dabei ist aber jene der dschihadistischen Anschläge. Hier hat Europol Zahlen für die Jahre 2020 und 2022 veröffentlicht, wonach 14 vollendete und 18 vereitelte Terroranschläge in acht Ländern Europas angeführt werden. Für Deutschland sind allein in diesen zwei Jahren fünf Anschläge vermerkt. Zwischen 2010 und 2023 werden insgesamt 163 islamistische Angriffe vermerkt. Die jüngste in Deutschland vollzogene Terrorwelle von Solingen über Mannheim, von Aschaffenburg über Magdeburg bis München ist in diesen Zahlen nicht enthalten. Ebenso sind in dieser Statistik jene Fälle nicht enthalten, wo der mit Messer oder Machete ausgestattete Täter zwar „Allahu Akbar“ schrie, aber wenig später von den Strafverfolgungsbehörden wegen „psychischer Störung“ als nicht vernehmungs- und straffähig begutachtet wurde.

			Und weil wir als Menschen dazu neigen, diese Anschläge nur allzu gerne zu verdrängen, möchte ich allein die größten islamistisch motivierten Anschläge auf europäischem Boden seit 2015 in Erinnerung rufen.

			
					
					 Jänner 2015 Anschlag auf Charlie Hebdo in Frankreich mit 12 Toten

				

					
					 Februar 2015 Anschläge in Kopenhagen mit 2 Toten

				

					
					 November 2015 Anschlag in Paris mit 130 Toten

				

					
					 März 2016 Anschläge in Brüssel mit 32 Toten

				

					
					 Juli 2016 Anschlag in Nizza mit 86 Toten

				

					
					 Dezember 2016 Anschlag in Berlin mit 12 Toten

				

					
					 Mai 2017 Anschlag in Manchester mit 23 Toten

				

					
					 August 2017 Anschlag in Barcelona mit 14 Toten

				

					
					 März 2019 Anschlag in Utrecht mit 4 Toten

				

					
					 Oktober 2020 Anschlag auf Samuel Paty in Frankreich

				

					
					 Oktober 2020 Anschlag in Nizza mit 3 Toten

				

					
					 November 2020 Anschlag in Wien mit 4 Toten

				

			

			Die vier größten islamistischen Terrorgruppen, unter denen sich die Hamas und der Islamische Staat befinden, waren im Jahr 2023 für mehr als 4.400 Todesopfer weltweit verantwortlich. 75 Prozent aller Terror-Todesopfer weltweit sind Opfer islamistischer Extremisten. Hunderte Menschen könnten heute noch leben, wenn wir nicht Opfer dieser Politik der grenzenlosen Toleranz geworden wären. Das muss man sich immer in Erinnerung rufen. Denn der zu zahlende Preis für diese Politik wird nur zu gerne verschwiegen. Kaum eine Nation, die durch den islamistischen Terror nicht Opfer wurde. Frankreich, Deutschland, Schweden oder Österreich gelten als Hauptzielländer des islamistischen Terrors.

			Ganz anders hingegen ist die Situation in den Ländern des ehemaligen Ostens. Aus Ungarn, Tschechien, der Slowakei oder Polen gibt es keine vergleichbaren Horrormeldungen über islamistische Anschläge. Woran könnte das wohl liegen? Liegt es vielleicht daran, dass diese Länder den massenhaften Zuzug von Menschen muslimischer Regionen nicht zuließen und somit jede Möglichkeit für die Entstehung von Parallelgesellschaften, in denen Radikalisierung wächst, im Keim erstickten? Liegt es vielleicht daran, dass diese Länder eine äußerst restriktive Zuwanderungspolitik verfolgen und im Gegensatz zum Rest Europas an ihrer werteorientierten Prägung festhalten? „Diese Länder haben seit 2015 – und teilweise schon davor – kaum Zuwanderung aus muslimisch geprägten Ländern zugelassen. Es gibt dort keine größeren muslimischen Parallelgesellschaften, kaum Integrationsprobleme und keine Radikalisierungsmilieus, wie sie etwa in deutschen Großstädten zu beobachten sind. Terrorismus entsteht selten im luftleeren Raum – er entwickelt sich in bestimmten Milieus, unter dem Einfluss islamistischer Netzwerke, Prediger, Propaganda. Diese Strukturen existieren in Mittelosteuropa praktisch nicht, weil man sie gar nicht erst entstehen ließ. Anders als Deutschland und auch Österreich, die mit ihren großzügigen Sozialsystemen eine enorme Anziehungskraft auf Zuwanderer ausüben, setzen Länder wie Ungarn auf Eigenverantwortung, Grenzschutz und nationale Interessen. Dort wird nicht jedem kulturellen oder religiösen Anspruch nachgegeben – dort zählt noch, was für das eigene Volk gut ist. Und genau deshalb entstehen dort keine Parallelgesellschaften, keine Radikalisierungszentren und keine islamistischen Terrornetzwerke.“ sagt das Mitglied des Europäischen Parlaments Harald Vilimsky. Ich habe ihn nicht zuletzt deswegen zu einem Interview eingeladen, weil er die migrationspolitische Entwicklung in Europa seit mehr als 10 Jahren sehr genau verfolgt und als Kenner Ungarns gilt. Unabgesprochen, fast wortident argumentiert der Deutsche Maaßen: „Es dürfte daran liegen, dass es in Ungarn, der Slowakei, Polen und Tschechien nur wenige muslimische Migranten gibt. Diese Staaten haben sich der woken Migrationspolitik von Brüssel, Berlin und Paris widersetzt. Und das war sehr vernünftig!“ Ja, tatsächlich. Der Anteil an Muslimen in Staaten wie Ungarn, Tschechien, der Slowakei und Polen ist gering. Diese Länder haben ihre bisher gepflogenen Gesellschaftssysteme und deren Zusammensetzung gut bewahrt. Man könnte meinen, sie sind nicht in die bunte, woke Suizidfalle anderer europäischer Länder getappt. Dafür werden sie kritisiert und geächtet. Besonders Ungarn und der gegenwärtige Ministerpräsident Viktor Orbán sind laufend Angriffen aus anderen Nationalstaaten und der Brüsseler EU-Verwaltung ausgesetzt.

		

		
			Deutschlands Versagen, das Ende Europas

			Das von Berlin ausgehende Multiorganversagen der Asyl- und Migrationspolitik erfasste die gesamte Europäische Union, die Länder Europas. Zwar hat Merkel bestellt, die Zeche zahlten aber alle. Und bis in die Gegenwart hat sich an dieser Situation nichts geändert. Denn die EU fungierte als Helfershelfer von Merkel, sie ist bis heute nicht in der Lage, die Grenzen wirksam zu schützen bzw. illegale Zuwanderung zu unterbinden. Die europäische bzw. internationale Dimension dieser zügellosen Migrationspolitik umschreibt der ehemalige deutsche Verfassungsschutzpräsident Dr. Hans-Georg Maaßen im Interview mit mir: „Die Massenzuwanderung ist nicht allein ein deutsches Problem. Unabhängig von Merkel haben Frankreich, Großbritannien, Italien, jedenfalls vor Meloni, die USA unter Präsident Biden und die EU-Kommission das Projekt der Massenzuwanderung von Ausländern in den Westen als ein nichtrational begründbares, sondern als ideologisches Projekt betrieben. Diese Regierungen und die EU-Kommission hatten alles unternommen, um die Grenzen für die Masseneinwanderung zu öffnen, Pull-Effekte beizubehalten oder auszuweiten und illegale Ausländer nicht abzuschieben, sondern zu legalisieren und einzubürgern. Es ist ein offensichtlich linksextremistisches und globalistisches Projekt, das in Teilen – auch nach der Wahl von Donald Trump – ins Stocken geraten ist. Die politischen Hintergründe müsste man durch Vernehmungen der handelnden Politiker und durch strafrechtliche Verfahren aufklären. Diese Massenzuwanderung hat zu erheblichen negativen Folgen für die betroffenen Völker und Demokratien geführt. In Folge sind die Gesellschaften tief gespalten in die ‚Gläubigen‘, die das Mainstream-Narrativ von der notwendigen Zuwanderung von Flüchtlingen glauben, und in diejenigen, die die Politik hinterfragen und deshalb ausgegrenzt und geächtet werden. Infolgedessen wird die Demokratie geschwächt, weil die Kritiker dieser Politik und ihre Parteien diffamiert und ausgegrenzt werden. Europa ist durch diese Politik nicht nur ärmer an Demokratie und Rechtsstaatlichkeit geworden, sondern auch wirtschaftlich gegenüber anderen globalen Mächten zurückgefallen und spielt politisch nicht mehr in der ersten Reihe mit.“

			Ja, dass es auf unserem Kontinent überhaupt so weit kommen konnte, ist einer unheiligen Allianz zwischen dem eindeutig erkennbaren politischen Willen einzelner Verantwortungsträger zur grenzenlosen Zuwanderung und der diesbezüglich kaum anwendbaren europäischen Rechtsordnung zu verdanken. Es sind einerseits Politiker, die diese Zuwanderung wollen, und andererseits verhindert europäisches Recht selbst jene zaghaften Versuche einzelner Länder, dies zu unterbinden. Es gibt auf europäischer Ebene keinerlei sichtbare Mehrheit, diesen gordischen Knoten zu lösen. Die EU blockiert sich selbst, die einen freuen sich darüber, die anderen verzweifeln. Einer der Gründe, warum ein sicherer Außengrenzschutz nicht funktioniert, liegt in der Genfer Flüchtlingskonvention. Diese verbietet in Artikel 33 die Zurückweisung von Migranten, selbst wenn sie aus sicheren Drittstaaten kommen. Erinnern Sie sich an diese einstige, hitzig geführte Debatte, als Österreichs damaliger Innenminister Herbert Kickl davon sprach, dass das Recht der Politik zu folgen hat, und damit meinte, dass man auf Basis der demokratischen Willensbildung im Rahmen einer repräsentativen Demokratie doch diese internationalen Reglements – Kickls Kritik orientierte sich an der Europäischen Menschenrechtskonvention – ändern sollte? Der Aufschrei war vorhersehbar. Dabei hatte Kickl vollkommen Recht.

			Die Genfer Flüchtlingskonvention stammte aus einer Zeit und war demensprechend auch der damaligen Anforderung angepasst, als Europa durch zwei fürchterliche Weltkriege entstellt war. Sie ist auf diese transkontinentale Völkerwanderung nicht anwendbar. Trotzdem fürchten sich alle wie der Teufel vor dem Weihwasser, diese heilige Kuh europäischer Flüchtlingspolitik doch endlich den Gegebenheiten einer neuen Sicherheits- und Außenpolitik Europas anzupassen.

			Dies betrifft aber nicht nur die Genfer Flüchtlingskonvention, sondern auch die Europäische Menschenrechtskonvention. Und selbst diese Verpflichtungen sind aber nicht die einzigen Rechtsrahmen, die Europa fesseln. Dazu gesellt sich die EU-Grundrechtscharta, die jedem Menschen in ihren Artikeln 18 und 19 ein Recht auf Asyl einräumt und Abschiebungen generell verbietet, wenn auch nur „theoretisch Gefahr“ drohen könnte. Die Asylverfahrensrichtlinie verpflichtet zudem alle Mitgliedsstaaten der EU, jedem Menschen, der an den Grenzen „Asyl“ schreit, ein vollständiges, das heißt durch alle Rechtsinstanzen gehendes, Asylverfahren zu ermöglichen, selbst wenn er illegal einreist, seine Papiere vernichtet hat oder bereits durch eine Unzahl an sicheren Staaten bis an die Grenzen der EU oder eines EU-Mitgliedslandes gereist ist. Und als ob dies nicht alles bereits in Wahrheit die EU zur Handlungsunfähigkeit zwingt, kommt die hinterfragenswerte Urteilspraxis des Menschenrechtsgerichtshofes dazu, der sich aufschwingt, nicht Recht zu sprechen, sondern Recht aus den Urteilen heraus selbst zu kreieren. Und dieses Recht legt dieser Gerichtshof meistens nicht zugunsten der Mitgliedsstaaten, sondern zugunsten der transkontinental einmarschierten Asylwerber aus. Worauf all diese Gesetze, Richtlinien und die Urteilspraxis der Gerichtshöfe nicht Bezug nehmen, ist Herkunft, Reiseziel, Integrationsfähigkeit oder ob der Betreffende nicht ohnedies in einem heimatnahen Zufluchtsort zuvor seine Sicherheit und seinen Frieden gefunden hat.

			Die EU und ihre Institutionen sind somit zur Kommandozentrale des internationalen Asyltourismus verkommen, ein besseres Reisebüro zur Unterwanderung der eigenen Mitgliedsstaaten. All das führt dazu, dass die Grenzbeamten nicht zurückweisen können, sondern alles und jeden aufzunehmen haben. Dies ist ein verheerender Ausdruck der kompletten Kontrollaufgabe. Von Verlust kann man nicht sprechen, weil wir ja selbst auf diese Kontrolle durch Gesetze und politische Beschlüsse verzichten. Auch diese Politik hat sich durch Merkel, die damalige starke Frau der EU, einzementiert. Der Journalist Klaus Geiger hat dies in der Welt recht treffend zusammengefasst: „Die Asylregeln der Europäischen Union sind für Menschen ohne Aussicht auf Schutz so vorteilhaft wie nirgendwo sonst in den westlichen Industriestaaten. Die Basis von Asylgewährung weltweit ist die Genfer Flüchtlingskonvention. Ihr Herz wiederum ist das Gebot der Nicht-Zurückweisung an der Grenze. Aber da es keine überstaatliche Judikative gibt, bei der diese Vorschrift einklagbar ist, entscheiden die Staaten der Erde in nationaler Souveränität, wie sie vorgehen – das Nicht-Zurückweisungs-Prinzip bleibt für sie letztlich eher ein moralisches Gebot.“ … „In der EU ist das anders. Hier wurden die Regeln der Flüchtlingskonvention in die Europäische Menschenrechtskonvention übernommen, über die Einhaltung des Dokuments wacht der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg. Die Richtersprüche genießen den Rang von EU-Recht und sind für die Nationalstaaten bindend.“ … „Europa hatte sich damit, schleichend und unbeabsichtigt, in der Asylpolitik selbst gefesselt. Das Gebot der Nicht-Zurückweisung etwa wurde mit einem folgenreichen Urteil des EGMR gegen Italien 2012 festgeschrieben. Die Zurückweisung von Migranten, die EU-Boden betreten, verstößt spätestens seit diesem Zeitpunkt gegen EU-Recht.“ … „Jeder Migrant, so gering seine Chance auf Asyl auch sein mag, kann also damit rechnen, dass er nicht zurückgeschickt wird, sondern sein Gesuch auf EU-Boden geprüft wird. Das aber ist entscheidend: Einmal auf europäischem Territorium angekommen, können auch abgelehnte Asylbewerber nicht mehr abgeschoben werden, wenn das Herkunftsland die Rücknahme verweigert“, so der Journalist in seinem Urteil.

			Harald Vilimsky, der EU-Delegationsleiter der FPÖ in Brüssel, rechnet exklusiv für dieses Buch die Zahlen dieser Politik vor: „Von 2015 bis heute wurden in der Europäischen Union laut Eurostat rund neun Millionen Asylanträge gestellt. Das entspricht der Bevölkerung Österreichs. Waren es in den drei Jahren von 2011 bis 2013 im Schnitt 330.000 Asylanträge pro Jahr, so stieg diese Zahl von 2022 bis 2024 auf im Schnitt 1.040.000 – mehr als eine Verdreifachung. Drei Viertel der Asylanträge wurden in nur fünf Ländern gestellt. Allein der Migrations-Geisterfahrer Deutschland nahm rund ein Drittel der gesamten Asylanträge in der EU entgegen. In Österreich waren es von 2015 bis 2024 rund 433.000 Asylanträge – mit dem Rekordjahr nicht etwa während der Migrationskrise, sondern 2022. Rund zwei Drittel dieser Asyl-Antragsteller haben keinen Schutzanspruch, wie sich aus den Eurostat-Zahlen der Asylentscheidungen in erster Instanz für die gesamte EU ersehen lässt. Die Zahlen schwanken von Jahr zu Jahr etwas, sind aber über viele Jahre ähnlich. Das heißt: Obwohl man weiß, dass die Mehrheit der Migranten das Asylrecht missbraucht, hält man daran fest, dass jeder – ganz gleich, woher er kommt oder durch wie viele sichere Drittstaaten er bereits gereist ist – ein Asylverfahren erhält. Nun sollte man annehmen, dass die Personen, die keinen Schutzanspruch haben, die EU auch wieder verlassen müssen. Genau das ist aber kaum der Fall. Jahr für Jahr erhalten rund 400.000 bis 500.000 Drittstaatsangehörige die Anordnung, die EU zu verlassen. Tatsächlich leistet aber nur einer von fünf dieser Anordnung Folge. Vier von fünf bleiben einfach, obwohl sie kein Recht dazu haben. Selbst der EU-Rechnungshof hat dazu 2021 festgestellt: ‚Das derzeitige EU-Rückkehrsystem ist in hohem Maße ineffizient und bewirkt daher das Gegenteil dessen, was es eigentlich soll: Statt abzuschrecken, leistet es illegaler Migration Vorschub.‘ Das Ergebnis seit vielen Jahren: Massenzuwanderung in die EU unter Missbrauch des Asylrechts.“

			In Form einer unverschämten Kindesweglegung angesichts ihrer eigenen Unfähigkeit und Untätigkeit appellieren nationale Politiker Europas an die europäische Grenzschutz-Einrichtung „FRONTEX“, die Grenzen zu schützen, für deren Schutz sie sich selbst aber nicht zuständig fühlen. Nur ist das genauso heuchlerisch wie die immer wiederkehrenden Beileidstelegramme anlässlich blutiger Einzelfälle der Vertreter europäischer Staaten, an deren Händen das Blut der Opfer indirekt klebt. Jeder Mensch weiß, dass FRONTEX keinerlei Befehlsgewalt an den EU-Außengrenzen besitzt, sondern diese von den jeweiligen nationalen Beamten ausgeübt wird. „‚Grenzschützer‘ – egal ob unter EU- oder nationaler Flagge – verkommen vor diesem Hintergrund zu reinen Empfangskomitees. Sie schützen die Grenze nicht gegenüber illegaler Zuwanderung, sondern verwalten diese nur. Frontex hat auch keine Befehlsgewalt über nationale Grenzschutzbehörden. Die EU-Agentur kann nur unterstützen – etwa mit Satellitenüberwachung, Berichten und logistischer Hilfe, aber ohne echte Kompetenz. Frontex ist Symbolpolitik mit hohem finanziellem Aufwand, aber geringer realer Wirkung. So gesehen ist das im Laufe der Jahre stark angestiegene Budget für die EU-Behörde ein verlorenes Investment. 2015 betrugen die Kosten dafür noch rund 143 Millionen Euro, mittlerweile ist es auf über 900 Millionen Euro pro Jahr angestiegen“, sagt der EU-Abgeordnete Harald Vilimsky im Interview für dieses Buch.

			Auch dieses Kapitel europäischen Grenzschutzes zeigt, dass die EU weder willens noch in der Lage ist, die Außengrenzen lückenlos zu kontrollieren oder sich sogar durchzuringen, sogenannte Flüchtlinge, welche aus sicheren Drittländern kommen, abzuweisen bzw. zurückzuschieben. Die EU hat auch in diesem Bereich versagt.

			Und nicht zuletzt wegen dieser Politik kam es auch zur Spaltung der Europäischen Union, die Großbritannien zum Ausstieg aus diesem Konstrukt bewegte. Wie schon in diesem Buch kurz angeschnitten, waren es Merkel und ihre „Wir schaffen das“-Politik, die den Unabhängigkeitsbestrebungen in Großbritannien Aufschwung verliehen haben. Sie kann daher getrost als Urmutter des BREXIT bezeichnet werden. Fairerweise muss man sagen, dass sich Großbritannien wohl nie ganz glücklich in der EU gefühlt hat und es bei Beginn des europäischen Einigungsprozesses nicht geplant war, dass das Vereinigte Königreich einer EU beitritt. Winston Churchills Unterstützung des europäischen Einigungsprozesses bezog sich allein auf die Herbeiführung eines dauerhaften Friedens zwischen Frankreich und Deutschland. Der britische Starjournalist Tom Bower sagte in einem Interview für den SPIEGEL im Jahr 2020 treffend: „Die wahre Schurkin in diesem ganzen BREXIT-Drama ist Angela Merkel!“ Bower erklärte dem SPIEGEL, dass er gegen den BREXIT gestimmt habe und überzeugter Europäer sei. Doch habe er verstanden, dass es Merkels sture Haltung in der Zuwanderungsfrage war, die für den EU-Austritt Großbritanniens verantwortlich sei. Denn sie habe jedes Zugeständnis für ein Ende der zügellosen Asyl- und Migrationspolitik gegenüber dem damaligen Premierminister David Cameron abgelehnt.

			Das Mädchen Kohls, des Kanzlers der deutschen Einheit, nun die Spalterin Europas? Ja. Das ist historisches Faktum. Exakt jene Merkel, die vorgab, europäische Interessen zu vertreten, hat dieses Europa verraten und verkauft. Die Briten spürten den Kontrollverlust, den Kontrollverzicht, der von Deutschland aus viele europäische Staaten erfasste. Die Entwicklung in Deutschland und Österreich, die fehlende Solidarität gegenüber Italien und Griechenland wurden genau beobachtet und dienten den Kritikern der EU als inhaltliches Futter für die Austrittsbewegung. Das Bild, das Merkel und die EU gegenüber den Briten abgaben, war desaströs. Zudem stieg in Großbritannien die Sorge, dass die Millionen Zuwanderer in die EU in absehbarer Zeit auch nationale Staatsbürgerschaften erlangen und somit von der Freizügigkeit in Richtung Großbritannien profitieren könnten. Dieser Punkt findet in der gesamten Asyl- und Migrationsdebatte zu wenig Beachtung. Denn Deutschland hat sich im Nachhall von Merkels Politik dazu entschlossen, Staatsbürgerschaften schon nach drei Jahren, mittlerweile nach fünf Jahren zu verleihen. Damit machte man aus dem Syrer oder Afghanen einen deutschen Staatsbürger, der durch die Personenfreizügigkeit auch nach London ziehen konnte und somit seinen Wohnsitz in einem damaligen EU-Mitgliedsland gehabt hätte, das sich massiv gegen diese von Deutschland verordnete Politik zur Wehr setzte.

			Heute wird durch die Medien der Eindruck erweckt, Großbritannien hätte eigentlich nie so richtig gewusst, warum es aus der EU ausgetreten wäre. Man tut so, als sei dies ein Betriebsunfall der britischen Demokratie gewesen. „Die Kontrolle über Migration wurde zu einem zentralen Motiv der Brexit-Kampagne. Die Parole ‚Take back control‘ bezog sich nicht zuletzt auf die Grenzen. Angela Merkel wurde im Vereinigten Königreich nicht als ‚Retterin Europas‘, sondern als Katalysator für Chaos und Überforderung wahrgenommen. Ihre einseitige Entscheidung wurde von britischen Medien – selbst bei der politisch moderaten Mitte – kritisch bis ablehnend kommentiert. Ihre Politik stand exemplarisch für einen EU-Zentralismus, der sich über nationale Interessen hinwegsetzt, ohne demokratische Legitimation. Für viele Briten war der Brexit nicht nur ein Protest gegen Zuwanderung, sondern gegen eine EU, die sich weigerte, auf Kritik zu reagieren. Die Migrationskrise wurde von vielen in Brüssel schöngeredet, Kritiker wurden als unsolidarisch oder populistisch abgetan. Diese Haltung verstärkte das Gefühl, dass ein demokratischer Wechsel innerhalb der EU kaum mehr möglich sei“, so Harald Vilimsky, der diese Debatten im Europäischen Parlament hautnah mitverfolgte.

			Eine weitere Spaltung, eine längst überwunden geglaubte, verursachten Merkel und ihre Brüsseler Mittäter gegenüber den Ländern des ehemaligen Ostens. Wie später bei Corona beispielsweise Schweden aus dem Chor der covidhörigen Willigen ausschied, war es vor allem Ungarn, das bei Merkels „Wir schaffen das“-Politik nicht mitmachte. Das führt bis heute zu nachhaltigen Irritationen, zu einer bisweilen ablehnenden Haltung der EU-Mitgliedsstaaten bzw. ihrer politischen Führungen gegenüber Ministerpräsident Viktor Orbán und dem ungarischen Volk. Dabei war er der Einzige, der sich in diesen Tagen und Monaten nicht von regelrecht propagandistisch in Szene gesetzten Bildern beeindrucken ließ. Im Gegensatz zum Rest Europas beharrte er auf der Umsetzung der Dublin-Verordnungen, schützte die Außengrenzen und scheute auch nicht, diese mit den Mitteln der Staatsgewalt zu sichern. Er kapitulierte nicht vorm Grenzsturm, er ging vor den Bildern der als geschundene Kriegsflüchtlinge verkleideten Asyltouristen nicht in die Knie, er ließ sich von Merkel und ihren Drohungen nicht beeindrucken. Dafür zahlt auch er den Preis, dass er zu dem kleinen Klüngel der selbsternannten Mächtigen in Brüssel nicht dazu gehört, eher als renitentes Schmuddelkind von Europas Eliten abqualifiziert, schubladisiert wird.

			In den Monaten der Jahre 2015/2016 war auch Ungarn von Merkels Schalmeientönen betroffen. Denn die durch sie ausgelöste Sogwirkung führte dazu, dass zeitweise auf ungarischem Staatsgebiet regelrechtes Chaos herrschte. Nachdem aber Ungarn weder nennenswerte Sozialleistungen für Flüchtlinge anbietet und die „Willkommenskultur“ zumindest gegenüber kulturfremden Zuwanderern wenig ausgeprägt ist, war relativ rasch klar, dass die Heere der in Bewegung Gekommenen ihr Paradies in Österreich und Deutschland sahen. Reisende soll man nicht aufhalten, dachte sich die ungarische Regierung und ermöglichte die Durchreise. Dies machen heute ausgerechnet jene der ungarischen Regierung zum Vorwurf, die alles darangesetzt haben, dass Millionen Menschen erst überhaupt ihre Heimat verließen und den Weg nach Europa antraten. Orbáns Politik war klar. Als einziges EU-Mitgliedsland ließ er im Sommer 2015 umfassende Einrichtungen zur Grenzsicherung erbauen. Als einziges EU-Land beharrte er darauf, dass illegale Migration nicht geduldet wird und jene, die illegal einreisen, auch wieder abgewiesen werden. Als einziges Land der Europäischen Union verteidigte Ungarn die geltenden gesetzlichen Regelungen, die sich in den Dublin-Abkommen wiederfinden. Als einziger Regierungschef verteidigte der als Antieuropäer diffamierte Orbán geltendes europäisches Recht. Trotz des massiven Drucks aus Brüssel, trotz der gegen ihn in Stellung gebrachten Medienkampagnen und der Einleitung von EU-Verfahren blieb Orbán stabil und hielt am ursprünglichen Kurs, die ungarische Bevölkerung zu schützen, vollumfassend fest.

			Die letzten Jahre führten aber nicht nur zu einer vollzogenen Spaltung Europas, sondern vor allem zu einer Erpressbarkeit des Kontinents. Als sich herausstellte, dass viele europäische Länder der deutschen Kanzlerin spät, aber doch die Gefolgschaft verweigerten, die Stimmung kippte, die Bürger der einzelnen Nationen regelrecht revoltierten und wahrscheinlich Merkel selbst erstmals den Eindruck gewann, dass man es eben nicht schafft, versuchte man, einen Deal mit der Türkei zu schließen. Im Hintergrund soll der Österreicher Gerald Knaus der Ideengeber dafür gewesen sein. Zwar bestreitet Merkel, dass Knaus ihr Berater war, doch trat dieser als Erfinder des EU-Türkei-Deals in der Öffentlichkeit auf. Der EU-Türkei-Deal aus dem Jahr 2016 ist ein Pakt mit dem Teufel. Die EU sagte Erdoğan milliardenschwere finanzielle Zuwendungen zu, dafür sollte er die Flüchtlingsströme in der Türkei anhalten. Erdoğan wusste, dass dies der Schuhlöffel für eine dauerhafte Erpressung der EU sein wird. Solange er in der Türkei Millionen Flüchtlinge in seinen Lagern sammelt, kann er mit diesem menschlichen Faustpfand über Jahre hinweg am Trog der EU-Steuerzahler gut leben. Insgesamt hat die Türkei neun Milliarden Euro erhalten. Mit diesen neun Milliarden hätte man auch einen EU-Außengrenzschutz effektiv gestalten können, dieser setzt aber, dass Europa selbst seine gesetzlichen Rahmenbedingungen ändert. Man ging den einfachen Weg, lieferte Europa an den türkischen Autokraten als billiges Erpressungsopfer aus. In der Türkei halten sich gegenwärtig vier Millionen Flüchtlinge auf, die alle nach Europa wollen. Eine gewaltige Drohkulisse. Später wurden ähnliche Abkommen mit Libyen, Tunesien, Ägypten, Mauretanien, Jordanien und dem Libanon geschlossen. Die Vorgangsweise ist immer dieselbe. Die EU zahlt und die Empfänger garantieren, Europa nicht mit weiteren Flüchtlingen zu fluten. Mit dem Geld, dass diese Länder bekommen, erhalten sie ihre autokratischen Staatssysteme einerseits und finanzieren andererseits weiterhin Kriege, die uns wiederum auf den Kopf fallen, und unterhalten zudem ökonomisch jene Netzwerke in Europa, die unsere Demokratie unterwandern sollen.

			Merkel hat uns nicht nur in die Erpressbarkeit geführt, sondern in eine teuflische Abwärtsspirale. Was die deutsche Kanzlerin noch geschafft hat, war, Italien und Griechenland in ein Chaos zu stürzen. Ausgerechnet die Hohepriesterin europäischer Solidarität war es, die die südlichen europäischen Länder nicht nur im Stich ließ, sondern diesen bis heute chaotische Zustände bescherte. Natürlich waren sowohl Griechenland als auch Italien im Jahr 2015 die Erstanlaufstelle für den Asyltourismus aus Nordafrika und dem Nahen Osten. Und ebenso wenig darf verschwiegen werden, dass sich beide Länder außerstande sahen, diesen Flüchtlingsansturm selbst zu bewältigen. Wie eine Erlösung wurde es von italienischen und griechischen Politikern empfunden, als Merkel generös anbot, die Angelandeten in Deutschland aufzunehmen. Doch dieses Angebot war ein Danaergeschenk. Denn mit jedem, der von Merkel nach Deutschland aufgenommen und damit quer über den Kontinent transferiert wurde, kamen zehn weitere über das Mittelmeer oder die Türkei in die Grenzländer der EU. Heute stehen beide Länder mehr oder weniger allein da. Von der einst beschworenen Solidarität, die im gesellschaftlichen Suizid Europas endete, ist nichts mehr übrig. Nach wie vor landen Asylwerber in Italien und Griechenland. Nach wie vor ist die EU nicht in der Lage, beiden Ländern beim Schutz der Außengrenzen behilflich zu sein. Nach wie vor sind beide Länder dem Gutdünken der Despoten zwischen der Türkei und Libyen ausgeliefert. Und nach wie vor ist die Gefahr sehr groß, dass es ausgerechnet diese beiden Länder wieder als Erstes erwischt, wenn in der Türkei oder Nordafrika die Flüchtlingslager „gelüftet“ werden. Also wem hat Merkel mittel- wie langfristig geholfen? Niemandem, sie hat es nur noch schlimmer gemacht.

			Was sich auch negativ entwickelt hat, ist das Vertrauen der Menschen in die Demokratie. Die Flüchtlingskrise mit Beginn 2015 hat die Gesellschaft gespalten. Die Medien haben ihren Teil dazu beigetragen, indem sie gegensätzliche Standpunkte nicht abbildeten, sondern den einen Standpunkt als Teil der sogenannten Willkommenskultur positiv konnotierten und alle Kritiker dieser Politik verteufelten und neutralisierten. Zwei weitere große Ereignisse haben die Kluft zwischen unterschiedlichen Standpunkten unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger nur noch vergrößert. Dies war einerseits die Corona-Politik und andererseits die Diskussion um den Krieg in der Ukraine. Das Resultat ist das geänderte Wahlverhalten von einem Großteil der Bürger in den europäischen Staaten. Sie wurden von den etablierten Parteien nicht mehr gehört. Oder sie wurden belogen und betrogen. Die einen, die Linken und Progressiven, verharren im Standpunkt, dass Zuwanderungskrisen eine große Chance wären. Nicht zuletzt auch deswegen, da man ja dadurch den als verhassten Nationalismus bezeichneten Patriotismus einzelner Nationen brechen und damit den Zulauf zu patriotischen Gruppierungen unterbinden könne. Das ist so etwas wie Wähleraustausch. Jörg Haider formulierte in einem Wahlkampf in den 1990er-Jahren in Österreich bereits: „Bevor die Politik das Volk austauscht, sollten wir die Politiker austauschen.“

			Auf der anderen Seite des politischen Spektrums standen bisher einst große konservative Gruppierungen, wie in Deutschland die Union, in Österreich die ÖVP. Sie heuchelten in den letzten 10 Jahren zwar Verständnis für die Kritik der Bürger, fielen ihnen aber spätestens dann wieder in den Rücken, wenn die Macht nach den Wahlen abgesichert war. Scharenweise haben sich die Wähler vom bisherigen politischen Angebot abgewandt. In Deutschland ist in den letzten 10 Jahren daher die AfD zu einer bestimmenden Kraft angewachsen, in Österreich errang die Freiheitliche Partei Österreichs mit Herbert Kickl erstmals in ihrer Geschichte den ersten Platz sowohl bei den Europawahlen als auch bei den Nationalratswahlen. Auch AfD-Chef Chrupalla bestätigt mir im Interview für dieses Buch, dass Merkels falsche Politik der AfD massiven Auftrieb gab und gibt: „Der Gründungsakt der AfD war doch eine Reaktion auf die sogenannte Euro-Rettung, die Griechenland- und Bankenrettung, die Deutschland und die EU in eine fatale währungspolitische Eskalation getrieben haben. Die hatte aber ihre Vorgeschichte auch schon unter Kohl. Die Migrationspolitik der Union hat unsere junge Partei dann allerdings tatsächlich so richtig hochgepäppelt: Mutti Merkel ist tatsächlich aber Mutter einer echten Alternative für Deutschland geworden.“ In Italien wird die Regierung durch eine Allianz der rechtskonservativen Politiker Giorgia Meloni und Matteo Salvini angeführt. In Frankreich hat der Rassemblement National von Marine Le Pen große Chancen auf das Amt des Staatspräsidenten. Das sind nur die bekanntesten Träger einer neuen geschlossenen Gruppe von patriotischen und damit wahren konservativen Kräften in Europa. Mittlerweile stellen sich diese Bewegungen breiter auf und werden damit ihren Erfolg dauerhaft absichern. Vom einstigen Exklusivthema Zuwanderung bis heute zum sozialen Frieden, dem wirtschaftlichen Gefüge oder der Friedenspolitik wird das politische Feld von Ungarn, über Italien bis Frankreich, von Großbritannien bis nach Österreich und Deutschland beackert. Ein Treppenwitz der Geschichte ist es daher, dass Merkels Scheitern der Grundstein für einen neuen Aufbruch in Europa ist.

		

		
			Bilanz und Resümee

			Wenn man sich die in diesem Buch dargelegten Zahlen und Daten vergegenwärtigt, diese seit 10 Jahren eingeschlagene Entwicklung hochrechnet, die damit verbundenen Probleme und Kosten einrechnet, den Mangel an Umkehrwillen durch die politischen Eliten einpreist, kann man nur zum Schluss kommen: Europa hat sich abgeschafft. Wir sind verloren! Fast! Es ist fast zu spät, die Entwicklung ist zumindest für Länder wie Österreich, Frankreich und Deutschland nahezu irreversibel. Die östlichen Länder Europas sind mehr oder weniger verschont geblieben. Noch! Wir sehen, dass 10 Jahre einen ungeheuerlichen Schaden verursacht haben. Finanziell durch Milliarden von Mehrkosten. Wirtschaftlich durch verheißene und niemals angekommene Facharbeiter. Sicherheitspolitisch durch einen Anstieg der migrationsbedingten Kriminalität. Gesellschaftspolitisch durch eine Spaltung der Gemeinschaft von einst friedlichen Bürgern. Der Schaden ist messbar, in Toten des Einzelfalls, in Terroranschlägen, in Übergriffen, Vergewaltigungen, Mehrkosten für die Staatshaushalte, Schutzgelder für die Türkei und Co. und vielem mehr. Ich konnte in diesem Buch nüchterne Zahlen präsentieren, die diese Abwärtsentwicklung dokumentieren und abseits einer politischen Einordnung de facto unanfechtbar sind. Die Lage ist nicht gut. Das bedeutet aber nicht, dass man aufgeben muss. Und es bedeutet auch nicht, dass man die bisherige Entwicklung weiterbefördert, regelrecht antreiben muss.

			Ein Schaden ist eingetreten, er hat Teile der Gesellschaft erfasst. Aber nicht alle. Die Demografie zeigt uns, dass sich in unseren Ländern viel geändert hat, vieles nicht mehr so ist, wie es einst war. Vor allem die Großstädte haben ein anderes Antlitz bekommen, sie sind zu Austragungsorten ethnischer, sozialer, gesellschaftlicher und religiöser Konflikte geworden. Auch die Wirtschaft hat nicht profitiert. Ich konnte für dieses Buch Interviews mit namhaften Persönlichkeiten führen. Sie alle kommen zum Schluss, dass Merkels Politik ein schwerer Fehler war und ist. Diese Reaktionen möchte ich hier, bevor ich zu einem Ausblick komme, zusammenfassen. Sie dokumentieren aus unterschiedlichen Standpunkten, aus unterschiedlichen Verantwortungsbereichen und aus unterschiedlichen Nationen unisono die Ansicht, wonach Merkels Werk unser Untergang ist und in vielen Fällen noch sein kann.

			Václav Klaus, Tschechiens ehemaliger Staats- und Regierungschef, geht mit Angela Merkel hart ins Gericht. Er kennt sie seit Jahren hautnah, hat einige politische Debatten, nicht zuletzt um den EU-Vertrag von Lissabon, mit ihr geführt. Klaus heute: „Es war ein tragischer Fehler – und wir wussten das von Anfang an. Nicht erst nach 10 Jahren. Leider noch nach einem Jahrzehnt ist das nur die Position einer Minderheit europäischer Politiker. Migration wird noch heute grundsätzlich als etwas Positives akzeptiert. Schon damals stand Angela Merkel nicht allein da. Die multikulturalistische Idee, dass Migration etwas Positives ist, war immer eine ‚europäische‘ Idee – nicht die Idee der Menschen, sondern die der europäischen Eliten und der Politiker. Für mich ist Migration etwas Unnormales und Unnatürliches.“

			Mario Kunasek, Landeshauptmann der Steiermark, sagt: „Dieser Satz hat für Europa katastrophale Auswirkungen für unser Bildungssystem, unsere Sicherheit und unser – von unseren Eltern und Großeltern – mühsam aufgebautes Sozialsystem. Der Satz hat eine Veränderung des europäischen Kontinents und unserer Gesellschaft hervorgerufen. Mit diesem Satz kam auch der islamistische Terror in unser Land.“

			Herbert Kickl, ehemaliger Innenminister Österreichs und heutiger FPÖ-Chef, bilanziert knallhart: „Merkels Politik war nichts anderes als ein Verrat an Deutschland und seinen Bürgern – und die Auswirkungen spüren heute nicht nur die Deutschen, sondern die Bürger vieler Länder Europas, nicht zuletzt auch bei uns in Österreich. Sie hat Deutschland verraten und zum bevorzugten Zielland illegaler Migranten gemacht. Und sie hat damit auch die Werte ihrer einst christlich geprägten Partei verraten und der Multikulti-Ideologie geopfert. Sie hat sich den Linken angebiedert und ihre Partei jeder Widerstandkraft gegen deren wirre Ideologien beraubt. Wie man sieht, war dieses Wirken nachhaltig. Nicht einmal in der Opposition, wo die CDU gelandet ist, als ihr die Wähler 2021 die Rechnung für die Ära Merkel präsentiert haben, hat sich die Partei erholen und wieder auf ihren alten Kurs zurückkehren können. Merkels einstiger Widersacher Friedrich Merz ist heute eher ihr Wiedergänger. Er hat gerade in der Asyl- und Migrationspolitik den Verrat an den Deutschen fortgesetzt und seine eigenen Versprechen gebrochen, sobald das Wahlergebnis feststand. Insofern hat sich Merkels Erbe bei den deutschen Systemparteien verfestigt: Man schert sich keinen Deut um die Interessen der Bevölkerung und macht ausschließlich, wofür man von der linken Schickeria Applaus erntet.“

			Tino Chrupalla, Co-Fraktionsvorsitzender und AfD-Chef, bilanziert Merkels Politik wie folgt: „Angela Merkels Behauptung in der Bundespressekonferenz am 31. August 2015, ‚wir‘ würden ‚das‘ schaffen, war ohne Zweifel ein Fehler: Erstens hat sie mit ihrer Politik unserem Land und seinen Bürgern, denen sie per Amtseid verpflichtet war, massiv geschadet und zweitens ist diese Aussage schlicht falsch gewesen. Wir konnten ‚das‘, was sie uns aufgebürdet hat, definitiv nicht schaffen. Dass die Masseneinwanderung, die Frau Merkel mit ihrer bedingungslosen Grenzöffnung entfesselt hat, nicht in den Griff zu bekommen war, das ließ sich schon damals absehen. Bis heute spricht sie sich gegen die Kontrolle unserer Grenzen aus. Frau Merkel wird mit ihrer Migrationspolitik jedenfalls in die Geschichtsbücher eingehen als Abwicklerin der blühenden Landschaften, die ihr einstiger Mentor Helmut Kohl uns versprochen hatte, und man wird sich an sie erinnern als Sargnagel einer alten Volkspartei namens CDU.“

			Michael Kyrath, Vater von Ann-Marie, meint: „Ich persönlich glaube auch, dass es gefährlich ist, wenn man die Moral über die Vernunft erhebt … Und wer unkontrollierte Massenmigration als ‚christlich‘ oder ‚menschlich‘ tituliert, der sollte sich vielleicht einmal mit der Realität auseinandersetzen. Es ist alles andere als menschlich oder christlich, Menschen unter falschen Voraussetzungen in dieses Land zu locken, sie in Containerdörfer zu sperren, ihnen jeden Monat ein paar Euros in die Hand zu drücken und zu meinen, damit wäre der Integration genüge getan.“

			„Die Täter, die unsere Tochter Leonie stundenlang vergewaltigt und bewusst umgebracht haben, hätten nicht mehr im Land sein dürfen! Ich denke, nur ein komplett dummer Mensch erkennt nicht den Kausalzusammenhang zwischen dem Schicksal meiner Tochter und der Politik“, klagt die Mutter von Leonie, Melanie Popp, an.

			„‚Wir schaffen das‘: Das war Angela Merkels legendärer Satz in der Migrationskrise 2015. Drei Worte nur, aber ein schwerwiegender Fehler – mit langfristigen negativen Folgen für ganz Europa. Merkel sendete damit ein Signal in die ganze Welt, das die Migrationswelle erst so richtig anheizte: Die Außengrenzen sind offen, das Asylrecht wird missbraucht und de facto zum Einwanderungsrecht erklärt und die Kontrolle darüber, wer sich auf dem Territorium der EU aufhält, wird freiwillig aufgegeben. Es war die Kapitulationserklärung des Rechtsstaats vor der Massenzuwanderung. Millionen Menschen – viele davon ohne Papiere, ohne Asylgrund und ohne Integrationsbereitschaft – machten sich auf den Weg nach Europa. In vielen Städten wuchsen Parallelgesellschaften. Die Kriminalität stieg – insbesondere bei Sexual- und Gewaltdelikten. Die soziale Sicherheit geriet unter Druck. Schulen, Wohnungen und Arbeitsmärkte waren – und sind – überfordert. Dazu islamistischer Terror, der bis heute anhält. Die Folgen dieser Politik tragen Tag für Tag Europas Bürger. Wer Kritik an den negativen Aspekten der Zuwanderung äußert, wird als ‚rechtsextrem‘ diffamiert. Eine sachliche Diskussion über Asyl und Migration wird verhindert“, so Harald Vilimsky, Vizepräsident der drittgrößten Fraktion im europäischen Parlament, der „Patrioten für Europa“.

			„Diese Aussage war aus Sicht der normalen Bürger ein Fehler, weil die millionenfache Massenzuwanderung von kulturfremden Ausländern nach Deutschland und Mitteleuropa uns erheblich geschadet hat. Der weitaus überwiegende Teil dieser Migranten hätte weder rechtlich noch politisch einreisen dürfen. Die von Merkel betriebene Massenzuwanderung erfolgte ohne hinreichende Rechtsgrundlage. Ich glaube, man tut Merkel aber Unrecht, wenn man ihr Handeln als politische Fehlentscheidung ansieht oder wenn man ihre Entscheidung damit rechtfertigt, dass Merkel von der Medienberichterstattung und von der öffentlichen Stimmung ‚getrieben‘ war, wie behauptet wurde. Wenn es aus Merkels Sicht ein Fehler gewesen wäre, hätte sie zwischen 2015 und dem Ende ihrer Kanzlerschaft 2021 viele Gelegenheiten gehabt, ihn auf elegante Weise zu korrigieren. Sie hat es nicht getan und sie hat alles verhindert, um Grenzzurückweisungen zu ermöglichen und damit zu verfassungsgemäßen Zuständen wieder zurückzukommen. Merkel sieht ihr Verhalten bis heute nicht als Fehler, sondern als eine richtige Entscheidung. Und aus ihrer Perspektive ist es konsequent: Es war kein Fehler, weil das, was sie tat, einschließlich aller politischen und wirtschaftlichen Folgen gewollt war. Sie tat es vorsätzlich und absichtsvoll. Ich beurteile Merkel als eine Person, die wegen ihrer kommunistischen Herkunft und trotz Zugehörigkeit zur CDU, die ich eher als eine Art politische Abtarnung gesehen habe, eine ideologisch geprägte politisch Linke geblieben ist und die die millionenfache Massenmigration nach Deutschland als ein notwendiges linkes ideologisches Projekt ansieht, bei dem die Schäden für die Demokratie und für das Volk hingenommen werden müssen“, so Hans-Georg Maaßen, ehemaliger Chef des deutschen Verfassungsschutzes.

			„Im Volksmund werden die tonnenschweren Absperrungen, die inzwischen bei jeder Open-Air-Veranstaltung, jedem Stadt- oder Volksfest errichtet werden müssen, um islamistische Terroristen davon abzuhalten, unschuldige Zivilisten mit Fahrzeugen zu töten, MERKEL-POLLER genannt. Das ist ihr Vermächtnis, das so wunderbar von dem Titel ihrer Autobiografie ‚Freiheit‘ konterkariert wird“, bilanziert Monika Gruber, deutsche Starkabarettistin, Merkels Politik.

			Kann man die Entwicklung der letzten 10 Jahre rückgängig machen? Ja. Wenn man sich jetzt endlich dazu entschließt, Europa und die darin liegenden Nationen konsequent vor einer weiteren Unterwanderung zu schützen. Es braucht viel mehr als die Änderung der Gesetze, es braucht einen Umdenkprozess weg von der grenzenlosen, falsch verstandenen und suizidalen Toleranz. Es ist eben nicht solidarisch, wenn man glaubt, die ganze Welt retten zu können, und damit die eigene kleine Welt zerstört. Es braucht eine gänzliche Umkehr der Asyl-Migrationspolitik des Kontinents an Haupt und Gliedern, von der europäischen Staatengemeinschaft bis hin zu den einzelnen Nationen und Regionen. Wir können unsere Heimat, unsere Identität und unsere Demokratie immer noch bewahren, wenn man sich dazu entschließt, jene auch konsequent abzuschieben, deren Fluchtgrund längst erloschen ist, und die bisherigen Asylwerber und Asylberechtigten in sichere Staaten auf ihre Herkunftskontinente zurückbringt. Wenn man die europäischen und nationalen Gesetze nach einigen Gesichtspunkten neu formuliert, wie etwa: Asyl ist temporärer Aufenthalt auf Zeit, begründet keine Staatsbürgerschaft oder einen dauerhaften Aufenthalt in den Ländern Europas. Zukünftig können Asylverfahren nur in jenen Staaten durchgeführt werden, die den nächsten, einigermaßen stabilen und friedlichen Ort abseits des Krisenherdes darstellen. Transkontinentale Zuwanderung findet nur mehr nach den Gesichtspunkten einer gewollten, qualifizierten Zuwanderung statt. Staatsbürgerschaften werden im gesamten europäischen Raum frühestens nach fünfzehn Jahren und nur nach den Gesichtspunkten erfolgreicher Integration, Teilhabe an der Gesellschaft und absoluter Unbescholtenheit vergeben. Jede weitere transkontinentale Zuwanderung wird durch einen effektiven Außengrenzschutz und von diesem durchzuführenden Rückweisungen verhindert. Die Europäische Menschenrechtskonvention und die sonstigen gesetzlichen Regeln der EU werden an die derzeitigen und künftig drohenden Gegebenheiten angepasst. Die einzelnen nationalen Staaten passen ihre jeweiligen Sozialgesetze dahingehend an, dass Sozialleistungen für kontinentale Asylwerber (zum Beispiel Ukraine-Flüchtlinge) den Lebensbedarf über Sachleistung und nicht mehr über die Geldleistung abdecken. Die Sozialleistungen in diesem Bereich werden europaweit vereinheitlicht. Das wären nur einige wenige Vorschläge, die umsetzbar wären und von Vernunft und Logik getragen sind.

			Angela Merkel hat großen, nachhaltigen Schaden angerichtet. Sie wird zweifelsohne als Spalterin Europas in die Geschichte eingehen. An unserer Generation und an allen folgenden wird es liegen, diese Schäden zu reparieren, das Haus Europa wieder aufzustellen. Sonst besiegeln wir Merkels Werk und unseren Untergang.

		

		
			10 Jahre „Wir schaffen das“ – schaffen wir uns ab?

		

		
			2017

			26. april 2017

			An Euch, Staats- und Regierungschefs der Europäischen Staaten!

			Wie fühlt man sich, wenn man die verantworteten Länder den radikalen Parallelgesellschaften preisgegeben hat? Wie kann man sich in der Früh in den Spiegel schauen, wenn man tagein, tagaus die Hände in den Schoß legt und feig der traurigen Entwicklung freien Lauf lässt? Wie kann man seinen Kindern überhaupt in die Augen sehen und gleichzeitig immer mehr Menschen ihrer angestammten Heimat und damit ihrer Zukunft berauben? Drückt Euch das Gewissen, wenn man daran einen Gedanken verliert, dass unsere Länder und Städte den terroristischen Gefahren einer brandgefährlichen Unterwanderung ausgeliefert sind?

			Ich sage nein: Ihr seid offenbar nicht dazu in der Lage, das Ausmaß der Tragödie zu verstehen, die Ihr in Eurer Untätigkeit über unseren Kontinent gebracht habt. Ihr gelernten Sonntagsredner beschränkt Euch darauf, regelmäßige Beileidsschreiben nach Terroranschlägen zu verfassen. Die Realität, in der Eure Landsleute mittlerweile leben müssen, seht Ihr hinter den Schreibtischen und Fernsehkameras nicht mehr! Ich rufe Euch nur exemplarisch in Erinnerung: Berlin, Brüssel, Paris, London, Nizza! Und der nächste Terroranschlag radikal religiöser Prägung wird wahrscheinlich zur Stunde schon wieder vorbereitet! Die Spur des Todes, des Terrors und der Angst zieht sich durch Europa, das Blut an Euren Händen ändert aber Eure Politik nicht!

			Eure Handlungen auf allen Ebenen haben es zu verantworten, dass der Nahe Osten der terroristischen Destabilisierung preisgegeben wurde. Ihr habt mit unserem Steuergeld die Terroristen unterstützt, die heute in Europa Angst und Schrecken verbreiten! Ihr habt mit den Wölfen mitgeheult und den Irak, Libyen oder auch Syrien de facto vernichtet! Gleichzeitig lasst Ihr die Grenzen offen und präsentiert unsere Länder als Selbstbedienungsläden auch für Schmarotzer, die es mit uns und unseren zivilisierten Errungenschaften nicht gut meinen.

			Derweil streitet Ihr sinn- und nutzlos über Quoten und seid nicht einmal mehr Herr der Situation in Eurem eigenen Bereich. Ihr lasst es zu, dass der radikale Islamismus in Europa Platz greift, Ihr importiert mit Eurer Politik die gewaltsame Spaltung der Gesellschaft im Nahen Osten nach Europa. Ihr begründet damit einen neuen Antisemitismus auf unserem Kontinent, an die Frauenfeindlichkeit habt Ihr Euch ja schon gewöhnt.

			Und Ihr wundert Euch wirklich, dass sich immer mehr Menschen von Euch und Eurer etablierten Politik abwenden? Versteht denn Ihr wirklich nicht, was wir wollen? Wir wollen in Frieden und in Freiheit auf Basis unserer Werte in unseren Ländern leben. Wir wollen unsere Heimat in gutem Zustand, ohne Spaltung und Hass an nachfolgende Generationen übergeben. Wir wollen unsere Identität nicht verlieren, denn nur wer seine Vergangenheit kennt, hat auch eine Zukunft. Schreibt Euch das hinter die Ohren!

			24. mai 2017

			Ein 10-jähriger, unschuldiger Bub, sein ganzes unbeschwertes Leben noch vor sich, wird 2015 von einem Iraker, der, als Flüchtling getarnt, ins Land kam, hier in Österreich sexuell missbraucht. Es erübrigt sich jede Diskussion darüber, dass diese abscheuliche Schändung einem Seelenmord gleichkommt. Dieser junge Bub ist schwer traumatisiert, er wurde von diesem Seelenmörder ein Leben lang gebrandmarkt. Diese Straftat dürfte eigentlich nicht ungesühnt bleiben.

			Es kommt aber immer anders, als es der logische Hausverstand erwarten lässt. Mit diesem nunmehrigen OGH-Urteil, dieser justizpolitischen Okkasion von vier Jahren Haft, kommt dieser Sexualstraftäter wieder frei. Und da stellt sich für viele Österreicherinnen und Österreicher die berechtigte Frage: Welchen Wert hat ein Menschenleben für Österreichs Justiz? Offenbar kaum einen! Wenn es ums liebe Geld geht, werden drakonische Höchststrafen verhängt, wenn es um Gewaltdelikte geht, ist Justitia nur auf einem Auge blind. Es ist etwas faul im Staate Österreich. Selbst diese Abwandlung des großen Zitates aus Shakespeares Hamlet ist stark untertrieben, wenn man sich diese ungeheuerliche Rechtsprechung, das Strafausmaß mancher Delikte und die Spruchpraxis der Richter genauer ansieht. Und ja, hier hätte die Politik klaren Handlungsbedarf, indem man endlich das Strafausmaß bei Gewalt- und Sexualdelikten deutlich anhebt. Denn dieses aberwitzige Urteil des OGH kann man als regelrechte Einladung verstanden wissen, sich an unseren Kindern zu vergehen!

			6. juni 2017

			Angela Merkels Tun und Handeln kann man getrost als Schutzmantelpolitik des internationalen Schlepperwesens bezeichnen. Denn es war die deutsche Bundeskanzlerin, die mit ihrem unsäglichen Sager „Wir schaffen das“ einen internationalen Willkommensgruß an alle Schlepper dieser Erde gerichtet hat. Und es war und ist die deutsche Bundeskanzlerin, die es mitverantwortet, dass das Mittelmeer dadurch zum feuchten Grab für Zigtausende Menschen wurde. Menschen, die ihr ganzes Hab und Gut in kriminelle Schlepper investiert haben, um in Europa eine wirtschaftlich bessere Situation vorzufinden. Und sie trägt auch die Verantwortung dafür, dass mit ihrer Politik der offenen Grenzen kriminelle Elemente ins Land geschleppt wurden. Und ja, auch die Verantwortung dafür, dass mit den sogenannten Flüchtlingen unter anderem islamistische Terroristen nach Europa gekommen sind, ist bei Merkel zu verorten. Gewalttätern, Sexualstraftätern, Terroristen, Schläfern und all den kriminellen Elementen, die uns nunmehr das Leben schwermachen und eine untragbare Belastung für unsere Sicherheit sind, hat Merkel mit dieser Äußerung den roten Teppich ausgelegt. Umso mehr verwundert es, dass derzeit eine stattliche Zahl von Deutschen wieder Merkel wählen wollen. Und diesen Merkel-Unterstützern sei das große Zitat von Bert Brecht gesagt: „Nur die dümmsten Kälber wählen ihre Schlächter selber.“

			5. juli 2017

			Das ist wieder einmal typisch Österreich. Angeheizt durch einige ewiggestrige Realitätsverweigerer, streitet Österreichs politischer Hühnerstall über Punkt und Beistrich einer Kindergartenstudie. Zu diesem fadenscheinigen Täuschungsmanöver ist ja nur zu gratulieren. Während also jeder Satz dieser Islamstudie auf die Waagschale gelegt wird und sich die I-Tüpferl-Reiter der Nation ein neues Betätigungsfeld geschaffen haben,

			
					
					 spalten Parallelgesellschaften unser Land.

				

					
					 höhlen religiös motivierte und extremistische Gruppierungen die Frauenrechte aus.

				

					
					 bedrohen Terroristen unseren Kontinent an allen Ecken und Enden.

				

					
					 werden unsere Mitbürger am Altar einer brandgefährlichen Unterwanderung geopfert.

				

					
					 raubt man Österreicherinnen und Österreichern ihre Heimat und Identität.

				

					
					 verüben Integrationsunwillige tagtäglich Straftaten.

				

					
					 stehen sexuelle Übergriffe und Vergewaltigungen auf der Tagesordnung.

				

					
					 entlassen Gerichte potentielle Gewalttäter in Freiheit und damit auf ihre künftigen Opfer.

				

					
					 keimt ein neuer Antisemitismus im Land wieder auf.

				

					
					 organisieren sich islamistische Verbände in Österreich zur Unterhöhlung unserer Demokratie.

				

					
					 steht ein neuer Flüchtlingsansturm ante portas vor dem Brenner.

				

			

			Und was machen die geistigen Ruinen der österreichischen Innenpolitik? Sie veranstalten einen Eiertanz rund um diese Studie. Und daher frage ich heute die politischen Eliten unseres Landes: An welchem Hauseck seid Ihr Wahnsinnigen eigentlich angerannt? Oder: Welcher gigantischen Hirnwäsche habt Ihr Euch unterzogen?

			6. august 2017

			Er steht doch wohl nicht in Verdacht, ein rechter Hetzer gewesen zu sein. Umso bemerkenswerter sind die Worte, die der britische Premierminister Sir Winston Churchill über den Islam gefunden hat:

			„Nebst dem fanatischen Wahnsinn, der in einem Menschen so gefährlich ist, wie Wasserscheuheit in einem Hund, ist diese beängstigend-fatalistische Gleichgültigkeit. Die Auswirkungen sind in vielen Ländern offensichtlich, leichtsinnige Gewohnheiten, schlampige Ackerbaumethoden, schwerfällige Wirtschaftsgebräuche und Unsicherheit des Eigentums herrschen überall da, wo die Nachfolger des Propheten regieren ... oder leben. Eine erniedrigende Sinnlichkeit beraubt dieses Leben von seiner Würde und seiner Verbesserung, das nächste von seiner Ehre und Heiligkeit. Die Tatsache, dass nach mohammedanischem Gesetz jede Frau einem Mann als sein absoluter Besitz gehören muss, sei es als Kind, als Ehefrau oder als Geliebte, schiebt die endgültige Ausrottung der Sklaverei zwingend hinaus, bis der islamische Glaube aufgehört hat, eine wichtige Macht innerhalb der Menschheit zu sein.

			Einzelne Muslime mögen großartige Qualitäten aufweisen, aber der Einfluss der Religion lähmt die gesellschaftliche Entwicklung derer, die ihr nachfolgen. Es gibt keine stärker rückschrittliche Kraft auf der Welt. Weit entfernt davon, dem Tod geweiht zu sein, ist der Mohammedanismus ein militanter und bekehrerischer Glaube. Er hat bereits in Zentralafrika gestreut, zieht bei jedem Schritt furchtlose Krieger heran, und wäre nicht das Christentum in den starken Armen der Wissenschaft geborgen, der Wissenschaft, gegen die er (der Islam) vergeblich gekämpft hat, würde die Zivilisation des modernen Europas vielleicht fallen, so wie die Zivilisation des alten Roms gefallen ist.“

			Diesen Worten möchte ich mich insofern anschließen, da tatsächlich die Gefahr besteht, die moderne Zivilisation Europas durch diese gezielte Zuwanderungspolitik aus muslimischen Staaten zu verlieren.

			
					
					 Der Islam ist aus seinen Ursprüngen heraus gewaltverherrlichend, gewaltbereit, aggressiv, invasiv, missionarisch, menschenverachtend, frauenfeindlich, demokratiepolitisch brandgefährlich, homophob und antisemitisch.

				

					
					 Der Islam, die Religion, die Kultur und die Werte sind mit unseren Werten in Europa nicht in Einklang zu bringen. Daher ist festzustellen, dass der Islam kein Bestandteil Österreichs, Deutschlands bzw. Europas ist.

				

					
					 Der Islam kann und wird sich nicht reformieren. Das hat diese Religion in den letzten 1.400 Jahren blutig unter Beweis gestellt. Die Geschwindigkeit der Gewalt, der Aggression und der Dummheit verhindert die Mäßigkeit der Vernunft und Reform. Seit Menschengedenken muss man über die Gewalt, die vom Islam ausgeht, leidvoll diskutieren. Wir sind in Europa nicht die Versuchsstation für eine Reform des Islam.

				

					
					 Der Islam ist eine absolute Lebens- und Staatsordnung, der Islam ist per se eine politische Ideologie, die sämtliche Bereiche der Gesellschaft zu infiltrieren versucht.

				

					
					 Nein, die Vollverschleierung der Frau hat keine historische Basis auf unserem Kontinent. Nein, die muslimischen Kinderehen finden keine Begründung in unserem europäischen Wertekatalog! Nein, die Todesstrafe ist kein Bestandteil unseres Rechtssystems mehr. Nein, das Bombenlegen und Vernichten von sogenannten „Andersgläubigen“ gehört bei uns nicht zum guten Ton. Nein, Europa befindet sich seit gut 500 Jahren nicht mehr im Mittelalter, sondern hat dem heutigen Islam diametral entgegengesetzte Werte, wie Demokratie, Menschenrechte und Meinungsfreiheit, geschaffen. Nein, in Europa findet man kein Kalifat des Glaubens, sondern Demokratien der Werte. Auch die gewaltsame Besitznahme anderer Länder haben wir Europäer spätestens mit dem Ende des schrecklichen Zweiten Weltkriegs hinter uns gelassen.

				

			

			12. august 2017

			Sieben Punkte für eine gelungene Integration

			Es ist ja höchst an der Zeit die babylonische Sprachverwirrung um das große Wort „Integration“ zu klären. Dank der Vielzahl an sogenannten ortsungebundenen Reisenden – auch vorerst „Gäste“ genannt –, die nach Österreich, nach Deutschland, nach Europa strömen, wäre es doch seitens der Politik dringend notwendig, leicht verständliche Spielregeln für die sogenannte Integration aufzustellen:

			
					
					 Es ist unser Land, es sind unsere Regeln, es sind unsere Gesetze! Wer sich also hier aufhalten will, hat sich an diese zu halten. Wer das nicht will, hat jedes Gastrecht verloren und fliegt!

				

					
					 Wir leben hier auf einem demokratischen Kontinent mit all seinen Stärken und Schwächen. Alles Recht geht – mehr oder weniger – vom Volk aus. Unsere Gesetze orientieren sich am Humanismus und nicht am religiösen Fanatismus. Wer eher Letzteres bevorzugt, soll dorthin gehen, wo er hergekommen ist.

				

					
					 Frauenfeindlichkeit und Antisemitismus haben wir in der wechselhaften Geschichte unserer Länder hinter uns gelassen. Mittelalterlich ausgelebte Aggressionen und Gewaltauswüchse tolerieren wir daher nicht. Wer sich – volkstümlich gesagt – die Schädel einschlagen will, soll dies in seinen Herkunftsländern tun, aber nicht bei uns.

				

					
					 Unsere Länder haben eine christliche Geschichte, sind aus dieser gewachsen und humanistisch geprägt. Wir verpflichten uns zur Trennung von Staat und Kirche. Invasive, gewaltbereite und menschenverachtende Religionen tolerieren wir daher nicht, sie haben bei uns keinen Platz. Wer dies aber wünscht, ist in seinen ursprünglichen Gottesstaaten besser aufgehoben.

				

					
					 Ein großes Missverständnis ist aufzuklären: Brav arbeitende Menschen in unserem Land zahlen in jenes System ein, welches den Schwächeren unserer Gesellschaft die Sozialleistungen zur Verfügung stellt. Unser Grundsatz ist: Sozialleistung nur für jene, die sie brauchen, und nicht für jene Gäste, die sie nur wollen. Wer also schmarotzt, soll dies dort tun, wo volkstümlich gesagt der Pfeffer wächst.

				

					
					 Integration ist keine Einbahnstraße. Nicht wir haben uns zu integrieren, sondern jene, die hier als Gäste leben wollen. Wer also Integration in diesem Sinne versteht, dass er Frauen weniger wertschätzt, vergewaltigt oder Häuser ausraubt, ist bei uns ganz schlecht aufgehoben und soll am besten gar nicht erst herkommen.

				

					
					 Und zu guter Letzt für alle, die hier nur temporäre Gäste sind: Das Wort „Gast“ impliziert bereits, dass der Aufenthalt nur ein zeitlich begrenzter ist. Ein Sprichwort besagt: Gäste sind wie Fische, nach einiger Zeit fangen sie zu stinken an.

				

			

			So einfach ist Integration!

			18. august 2017

			Das Perpetuum mobile des Terrors

			
				
						
						Tag 1:

					
						
						Ein Terroranschlag vernichtet das Leben von unschuldigen Menschen. Beileidsbekundungen aus den Staatskanzleien werden über die sozialen Netzwerke versandt. Bestürzung und Empörung werden artikuliert, die Toleranz und die Solidarität der Bevölkerung werden beschworen. Die Weltoffenheit des jeweilig vom Terror betroffenen Landes sei stärker als der Tod. Unzählige Profilfotos werden auf Facebook oder Twitter mit „Je sui Paris“, „Je sui Nizza“, „Wir sind Berlin“, „Pray for Barcelona“ verziert. Katzenfotos werden hochgeladen und muten wie der letzte Walzer auf der Titanic an. Der Ausnahmezustand im betroffenen Ort wird ausgerufen.

					
				

				
						
						Tag 2:

					
						
						Die Staats- und Regierungschefs kleiden sich schwarz und treten mit trauriger Miene vor die Kameras, um die unzähligen Toten und Verletzten mit erstickter Stimme zu beklagen. Alle sind sich über die Grausamkeit des Terroraktes einig und bekunden ihre Solidarität. Liebe, Toleranz und Friede werden beschworen. Die Bilder der Täter werden in den Zeitungen veröffentlicht, derweil werden auf Facebook und Twitter noch mehr Katzenfotos hochgeladen.

					
				

				
						
						Tag 3:

					
						
						Die Führer der Religionsgemeinschaften treffen sich zum gemeinsamen Gebet. Die Toleranz und die Solidarität der Religionsanhänger werden beschworen. Ein gemeinsames Manifest für Weltoffenheit und Frieden

					
				

				
						
						
					
						
						wird verabschiedet. Politiker aller Lager fordern verschärfte Sicherheitsgesetze, härtere Maßnahmen gegen den Terror müssen ergriffen werden. Es dürfe sich niemals mehr ein Terrorakt wiederholen. Gleichzeitig werden in europäischen Hauptstädten die ersten Gedenkmessen abgehalten. Am Ort des Schreckens werden erste Vorbereitungen für einen Gedenkmarsch getroffen.

					
				

				
						
						Tag 4:

					
						
						Die Katzenbilder auf Facebook werden weniger, auch die „Je-sui“- und „Wir-sind“-Bilder verschwinden allmählich. Das Entsetzen nimmt ab, der erste Schock ist vorbei. Die Staats- und Regierungschef spekulieren auf die rasche Vergesslichkeit und die Kurzlebigkeit des Gedächtnisses. Politiker warnen vor einer Anlassgesetzgebung, fanatische Religionen tragen nicht die Schuld am Terror. Die unerträgliche Hetze im Netz wird beklagt.

					
				

				
						
						Tag 5:

					
						
						Der Terrorakt ist vergessen, der Ausnahmezustand wird aufgehoben. Politiker beklagen sich über die Ausgrenzung einer extremistischen Religion. Derweil planen die Terroristen den nächsten Anschlag!

					
				

			


			Und solange Ihr nicht aufwacht, wird sich dieses Perpetuum mobile des Terrors weiter bewegen!

			27. august 2017

			An die Toleranz!

			Du bis zur Peinigung und Selbstaufgabe mit hoch erhobenem Zeigefinger oftmals gepredigtes Wort, Du viel zu oft falsch verstandene Haltung. Die Freiheit des einzelnen Menschen eigentlich schützend, bist Du zum Werkzeug kollektiver Gehirnwäsche mutiert. Wer nicht toleriert, irrt! Dank selbsternannter Moralapostel, die Dich in ihrem totalitären Denken benutzen, werden aufgeklärte und kritische Bürger zu geistigen Scheintoten des Todestriebs europäischer Meinungsfreiheit.

			Aus Toleranz schaffen wir ein Klima der Unfreiheit, aus Toleranz wird Unterwürfigkeit, aus Toleranz wird eine Diktatur linker Zensoren. In unserer grenzenlosen Toleranz betreiben wir kollektiv geistige Versklavung und schaffen uns schlussendlich ab. Denn aus dieser falschen Toleranz heraus verleugnen wir unsere Kultur, unsere Herkunft, unsere Sprache, unsere Werte und unsere Gesetze. Unsere Freiheit des Denkens und Redens, unsere Rechtschaffenheit opfern wir am Trümmerfeld einer aus falscher Toleranz betriebenen Migrationspolitik. Politiker, Meinungsmacher und sonstige intellektuelle Ruinen halten Dich in Geiselhaft und benutzen Dich zur Tyrannei der Machterhaltung. In unserem grenzenlosen Toleranzwahn werden wir selbst gezwungen, das Untolerierbare zu tolerieren. Wir erdulden und ertragen Unterwanderung, die Gesetzlosigkeit, den Diebstahl, Betrug, Vergewaltigung, Mord und Terror. Wer sich gegen diese Entwicklung auflehnt, wird als Intolerant diffamiert.

			Aus Toleranz, aus dem Dulden und Ertragen, aus dem Akzeptieren wurde ein einzigartiges Leiden. Und damit sollten wir uns nicht abfinden!

			8. september 2017

			Das deutsch-europäische Drama in sieben Akten.

			
					
					 Merkel begeht den entscheidenden Fehler und öffnet die Büchse der Pandora für die größte Völkerwanderung der jüngsten Geschichte im Alleingang. Mit den Worten „Wir schaffen das“ spricht sie die Einladung für sogenannte Flüchtlinge aus dem Nahen Osten und Nordafrika aus.

				

					
					 Merkel muss erkennen, dass ihr Land Deutschland, angesichts dieses Massenansturms, zur Unterbringung weder ökonomisch noch sicherheitspolitisch oder gar gesellschaftlich in der Lage ist.

				

					
					 Obwohl Merkel unter Punkt 1 auf alle anderen Länder mehr als gepfiffen hat, diktiert sie jetzt folgerichtig der EU, diese sogenannten Flüchtlinge auf alle anderen EU-Länder aufzuteilen.

				

					
					 Merkel stürzte ihr eigenes Land ins Unglück und pocht nun auf die Solidarität der anderen Länder. Eine Solidarität, die sie aber in ihren einsamen Entscheidungen nicht kannte.

				

					
					 Merkel pocht auf EU-Recht und hebelt gleichzeitig das Einstimmigkeitsprinzip mit der Umgehung der Spitzengremien aus.

					
				

					
					 Andere Länder wehren sich zurecht und wollen nicht Leidtragende des Merkel'schen Florianiprinzips sein.

				

					
					 Merkel ist enttäuscht und warnt vor dem Untergang der EU.

				

			

			Wenn die Geschichte eines gelehrt hat, dann, dass Deutschland von Zeit zu Zeit ein immer wieder mühsam erbautes Europa sehenden Auges zerstört. Mutti Merkel, die bereits zur bösen Stiefmutter mutierte politische Schutzpatronin aller Schleuser und Schlepper, scheint diese Tradition nun leider fortzuführen.

			10. september 2017

			Wir leben in einer perversen Zeit!

			Wir haben die Zäune an den Grenzen um viel Steuergeld abgebaut, um jede Großveranstaltung in unseren Städten werden Zäune zum Schutz unserer Bürger errichtet.

			Wir ziehen die Polizisten von den Grenzen ab, stellen aber in den Großstädten an jedes Hauseck einen schwerbewaffneten Personenschützer.

			Wir räumen um Millionen Euro Steuergeld Schlagbäume und Grenzstationen weg und bauen in den Fußgängerzonen millionenteure Betonpoller.

			Wir kontrollieren an den Grenzen nicht mehr die Personaldaten von Einreisenden und finden dann deren Pässe in den Führerhäusern von LKWs.

			Wir schaffen die Auslandsgeheimdienste zur Terrorabwehr ab und kontrollieren sämtliche Personendaten unserer eigenen Bürger uneingeschränkt.

			Wir kämpfen seit mehr als 70 Jahren gegen den Antisemitismus und importieren uns täglich Tausende gelernte Antisemiten nach Europa.

			Wir beklagen uns in Sonntagsreden über den Niedergang unserer Werte und wählen jene Politiker, die selbigen in Lichtgeschwindigkeit vollziehen.

			Wir lassen Hinz und Kunz unkontrolliert ins Land und wundern uns, dass uns unser Land bald um die Ohren fliegt!

			Wir wiegen uns in Sicherheit und feiern die größte persönliche Freiheit seit Menschengedenken und sind eigentlich so unfrei wie noch nie.

			Denn wir sind Geiseln dieser Entwicklung voller Widersprüche. Die Schöpfer dieser neuen Zeitrechnung menschlicher Zivilisation gehören schlichtweg entmündigt!

			13. september 2017

			Was diskutieren wir eigentlich noch über die Entfernung von Kreuzen aus Kindergärten und Schulen, aus unseren öffentlichen Bereichen, wenn uns die traurige Realität im wahrsten Sinne des Wortes bereits überrollt – nein unterwandert – hat. Nun ist es also amtlich: In Österreichs Bundeshauptstadt Wien gibt es erstmals mehr Schüler muslimischen Glaubens als Kinder christlicher Konfession. Linke politische FunktionärInnen der GrünInnen und der Liste Pilz fordern daher zeitgleich und in voreilendem Gehorsam die sofortige Aufgabe des christlichen Religionsunterrichtes und die Einführung eines politisch korrekten Ethikunterrichts.

			Damit sind wir jetzt soweit: Das ist also nun die endgültige Selbstaufgabe unserer Werte, unserer Kultur, unseres elementaren Selbstverständnisses und unserer unverbrüchlich christlich orientierten Geschichte, das ist die endgültige Kapitulation vor dem Relativismus, das läuft alles nach dem Motto: Wir schaffen uns ab! Das ist die Erbsünde der Toleranz gegenüber Intoleranten.

			Aber keine Angst, das ist ja nur erst die Symptomatik einer völlig widersinnigen, jahrzehntelang eklatant falschen Zuwanderungspolitik von Blindgängern und Versagern. Denn dahinter steckt das Ergebnis, dass innerhalb einer Generation dasselbe Aufteilungsergebnis wie in den Schulen dann auch in der Gesamtbevölkerung durch Kinder und Kindeskinder spürbar ist. Und wie es in Ländern aussieht, die von extremistisch orientierten Religionen befallen sind, sieht man recht deutlich in Nordafrika und im Nahen Osten: Diktatur, Gewalt, Terror, Arbeitslosigkeit, Armut.

			Und was hört man von der Politik? Richtig: Außer einiger Demutsgesten vor dieser Entwicklung nichts. Denn Politiker äußern sich bekanntlich erst dann konkret, wenn der Missstand nicht mehr behebbar ist. Dabei ist eines klar: Diese zügellose Zuwanderungspolitik fußt weder auf dem Boden unseres freiheitlichen Gesellschaftssystems, noch auf unserem historisch begründeten Rechts- und Staatssystem. Und wir laufen ernsthaft Gefahr, jegliche Identität vorsätzlich aufzugeben, fahrlässig zu verlieren. Und daher ende ich heute mit einem sehr alten und oftmals kopierten Zitat von Jörg Haider: „Bevor das Volk ausgetauscht wird, sollte man die Politiker austauschen.“

			3. dezember 2017

			Wie wollen wir denn von anderen Respekt einfordern, wenn wir selbst unsere Werte nicht mehr respektieren?

			Wie wollen wir denn von anderen geachtet werden, wenn wir unsere Kultur bis zur Unkenntlichkeit verleugnen, unsere Traditionen in vorauseilendem Gehorsam aus unserem Leben tilgen?

			Wie wollen wir denn unser Recht verteidigen, wenn wir die Prinzipien unseres Rechtsstaates selbst für einen falschen Toleranzbegriff über Bord werfen?

			Wie wollen wir denn unsere Freiheit schützen, wenn wir unsere Freiheit am Altar des Zeitgeistes und der Political Correctness opfern, in Unfreiheit kapitulieren?

			Wie wollen wir von anderen Wertschätzung einfordern, wenn wir doch selbst jeden Stolz über unsere eigene Herkunft vermissen lassen?

			Wie wollen wir denn von anderen eine Leistung einfordern, wenn wir längst zu einem Volk der Leistungsschwachen degeneriert sind?

			Wie wollen wir denn unsere geistigen Errungenschaften sichern, wenn wir selbst zu einem Konglomerat der geistig Orientierungslosen verkommen?

			Ein Land, das seine Prinzipien nicht mehr lebt, um dessen Prinzipien scheren sich auch die anderen einen Dreck. Ein Land, das sich selbst nicht respektiert, wird nicht respektiert. Eine Bevölkerung, die ihre Werte, ihre Kultur, ihre Traditionen wehrlos verleugnet, ist am Ende! Denn nur tote Fische schwimmen mit dem Strom!

		

		
			2018

			jänner 2018

			Die Schande Europas manifestiert sich 72 Jahre nach dem Untergang des NS-Regimes auf den Plätzen unserer Städte. Das Undenkbare wird sichtbar: Israel-Fahnen werden verbrannt, antisemitische Parolen gegrölt, dem Judentum die Vernichtung angedroht und prophezeit. 72 Jahre nach dem Untergang Europas wächst der Antisemitismus wie Unkraut in der Mitte unserer Gesellschaft. Angela Merkel und Ihre Helfershelfer in den europäischen Staaten haben uns den islamistischen Antisemitismus ins Land geholt, bejubelt von linken GutmenschInnen. Auf diesem geschichtsträchtigen Boden bereiten sie den Keim für das Böse, drohen unseren jüdischen Mitbürgern und meinen dabei uns alle. Dies ist der Kampf des blutigen Mittelalters gegen unsere Zivilisation des 21. Jahrhunderts, dies ist der Kampf der Intoleranten gegen unsere Toleranz, gegen die Errungenschaften unserer Aufklärung, gegen unsere freiheitliche Rechts- und Grundordnung.

			Aber dies ist ja offenbar der Sinn und Zweck der Übung. US-Präsident Trump erkennt Jerusalem als Hauptstadt Israels an. Nicht nur ein vernünftiger Schritt, sondern die logische Schlussfolgerung der Geschichte des Judentums, dokumentiert über die Jahrtausende. Und was macht Europa: Europa hält seinen Mördern im Nahen Osten die Stange. Getrieben vom politischen Stockholm-Syndrom unterstützen wir jene, die Blut, Tod und Terror über unseren Kontinent bringen, anstatt jene zu stärken, die diesem religiösen Extremismus tapfer die Stirn bieten.

			Wenn im Wochentakt von Eliten in ihren leeren Sonntagspredigten betont wird, dass Antisemitismus in unserer Gesellschaft keinen Platz hätte, antworte ich: Antisemiten haben bei uns keinen Platz. Daher ab in den nächsten Zug, in den nächsten Bus, in den nächsten Flieger und mit One-Way-Ticket in die gelobten Länder der Scharia! Dort gehören die Verbrecher an unserer Gesellschaft hin! Denn auch Sir Karl Popper hat uns vor dieser Entwicklung mit folgenden Worten gewarnt:

			„Uneingeschränkte Toleranz führt mit Notwendigkeit zum Verschwinden der Toleranz. Denn wenn wir die uneingeschränkte Toleranz sogar auf die Intoleranten ausdehnen, wenn wir nicht bereit sind, eine tolerante Gesellschaftsordnung gegen die Angriffe der Intoleranz zu verteidigen, dann werden die Toleranten vernichtet werden und die Toleranz mit ihnen.“

			11. februar 2018

			Frau Merkel,

			wie lange noch? Wie lange noch wollen Sie Deutschland, Ihre Partei, die Menschen Ihres Landes in Geiselhaft halten? Wie lange wollen Sie noch an Ihrem Amt, an Ihrem wohldotierten Sessel, an der liebgewonnenen Macht kleben? Wie lange noch, wollen Sie Europa ins Unglück stürzen?

			Ihr unbändiger Wunsch, sich bereits zu Lebzeiten den Heiligenschein der Gutmenschen zu sichern, hat in Europa zu einer Spaltung der Gesellschaft, zum Verlust unserer Identität, zum Raub der Geborgenheit unserer Heimat geführt.

			Sie wollten für Verlässlichkeit stehen und sorgten mit Ihren Handlungen für Unsicherheit, Tod und Terror in Ihrem eigenen Land und am gesamten Kontinent.

			Ihr Vorgänger Helmut Kohl baute die Zäune ab, riss die Mauern nieder. Dank Ihrer Politik, unter dem Motto „Wir schaffen das“ subsumiert, sind wir heute gezwungen, wieder Mauern und Grenzen zu errichten.

			Sie wollten an einem Europa der Freiheit bauen, doch bauten Sie mit Ihrer DDR-Erfahrung ein Vehikel der Bevormundung und Meinungsdiktatur, in der das Individuum nicht profitiert, aber politische Eliten, die Banken und Konzerne das Sagen haben.

			Sie wollten die Leitfigur einer christlichen Union in Deutschland sein und sind an Ihrer Beliebigkeit und gelebten Rückgratlosigkeit gescheitert. Im Umgang mit Ihren Weggefährten zeigten Sie Ihre wahre Natur. Um an der Macht zu bleiben, sind Sie mit dem gefrierenden Charme einer SED-Funktionärin über politische Leichen gegangen, haben die CDU verkauft und die SPD ruiniert.

			Frau Merkel, hören Sie nicht die Signale? Ihre Zeit ist gekommen. Treten Sie mit dem Restbestand an Selbstachtung ab. Oder auch im Volksmund übersetzt: Mutti Merkel, drah Di, putz Di, schleich Di!

			14. märz 2018

			Die Justiz, unendliche Weiten. Wir schreiben das Jahr 2018. Dies sind die Abenteuer entrechteter Bürger, die von der einst tragenden Säule des Landes um ihr Recht, um Gerechtigkeit gebracht wurden und werden. Abgehoben und von den Menschen entfernt verschlechtert die Justiz als unantastbarer heiliger Staat im Staat das Leben unserer Mitmenschen, in einer Form, wie wir sie noch nie zuvor gesehen haben.

			Einige Beispiele gefällig? Gerne: Terrorverdächtigte werden ganz selbstverständlich entlassen, wenn die gutbezahlten Anwälte nur die richtigen Tasten drücken. Wo geschehen: im steirischen Graz. Islamistische Gefährder predigen – von der Justiz übrigens unterstützt – ihren Hass und dürfen samt Gerichtsbeschluss weiterhin ihren Arbeitskollegen drohen. Wo geschehen: im deutschen Wolfsburg. Mehrfach verurteilte Messerstecher gehen frei und damit mittlerweile täglich und völlig ungehindert ihrer Lieblingsbeschäftigung nach. Vergewaltiger und Kinderschänder werden aus offenkundiger Dankbarkeit seitens des Staates mit milden Strafen belohnt und dürfen Fußfesseln als Art „Orden der Republik“ tragen, Frauenschläger können sich auf religiöse Gründe berufen, Richter fungieren als Testamentsfälscher, Drogendealer werden überhaupt freigesprochen. Andererseits werden glatte Freisprüche in Prozessen solange durch politisierende Staatsanwälte bekämpft, bis man mit Hilfe willfähriger Richter unliebsame kritische Geister hinter Schloss und Riegel gebracht hat. Wann geschehen: im österreichischen Fall Westenthaler.

			Der Justizapparat, infiltriert durch politische Parteien und sonstige Logenbrüder, vertreten durch die lebenslang pragmatisierten hohen Damen und Herren im Talar, sprechen ja teilweise schon längst nicht mehr Recht. Dieses System dient nur mehr dazu, Rechtsanwälten eine Gage zu sichern. Die Justitia, einst Göttin der Gerechtigkeit, ist nicht nur blind, sondern neuerdings auch stocktaub, aber dafür hält sie die Hand auf.

			Zusammenfassend kann man nur resignierend feststellen: Man fühlt sich so richtig sicher, so richtig wohl. Das Vertrauen in die Säulen des Staates – also in das von Parteien bestimmte Parlament, in die von Parteien bestimmte Regierung und die mittlerweile ebenso von Parteien verseuchte Justiz – ist ungebrochen.

			märz 2018

			Ach, der arme Messerstecher. Der Kinderschänder konnte doch gar nicht anders. Fremde Kräfte und innere Stimmen haben ihn zur Tat regelrecht gezwungen, er war nicht zurechnungsfähig. Hier unter uns wurde er psychisch krank. Das Leben in Wien, in Berlin oder sonstwo tat ihm nicht gut. Die soziale Ausgrenzung der Gesellschaft war für ihn unerträglich, er befand sich in einer Notlage. Einst psychisch Gesunde verwandeln sich – wenn man der NGO-Industrie Glauben schenkt – in unseren Breiten, wo Milch und Honig fließen, zu monströsen Psychopathen.

			So oder so ähnlich vollzieht sich regelmäßig die Täter-Opfer-Umkehr unseres Rechtssystems. Legionen von Sachverständigen, Gutachtern und Rechtsanwälten bemühen sich im Rahmen des justiziellen Susi-Sorglos-Pakets um die Täter, auf Kosten der Steuerzahler selbstverständlich und pardoniert von realitätsfremden Richtern und Staatsanwälten. Man könnte angesichts dieser desaströsen Entwicklung ja fast meinen, dass wir langsam zu einem Volk der Deppen mutieren. Für jeden noch so schrecklichen Akt der Kriminalität wird von einer eigenen Gutachterindustrie eine maßgeschneiderte psychische Erkrankung kreiert. Abgesehen davon, dass dieser regelmäßig wiederkehrende Befund die sprichwörtliche Faust ins Gesicht für jene Mitmenschen darstellt, die tatsächlich unter psychischen Erkrankungen leiden müssen, habe ich in letzter Zeit selten gehört, dass der Staat ein All-Inclusive-Paket für die Opfer dieser importierten Kriminalität organisieren würde. Die Opfer und meistens deren Familien werden in ihrem Leid, in ihrer Trauer, in ihrem Schock im Stich gelassen.

			Die einzigen Deppen sind übrigens wir, die diesen Wahnsinn des Rechtssystems regelmäßig finanzieren dürfen und in einer Mischung aus Wut, Resignation und Ohnmacht über die Dummheit heimischer Autoritäten staunen.

			8. april 2018

			Es soll sie ja tatsächlich geben! MenschInnen, im Volksmund auch unter dem Titel „Linke“ subsumiert, die unter dem vorgeblichen – und ich betone vorgeblichen – Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte wirklich behaupten, das Kopftuch wäre ein Zeichen der persönlichen Freiheit der Frau. Abgesehen davon, dass sich Linke selten bis nie im Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte befinden, da sich Geist und Sozialismus gegenseitig von je her ausschließen, wäre das Kopftuch ja nur dann ein Zeichen der Freiheit der Frau,

			
					
					 wenn selbstverständlich auch das Führerscheinverbot für dieselbigen ein epochaler Fortschritt der Gleichbehandlung in der Straßenverkehrsordnung wäre,

				

					
					 wenn auch die religiös verordnete Vergewaltigung von minderjährigen Mädchen in Zukunft unter Frauenschutz im Strafrecht firmiert,

				

					
					 wenn die rituellen Freitagssteinigungen von sogenannten Ehebrecherinnen in Zukunft Eingang in unser Scheidungsrecht finden,

				

					
					 wenn Ehrenmorde als übliches Mittel im Familienrecht ihren Niederschlag finden.

				

			

			Denn wer A sagt, muss auch B sagen. Wer von den FrauenrechtlerInnen, GutmenschInnen, GrünInnen, SozialistInnen und LinkInnen die zwanghafte Verhüllung, die sexualisierte Benachteiligung von Frauen, die religiös motivierte Stigmatisierung minderjähriger Mädchen tatsächlich als Bestandteil persönlicher Freiheit verteidigt, der muss auch alle übrigen Rechtsvorschriften der Scharia als braver Erfüllungsgehilfe eines inhumanen Glaubenssystems einfordern. Aber bitte nicht hier in Europa, sondern dort, wo sich das Mittelalter noch von seiner besten – also blutigsten – Seite zeigt. Ach ich vergaß, dort demonstrieren ja bereits aufgeklärte Frauen gegen die Burka.

			13. april 2018

			Ihr wollt Burka tragen? Gerne! In der Türkei könnt Ihr es, dort gehört es zur unterdrückenden Kultur des Herrn Erdoğan.

			Ihr wollt Ehrenmorde im Rechtssystem verankern? Sofort geschehen! In Pakistan gehört es zum guten Ton, da geht man dafür sogar straffrei aus.

			Ihr wollt kleine Mädchen beschneiden, ihre Genitalien verstümmeln? Klar doch! Im Jemen oder dem Irak ist das traditionelles Prinzip, das wird dort sogar gefeiert.

			Ihr wollt Lämmer auf freiem Feld unter grausamen Bedingungen ausbluten lassen? Kein Problem! Bei den anatolischen Ziegentandlern bekommt Ihr die Tiere und könnt Eurem blutigen Instinkt freien Lauf lassen.

			Ihr wollt die demokratischen Gesetze durch die Scharia ersetzen? Sofort gelöst! Es gibt zig Länder weltweit, die jegliche Demokratie unterdrücken und die Scharia als obersten Rechtsbestand ihrer Diktatur verankert haben.

			Liebe Freunde! Das ist alles möglich! Es ist nur leider hier in Europa verboten, weil bei uns alles Recht vom Volk und nicht vom Koran ausgeht!

			Engen Euch unsere Gesetze nicht ein? Ist denn die Demokratie und die Meinungsfreiheit für Euch nicht unerträglich? Lebt es sich denn nicht besser in Ländern, wo alles Recht vom obersten Glaubensführer ausgeht?

			Zum besseren Verständnis: Der Islam gehört nicht zu uns. Europa und seine Länder haben sich säkulare Staatensysteme mühsam erkämpft. Eine Religion, die sich von ihrer Natur her über die Gesetzgebung stellt, kann daher gar kein Bestandteil einer demokratischen, republikanischen Staatsordnung sein, deren Recht im freien Denken seiner Menschen verankert ist. Radikale Anhänger dieser Religion, die sich klar und deutlich gegen die demokratischen Gesetze stellen, können kein Bestandteil unserer Länder sein. Die radikale Ausprägung des Islam findet ihre geographischen Ursprünge sowie ihre gewaltsame, blutige missionarische Verbreitung im Nahen Osten. Auch wenn manche Teile unserer Städte dank einer völlig verrückten Zuwanderungspolitik mittlerweile den Anschein von Islamabad erwecken, leben wir dennoch rein geografisch in einem zivilisierten, aufgeklärten, säkularen und demokratischen Europa und nicht in einem Kalifat des Nahen Ostens. Unser Kontinent hat, historisch gesehen, unverrückbare christlich-jüdische Wurzeln. Daraus leiten sich unsere Werte, daraus leiten sich unsere Kultur und unser gesamtes Zusammenleben ab. Auch wenn es das Osmanische Reich mehrmals versuchte, Europa unter das Joch des Halbmonds zu bringen, es blieb erfolglos.

			Und das wird auch in Zukunft so bleiben. Denn es sind all jene herzlich eingeladen, unsere Demokratien und unsere auf den Menschenrechten basierenden Länder sofort zu verlassen und dort hinzugehen, wo sie ihre Vorstellung von Zukunft besser verwirklichen, ja austoben können. Jene, die sich zu unseren Werten bekennen, unseren gesellschaftlichen Grundkonsens mit Leben erfüllen, sind hingegen willkommene Mitglieder unserer Gesellschaft und unserer Länder. Das wäre für alle Seiten besser und dann könnten wir diese lähmende Diskussion endlich beenden.

			26. april 2018

			Erinnern wir uns an die Märchen und Sagen rund um die so notwendige Zuwanderung, an die Erzählungen der rot-grünen Märchenonkel – gleichberechtigt Märchentanten – der letzten Jahrzehnte?

			Es waren einmal indische IT-Experten, die unsere Wirtschaft so dringend unterstützen sollten, und am Ende der Geschichte waren es minderbegabte anatolische Ziegentandler, die wir nun unterstützen müssen.

			Es waren einmal perfekt ausgebildete Facharbeitskräfte, die unseren Wohlstand vermehren sollten, am Ende der Geschichte waren es bildungsfremde und schnorrende Dauerarbeitslose, die den Wohlstand bestenfalls mindern.

			Es waren einmal leistungsbereite Akademiker, die unsere Grenzen überrannt haben, am Ende der Geschichte waren es arbeitsscheue Hartz-IV- und Mindestsicherungsempfänger.

			Es waren einmal sprachgewandte Universitätsprofessoren, die unser Bildungssystem stützen sollten, und am Ende der Geschichte waren es barfüßige Analphabeten, für die wir Sprachkurse zahlen müssen.

			Es waren einmal integrationswillige Kulturbereicherer, die unseren vermeintlich schmalen Horizont erweitern sollten, am Ende der Geschichte leben sie in Parallelgesellschaften und sind als Messerstecher äußerst verhaltensauffällig.

			Es war einmal das Märchen von Tausendundeiner Nacht, von Edelsteinen, Prinzessinnen und Prinzen, am Ende der Geschichte sind es in Wahrheit heute Terroristen und Extremisten, sind es Krieg und Leid, sind es Unterdrückung und Diktatur.

			Es waren einmal rot-grüne Sandmännchen, die der staunenden Bevölkerung vom schönen Traum der unkontrollierten Zuwanderung erzählten, am Ende der Geschichte dieser Blindgänger sind wir schweißgebadet von Alpträumen erwacht. Es war einmal das Drama vom Biedermann und Brandstifter und jene, die jahrelang das Hochamt von der Multikultigesellschaft predigten, rufen heute als erste nach der Feuerwehr.

			Selbst die Gebrüder Grimm würden angesichts dieser aufgetischten Märchen, dieser billigen Schmähs vor Neid erblassen. Und wenn wir noch nicht gestorben sind, glauben wir die Lügen auch heute noch.

			24. mai 2018

			Der Alltag an unseren Schulen: Wo einst den Kindern die Flügel gehoben wurden, werden ihnen heute die Hände gebrochen. Wo einst unsere Kinder Geborgenheit erfuhren, sind sie heute Angst, Hass und Gewalt ausgesetzt. Wo einst Deutsch auf dem Stundenplan stand, stehen heute Köperverletzung und Mobbing an erster Stelle. Wo einst die Erziehung der Mittelpunkt unseres Bildungssystems war, ist es heute die blanke Anarchie. Lehrer stehen diesem dramatischen Treiben hilf- und fassungslos gegenüber, Eltern suchen mit ihren Kindern das Weite und, wenn sie es sich leisten können, die Privatschulen auf.

			Und derweil diskutieren Politiker, Gewerkschafter und sogenannte Bildungsexperten – in Wahrheit Bildungspleitiers – hinter den dicken Mauern ihrer Büros und abseits der Realität pathetisch und wortschwanger über PISA-Tests, über die internationalen Vergleichswerte der schulischen Leistungen, streiten leidenschaftlich und ideologisch verseucht über neue Schulmodelle. Und daher meine Frage an Euch Faschingspopperln der Bildungspolitik, angesichts dieses von Euch angerichteten Scherbenhaufens: An welchem Hauseck rennt Ihr denn täglich an?

			Unsere Schulen in den Ballungszentren wurden zum Schauplatz ethnischer und religiöser Konflikte. Sie sind keine Bildungsanstalten, sondern das Zeugnis einer zum Untergang bestimmten Integrationspolitik. Unsere Schulen sind der Seismograph für das künftige Erdbeben innerhalb unserer Gesellschaft, wenn in unzähligen Klassen mehr als 90 Prozent der Schüler Deutsch nicht mehr als Muttersprache sprechen. Alle diesbezüglichen Diskussionen dienen im besten Falle nur der Symptombekämpfung, im schlimmsten Fall sind sie geprägt von Ignoranz und vollkommener Geist- und Ratlosigkeit der sogenannten GutmenschInnen. Die Kinder einer verlorenen Generation werden als Problem gesehen und man versucht an ihnen, was schon bei ihren Eltern nicht funktioniert hat. Der linke Multikultikurs hat Parallelgesellschaften nicht verhindert, er hat sie befördert, und zu versuchen, sich diesen Kurs mit der Herabstufung der Standards schönzureden, ist, gelinde gesagt, fahrlässig.

			8. juni 2018

			Frau Merkel,

			ein 14-jähriges Mädchen wird brutal vergewaltigt, bestialisch ermordet. Wieder wird ein junges Leben ausgelöscht, seiner hoffnungsvollen Zukunft beraubt. Für Eltern, Verwandte und Freunde brechen Jahre der Verzweiflung und der unendlichen Trauer an. Es ist mittlerweile mühselig geworden, zu erklären, wer diese Täter sind, woher sie aufgrund welcher „Einladung“ kamen und mit welchen Mitteln sie sich vor der Gerechtigkeit der Justiz entziehen. Ich frage Sie heute nur, wie schaffen Sie es?

			Wie schaffen Sie es, den Eltern von Susanna jemals gegenüberzutreten und ihnen zu erklären, dass ihr geliebtes Kind ein unschuldiges Opfer des falsch verstandenen Toleranzbegriffs der politischen Eliten unter Ihrer Führung – Frau Merkel – wurde?

			Wie schaffen Sie es, sich täglich in den Spiegel zu blicken und dabei an die 19-jährige Maria aus Freiburg zu denken, die aus dem Leben gerissen wurde, weil Sie, Frau Merkel, die staatlich geduldete Anarchie, das Chaos zum politischen Prinzip erhoben haben?

			Frau Merkel, wie schaffen Sie es, Ihre Hände still im Schoß liegend, zuzusehen, während Deutschlands Justiz, zum Narren gehalten, nicht in der Lage ist, den Mord an Mia aus Kandel einer gerechten Strafe zuzuführen?

			Wie schaffen Sie es, mit Ihrem Gewissen zu vereinbaren, dass Sie Ihren Amtseid als Kanzlerin „Ihr Volk vor Schaden zu bewahren, so wahr Ihnen Gott helfe“ täglich brechen, ja sogar so weit gehen, Ihre Politik zum Schaden Ihrer Mitbürger wissentlich, mit Vorsatz auszurichten?

			Politiker sollten danach trachten, Ihre Handlungen so zu setzen, dass das Wohl der Bevölkerung garantiert ist. Sie, Frau Merkel, haben Deutschland, haben Europa nun ein Stück weit schlechter gemacht! Daher nochmals meine Frage: Wie schaffen Sie es, angesichts der Gewalt in der Gesellschaft, der ethnischen und religiösen Konflikte, der sozialen Auseinandersetzungen, der Ohnmacht Ihrer Mitbürger, der Trauer über die Opfer Ihrer Politik, der Wut der Angehörigen, dem Unverständnis einer Mehrheit nur eine Sekunde ruhig zu schlafen?

			15. juni 2018

			Frau Merkel,

			und ich frage Sie wieder, immer wieder und unablässig: Wie lange noch wollen Sie an Ihrem Amt wie ein Saugnapf kleben, Europa gewissenlos an den Abgrund führen, Ihr Land spalten, Ihre Partei ruinieren? Wie lange noch wollen Sie sich in Ihrem Kanzleramt verbunkern, einsam und verbissen um die Restbestände Ihrer Macht kämpfen? Wie lange noch wollen Sie die Menschen Ihres Landes den von Ihrer Politik des Zauderns verursachten Gefahren wie Schafe den Wölfen ausliefern? Wie lange noch wird die Raute des Grauens für Unfrieden, für den Verlust der Sicherheit, für die Unterwanderung unserer Länder, für die Spaltung und das Ende einer offenen Gesellschaft, für den Raub europäischer Identität stehen? Wie lange noch wollen Sie das Vertrauen Ihrer Mitbürger, die Loyalität Ihrer Mitstreiter und sämtliche Wahlen verlieren, bis Sie erkennen, dass Ihre Politik nur mehr in Streit und Stillstand mündet? Wie lange wollen Sie sich noch für das unsagbare Schicksal der Opfer und Verletzten von Berlin, von München, Hamburg, Würzburg, Essen, Hannover, von Ansbach, für das unsagbare Leid der Verwandten von Susanna, Maria, Mia und den täglich mehr werdenden Opfern Ihrer Politik verantworten? Wie lange noch soll Ihre Politik in Deutschland und in Europa für Unsicherheit, unsagbares Leid, Tod und Terror stehen? Wie lange noch wollen Sie die Reputation eines Amtes, ja die Reputation eines Staates gnadenlos opfern, um Tage und Monate auf verlorenem Posten herauszuschinden? Wie weit geht denn Ihre Selbstverleugnung und Realitätsverweigerung, wenn Sie die Signale Ihrer Landsleute nicht mehr erkennen? Wie lange wollen Sie Ihr Land auf dem Altar Ihrer Sturheit opfern?

			22. juni 2018

			Es reicht, Frau Merkel! Tausende Opfer in ganz Europa klagen Ihre verantwortungslose, Ihre vorsätzlich zerstörerische „Wir schaffen das“-Politik an! Tausende Familien, die dank Ihrer „Politik der Einzelfälle“ die Angehörigen bestenfalls im Krankenhaus, im schlechtesten Fall im Leichenschauhaus besuchen mussten, klagen Sie an! Millionen von weltoffenen, toleranten Deutschen, die ihre Heimat nicht wiedererkennen, denen Sie, Frau Merkel, die Heimat geraubt haben, klagen Sie an. Zigmillionen von glühenden und liberalen Europäern, die dank Ihres Wahnsinns nun mit geschlossenen Grenzen auf einem vereinten Kontinent konfrontiert sind, klagen Sie an! 66 Millionen Franzosen, deren Land dank Ihrer Politik zum Hauptzielgebiet des IS-Terrors wurde, klagen Sie an. 60 Millionen Italiener, deren Land durch Ihre Einladung überrannt wurde, klagen Sie an. 741 Millionen Europäer, deren Kontinent Sie gespalten haben, klagen Sie an. Ihre Wähler haben Ihnen bereits die Gefolgschaft versagt, ihr Land ist tief gespalten, Ihre Wegbegleiter wenden sich reihenweise ab. Sie sind mittlerweile selbst im Kreise der europäischen Staats- und Regierungschefs isoliert. Das Einzige, was Ihnen nun bleibt, ist Sauer! Ich weiß nicht, ob es an der Genetik Ihres Amtes liegt oder doch vielleicht am Ort Ihres Amtssitzes, dass Sie sich wie einst Erich Honecker einbunkern. Aber es ist Zeit, Frau Merkel: Game over. Time to say goodbye. Arrivederci! Au revoir! Auf Wiedersehen!

			28. juni 2018

			Deutschland scheidet bei der Fußball WM 2018 aus. Und da drängt sich natürlich ein Vergleich auf: Was haben die deutsche Nationalmannschaft und Angela Merkel gemeinsam?

			
					
					 Sie scheitern an ihrer Integrationspolitik.

				

					
					 Sie scheitern an Hochmut, gepaart mit grenzenloser Unprofessionalität.

				

					
					 Sie scheitern an Verunsicherung und Chaos.

				

					
					 Sie scheitern an der grenzenlosen Realitätsverweigerung, an der Bunkerstimmung des Misserfolgs.

				

					
					 Sie scheitern an ihrer Verbannungspolitik, alles, was auf Heimat oder eine Nation hinweist, tilgen zu wollen.

				

					
					 Sie scheitern, weil sie sich zu lange auf ihren einstigen Erfolgen ausgeruht haben und jegliche Erneuerung mit letztem Machterhalt verhindern.

				

					
					 Sie scheitern an Erdoğan, Gündogan und Özil. Den letztgenannten Prachtexemplaren gelungener Integrationspolitik ist angesichts dieser Leistung nur zu gratulieren.

				

			

			Und vielleicht könnte es daher Angela Merkel der einst stolzen Fußballmannschaft dieser Tage gleichtun und einfach ausscheiden. Denn nicht nur die deutsche Fußballnationalmannschaft braucht einen Neustart, sondern auch eine Nation, die zu den einstigen Wirtschaftsmächten Europas gehörte und in den letzten Jahren mit der „Wir schaffen das“-Politik nur Angst und Schrecken über Europa verbreitet.

			16. august 2018

			Frau Merkel!

			Wie wollen Sie jemals ernsthaft mit einem anderen Staat ein Rückführungsabkommen schließen, wenn Sie, Ihre Regierung und Ihre Justiz nicht einmal mehr imstande sind, einen Vertrauten Osama Bin Ladens ordnungsgemäß abzuschieben?

			Wie wollen Sie mit anderen Staaten Europas nur im Ansatz noch eine einheitliche Strategie entwickeln, wenn Sie und Ihre Regierung nicht einmal mehr in der Lage sind, fünf strafrechtlich verurteilte Piraten rechtskonform außer Landes zu bringen?

			Ja, was glauben Sie denn, wer Sie und Ihre politische Laienspielertruppe, Ihre Handlanger des Versagens beim Rat der europäischen Staats- und Regierungschefs überhaupt noch ernst nimmt, wenn Sie bestenfalls hinter Ihrem Schreibtisch noch mit letzter Kraft fabulieren können: „Ich habe fertig!“?

			Ein Rechtsstaat im Herzen Europas, der sich de facto selbst aufgibt, der seine demokratischen Spielregeln nicht mehr ernst nimmt, der die Überforderung des Sozialsystems nicht nur zulässt, sondern auch noch fördert, dem Gott und die halbe Welt auf der Nase herumtanzt, kann kein Partner für eine vernünftige Sicherheitspolitik sein. Deutschland ist mittlerweile ein Hochsicherheitsrisiko für den Kontinent, ein geopolitischer Fußabstreifer für den selbst angerichteten Wahnsinn geworden.

			Und ganz offensichtlich spekulieren Sie in Ihrer Ankündigungspolitik mit der Vergesslichkeit der Europäer. Waren es doch Sie, die mit „Wir schaffen das“ diese Katastrophe erst angerichtet hat. Ja, glauben Sie denn wirklich, wir sind alle so dumm und durchschauen Ihr Biedermann-und-Brandstifter-Spiel nicht?

			26. august 2018

			Es gehört zu den großen Tragödien Europas, mit unendlicher Blindheit geschlagen zu sein, die einfachsten Zusammenhänge nicht mehr zu erkennen, aus der wechselhaften Geschichte nichts gelernt zu haben, die in moralischer Selbstüberhöhung zur absoluten Dummheit erhobene Toleranz mit Humanismus zu verwechseln. Den zivilisatorischen Untergang und damit den Verlust von Recht und Gerechtigkeit frenetisch zu beklatschen, die erkämpften Grundwerte des Kontinents, wie Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Friede, Demokratie oder die Aufklärung, gegen geheuchelte und falsch angewandte Nächstenliebe einzutauschen.

			Ein Europa, das für die Sicherheit des Einzelnen nicht mehr aufkommen kann, sondern den Weg der geduldeten Anarchie geht, raubt dem Individuum seine Freiheit und unantastbare Würde, untergräbt die Offenheit unserer Gesellschaft, damit den Frieden und somit das Fundament unseres Kontinents.

			Ein Europa, das seine Grenzen nicht kennt, seine Grenzen nicht sichert, nicht einmal mehr zwischen berechtigtem Asyl und Wirtschafts- sowie Sozialmigration unterscheiden kann, verliert jegliches Recht, jegliche Gerechtigkeit und jede Gesetzmäßigkeit.

			Ein Europa, das sein großes kulturelles Erbe opfert, die Wurzel seines Bestandes verrät, die Errungenschaften der Aufklärung negiert, wird seine geistige Tiefe verlieren, sein intellektuelles Kapital vernichten und kann daher nicht überleben.

			Ein Europa, dessen Grundrecht auf der unverbrüchlichen Meinungsfreiheit fußt, aber jene als Hetzer verfolgt, die sich eben nicht der Ersatzreligion Political Correctness fügen, sondern der Wahrheit verpflichtet sehen, wird untergehen.

			Ein Europa, das jene diffamiert und niederknüppelt, welche Recht und Ordnung und demokratische Gesetzmäßigkeit verteidigen, und gleichzeitig jener Minderheit den Vorrang einräumt, welche sich faschistoid über die Mehrheit erhebt, wird keine Zukunft haben.

			Denn wie sagte der große Augustinus so schön: „Fehlt dem Staat die Gerechtigkeit, das Recht, was ist er dann, als eine große Räuberbande?“

			august 2018

			Chemnitz, fast halb Europa spricht über Chemnitz. Über gewalttätige Ausschreitungen, über Demonstrationen, über Verletzte, über vermeintliche Selbstjustiz, über Rechtsextreme, über Linksextreme, über einen ideologisierten und eskalierenden Kampf zwischen Links und Rechts, ausgetragen auf der Straße.

			Aber mit Verlaub: Wer spricht noch über den 35-jährigen Familienvater Daniel, der sein Leben lassen musste? Wer spricht über einen grausamen „Einzelfall“, der ein Menschenleben – mir nichts, dir nichts – ausgelöscht hat? Wer hilft dieser Familie, der jungen Witwe, dem Kind, in der wohl schwersten Stunde ihres Lebens und wer wird dieser Familie in Zukunft helfen, wenn nach dem Schock und der unendlichen Trauer der Alltag kaum mehr bewältigbar ist? Wer seitens der offiziellen Repräsentanten hat der Familie des 35-jährigen jungen Familienvaters seine Anteilnahme ausgedrückt? Wer verantwortet sich für diese Gewalttat, deren Ursache auf einer ganz bestimmten Politik fußt und in dieser ostdeutschen Stadt auf der Tagesordnung steht?

			Die Verantwortungsträger bis an die Spitzen des Staates verurteilen die Demonstrationen, prangern zu Recht die Selbstjustiz an, aber wer verurteilt die Tat? Die Verantwortungsträger verurteilen den „rechten und linken Mob“, aber wer schützt die Bevölkerung vor weiteren Gewaltakten, vor einer voranschreitenden Eskalation der „Wir schaffen das“-Politik? Die Medien können sich vor Schlagzeilen nicht mehr retten, beschwören je nach parteipolitischer Schattierung die Spaltung der Gesellschaft und treiben diesen tiefen Riss noch voran.

			In Chemnitz offenbart sich ein weiteres Mal der Fluch einer Politik, die Menschenleben kostet und die Radikalisierung der Bevölkerung beim gleichzeitigen Verlust jeglicher Empathie in Kauf nimmt. Ja, dieser Ort in Deutschland steht für die Politik Merkels, die bisher unbedarfte, aber umso mehr verunsicherte Menschen angesichts des Anstiegs der Kriminalität in ihrer Stadt verrohen lässt. Der einfache Grundsatz von Ursache und Wirkung wird von den Eliten gänzlich negiert. Und dieses Chemnitz steht für eine noch schweigende Mehrheit in Europa, die diesem Treiben der Politik und ihren Auswirkungen fassungslos gegenübersteht und keine Antworten auf ihre quälenden Fragen bekommt.

			31. august 2018

			Frau Merkel,

			ist es tatsächlich das Deutschland, in dem man laut Ihren Plakatslogans „gut und gerne lebt“, welches sich nun dank Ihres segensreichen Wirkens

			
					
					 zwischen den Aufrufen „Wir schaffen das“ und „Ausländer raus“,

				

					
					 zwischen Hartz VI für Sami A. und dem Schicksal von Daniel H.,

				

					
					 zwischen Linksextremen und Rechtsextremen,

				

					
					 zwischen internationalen und nationalen Sozialisten,

				

					
					 zwischen Rot und Braun,

				

					
					 zwischen Straßenschlachten beim G20-Gipfel in Hamburg und menschenverachtenden Umtrieben in Chemnitz spalten soll?

				

			

			Wird diese Anarchie, dieses Chaos tatsächlich der Ausdruck eines Landes, Ihr politisches Vermächtnis, für das Sie Verantwortung geschworen haben?

			Realisten, kritische, besorgte, aufrichtige, rechtschaffene, gesetzestreue, ängstliche, mündige oder aufgeklärte Menschen – also die Mehrheit der Bundesbürger, die breite bürgerliche Mitte – haben überhaupt keine Chance mehr, sehen den munteren Auswirkungen Ihrer perfiden Politik fassungslos zu. Jeder Hilfeschrei, jede Diskussion mündet im verbalen Totschlag.

			Sie selbst haben mit Ihrem fahrlässigen Negieren, mit Ihrer Politik der hohlen Phrasen ein Pulverfass geschaffen, wo der kleinste Funke reicht, um einen gesellschaftlichen Flächenbrand auszulösen. Ihre Landsleute leben in Unsicherheit, jede leise Kritik wird mit der Nazikeule niedergeknüppelt. Und Sie wundern sich, dass Sie mit Ihrem Handeln nicht nur die tägliche Gewalt des „Einzelfalls“, sondern auch die Radikalisierung an allen extremen Rändern schaffen, ja vorantreiben?

			Frau Merkel, bis dato glaubte ich ja, Sie handeln mit Vorsatz. Ich muss mich korrigieren: Es ist die zum Himmel schreiende Dummheit einer verblendeten, verbohrten, beratungsresistenten, besserwisserischen und schlussendlich einsamen Person.

			25. september 2018

			Frau Merkel,

			höre ich richtig? Sie wollen sich nun plötzlich entschuldigen? Vom Damaskuserlebnis Ihrer schwindenden Mehrheit geläutert, durchwandeln Sie die Metamorphose vom Saulus zum Paulus und bitten Ihre ehemaligen Wähler um Verzeihung? In großer Geste meinen Sie nun bezüglich des Schmierentheaters um Hans-Georg Maaßen überraschend einsichtig und gleichsam durchschaubar, sie „hätten zu wenig an das gedacht, was die Menschen zurecht bewegt“?

			Frau Merkel, Sie haben genau gewusst, was die Menschen bewegt, und dennoch haben Sie das exakte Gegenteil getan. Weil wir gerade beim Walk of Shame sind: Haben Sie sich bis heute nie bei den Angehörigen der Opfer Ihrer Politik entschuldigt. Es ist halt so leicht, vor ein paar Journalisten zu treten und geheuchelte Tränchen abzudrücken, wenn der „Hintern politisch auf Grundeis geht“. Sind Sie bis dato jemals vor die Eltern von Susanna getreten und haben ehrlich um Verzeihung gebeten? Haben Sie bis heute den Eltern von Maria aus Freiburg jemals in die Augen gesehen? Welche Worte haben Sie gegenüber den Angehörigen von Mia aus Kandel gefunden? Hatten Sie denn überhaupt jemals den Anstand, den Verwandten von Daniel aus Chemnitz zu kondolieren oder den Angehörigen der Opfer vom Berliner Weihnachtsmarkt? Nein, diesen Mut haben Sie nie gefunden. Sie gehen den einfachen, den Ihrem Charakter entsprechenden Weg. Die Opfer werden als Kollateralschaden Ihrer pseudohumanistischen „Wir schaffen das“-Politik, Ihrer angestrebten Seligsprechung zu Lebzeiten, in Kauf genommen.

			Wenn Sie wirklich einsichtig sind, dann entschuldigen Sie sich bei Ihren Landsleuten mit ihrem längst überfälligen Rücktritt. Kein Mensch kann mehr Ihr Gesicht sehen, kein Mensch kann mehr Ihre Stimme hören. Eine Mehrheit widert es mittlerweile an, in einem Land leben zu müssen, in dem Sie sich mit letzter Kraft an der Macht festkrallen, im Trio mit den Ertrinkenden Nahles und Seehofer eine Schicksalsgemeinschaft der selbstmörderischen Lemminge bilden und Ihr ganzes Land mitreißen.

			26. november 2018

			Die Adventmärkte öffnen wieder ihre Pforten. Die Menschheit bereitet sich gesellig auf das große, auf das friedliche Familienfest vor. Doch irgendwie kommt die Stimmung nicht so recht auf. Die abgebauten Grenzzäune von einst verbarrikadieren heute unsere Weihnachtsmärkte. Dort, wo in schönen Zeiten das Christkindl, das Handwerk, der Lebkuchen, die bemalten Glaskugeln, der Glühwein dominierten, finden wir heute Fahrbahnsperren aus Beton, Poller an den Eingängen, im Boden verankerte Sperren, Container oder Drahtgeflechte mit Sandsäcken. Dort, wo einst der heilige Nikolaus mit dem Krampus im Dezember die Kinder reich beschenkte, müssen heute Legionen von Polizisten in voller Montur zum Schutz der Menschen patrouillieren. Die kunstvoll gebastelte Weihnachtskrippe von Betlehem, heute eine sichere Festung vor Angriffen aller Art.

			Ja, das ist wahre Lebensqualität, da kommt friedliche Stimmung auf. Wenn man sich in seinem eigenen Land nicht mehr sicher fühlt, wenn das gezückte Messer eines vorgeblich psychisch Kranken auf einen wartet, da bedankt man sich dann herzlich bei jener Politik, die diesen sich täglich offenbarenden Wahnsinn erst möglich gemacht hat. Schön haben sich doch die Zeiten verändert, diese wahrhaftige Bereicherung unseres Zusammenlebens und unserer Kultur. Daher ist es ja auch durchaus stimmig, dass man den ihrer eigentlichen Bestimmung von einst längst beraubten Weihnachtsmärkten heute den ideologisch und politisch korrekten Begriff „Wintermärkte“ zuteilwerden lässt. Dieser Kotau vor der Zeitgeistprostitution, vor der Inflation der Toleranz ist das Sahnehäubchen für einen Zustand unserer Gesellschaft, der uns auf direktem Weg an die Wand führt. Das zu bewahrende Gute wird als reaktionär tituliert, das Edle als rückwärtsgewandt diffamiert und Werte dem ideologisierten Relativismus geopfert. In diesem Sinne wünsche ich eine nachdenkliche Adventzeit!

		

		
			2019

			20. jänner 2019

			Ein asylgebendes Land wie Österreich räumt ein temporär humanitäres Gastrecht zum Schutz eines Verfolgten vor Gewalt und Repression ein. Wenn der von der Verfolgung und Gesetzlosigkeit seines Heimatlandes Flüchtende hingegen im Gastland seinerseits auch Gewalt ausübt und Gesetze bricht, sind sowohl sämtliche Fluchtgründe als auch das Gastrecht in der Sekunde verwirkt und erloschen. Denn die Einräumung des Asyls kann nicht bedeuten, dass wir uns den Krieg, die Gewalt und den Tod ins Land holen.

			So kurz und einfach könnte ein menschlich verständlicher, ein logischer Grundsatz von Asyl auf Basis eines funktionierenden Hausverstandes lauten. Könnte! Denn die auf den Titelseiten heimischer Medien täglich abgebildete Realität sieht anders aus. Gewaltexzesse gegen Frauen, Messermorde an unschuldigen Opfern. Die sich unter Merkels „Wir schaffen das“-Karawane geschlichenen Goldjungen treten teils unsere Strafgesetze mit Füßen, reizen ein lasches und sich selbst widersprechendes System auf unsere Kosten regelrecht aus. Wenn nun also ein Innenminister erstmals die sofortige Abschiebung eines Asylanten bei erfolgtem Gesetzesbruch durchsetzt, handelt er nicht nach ideologischen, sondern nach logischen Grundsätzen. Denn unsereins würde mit Gästen, die sich in unserem Wohnzimmer wie die Axt im Walde verhalten, auch nicht anders umgehen!

			1. februar 2019

			„Tiefe Betroffenheit“, „blankes Entsetzen“, „dramatischer Einzelfall“ – so lauten doch die schablonenhaften Reaktionen auf eine exzessive Gewaltorgie an unschuldigen und wehrlosen Frauen inmitten unserer Gesellschaft. Und auf jede dieser Messerattacken folgt die immer wiederkehrende Empörung. Und auf die Empörung folgt die zwischen Rechts und Links ideologisch fein säuberlich austarierte Schuldzuweisung, entweder der Ruf nach einer schärferen Gesetzgebung oder die Forderung zum Ausbau von Frauenhäusern und Gewaltschutzzentren. Und wenn all diese Reaktionen und Forderungen, medial abgesondert, deponiert wurden und verklungen sind, ist der Tod eines jungen Mädchens auf offener Straße rasch vergessen und man geht zur Tagesordnung über. Beide Seiten haben eines gemeinsam – sie bekämpfen die Auswirkung, aber packen das Problem nicht an der Wurzel. Den Zusammenhang zwischen Ursache und Wirkung will man oder kann man nicht erkennen. Kein Frauenhaus schützt vor nächtlicher Vergewaltigung im Park. Kein schärferes Gesetz verhindert den Meuchelmord am Bahnhof. Dabei ist der Anstieg an Messerattacken gegen Frauen, der Anstieg an Sexualdelikten nicht gottgegeben. Es ist eben eine unverbrüchliche Wahrheit, dass die Gewalt gegen Frauen in manchen Kreisen unserer ach so lieb gewonnenen Kulturbereicherer aufgrund von mittelalterlicher Erziehung, steinzeitlicher Sozialisierung, grausamer Historie und extremer Religion schlichtweg salonfähig ist.

			Wir schreiben das Jahr 2019. Und die sich innerhalb der mit Applaus und Teddybären begrüßten „Wir schaffen das“-Karawane des Jahres 2015 befindlichen Goldstücke hinterlassen auch dieses Jahr an unschuldigen und wehrlosen Frauen ihre blutige Spur. Weil verblendete Toleranzprediger gegenüber dem Intoleranten tolerant sein wollen. Weil ideologisierte Realitätsverweigerer das Unintegrierbare integrieren wollen. Weil moralisch selbstüberhöhte GutmenschInnen ein Gesellschaftsmodell inkompatibler Welten verfolgen. By the way: Die Kritiker dieser Zeilen können ihre allzu leicht geschwungene Nazikeule gleich wieder einpacken. Dieser Tatsachenbefund hat mit Rassismus oder übersteigertem Nationalismus nichts zu tun. Der große österreichische Psychiater Viktor Frankl schrieb einmal: „Es gibt nur zwei Rassen von Menschen. Die Anständigen und die Unanständigen.“ In aller Bescheidenheit nehme ich für mich in Anspruch, dass ich die Unanständigen in unserer Gesellschaft nicht brauche, nicht dulde und schon gar nicht importieren will! Denn das Ergebnis einer anderslautenden Meinung wäre die Einschränkung unserer Freiheit und Sicherheit, das Ende unseres freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates, die Beerdigung unserer offenen und liberalen Gesellschaft. Und bei Gott: Ich denke ja gar nicht daran, mein Lebensmodell zu ändern, meine Freiheit aufzugeben, nur weil andere nicht in der Lage sind, mit Recht und Freiheit zu leben!

			8. februar 2019

			Ich bin es mittlerweile leid, jede Woche ein neues Opfer der exzessiven Gewalt innerhalb unserer Gesellschaft zu betrauern. Ich habe es schlichtweg satt, die immer wiederkehrenden Stehsätze des geheuchelten Bedauerns der Meinungsmacher in Zeitungen zu lesen. Ich kann die Krokodilstränen jener nicht mehr sehen, die ihre Augen jahrelang vor der Realität verschlossen haben, deren Negieren der Tatsachen nur Tod und Trauer über uns gebracht hat, deren ideologische Verblendung die Spaltung unserer Zivilisation bedeutet. Ich kann die Rufe nach einem Mehr an Integration nicht mehr fassen, denn ich muss Mörder, Gewalttäter, Extremisten und Vergewaltiger nicht integrieren!

			Die jüngste Tragödie in Dornbirn, der Tod eines 49-jährigen Beamten, beweist doch einmal mehr: Der Untergang unserer Gesellschaft manifestiert sich in der dramatischen Dummheit, die sich hinter der bröckelnden Fassade einer falschen Toleranz versteckt. Das unverbrüchliche Menschenrecht auf Leben, Friede und Sicherheit des Einzelnen wird zugunsten eines abstrakten Menschrechts auf „Asyl für alle“ geopfert. Der vorgebliche und noble Humanismus, die moralische Selbstüberhöhung zur Befriedung schlechten Gewissens einiger alternativer Zeitgenossen kosten in Wahrheit das Leben schutzlos Ausgelieferter. Ein EU-Grundrecht auf Asyl eines Gewalttäters verdient in diesem Sinne das Wort Recht nicht mehr, geschweige denn hat es nur irgendeinen moralischen Anspruch auf Wirksamkeit. Ein Asylwerber, der vorgeblich vor der Gewalt, der Gesetzlosigkeit und der Repression aus seinem Heimatland flieht, aber hier seinerseits Gewalt, Repression und Gesetzlosigkeit an uns und unschuldigen Opfern ausübt, dessen Fluchtgründe sind erloschen, er hat sein Gast- und Asylrecht in der Sekunde verwirkt. Seine Abschiebung in sein Herkunftsland darf durch keine Charta oder Konvention behindert werden.

			Denn unsere humanitäre Großzügigkeit kann nicht bedeuten, dass wir uns den Krieg, die Gewalt und den Tod ins Land holen. Hunderte Mitmenschen, die bereits einen sinnlosen Tod sterben mussten, mahnen uns. Seit wenigen Tagen auch ein 49-jähriges Opfer aus Vorarlberg.

			6. mai 2019

			Frau Merkel,

			Frau Barley!

			Die heutige BILD titelt: „Merkels neues Einbürgerungsgesetz – Männer mit Zweitfrauen dürfen Deutsche werden.“ Und angesichts dieser polygamistischen Umtriebe blieb mir dann doch das Frühstücksei im Mund stecken und langsam streckte ich auch die Hände gen Himmel und erflehte, dass der gütige und allwissende Herr doch endlich Hirn über Ihre Häupter regnen lassen wolle.

			Wenn ich mir Ihre geschundenen und verhärmten Ehemänner bzw. Lebensabschnittspartner und die der deutschen Politikerkolleginnen so ansehe, verstehe ich ja durchaus den jeweils legitimen Wunsch nach Zweit- oder sogar Drittfrauen. Denn wie überall im Leben lautet auch in Ihren Beziehungen das Motto: Das Auge wählt mit! Aber jetzt einmal unter uns: Das bedauernswerte Schicksal des Herrn Sauer und seiner gepeinigten Geschlechtsgenossen kann ja nicht dazu führen, dass Deutschland als europäisches Land zu einem Haremsstaat nahöstlicher Prägung mutiert. Und eine Frage stellt sich schon: Warum so zurückhaltend, warum nur die Polygamie? Warum nicht gleich auch die Kinder- und Zwangsehe, warum nicht eine Verhüllungspflicht?

			Frau Merkel, Frau Barley! Ihr Vorstoß überschreitet jedes Maß an Humor und Zynismus. In Wahrheit vollziehen Sie im deutschen Rechtssystem nun auch jene dramatische Realität, die Sie mit Ihrer Politik – unter „Wir schaffen das“ subsumiert – angerichtet haben! In Wahrheit verankern Sie in einem europäischen Rechtsstaat religiöse Versatzstücke aus dem Mittelalter, die im krassen Widerspruch zu unseren Wertvorstellungen eines Europas des 21. Jahrhunderts stehen. In Wahrheit installieren Sie über die Hintertüre Teile eines Moral- und Sittenverständnisses, das wir nur aus extremistischen Gottesstaaten kennen. In Wahrheit machen Sie die Drecksarbeit für jene Kräfte, die Deutschland, Österreich, ganz Europa destabilisieren, indem sie das Rechtssystem der Scharia hier anwenden wollen. In Wahrheit schänden Sie mit Ihrem Kniefall die mühsam erkämpften Frauenrechte und untergraben alle Bemühungen der Gleichbehandlung. In Wahrheit verraten Sie unsere Werte!

			12. mai 2019

			Der vielbeachtete US-Autor und Politikwissenschaftler Samuel P. Huntington beschrieb in seinem 1996 erschienenen Buch „The Clash of Civilizations“ den drohenden Kulturkampf. 23 Jahre später bekennen wir mit Blick auf die Statistiken kleinlaut ein: Huntington hatte Recht. 51 Prozent aller Schüler in Wien haben Migrationshintergrund, Tendenz in allen Großstädten explosiv steigend. Die Folge daraus ist verheerend. Gewalt an unseren Schulen, unter Schülern einerseits, zwischen Schülern und Lehrern andererseits, steht auf der Tagesordnung. Frauenverachtung, religiöse Intoleranz, Gewalt und Egozentrismus werden quasi mit der Muttermilch verabreicht.

			2018 bestätigt die über jeden diesbezüglich parteipolitischen Verdacht erhabene sozialdemokratische Lehrerin Wiesinger diesen täglichen Wahnsinn. Das ist das Substrat einer zügellosen Zuwanderungspolitik. Das ist der Kniefall der Politik gegenüber Zuwanderern aus kulturfremden Ländern und die stille Duldung dieser Entwicklung, ein Verbrechen an unseren jungen Menschen, die wir diesem integrations- und bildungspolitischen Schlachtfeld Tag für Tag aussetzen. Die Folgen sind statistisch eindeutig nachweisbare Bildungsdefizite, die Massenflucht von sozial besser gestellten Schülern in Privatschulen und eine Zweiklassenbildung. Brandbeschleunigend wirken die realitätsnegierenden Beruhigungspillen, die eine Kritik daran als Rassismus und Rechtsextremismus abtun. Nur weiter so, wir schaffen das! Ganz bestimmt uns selbst ab!

			15. mai 2019

			Ein interessantes und von der Öffentlichkeit gänzlich unbemerktes Fallbeispiel absurder und realitätsfremder Justiz liefert aktuell der Gerichtshof der Europäischen Union – kurz EUGH – unter den Aktenzahlen C-391/16, C-77/17 und C-78/17, natürlich mehr oder weniger unbemerkt von der heimischen Medienlandschaft. Denn frei nach dem Motto von Karl Marx handelt es sich ja bei einem Großteil der putzigen und inhaltsleeren Publikationen um das beruhigende und realitätsnegierende „Opium fürs Volk“. Selbst in einem räudigen Dagobert-Duck-Heftl findet sich ja mittlerweile mehr objektivierte Information als in den bedruckten Klopapierseiten der journalistischen Suppenpanscher.

			Und nun zum Corpus delicti der justiziellen EU-Technokratie, dieser Bankrotterklärung europäischen Rechtsverständnisses: Drei straffällig gewordene „Gäste“, nein, es waren keine Parkvergehen, bekämpften jeweils die nach ihrer rechtskräftigen strafrechtlichen Verurteilung folgende Aberkennung ihres Asylstatus und die darauf logisch durchzuführende Abschiebung. Jetzt gebe ich Ihnen die Möglichkeit, drei Mal zu raten, wer dieses Verfahren vor den hohen Herrn im Luxemburger Talar am 14. Mai 2019 gewonnen hat. Richtig, die Antragsteller! Also die rechtskräftig verurteilten „Gäste“, von den jeweiligen Gaststaaten sogar als „Gefahr für die Sicherheit des Landes“ eingestuft, dürfen bleiben. So sieht es aus, wenn die Lücke zwischen Anspruch und Wirklichkeit tiefer als der Marianengraben ist. So sieht es aus, wenn die Tausenden Wahlversprechen und Sonntagsreden heimischer Politiker an den Pforten der EU-Bürokratie zerschellen. So sieht es aus, wenn europäische Gerichtsbarkeit fern jeder Logik, frei jeden Hausverstandes und abseits jeglicher Sensibilität für die Opfer urteilt. So sieht es aus, wenn der Täterschutz über den Gerechtigkeitsinteressen der Opfer und den Sicherheitsinteressen der Gesellschaft steht.

			In Wahrheit wurde hier ein Präjudiz, ein gesetzlicher Schuhlöffel mit ungeahnten Folgen für die Mitgliedsstaaten der EU geschaffen. Denn dieser widersinnige Urteilsspruch steht entgegen jeglicher Vernunft: Gäste, die das Gastrecht missbrauchen, haben dieses auch verloren! Leo Tolstoi sagte: „Im Widerspruch zur eigenen Vernunft zu leben, ist der unerträglichste aller Zustände.“ Und auf diese Lebensweise können wir uns dank der Hohepriester der Toleranz zu Luxemburg einstellen.

			16. mai 2019

			Angela „Wir schaffen das“ Merkel wird also für einen Spitzenjob in der EU gehandelt. Heureka, die Dame mit dem Charme einer DDR-Rezeptionistin soll also nun die Geschicke der europäischen Krisenunion meistern. „Von nun an ging's bergab“, sang bereits die Berliner Größe Hildegard Knef so treffend und hatte wahrscheinlich ihre Landsfrau Spreewaldgurken-Angela im getrübten Blick. Die Referenzen von Frau Merkel sind auch einzigartig, ja sie empfehlen die gescheiterte deutsche Kanzlerin regelrecht für die Nachfolge von Jean-Claude „Ischias“ Juncker. Bereits 2008 begann ihr segensreiches Wirken, als sie im Sog der Wirtschaftskrise alle europäischen Steuerzahler mit den Sadomaso-Instrumenten europäischer Währungspolitik zwang, die Deutsche Bank vor dem Untergang Griechenlands zu schützen. Geschickt wurde dieser Raubzug durch die Geldtaschen der Bürger mit den pfiffigen Kürzeln wie ESM oder EFSF – kurz: Euro-Rettungsschirm – verschleiert. Die einzig Geretteten waren die Fondsmanager jener Banken, die entgegen aller Warnungen das Einlagengeld ihrer Sparer nach Griechenland transferiert haben. Und 2015 ergab sich für die deutsche Kanzlerin die nächste schöne Gelegenheit, Europa ins Chaos zu stürzen. „Wir schaffen das“ lautete das generöse Angebot, um die menschliche und tolerante Seite der Deutschen PR-gerecht herauszustreichen. Sie machte die Rechnung wie immer ohne den Wirt.

			Als ihr und ihren politischen Helfershelfern die „Wir schaffen das“-Politik zu viel wurde, verpflichtete sie andere EU-Staaten, die versalzene – um nicht zu sagen vergiftete – Suppe wieder auszulöffeln. Als ihr auch für die sogenannten Aufteilungsquoten die Durchsetzungskraft fehlte, schenkte sie der Türkei im Vorbeigehen sechs Milliarden Euro Steuergeld als Schutzgeld für politisches Versagen und machte sich von den Launen des Despoten vom Bosporus abhängig. Den Briten wurde es zu viel, sie nahmen Reißaus und zogen die Brexit-Leine. Und nun, nachdem Sie in Deutschland die Steuern hinaufgetrieben hat, für Chaos und Radikalisierung in der Gesellschaft gesorgt hat, ihre Partei regelrecht dem Erdboden gleichgemacht und ihr politisches Vermächtnis in die liebevollen Hände von Annegret Kramp-Karrenbauer weiterreichte, zieht sie sich ins Ausgedingestüberl nach Brüssel zurück.

			Mit einem Stoßgebet schließe ich: Der allmächtige Herr möge uns davor behüten!

			mai 2019

			Wir befinden uns im Jahre 2019 nach Christus. In der ganzen Welt gehen Frauen auf die Straßen, um gegen die erniedrigende Zwangsverhüllung zu demonstrieren. Unter Einsatz ihrer Freiheit und ihres Lebens wehren sich Millionen mutiger und tapferer Frauen gegen den Kopftuchzwang. In Teheran werden junge Mädchen vom Mullah-Regime in Haft genommen und gefoltert, weil sie für Freiheit und Selbstbestimmung kämpfen. In Saudi-Arabien müssen Frauen um ihr Leben fürchten, wenn sie gegen diese islamistische Vollvisier-Verschleierung auftreten. In allen islamischen Staaten regt sich erbitterter Widerstand gegen religiös-faschistoide Zwänge, gegen die Unterdrückung von Menschen, gegen Folter, gegen sexuelle Gewalt, gegen die Sitten und Bräuche des Mittelalters, gegen Tod und Terror – zusammenfassend: gegen die Regeln der Scharia.

			Nur in Europa nicht. In Deutschland und in Österreich sieht es ganz anders aus. Gleichsam der Geschichte jener Hühner, die aus den Zwängen der Legebatterien in die Freilandhaltung geflohen sind und sich nun wieder die Massentierhaltung wünschen, klagen islamistische Verbände unter Ausnutzung unserer Demokratie und unseres Rechtsstaates das Recht auf das Verbrechen ein, Frauen zu unterdrücken. Dazu gesellen sich islamistische Funktionärinnen unter dem Schutz der Sozialisten und der GrünInnen, die vorgeblich „freiwillig“ das Recht auf das Kopftuch erzwingen wollen und somit ihren tatsächlich unterdrückten Leidensgenossinnen im arabischen Raum wenig solidarisch in den Rücken fallen.

			Jegliche Kritik an diesem gesellschaftlichen Rückfall und das Beharren der modernen Zivilgesellschaft auf den Errungenschaften der Aufklärung und der Gleichbehandlung von Frauen auf unserem Kontinent wird – überraschend – als „Rassismus“ oder „Islamophobie“ pauschal abgetan.

			Ich habe eine Lösung für diesen gordischen Knoten: All jene, die die Freiheit nicht ertragen, die einen masochistischen Hang zum Zwang haben, sollen sich doch wieder den Zwängen in ihrer ursprünglichen Heimat aussetzen. All jene, die sich gerne unterdrücken lassen wollen, sollen doch in Zukunft dort leben, wo sich die Unterdrückung so angenehm und sanft anfühlt. Marie von Ebner-Eschenbach sagte: „Die glücklichen Sklaven sind die erbittertsten Feinde der Freiheit.“ Nachdem wir uns das Recht herausnehmen, die Freiheit nicht aufzugeben, wünsche ich all jenen Anhängern von Unterdrückung eine gute Reise und Good luck in den Diktaturen der Scharia.

			20. juli 2019

			Frau Merkel,

			Sie meinen dieser Tage in gewohnt moralischem Unterton und ethischer Belehrung, „Seenotrettung ist ein Gebot der Humanität“, und springen damit in der Stunde der Not ihrem ideologischen Minime, Ihrer verhaltensauffälligen Landsfrau Carola Rackete bei. Richtig, Menschen vor dem Tod zu retten, ist eine Selbstverständlichkeit für jeden normalen, mit ein wenig Empathie ausgestatteten Menschen. Einen zu ertrinken Drohenden aus der Isar in München zu retten, um ihn aber dann nicht ins nächstgelegene Klinikum, sondern 340 km Luftlinie weiter ins italienische Mailand zur medizinischen Erstversorgung zu manövrieren, hat aber nichts mehr mit humanitärer Notfallrettung zu tun, sondern ist die gezielte Verfälschung des Hilfsbegriffs, der Missbrauch des Wortes „Rettung“ zur Implementierung einer hinterhältigen politischen Agenda. Den Vergleich zum Drama in mehreren Akten am Mittelmeer hergestellt, ist das keine Hilfe, sondern reinster Asyltourismus unter dem Deckmantel des Samariterwesens. Millionen von Menschen engagieren sich bei Feuerwehren, Rettungsorganisationen, im Katastrophendienst. Sie helfen, sie riskieren ihr eigenes Leben, um anderes Leben zu retten, sie retten tatsächlich vor Not und Tod. Diese tapferen und stillen Helden verfolgen keine hintergründigen politischen Ziele, lassen sich nicht von der staatlichen Medienorgel für eine schändliche und billige Inszenierung missbrauchen, sondern tun ihre humanitäre Berufung tagein und tagaus, still und oft unbedankt.

			Sie, Frau Merkel, hingegen haben eine Politik verfolgt, die Menschenleben gekostet hat und noch lange kosten wird. Sie, Frau Merkel, und Ihresgleichen haben nicht gerettet, sondern gespalten. Und sie nehmen das Wort „Rettung“ heuchlerisch in den Mund, um ihre politischen Ziele beinhart zu verfolgen. Ihre Gesinnungsgenossin Rackete und deren Handlanger retten keine Menschenleben, sondern machen dem miesen Geschäft der Schlepper als deren willfährige Instrumente die Räuberleiter. Sie laden gleichsam und mit organisatorischer Unterstützung der Schlepper Nichtschwimmer aufs Mittelmeer ein, um sie dann, welch Überraschung, unter Vorschub der Bürgerpflicht „retten“ zu müssen und dann nach Europa zu bringen. Sie retten nicht und führen in den sicheren, nächstgelegenen Hafen, sondern schippern Hunderte Kilometer samt gesteuerte Medienentourage, um politische Botschaften abzusetzen, Eklats zu provozieren und ihre eigene politische Heiligsprechung zu initiieren. Eitle, selbstverliebte, verbohrte Tugendterroristen mit dem einzigen Ziel, ihren selbstüberschätzten und durch Ideologie vergifteten Intellekt über den logischen Hausverstand der Mehrheit zu stellen. Sie retten nicht, sondern sie diskreditieren die Retter der Vernunft. Sie retten nicht, sondern sprechen kraft Handlung die Einladung im besten Fall nach Europa und im schlechtesten Fall in den Tod aus. Das ist das Werk der Biedermänner und Brandstifter.

			29. juli 2019

			Frau Merkel,

			Deutschland, ein Land, in dem man gut und gerne lebt. Diesen Satz hätte der umgekommene achtjährige Bub vielleicht auch gerne formuliert. Nun kommt es nicht mehr dazu, wie so oft. Ein weiterer dramatischer Einzelfall in der langen Serie des „Wir schaffen das“-Wahnsinns, der einen Menschen tötet, eine Familie zerstört, ein Land erschüttert, niemanden kalt lässt. Der Tod des Kindes, ein niemals überwindbarer Schmerz, der die am Boden zerstörten und traumatisierten Eltern und Angehörigen ein Leben lang begleiten wird.

			Und ich frage Sie unablässig und auch diesmal: Wie schaffen Sie es, den Eltern jemals gegenüberzutreten und ihnen zu erklären, dass ihr geliebtes Kind ein unschuldiges Opfer des falsch verstandenen Toleranzbegriffs der politischen Eliten unter Ihrer Führung – Frau Merkel – wurde?

			Und auch heute frage ich Sie: Wie schaffen Sie es, sich täglich in den Spiegel zu blicken und dabei an Mia aus Kandel, Maria aus Freiburg und heute an diesen achtjährigen Buben zu denken, die alle aus dem Leben gerissen wurden, weil Sie, Frau Merkel, die staatlich geduldete Anarchie, das Chaos zum politischen Prinzip erhoben haben?

			Die Lichter auf den Gräbern der Opfer Ihrer Politik könnten mittlerweile ganze europäische Großstädte Mitternachts erhellen.

			In diesen Stunden beginnt sich das immer wiederkehrende Perpetuum mobile der Erregung zu drehen. Heute Bestürzung und Entrüstung samt vorgefertigter Beileidsbekundungen, morgen die politische Debatte darüber, in den nächsten Tagen die Mahnwachen und Demonstrationen zum tragischen Tod des Opfers und am Ende der Woche die Diskussion über eine politische Radikalisierung der Bevölkerung.

			Man sagt: Verbrecher sind der Spiegel der Gesellschaft. Frau Merkel, diese Gesellschaft haben Sie geformt!

			9. oktober 2019

			Und wieder beklagt Deutschland Tote. Der fürchterliche Anschlag auf eine Synagoge reiht sich in die inhumane Widerwärtigkeit des bereits Bekannten ein und ist in dieser Dimension zweifelsohne eine Schande für Deutschland. Limburg, Halle – die blutige Spur der deutschen Gewaltfälle setzt sich fort. Nur die Erkenntnis ob dieser tödlichen Gefahr für unsere Gesellschaft setzt sich nicht durch. Die Gewalt in unserer Mitte, das Gift für unseren Frieden, säen politische Vertuscher und Verharmloser, ideologische Begünstiger, religiöse Terroristen und rechte wie linke Extremisten und Fanatiker gleichermaßen. Weil einige wenige nach wie vor das Intolerante tolerieren, werden viele in Angst und Panik versetzt, ihres Grundrechtes auf Sicherheit, Recht und Ordnung beraubt. Weil einige wenige das Unintegrierbare integrieren wollen, sterben Menschen. Weil einige wenige es schaffen wollen, schaffen sich viele ab. Weil eine religiöse oder ideologische Minderheit zu Gewalt greift, endet die sichere Lebensexistenz der demokratischen Mehrheit. Auch wenn einige wenige bagatellisieren, so ist der Verlust einer sicheren, offenen Existenz für viele dramatisch spürbar.

			Halle, Limburg, Berlin, Freiburg, Stuttgart, Frankfurt, Chemnitz und all die vielen Städte Deutschlands, zu traurigen Gedenkorten des alltäglichen Einzelfalls, ideologischer oder religiöser Attentate verkommen. Weil die politische Führung zu hilflosen Beobachtern der eigenen sinnlosen Politik der hohlen Phrasen wurde, radikalisieren sich alle Ränder der Gesellschaft. Weil die Politik nicht entschieden und entschlossen lenkt, sondern fahrlässig geschehen lässt, wandelt sich das Unrechtsgefühl auf allen Seiten in Radikalität und schlussendlich in eine verbrecherische Herrschaft der Gesetzlosigkeit. Aktion, Reaktion und die Spirale der Gewalt heizt sich weiter an. Nein, Frau Merkel! Niemand behauptet, dass Sie Gewalt initiieren, aber jeder behauptet zu Recht, dass Ihre Politik der Spaltung Gewalt und Unrecht, das motivierte Verbrechen an Leib und Leben Unschuldiger begünstigt. Und egal von welcher Seite die Gewalt kommt, welche geografische, religiöse oder ideologische Herkunft diese Gewalt hat, interessiert die umgekommen Opfer recht wenig. Willy Brandt sagte einst: „Wer Unrecht lange geschehen läßt, bahnt dem nächsten den Weg.“

			27. oktober 2019

			Seit Tagen kursieren Videos in den sozialen Netzen, die ein Anschwellen der zumindest in den Wahlkämpfen geschlossen gelogenen Balkanroute zeigen sollen. Und ebenso lang verweigern sich etablierte Medien und deren journalistische Giftmischer, diese Behauptungen gewissenhaft zu recherchieren, ob der vermeintlichen Tatsachen zu berichten. Denn was nicht sein darf, kann auch nicht sein, meinen die medialen Suppenpanscher in ihren Redaktionen und knien wie der Kelomatdeckel auf der explosiven Realität europäischen Integrationsversagens. Die Bevölkerung wird vom Establishment eingelullt, in hypnotischer Ruhe und Sicherheit gewogen. Dieser Tage hat nun der ehemalige österreichische Verteidigungsminister Kunasek die heimische Schweigespirale durchbrochen, die Region Kroatien und Bosnien besucht, sich die Orte der in den Medien leichtfertig als Fake News titulierten sogenannten „Flüchtlingsströme“ angesehen und eine authentische Videodokumentation anfertigen lassen. Und siehe da: Vorsätzlich oder fahrlässig unbeachtet und gänzlich unbeobachtet von Deutschland und Österreich droht offenkundig die Wiederholung von 2015.

			Also 20152.0., die Fortsetzung der Scary Movies Merkel'scher Integrationspolitik. Die Sogwirkung von Angelas „Wir schaffen das“ ist ungebrochen, die von der Politik regelrecht geduldeten Schlepper schieben mit Hilfe der NGOs auf die griechischen Inseln, diese schieben ihrerseits aufs Festland, von dort wird bis auf den Balkan geschoben und es bleibt nur abzuwarten, bis Bosnien und Kroatien ihrerseits Richtung Österreich und Deutschland zu schieben beginnen. Die Unterbringungszentren sind voll, die Lage ist angespannt, es herrschen chaotische Szenen. Derweil setzt auch der Bosporus-Diktator 2,8 Millionen Menschen als Faustpfand gegen das erpressbare Europa ein, setzt uns das Messer an. Milliarden Tributzahlungen oder Chaos lautet die Devise von Receps mafiösem Schutzgeldprogramm. Und nicht zu vergessen die italienischen Inseln, weiterhin beliebte Anziehungspunkte des Migrationstourismus. Die vielzitierten Schengen-Außengrenzen sind löchrig wie Schweizer Käse, das LKW-Drama in Großbritannien zeigt uns dramatisch, dass Europa ein Durchgehhaus ist. Die Strategie ist daher relativ einfach: Noch herrscht im Blätterwald Ruhe, Stabilität wird vorgegaukelt. Um dann das vorprogrammierte Chaos dem Überraschungseffekt schulden zu können. Helmut Schmidt sagte einst: „Die Dummheit von Regierungen sollte niemals unterschätzt werden.“ Ich sage, man sollte auch den Vorsatz niemals unterschätzen!

			november 2019

			Keine Titelseiten, keine Schlagzeilen. Von Medien mehr oder weniger diskret unter „ferner liefen“ einspaltig berichtet, also in Wahrheit negiert, wurde eine Forschungsstudie des Institutes „think.difference“ über Menschen mit Migrationshintergrund veröffentlicht. Ich zitiere vollkommen wertfrei aus einzelnen Passagen: 47 Prozent der befragten afghanischen Jugendlichen in Österreich wollen einen religiösen Führer an der Spitze unseres Staates sehen. Etwas mehr als die Hälfte dieser befragten Jugendlichen derselben Provenienz erachtet Gewalt als legitimes Mittel zur Herstellung von Ehre in Zusammenhang mit der Religion. 50 Prozent der jungen Afghanen und Syrer sowie 40 Prozent der tschetschenischen und türkischen Jugendlichen lehnen Homosexualität strikt ab. Religiös und politisch motivierten Antisemitismus finden wir bei zwei Dritteln der Afghanen, 40 Prozent der syrischen und türkischen Jugendlichen sowie bei jedem dritten befragten Jugendlichen mit tschetschenischem und bosnischem Migrationshintergrund. Drei Viertel der Jugendlichen aus Afghanistan finden zudem, dass der Mann für alle größeren Entscheidungen zuständig sein sollte. 76 Prozent der bosnischen und 61 Prozent der türkischen Jugendlichen finden es außerdem peinlich, wenn der Mann weniger Geld verdient als die Frau.

			An dieser Stelle danke ich allen, die sich um die künftigen Generationen unserer Länder, um den inneren Frieden unserer Gesellschaft, um die harmonische Bewahrung unseres solidarischen Gefüges so intensiv bemüht haben. Frau Merkel, Herr Macron, Herr Faymann, Herr Kern, Herr Seehofer, Herr Juncker. Herzlichen Dank für Ihr stetiges, mutiges und idealistisches Eintreten um Europas Zukunft. Einer zutiefst antisemitischen, homophoben, gewaltbereiten, frauenfeindlichen und religiös fanatischen Jugend. Ich freue mich auf die künftigen Jahre, auf die künftigen Generationen, an denen diese Saat verfassungsfeindlicher, illiberaler, unsozialer, unsolidarischer, gottesstaatlicher, demokratie- und schlussendlich menschenfeindlicher Politik endlich aufgeht. Das ist ja das Ziel, das Antlitz unseres Kontinents gänzlich zu verändern. Derweil quälen Sie die Menschen mit dem abstrakten Klimanotstand, um von der tatsächlich mörderischen Realität abzulenken. Ich gratuliere zu dieser Weitsicht europäischer Integrationspolitik, die am Ende die hart erkämpften Werte, unsere Menschenrechte untergräbt, zerstört, zu Grabe trägt. Sie und Ihre Freunde haben „Wir schaffen das“ gerufen, applaudiert, um am Ende nicht einmal den Mut zu haben, sich einzugestehen, einen schweren, einen nachhaltig desaströsen Fehler gemacht zu haben. Sie haben den Frieden im Europa künftiger Generationen auf dem Gewissen. Erich Kästner sagte: „Das Gewissen ist fähig, Unrecht für Recht zu halten, Inquisition für Gott wohlgefällig und Mord für politisch wertvoll. Das Gewissen ist um 180 Grad drehbar.“

			5. dezember 2019

			Ein achtjähriger Bub wurde um sein junges, unschuldiges Leben gebracht. Ermordet, bestialisch ermordet. Vor den Augen der eigenen Mutter in Frankfurt vor den Zug geworfen. Der Täter wird festgenommen, bedient sich einer Heerschar von gutbezahlten und in den meisten Fällen steuergeldfinanzierten Anwälten, NGOs, Sachverständigen und Gutachtern, eines gutgläubigen Staatsanwaltes und eines verkehrten Justizsystems, das mittlerweile mehr die Täter als die Opfer schützt. Das Resultat: Schuldunfähig aufgrund psychischer Gründe, die Diagnose erster Wahl in allen diesen Fällen: Paranoide Schizophrenie. Einmal mehr endet der berühmte Einzelfall mit tödlichem Ausgang – diesmal unter dem Motto der „Bahngleislänge Abstand“ – vor Gericht mit den schon allseits bekannten fremden Stimmen, die dem armen unschuldigen Täter befohlen haben, die Gewalttat, den Messerstich, den Schuss, den Stupser, das Verbrechen, den Mord blutig zu vollziehen. Einst psychisch Gesunde mutieren hier in unseren Breiten, aber selbstverständlich erst nach ihrer schrecklichen Tat unter Anleitung einer Gutachterindustrie in Sekundenschnelle zu monströsen Psychopathen.

			Die Familie des Opfers leidet unermesslich, der Schock und die Trauer werden sie ein Leben lang begleiten. Die Bilder des eigenen sterbenden Kindes bekommen sie nie mehr aus dem Kopf. Und die Tatsache, dass das Recht mit Füßen getreten wird, Gerechtigkeit ein bloßes Schlagwort einer Gesellschaft und ihrer Führung geworden ist, die das Wohlergehen der Täter anstatt das Schicksal der Opfer im Auge hat. Ein Staat und seine Instrumente, die den feigen Täter vor der Gerechtigkeit schlussendlich schützt und die Schuld gegenüber dem Opfer neutralisiert. Die Täter-Opfer-Umkehr vollzieht sich einmal mehr und die damit verbundene Tatsache, dass wir in Europa offenbar die Irrenanstalt der Welt werden. Und ja, in gewisser Hinsicht stimmt es auch. Denn jene Staatsbürger, die eine solche Politik wählen und unterstützen, diese Umstände stillschweigend pardonieren, kann man straffrei als Deppen bezeichnen.

			8. dezember 2019

			Frau Merkel,

			was soll man noch sagen? Wenige Wochen vor der stillen Nacht ist es in Augsburg tödliches Faktum geworden, dass ein 49-jähriger deutscher Feuerwehrmann das Weihnachtsfest mit seinen Liebsten nicht mehr begehen kann. Und wieder stirbt in Ihrem Land ein Mensch, wird seiner Familie entrissen, seiner Zukunft beraubt, wird Opfer von sogenannter milieubedingter Gewalt. Diesmal ein Feuerwehrmann, ein Mensch, der sein Leben in den Dienst seiner Mitbürger stellte, ein Idealist, ein Retter in der Not. Vor den Augen seiner Ehefrau wurde er im Blutrausch amtsbekannter Täter zu Tode geprügelt.

			Die Todesnachricht verbreitet sich über die Medien und sozialen Netzwerke, Hunderttausende Menschen sind über dieses Schicksal ergriffen und fragen zu Recht, warum dieser unschuldige Mensch zu Tode kam? Weil er zum falschen Zeitpunkt am falschen Ort war, lautet die recht einfache Antwort. Weil er sich im Dezember 2019 am Heimweg von einem Weihnachtsmarkt auf deutschen Straßen frei bewegte, sich in der Öffentlichkeit des von Ihnen geführten Landes in Sicherheit wog. Ersten Erkenntnissen zufolge war es eine „Zufallsbegegnung“ zwischen dem Opfer und seinen Mördern.

			Zufall, Frau Merkel, ist es angesichts der immer wiederkehrenden Einzelfälle schon lange nicht mehr. Wie weit ist denn Ihr persönliches Deutschland mittlerweile verkommen, dass man als rechtschaffener Mensch auf den Straßen Ihrer Großstädte schon lange nicht mehr sicher ist? Das Motiv der Täter? Recht einfach: Gewaltbereitschaft, Brutalität, Empathielosigkeit, Grausamkeit. Vielleicht findet sich ja noch ein Staatsanwalt oder ein Gutachter Ihres Justizsystems, der vielleicht eine psychische Störung der bereits polizeibekannten Täter wortreich befunden könnte, um sich ja nicht die vielfältigen Probleme Ihrer Integrations- und Sicherheitspolitik, mittlerweile in zweiter und dritter Generation, eingestehen zu müssen. Und was machen Sie, Frau Merkel? Sie schweigen! Als Ihr Minister Humpty Dumpty über die Treppen flog, waren Ihre Genesungswünsche schneller im Spital, als der gefallene Patient selbst. Wenn einer Ihrer Landsleute sich in die Hundertschar der Toten Ihrer katastrophalen Gesellschafts- und Sicherheitspolitik einreiht, schweigen Sie. In der Empathie- und Herzlosigkeit sind Sie den Tätern in Ihrer Verbohrtheit wahrscheinlich näher, als man denkt. Sie versagen nicht nur schmerzreich politisch, sondern auch längst menschlich. Frohe Weihnachten 2019!

		

		
			2020

			7. jänner 2020

			Sicherungshaft für Gefährder, Kopftuchverbot für Mädchen, Ausreisezentren statt Erstaufnahmestellen. Wenn es sich liest wie echte Kickls, anhört wie echte Kickls, ja dann sind es wahrscheinlich auch echte Kickls der vergangenen 15 Jahre aus der ideologischen Vorratskammer der FPÖ. Für jede einzelne diese Forderungen und Initiativen wurde der blaue Gottseibeiuns gescholten, vielfach denunziert, ins rechte Eck gestellt, unlautere Goebbels-Vergleiche angestellt. Werner Kogler geißelte die Sicherungshaft seinerzeit überhaupt mit den drastischen Worten: „primitiv-populistisches Kalkül“ und „unausgegorenes, verfassungswidriges und menschenrechtsfeindliches Treiben“. Bundespräsident Van der Bellen, emeritiertes Oberhaupt der GrünInnen mit hör- und sichtbarer Sehnsucht nach Tagespolitik, sah angesichts der Kickliade überhaupt den „Grundkonsens der zweiten Republik“ in Gefahr.

			Ja tatsächlich, das sind alles Zitate von Vertretern der selbsttitulierten linken Reichshälfte. Und nun? Finden sich diese Forderungen Schwarz auf Weiß, ach verzeihen Sie, Türkis auf Grün im neuen Regierungsprogramm der bürgerlichen Volkspartei mit den linken Ökobewegten aus gutmenschlichem Milieu. Späte Genugtuung für den vielfach gescholtenen Ex-Innenminister, ein Stück Normalität, eine Megapleite der GrünInnen bei den Koalitionsverhandlungen oder vielleicht auch nur die österreichische Fortsetzung von Adenauers Zitat „Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern?“ als Zeichen für heuchlerische Situationselastizität politischer Verantwortungsträger? Ich würde sagen, von allem etwas! Denn wie selbst Kleinkinder in unserem Land wissen, kommt es in Österreich schon lange nicht mehr darauf an, was man sagt oder fordert, sondern ausschließlich, wer es sagen darf. Frei nach dem lateinischen Zitat „Quod licet Iovi, non licet bovi“ (Was dem Jupiter erlaubt ist, ist dem Ochsen nicht erlaubt) erhöht sich eine kleine Elite über die Allgemeinheit und bestimmt die politische Korrektheit des Anliegens nach dem jeweiligen Vorbringer.

			Und siehe da, aus der Sicherungshaft des Pfui-Gack-Kickls wird ein Gesetz des gut gelittenen, von den Medien hochstilisierten Establishments. Die GrünInnen versuchen es angesichts ihres Schritts in die politische Realität noch mit defensiven Beruhigungspillen und verweisen auf eine ins Regierungsprogramm hineinreklamierte „Verfassungskonformität“ der Maßnahmen. Der einzige Schönheitsfehler dieser Argumentation: Freiheitsentziehende Maßnahmen als Eingriffe in die Grundfreiheit bedürfen immer dem Einklang mit der Bundesverfassung. Diese stellt man üblicherweise mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit im Nationalrat her. Und nachdem sich Kogler zum besten Mann Kickls in der Regierung mausert, werden die Freiheitlichen der neuen Koalitionsregierung schon die Verfassungsmehrheit sichern.

			13. jänner 2020

			Die Tatsache, dass der Name Mohammed in drei Wiener Gemeindebezirken der beliebteste Kindername ist, reiht sich vollkommen wertfrei in jene Faktenlage ein, dass Österreich einem gewaltigen demografischen Umbruch unterzogen wurde und nach wie vor wird. In sieben Grazer Gemeindebezirken liegt der absolute Migrationsanteil mittlerweile zwischen 25 und 45 Prozent, 53 Prozent aller Volksschüler der zweitgrößten Stadt Österreichs sind nicht deutscher Muttersprache. Was diese dramatischen Zahlen für unsere Zukunft und die aller künftigen Generationen bedeuten, bedarf keiner populistischen Zuspitzung mehr! Es ist der schlagende Beweis, dass Sätze, wie „ich fühle mich in meiner Heimat nur mehr fremd“, keiner rassistischen oder fremdenfeindlichen Angst entspringen, sondern in recht trauriger Weise den Alltag unserer Mitmenschen in den Großstädten abbilden. Zu dieser aus allen Fugen geratenen Ideologie des vorsätzlichen Multikulturalismus und dessen fahrlässiger Duldung durch die Politik gesellen sich soziale, ethnische und religiöse Spannungen ungeahnten Ausmaßes.

			Toleranzprediger könnten nun den alten Kalauer einwenden, dass Österreich schon aus seiner Historie der Donaumonarchie heraus ein Vielvölkerstaat war. Ja, das stimmt, wiewohl sich die habsburgischen Länder meines Wissens nicht bis nach Tschetschenien, Syrien, Türkei, Islamabad und Co. erstreckten und zumindest der Bevölkerungsmix des alten k. u. k. Reiches doch ein wenig verträglicher war. Ökonomisch brisant ist zudem der gegenwärtige Zuzug in unser Sozial- und Gesundheitssystem – die periodisch veröffentlichten Arbeitsmarkt- und Sozialdaten drücken aus, dass wir eben nicht die hochqualifizierten Facharbeitskräfte für unsere Wirtschaft zuwandern lassen, sondern uns dank unseres ausgebauten Systems erfolgreich am Silbertablett für Sozialflüchtlinge präsentieren.

			Jörg Haider sagte im Jahr 1993 bereits: „Bevor Politiker das Volk austauschen, sollte man die Politiker austauschen.“ Er wurde für seine Warnungen und die Skizzierung des demografischen Umbruchs gescholten, als Nazi beschimpft. Nicht anders erging es vor einigen Jahren übrigens Thilo Sarrazin, der in seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ rein wissenschaftlich eine nun Realität gewordene Hochrechnung der neuen Gesellschaft beschrieb. Ich sage: Es ist das gute Recht der Österreicher, frei jeglicher Angst vor Denunzierung und Verleumdung zu sagen, dass man diese suizidale Entwicklung unserer Gesellschaft mit Fug und Recht ablehnt!

			20. februar 2020

			Frau Merkel,

			„Rassismus ist ein Gift, Hass ist ein Gift“, verlautbarten Sie heute in Berlin. Richtig, aber die unvollständige Analyse der Giftmischerin selbst angesichts der Tragödie von Hanau. Die Radikalisierung der Ränder, die Spaltung der Gesellschaft, das Ende der politischen Mitte, der Rechtsextremismus, der Linksextremismus, der religiöse Fanatismus, die Gewalt des Einzelfalls, die Hilflosigkeit gegenüber dem Terror – Frau Merkel, das ist die Bilanz Ihrer Politik. Heute hat ein rassistisch motivierter Psychopath zugeschlagen, gestern war's ein Bahngleiswerfer, vorgestern war's ein Frauenmörder, in Halle war's ein Antisemit, im verwüsteten Hamburg die Anarchisten, am Berliner Weihnachtsmarkt ein Terrorist. Das Böse, das immer Böses muss gebären.

			So grotesk es klingen mag: Die Täter unabhängig ihres ursprünglichen Antriebs und ihrer posthumen Zurechnung in die einzelnen Schubladen der Ursachen sind vereint im Sieg über den Frieden, das Leben, die Sicherheit und die Demokratie. Mit dem Ende des Rechts, mit dem Ende der politischen Mitte und der Schwäche der politischen Führung wurde der Weg für die Radikalisierung der Täter geebnet, ihre verabscheuungswürdigen Phantasien in Gewalt und Mord zu wechseln. Deutschland sollte in seiner Nachkriegsgeschichte genügend Zeit gehabt haben aus den linken RAF-Morden, den rechten NSU-Attentaten, dem islamistischen Terror – aus all diesen Wurzeln des Übels und den jeweiligen politischen Brandbeschleunigern – zu lernen?

			Am heutigen Tag wird in den Reaktionen auf die Opfer, in den unterschiedlichen Nuancen der Stellungnahmen schmerzlich bewusst: Frau Merkel, weder Sie noch der Rest haben den Ernst der Lage erkannt, die Dramatik des Versagens der eigenen Politik verstanden. Gegenseitige Schuldzu- und -abweisung innerhalb der Parteien des demokratischen Spektrums, des berühmten Verfassungsbogens, stellen den eigentlichen Triumph der Täter dar. Die fahrlässige Destabilisierung des demokratischen Systems durch vermeintliche, aber mehr verantwortungslose Demokraten in ihrer kleinen parteipolitischen Niedertracht selbst. Frau Merkel: Das Ende des Rechts, dieses Ausflusses Ihrer Politik bedeutet Gewalt. Die Schwächung und Nichtanerkennung der Demokratie durch staatliche Organe selbst bedeutet die Anarchie. Das ist der wahre Giftcocktail, der in großer Dosis Ihren Landsleuten täglich eingeimpft wird.

			10. märz 2020

			Man hätte die Uhr danach stellen können. Erdoğan erpresst Europa, schickt in die erste Reihe seiner auf Kosten der EU gesammelten schutzbefohlenen Sklaven einige wenige junge Mütter und Kinder. Die perfekt inszenierten traurigen Kulleraugen, gegen Europa gerichtet, haben ihre Wirkung nicht verfehlt. Deutschland, Seehofer und Merkel rufen die Koalition der willigen Idioten aus, jener, die Erdoğan auf dem Leim gehen, den Rechtsstaat durch ein Rehaugenrecht ersetzen wollen.

			Jene, die aus 2015 nichts gelernt haben, machen nun wieder denselben Fehler. Aus falsch verstandener Toleranz und dauerhaft eingeimpftem schlechtem Gewissen vollenden sie diesmal sinnigerweise das Werk des Despoten von Ankara, initiieren eine Sogwirkung ungeahnten Ausmaßes. Anstatt sich jener dramatischen Realität zu stellen, dass wir Europäer uns mit drei Millionen Flüchtlingen – dem menschlichen Faustpfand eines größenwahnsinnigen türkischen Autokraten im unaufhaltsamen Abstiegskampf – konfrontiert sehen, sich darunter die IS-Terroristen aus Idlib eingefunden haben, entflammt innerhalb der EU auf Anleitung von Merkel und Co. ein leidenschaftlicher Streit über die Rettung von einigen Hundert Kindern an der türkisch-griechischen Grenze.

			Erdoğans schäbiges Kalkül geht exakt hier auf, beim Anblick unschuldiger, hungernder und frierender Kinder, die kameragerecht in die erste Reihe gestellt wurden und nur ein Ziel haben: Europa in einer vereinigten Abwehr gegenüber den Erpressungsversuchen aus Ankara aufzuweichen und zu spalten. Und während Merkel die Kinder auch als Waffe ihres „Wir schaffen das“-Populismus nützt, knickt ihre Schwester im Geiste, Flinten-Uschi, in Brüssel ein, schickt mehr Milliarden Euro in den türkischen Korruptionssumpf, überweist jenes Schutzgeld, das Europa vor selbstständigen Maßnahmen abhält. Denn wir alle wissen: Hinter den hundert Kindern warten Hunderttausende, warten Millionen. Und nun sollen wir weiterzahlen! Jean Paul sagte: „Die schlimmsten Fehler werden gemacht in der Absicht, einen begangenen Fehler wieder gut zu machen.“ Ich sage: Gott möge uns vor denen behüten, die es nur „gut“ meinen.

			16. marz 2020

			Merkel, Sie schaffen das doch. Wie immer! 2015 erklärten Sie Ihren Landsleuten, der Weltöffentlichkeit, uns allen in ihrem einsamen Alleingang, dass Grenzschließungen – trotz des Wissens um die drohende Gefahr – niemals möglich wären. Es widerspreche all Ihren Grundwerten, Grenzbalken herunterzulassen. In Ihrem technokratischen und arrogant anmutenden Festhalten am widersinnigen Mantra, an dieser Heiligen Kuh ihrer Politik, gefährdeten Sie sehenden Auges Millionen von Menschen überall in Europa, verursachten das Schicksal des leidigen Einzelfalles in Deutschland, spalteten Ihr Volk. Aber Hauptsache, die Grenzen sind offen. Wahrlich, darauf können Sie wirklich stolz sein. Sie stellten eine Ideologie der absoluten Grenzenlosigkeit der Vernunft der Sicherheit des einzelnen Individuums entgegen und verloren. Niemals kann und darf eine politische Idee, wie die Ihre, Menschenleben schutzlos ausliefern.

			Aus der Tragödie Ihrer Politik der späten Reaktion, der untätig im Schoß liegenden Raute nichts gelernt, stellten Sie sich vor wenigen Tagen einmal der Öffentlichkeit und tönten uneinsichtig: „Die Vorstellung, dass man etwas durch die Abriegelung aus einem Land halten kann, ist naiv.“ Und heute werden die Grenzen aufgezogen, müssen selbst Sie erkennen, dass in der Not das souveräne Agieren einer handlungsfähigen Nation vielleicht doch der bessere Weg ist, als sich dem Elend der Handlungsunfähigkeit abstrakter europäischer Instanzen auszusetzen. Und nein, es hat nichts mit Nationalismus oder mit völkischem Gehabe zu tun, sein Land und seine Mitmenschen vor Gefahren zu bewahren. Als es darum ging, Banken und Spekulanten vor finanziellen Schäden ihrer verseuchten Finanzwirtschaft, ihres Betruges zu bewahren, die Köpfe der Vorstände der Deutschen Bank aus den Schlingen zu ziehen, haben Sie binnen weniger Stunden agiert, autoritäre Handlungen gesetzt, Milliarden Euro aufgestellt und den Spekulanten in den Rachen geworfen. Ihr Schutzschirm, Frau Merkel, gilt offenbar ja nur der Finanzwelt.

			Deutschland 2020, gleich hilflos wie 2015, reagiert statt agiert, gackert anstatt geschlossen zu handeln, zaudert, anstatt Leadership zu zeigen. Ein chaotischer Fleckerlteppich unterschiedlicher Maßnahmen über jedes Bundesland und jedes Dorf, die das Gesundheitssystem, die Spitäler und am Ende die Menschen nicht schützen wird. Die Raute untätig im Schoß, sich mit der Tragödie abfindend. Aber Hauptsache, die verbreitete Angst wird genützt, um still und heimlich die Gebühren der Öffentlich-Rechtlichen zu erhöhen, jener Anstalten, die „Alte dahinraffen“ sehen wollen. Merkel, Sie schaffen das!

			8. juni 2020

			Sie erinnern sich noch an dieselbe Zeit vor einem Jahr? Als die ungewaschene Rastalockenkapitänin und wahrhaftige Schutzpatronin aller Schlepper, Carola Rackete, auch Rukola Trompete genannt, den heroischen Kampf gegen die italienische Seegrenze führte, sich mannhaft gegen die Behörden und die steinerne Hafenmauer stellte und ihren rostigen Seelenverkäufer am Stiefel Europas auflaufen ließ. Unter ihrem gutmenschlichen Martinsmantel die ganz unschuldig in Seenot geratenen Schutzbefohlenen der geistig nahestehenden Schleppermafia als Faustpfand ihres PR-Feldzuges missbraucht. Sie erinnern sich an die Bilder der abgeführten Schiffsführerin des Untergangs Europas, abgeführt in Handschellen wegen Gesetzesbruchs, und die darauffolgende internationale Diskussion, die darin endete, dass Rackete neben Gretl und Angela als Dritte im Bunde der feministischen Götzenbilder einer um die Vernunft befreiten Gesellschaft inthronisiert wurde. Und an die jenseitige Diskussion über das Vorgehen des italienischen Innenministers Salvini und die Vergleiche mit Mussolini?

			Gut, jetzt ist der Groschen gefallen, jetzt sind die Bilder wieder im Kopf, denn um ein Haar hätte man dieser Tage zum Jahrestag ihrer Überfahrt ja fast vergessen, dass uns die gute deutsche Pute einige straffällige Goldjungen importiert hat. Drei an der Zahl, Vergewaltigung und Folter werden ihnen vorgeworfen. Jenen, die nur vorgeblich vor Krieg flüchteten und hier Gewalt säen. Vergewaltiger, illegal eingeführt hinter die Grenzen Europas, ausgerechnet von der Heldin des Seefeminismus. Ja, das Schicksal hat Humor, aber der Bürger dafür kein Verständnis. Dies wird verschwiegen, von jenen Medien, die Rackete auf den Titelseiten hündisch verehrten und die sich jetzt ausschweigen. Und so hütet Euch, liebe Leute, vor jenen künstlich kreierten HeldInnen, die von der Journaille aufs Schild gehoben werden, hinter denen sich aber Abgründe ungeahnten Ausmaßes auftun. Und hütet Euch vor den Sehnsüchten der GutmenschInnen, die unter vorgeblicher Toleranz und gespieltem Humanismus an der Selbstmystifizierung arbeiten und in der Realität doch nur Gewalt, Spaltung und Terror säen. Also hütet Euch vor den gezeichneten Rastalocken!

			juni 2020

			„Allahu Akbar“, der aktuelle schwäbische Partygruß, schallte durch Stuttgart, und wo man sich einst mit Bierkrügen ein gepflegtes „Prost“ zuwarf, fliegen die Pflastersteine, klirren nun die Fensterscheiben, stöhnen verletzte Polizisten, wird eine deutsche Großstadt dank Disco-Angies neuer globalisierter „Event- und Partyszene“ über Nacht in Schutt und Asche gelegt, regiert die bunte Welt der lauten Anarchie die blutige Nacht. Die neue deutsche Partywelle des 21. Jahrhunderts, ein klassischer Importschlager, beginnend mit den erfolgreichen und weltbekannten Armlängenpartys in Köln, den Bahnsteigweitwurffesten von Frankfurt, den Schwertlängenpartys und nun den aktuellen Events von Stuttgart. Schön verpackt im neuen bunten Sprachkodex der politischen Korrektheit, denen sich nun nach dem Berliner Establishment auch die Sicherheitsbehörden, willfährig und zugleich den gewaltigen Alltag negierend, unterwerfen.

			Für den deutschen Duden und die eine oder andere Strafakte hätte ich da noch einige Vorschläge zur endgültigen Unkenntlichmachung der täglichen Realität zu machen. Kriminelle und Kapitalverbrecher könnten wir schlicht in Heilige umtaufen, die USA tun es ja bereits erfolgreich. Statt dieses fürchterlichen Wortes „Bombenattentate“ böte sich doch „jahreszeitunabhängiges lustiges Silvesterfeuerwerk“ an. Und falls wieder ein LKW in einen Weihnachtsmarkt donnert, könnte man es doch – sprachlich vornehm und tolerant, wie wir sind – als „gutmenschliches Formel-1-Training“ oder als „wetterunabhängigen Schneeräumdienst“ titulieren. Aus Drogendealern eindeutiger Provenienz machen wir „pharmazeutische Kindergartenpädagogen mit Touristenhintergrund“. Und die Einzelfallvergewaltiger sind halt künftig „Salsa-Tänzer mit dem Hang zu intensivem Körperkontakt“ oder „autodidaktische Gynäkologen, die zur staatenübergreifenden Vorsorgeuntersuchung schreiten“. Aus dem ordinären Messerstecher wird in Deutschlands Medienlandschaft ein besonders begabter Zirkusakrobat oder man nennt sie künftig „tintenfreie Tätowierer“! So stellen sich doch Angela „Wir schaffen das“-Merkel, ihre Regierung und die Handlanger des verlogenen Mainstreams die neue Sprache vor, die die Wahrheit zur Unkenntlichkeit verfälscht. Denn die unverbrüchliche Wahrheit könnte ja furchteinflößend oder diskriminierend sein. Und daher hätte ich auch für Deutschland einen neuen, angemessenen Namen: größtes Irrenhaus der Welt.

			3. juli 2020

			Der Blick auf Wiens Straßen, auf die Banlieues Frankreichs und die deutschen Großstädte wie Stuttgart stehen exemplarisch für einen nur mehr schwer erträglichen Dauerzustand innerhalb europäischer Siedlungsgebiete, beweisen sie doch das endgültige Scheitern einer jahrzehntelang betriebenen, ja grenzenlosen und zuweilen chaotischen Zuwanderungspolitik. Einer Integrationspolitik, die aus einer abstrakten Toleranz heraus keinerlei Werte vorschrieb und sich ausschließlich im verordneten Erlernen einer Sprache erschöpfte. Und daher ist es nicht verwunderlich, dass die nun als „ungebetene Gäste“ erkannten Neuankömmlinge, größtenteils gelernte Krawallbrüder und -schwestern, eben als Antwort auf unsere „noble Zurückhaltung“ die Werte, die Traditionen, die Erfahrungen und damit auch ihre blutigen Konflikte ihrer Herkunftsländer mitimportierten. Der nunmehrige Reflex auf die Tatsache der politischen wie religiösen Radikalisierung dieser Gruppierungen greift sprichwörtlich zu kurz. Denn nicht nur die gewaltbereiten und faschistoid sozialisierten Anhänger Erdoğans, Öcalans, Kadyrows oder gar des Islamischen Staates, denen wir mit unserer Politik des Laissez-faire jahrelang den roten Teppich ausgerollt haben, tragen die Hauptschuld für die gewalttätigen Unruhen, sondern auch wir, die keinerlei Regeln aufstellten, keinerlei Grenzen normierten, keinerlei Konsequenzen zogen.

			Daher ist es an der Zeit, eine klare Botschaft zu formulieren und diese auch in konkrete rechtsstaatliche Akte fließen zu lassen: „Aufbauend auf unserer Kultur und der Erfahrung aus unserer Geschichte, wollen wir, die unterschiedlichen Völker Europas, in Frieden, Freiheit, größtmöglicher Offenheit und Demokratie weiterhin leben. Wer sich an unsere Gesetze nicht hält, unsere Traditionen nicht respektiert und unsere Werte nicht lebt, unsere gesellschaftlichen Normen dauerhaft nicht achtet, unsere Sprache nicht lernt, sich am Gemeinwohl nicht beteiligt, hat bei uns nichts verloren, er ist nicht willkommen, er fliegt! Wir dulden die Austragung gewalttätiger Konflikte anderer Länder auf unserem Grund und Boden ebenso wenig wie religiös motivierte Aggression innerhalb der Gesellschaft oder unserer Familienverbände! Wessen geistige und ideelle Verbindungsfäden zu AKP, PKK, IS und Co. stärker als zum derzeitigen europäischen Aufenthaltsort sind, wird dorthin zurückgeführt, wo er seine gewalttätige Sehnsucht ausleben kann. Es ist eben unser Land und es sind unsere Regeln, die es zu beachten gilt.“ So einfach geht's!

			27. juli 2020

			Überraschend und zumindest vom Ansatz her richtig ist der Vorstoß von Nationalratspräsident Sobotka, wonach sich Muslime zur demokratischen Verfassung der Republik Österreich zu bekennen haben. Überraschend deswegen, weil Sobotkas Parteichef Sebastian Kurz noch vor wenigen Jahren – übrigens entgegen aller historischer Erfahrungen – den Islam per se als Bestandteil Europas erklärte und somit einer Religion, die sich in ihrem theologischen Fundament und der darauf bauenden aggressiv missionarischen Absicht gegen die Demokratie, die Meinungsfreiheit, die Säkularität, den aufgeklärten Pluralismus und mehrheitlich gegen all unsere Gesetze stellt, einen Persilschein ausgestellt hat.

			Es ist weder verwegen noch diskriminierend und schon gar nicht „islamophob“, wenn man Mitgliedern dieser Religion, die sich mehr ideologisch als theologisch verstehend gegen alle anderen als auszumerzende „Ungläubige“ positioniert, eindeutig und nachhaltig zu verstehen gibt, dass die glaubenstreue Auslegung des Islam im krassen Widerspruch zur Verfassung einer demokratischen Republik steht und folgerichtig keinen Platz in unserer Gesellschaft hat. Mehr noch, rufen doch die im Nahen Osten ansässigen anerkannten Autoritäten dieser Religion weltweit zur „Eroberung“ und gleichzeitig zur Einführung der Scharia, also der Implementierung einer im 7. Jahrhundert konservierten religiösen Rechtsprechung anstatt unserer demokratischen Judikative auf. Ob das bloße Abverlangen eines Bekenntnisses zu unserer Verfassung und damit zum rechtlichen Rahmen unserer Gesellschaft dazu reicht, die durch anerkannte Islamwissenschaftler, wie beispielsweise Mouhanad Khorchide, aufgeworfene Unintegrierbarkeit von Teilen der muslimischen Gemeinschaft zu beheben, ist zu bezweifeln.

			Viel eher müsste endlich formuliert werden: Der Islam ist kein Bestandteil Europas, einzelne Muslime hingegen sehr wohl, wenn sie sich nicht nur zu den Regeln unseres Daseins bekennen, sondern diese auch leben!

			30. juli 2020

			Frau Merkel,

			sagt Ihnen der Name Zubyr S. etwas? Oder die Namen seiner gesichtslosen Opfer? Haben Sie jemals in die Augen eines 11-jährigen oder 13-jährigen Mädchens geblickt, dessen von Lebensneugier loderndes Feuer in den Augen gänzlich erloschen ist? Nein, das konkrete Leid des Fluchs Ihrer bösen Tat ist Ihnen gänzlich unbekannt. Sie schauen weg, es wird von Ihnen negiert oder totgeschwiegen. Es wird unter Ihren vier Buchstaben, breit und schwer, ausgesessen. Wie soll es auch anders sein? Denn „Wir schaffen das“ war generös, human und die drei Worte des Übels leicht gesprochen, die Folgen tragen nicht Sie, aber das Ihnen schutzbefohlene Volk. Unter ihnen unzählige jugendliche Opfer des jüngsten Einzelfalls, des Drogendealers, und nun zwei Mädchen, deren psychisches Leben zu Ende scheint. Zubyr S. ist das eindeutige Resultat Ihrer Politik, von ihm ein Mädchen schändlich missbraucht, vergewaltigt. Von der Justiz Ihres Landes dennoch auf freien Fuß gesetzt, denn es bestünde für den armen Täter keine Fluchtgefahr und trotz des Wissens um das Kapitalverbrechen auch keine Wiederholungsgefahr.

			Einen Monat später schlägt der Täter wieder zu, die zweite Kinderseele ausgelöscht. Unter einer Justiz, die sich dem von Ihnen kreierten Staat der Toleranz gegenüber der Gewalt sehr gut angepasst hat. Einer Justiz, die nicht schützt und nicht Recht spricht, aber wenigstens „gut und tolerant“ ist. Einer Justiz Ihres Landes, die dem Täter glaubt, aber nicht dem Opfer. Zubyr S., Drogendealer, Vergifter unserer Kinder, einen Strafakt am Kerbholz, der seinesgleichen sucht. Das System glaubt ihm, gibt ihm die Freiheit und stiehlt diese somit den Unschuldigen. Als Justizpanne wird es abgetan, man wollte es vertuschen. Der nun plötzlich ins Treffen geführte Opferschutz erlaube es nicht, darüber zu berichten. Nun rücken die unschuldigen Opfer doch ins Interesse dieser Karikatur einer Justiz und deren Schicksal wird dazu missbraucht, die Herkunft des Täters, sein kriminelles Vorleben und die regelrechte Beihilfe der Damen und Herren im Talar zu verschweigen. Das Irrenhaus Deutschland – oder wie Merkel einen demokratischen Rechtsstaat pervertierte, weil man zu den Guten gehören wollte, die das Böse walten lassen.

			25. august 2020

			Ein 27-jähriger Syrer, im Zuge des „Wir schaffen das“-Chaos ins Land geströmt, erbringt durch seine abscheulichen Taten an der Grazer Synagoge den Beweis für die seit Jahren vom Präsidenten der Jüdischen Kultusgemeinde Elie Rosen vehement artikulierte Kritik, dass ausgerechnet Europa massenweise den muslimischen Antisemitismus importiert. Die Rufe „Nie wieder!“ verkommen so zu hohlen Phrasen der Sonntagsantifaschisten, wenn man einerseits den historischen Antisemitismus bekämpft, aber aus ideologischen Gründen den religiösen Antisemitismus der islamischen Welt und den unter der Israel-Kritik verharmlosten Antizionismus der Linken nicht nur außen vor lässt, sondern ihn gar noch fördert. Die Vandalenakte gegen die steirische Synagoge und die Gewaltakte gegen den Präsidenten der Gemeinde selbst riefen selbstredend Bestürzung hervor, vom Bundespräsidenten abwärts meldete sich das offizielle Österreich teils betroffen, teils mahnend zu Wort. Dieser Liga der ständigen Betroffenheit kann man auch an dieser Stelle den Vorwurf nicht ersparen, nicht nur auf einem Auge blind zu sein, sondern mit ihrem Tun und Handeln exakt diesen Anschlag auf das jüdische Leben der steirischen Landeshauptstadt begünstigt zu haben.

			Lieber Elie Rosen! Du weißt, meine Solidarität und die meines Mannes Thomas zur jüdischen Gemeinde und Eurem vielfältigen kulturellen Leben entspringt nicht dem Dogma einer besonderen Verantwortung, sondern unserer tief empfundenen Zuneigung Euch älteren Brüdern gegenüber. Ich versichere Dir und Deiner Gemeinde aufrichtig, immer an Eurer Seite zu stehen, sowohl gegen politischen Antisemitismus von Links und Rechts als auch den importierten Antisemitismus zu kämpfen. Ich werde mich immer vehement gegen Diskussionen zur Wehr setzen, die unter dem Deckmantel der Israel-Kritik Euch und Eurem Land das Existenzrecht absprechen wollen. Warum? Weil ich auf einem Auge eben nicht blind bin, weil der Kampf gegen Antisemiten nicht opportunistisch relativiert werden kann und darf. Weil Ihr, liebe Jüdinnen und Juden, trotz allen erfahrenen Leids eine der tragenden Säulen unseres Kontinents seid!

			11. september 2020

			Das landläufige Florianiprinzip lautet ja: „Heiliger Sankt Florian! Verschon' mein Haus, zünd' and're an!“ Eine gänzliche Neuformulierung dieser Verhaltensweise erlebt die erstaunte Mehrheit Europas mit Blick auf die griechische Insel Lesbos und die dortige Flüchtlingsunterkunft Moria. Pyro-Asyltouristen, die zuerst ihre eigene Unterkunft abfackeln, die eilig herbeigerufenen Feuerwehrmänner mit Steinen bewerfen, um sich so auf Basis eines kriminellen Aktes weiteren Zugang zu Europas Sozialtöpfen erpressen zu wollen auf der einen Seite, auf der anderen eine Liga der Toleranzextremisten, die der feurigen Erpressung auf den Leim gehen und die Grenzen nach dem Motto „Freie Fahrt für Zündler und Brandstifter“ einfordern, und im Hintergrund ein türkischer Diktator, der für jeden in Österreich oder Deutschland aufgenommenen Asylwerber Tausende an die türkisch-griechische Grenze nachschickt und prompt die Flüchtlingsunterkünfte wieder befüllt. Und daher haben die Rufe „Nehmt doch alle auf “ nichts mit Humanismus, sondern eher mit ausgewachsener Dummheit zu tun, die nach dem „Wir schaffen das“-Jahr 2015 nun halt ihre – zumindest noch rhetorische – Fortsetzung findet. Einstein sagte einst: „Zwei Dinge sind unendlich, das Universum und die menschliche Dummheit, aber bei dem Universum bin ich mir noch nicht ganz sicher.“

			15. september 2020

			Jede Nation, jedes Volk hat das Recht darauf, seine Identität, seine Kultur, seine Sprache zu bewahren. Und tatsächlich soll es gegenwärtig Nationen geben, die auf ihr sinnstiftendes Wesen stolz sind, diesen Kern ihrer bürgerlichen Gesellschaft verteidigen, ohne einem überbordenden Nationalismus zu verfallen. Es ist offenbar dem schweren Erbe des Nationalsozialismus in Österreich oder auch Deutschland geschuldet, dass Diskussionen über einen überbordenden Multikulturalismus beiden Ländern nicht zugestanden wird, selbst fachlich argumentierende Kritiker dieser Entwicklung reflexartig als Rechtsextreme oder Rassisten schubladisiert werden und eine ideologisch motivierte, zügellose Zuwanderung offenbar der kollektiven Schuld dieser Schreckensjahre geschuldet ist. Aber auch im Wissen um die Risiken eines solchen Disputes ist angesichts des Integrationsberichtes 2010–2020 klar und deutlich festzustellen: Österreich schafft sich gerade ab!

			Wenn der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in den letzten 10 Jahren um rekordverdächtige 35,5 Prozent gestiegen ist und die Summe der Zugewanderten nun die Zwei-Millionen-Grenzen überschritten hat, wenn allein in der „Wir schaffen das“-Krise mehr als 118.000 Menschen, in etwa die Größe der Kärntner Landeshauptstadt Klagenfurt, größtenteils unkontrolliert ins Land gesickert sind, dann sind das nicht die bedrohlichen Zahlen eines Machwerks Thilo Sarrazins, sondern die statistischen Fakten der offiziellen Behörden. Wenn in allen Schulen Österreichs ein durchschnittlicher Anteil von 26,4 Prozent Schüler nichtdeutscher Muttersprachen, in den Großstädten die Schüler deutscher Muttersprache in der eklatanten Minderheit sind, ist es reine Mathematik und weniger ideologische Motivation zu prophezeien, wohin die Reise die nächsten ein bis zwei Generationen geht. Wenn manch fremde Bevölkerungsethnien ganze Stadtviertel Wiens oder der Landeshauptstädte als „ihr erobertes Eigentum“ betrachten, dann geht die Reise schnurstracks und unwiderruflich in gänzliche Aufgabe unserer österreichischen Identität, unserer Kultur und mit Blick auf die mangelnden Deutschkenntnisse der Zuwanderer auch unserer Sprache. Dann wandelt sich eine ehemals angestammte Mehrheit zur Minderheit. Von dem Zauberwort „Integration“ ist spätestens dann nicht mehr zu sprechen, wenn die zu integrierenden Personen die Mehrheit darstellen. „Achte jedermanns Vaterland, aber das deinige liebe“, sagte einst der Dichter Gottfried Keller. Ich weiß nicht, warum es so schwer ist, das Geliebte zu bewahren.

			6. november 2020

			Es kam, wie es kommen musste, wie seit Jahren davor gewarnt, wie prophezeit. Der Terroranschlag in Wien entreißt unserem Land nun endgültig den Titel „Insel der Seligen“. Österreich wurde mit einem hohen Blutzoll und auf dramatische Art und Weise daran erinnert, ja, regelrecht wachgerüttelt, dass die Gewalt, der religiöse Extremismus und schlussendlich der Tod vor unseren ohnedies offenen Grenzen keinen Halt machen. Noch viel schlimmer: Unserem Land wurde vor Augen geführt, dass der Keim der Radikalisierung hier mitten unter uns, ganz offen, ungeniert und für alle sichtbar wächst und sich schlussendlich in einem unfassbaren Gewaltakt – vollendet durch eine amtsbekannte Zeitbombe – entfaltet. Nun sind wir tatsächlich eins im Schicksal mit Berlin, Nizza, Paris, London, Madrid und den anderen europäischen Hauptstädten, die seit Jahren unter einer gewaltsamen Unterwanderung leiden müssen, deren öffentliche Plätze und Gebäude Festungen gleichen. Zum Preis, Unintegrierbares integrieren zu wollen, mussten in Wien Menschen sterben. Zum Preis, Intolerante tolerieren zu wollen, wurde unschuldigen Bürgern ihr Leben entrissen.

			Die Stadt und das Land stehen unter Schock, die Angehörigen trauern um ihre Toten, Menschen bangen um ihre Freunde und Verwandten in den Spitälern. So konfus sich diese Nacht des Grauens für uns alle nach wie vor darstellt, so einfach sind in Wahrheit die Ursachen: Wir haben weggesehen! Der Täter präsentiert sich posthum als schlimmster Beweis für das Versagen des Rechtsstaates, der Integrations- und Sicherheitspolitik und steht gleichsam ad personam im Widerspruch zu all den hohlen Worten und Ankündigungen der aktuellen politischen Führung und jener der letzten Jahre. Ein 20-jähriger Doppelstaatsbürger, dessen Doppelstaatsbürgerschaft es gar nicht geben dürfte, radikalisiert sich in einer amtsbekannten Moschee Wiens, die seit Jahren geschlossen gehört hätte. Er lebt in einem Gemeindebau, zu dem er angesichts seines Strafregisterauszuges keinen Zugang haben dürfte, und bezieht Sozialhilfe, die angesichts seiner extremistischen Vorgeschichte einer Verhöhnung all unserer Grundsätze gleichkommt. Er zieht für den Islamischen Staat in einen Krieg, wird gefasst und verurteilt und trotz des aktenkundigen Wissens um seine terroristische Vorgeschichte vorzeitig entlassen. Auch eine Tatsache, die vielen Menschen im Land den Glauben an die Justiz und den Rechtsstaat raubt. Auf freiem Fuß wird er, der Gefährder, entgegen aller Reglements, nicht mehr observiert. Auch das verordnete „Resozialisierungsprogramm“ – als ob ein solcher Kurs jemals religiösen Fanatismus besiegen könnte – scheitert wenig überraschend. Folgerichtig versucht er, sich in diesem Sommer, während Österreichs Sicherheitsbehörden von der Regierung auf Corona-Jagd geschickt werden, in der Slowakei Waffen und Munition zu besorgen. Eine Tatsache, die zwar den slowakischen Geheimdienst in Alarmbereitschaft versetzt, aber in guter alter bürokratischer Tradition in Wien in den Schubladen des Innenministeriums verschimmelt. Die Zeitbombe tickt völlig unbehelligt von den Behörden weiter und explodiert in der Nacht von Montag auf Dienstag in Wien. Der Bundeskanzler und sein Innenminister rufen den Kampf gegen den Terror aus, zum wiederholten Male. Hohle Worte angesichts der Tatsache, dass der von diesen beiden repräsentierte Rechtsstaat die Instrumente für einen solchen Kampf fahrlässig oder vorsätzlich ungenützt lässt. Ihr habt weggesehen!

			november 2020

			Nein, wir sind keine Insel der Seligen mehr, Österreich wurde vom Terror erschüttert! Und auch wenn sich die gefällige mediale Aufmerksamkeit unserer Tage wieder auf die Causa prima richtet, also der panischen Grippe Corona, ist gar nicht oft genug zu betonen, dass es seit den 1970er-Jahren keinen vergleichbaren Anschlag mehr auf unsere österreichische Gesellschaft gegeben hat. Und dieser blutige Novembermontag offenbarte nicht nur die Schwächen unseres sicherheitspolitischen Systems, sondern vor allem die Auswirkungen eines seit Jahrzehnten verordneten Schweigens über die vielfältigen Gefahren der extrem-islamischen Lehre und ihrer gewalttätigen Auswüchse und radikalen Netzwerke. Seien wir uns doch ehrlich: Jede noch so sachlich geführte Diskussion wurde ja umgehend mit der Nazikeule quittiert, jeder Versuch, vor dieser invasorischen Gefahr zu warnen, ins rechtsextreme Eck gedrängt. Und es ging vielen Mahnern und Warnern in Europa so.

			Es ist doch schon einige Jahre her, dass der deutsche Ex-Politiker und Erfolgspublizist Thilo Sarrazin in seinem Werk „Deutschland schafft sich ab“ auf gesellschaftlich stattfindende und von der Politik nicht nur geduldete, sondern sogar beförderte Umbrüche aufmerksam machte. Der Platz auf dem Scheiterhaufen der politisch korrekten Inquisition war ihm sicher, unabhängig übrigens davon, dass es sich bei Sarrazin um ein prominentes Mitglied der Deutschen Sozialdemokratie handelte. Und auch in Österreich wurden Versuche, vor dieser extremistischen Unterwanderung und ihren öffentlich sichtbaren Symbolen zu warnen, kurzerhand als islamophob und fremdenfeindlich abgetan.

			Hart war hingegen für die vielen Realitätsverweigerer der blutige Aufprall, den uns dieser Allerseelenmontag 2020 bescherte, vier unschuldige Menschen um ihr Leben brachte, das Multiorganversagen der Integrations- und Sicherheitspolitik auf dramatische Art und Weise offenlegte und für alle Welt sichtbar machte, dass den hohlen Sonntagsreden der konservativen Regierungsspitzen der letzten Jahre keine nennenswerten Handlungen gegen die Gefahren erfolgte. Ja, viel schlimmer, man sich im Formulieren breitenwirksamer Überschriften erschöpfte. Nun sind wir Österreicher also eins mit Berlin, Paris, Nizza, Madrid und London und den vielen europäischen Groß- und Kleinstädten, deren Sicherheit zugunsten einer politischen Agenda geopfert wurde. Nur um Unintegrierbares integrieren zu können, werden Mitmenschen geopfert. Nur um Intolerantes tolerieren zu können, müssen Menschen sterben.

			Aber es sind eben nicht nur die blutigen Höhepunkte dieser Politik, es ist die schleichende Unterwanderung unserer europäischen Menschenrechte als Teil unseres Wertesystems. Jahrzehntelang kämpften Frauen gegen die Unterdrückung der Männerwelt, nun importieren wir jene Individuen, die dieses Rad zurückdrehen. Die Politik lässt dies zu, aus Toleranzgründen übrigens. Jahrhundertelang wurden auf unserem Kontinent blutige Kriege geführt, um die Errungenschaften der Aufklärung gestritten und gekämpft. Die Trennung von Staat und Religion wird nun ausgerechnet von jenen Gruppierungen in Frage gestellt, denen wir aus Gründen unseres falsch verstandenen Humanismus den roten Teppich ausrollen. Es zeigt sich aus den verschiedensten oben genannten Gründen, dass der Islam eben nicht nur eine Religion, sondern leider auch eine politische Strömung darstellt, die mit unseren zivilisatorischen Errungenschaften im krassen Widerspruch steht, ja der Islam kein Bestandteil Europas war, ist und sein wird. Während einzelne Muslime, die sich innerhalb unseres Wertekataloges integrieren und damit sehr wohl Bestandteil der Gesellschaft sind, ist es das Konstrukt einer verpolitisierten Religion, die am Ende den Staat und die Demokratie angreift. Der Anschlag von Wien, ein weiterer trauriger Beweis für diese These!

			18. dezember 2020

			Ein Kopftuchverbot würde eine Religion benachteiligen, der Staat dürfe nicht weltanschaulich agieren, das Verbot des Tragens dieses religiösen Zeichens würde muslimische Mädchen diskriminieren. Die dann doch weltfremden Damen und Herren im Talar am Verfassungsgerichtshof haben Recht gesprochen. Dies muss nicht Gerechtigkeit und schon gar nicht Richtigkeit bedeuten, auch deren weltanschaulicher Entscheidungsprozess ist nicht sakrosankt. In dem aktuellen Erkenntnis zur Aufhebung des Kopftuchverbots ist sogar das Gegenteil der Fall. Blind vor politischer Korrektheit, von historischer und theologischer Unwissenheit strotzend und erfasst vom Zeitgeist, haben die Mitglieder des VfGH einen sehr schweren Fehler begangen.

			
					
					 Das Kopftuch ist kein religiöses Zeichen, das sich auf die im Koran verbrieften Glaubensregeln berufen könnte. Ganz im Gegenteil, es ist ein politisches, weltanschauliches, aggressives und anachronistisches Zeichen der Unterdrückung und Diskriminierung der Frauen, das im direkten Widerspruch zu den vor Jahrhunderten in unseren Breiten erstrittenen Werten der Aufklärung steht. Dem Sinn dieses gegenwärtigen Unrechtserkenntnisses entsprechend, müsste der VfGH auch die gewaltsame Beschneidung, die Mehr-, Zwangs- und Kinderehen sowie die Scharia zulassen.

				

					
					 Das meist von den Eltern zwangsweise verordnete Kopftuch für minderjährige, unmündige Mädchen benachteiligt und stigmatisiert diese im Schulbetrieb und Alltag. Das Kopftuchverbot hingegen schützt diese Mädchen vor den pseudoreligiösen Zwängen und Wahnvorstellungen ihrer Eltern, die in Wahrheit nur auf die in nahöstlichen Breiten praktizierte Frühsexualisierung von Mädchen abzielen.

				

					
					 Selbstverständlich agiert der Gesetzgeber weltanschaulich und zwar auf Basis jener Weltanschauungen wie der Aufklärung, deren Werte in unsere Verfassung längst Einzug gehalten haben. Dazu gehört auch das Menschenrecht auf körperliche Unversehrtheit und das Diskriminierungsverbot.

				

			

			Das jüngste Erkenntnis steht hingegen im krassen Widerspruch zu diesem verbrieften Recht, es tritt dieses sogar mit Füßen! Manche Kritiker des Verfassungsgerichtshofes meinen, dass dieses Erkenntnis einem Kniefall vor dem Islamismus gleichkommt. Soweit würde ich nicht gehen, es ist eher ein Kniefall vor der eigenen Unkenntnis der Tatsachen, eine intellektuelle Bankrotterklärung der obersten Richter. Jenem Umstand geschuldet, dass nicht die besten Rechtsexperten des Landes dieses Gremium bilden, sondern jene, die den jeweilig entsendenden Parteien am besten zu Gesicht stehen.

		

		
			2021

			3. jänner 2021

			Die Silvesternacht 2021, so wunderbar fühlten sich die ersten Stunden dieses neuen hoffnungsvollen Jahres an. Nach Annus horribilis coronis endlich ein neues, unbeschwertes und seliges Jahr. Und erst die stillen Feierlichkeiten, beschaulich, ganz wie früher. Und zwar wie ganz früher in Bagdad, zumindest für die Bewohner von Wien-Favoriten. Der gutmenschlich importierte Glanz aus Tausendundeiner Nacht entfaltete sich wie ein zündendes Feuerwerk inmitten der stolzen Bundeshauptstadt, wie weiland in Köln. Nur war es diesmal nicht das mentalitätsbegründete Kuschelbedürfnis testosterongesteuerter und alkoholgeschwängerter Lüstlinge aus fernen Landen, die zu einem Armlängen-Abstandsmaß führten, sondern es mutierte Aladins multikulturelle Wunderlampe diesmal zu Schlagstöcken oder Sprengkörpern. Und so wurden die Wienerinnen und Wiener historische Zeugen, wie man Silvester zünftig und traditionell in Bagdad, Grosny, Islamabad oder Kabul feiert.

			Warum auch nicht? Denn die Gemeindebürger dieses Wiener Gemeindebezirkes leben ja gleichsam seit Jahren im nordischen Äquivalent dieser nahöstlichen Pulverfässer? Also warum auch nicht so feiern, wie in Grosny? Mit Vandalismus, Randale, verletzten Polizisten, eingeschlagenen Fensterscheiben oder geplünderten Geschäften? Die Überraschung überrascht, die Verwunderung verwundert, die Aufregung ob der Überraschung noch mehr. Denn nun geht ja die Saat des jahrzehntelang politisch Gewollten, Ge- und Beförderten und übrigens auch Gewählten auf. „Glasscheiben hin, statt Pummerin“, lautet nun seit 1. Jänner 2021 der neue Slogan, der seit Jahren von Rot und Grün befeuerten Wiener Tourismuswerbung. Bisher konnte man ja schon mit der örtlichen U-Bahn um ganz wenige Euro innerhalb von zwei Stunden eine Weltreise durch die Untiefen sich selbst zerstörender Kulturen hinlegen. Nur 2,40 Euro und Sie befinden sich erste Reihe fußfrei auf einer Abenteuerreise durch all jene Länder, wo Sie eigentlich niemals mehr hinfliegen wollten.

			Ja, das kommt davon, wenn man Politiker wählt, die Bürgerkrieger ins Land holen und dann über bürgerkriegsähnliche Zustände staunen. Ja, liebe WienerInnen, das kommt davon, wenn einem das Binnen-I viel wichtiger erscheint als Schutz, Friede, Sicherheit und Geborgenheit auf unseren Straßen. Das kommt davon, wenn man verhaltensauffällige Aggressoren aus einer Ideologieromantik hätschelt und pflegt und sich dann trotzdem wundert, dass aus einem aggressiven Falken keine friedliche Taube wird. Liebe WienerInnen. Prosit Neujahr und viel Schwein, solange es noch erlaubt ist. Und herzlichen Dank an die Sozialdemokratie und die GrünInnen für dieses einzigartige Wunder von Silvester!

			7. juli 2021

			Unter Drogen gesetzt, von den Tätern stundenlang mehrfach vergewaltigt, getötet. Der Tod erscheint am Ende wohl wie eine Erlösung, nach dem entsetzlichen Martyrium durch vier Bestien. Vier Mörder inmitten unserer Gesellschaft, behörden- und amtsbekannt, die ein 13-jähriges Mädchen, Leonie, schänden und ermorden konnten, weil die Politik und die Behörden wegsehen, versagen, ja sich mitschuldig machen, man diese Täter einfach gewähren ließ. Weil der Anspruch der Politiker in ihren Sonntagsreden mit der kalten Realität längst nicht mehr übereinstimmt, weil nur schön geredet und nicht hart gehandelt wird. Weil man jede dieser menschlichen Tragödien als „Einzelfall“ wenige Tage bedauert und betrauert, um dann – wie wir nun sehen – zur Tagesordnung überzugehen. Weil das einzige Gewissen der Politiker nur mehr das schlechte ist, nur deren Verlegenheit zwingt sie zur Einrichtung von Arbeitskreisen und Gewaltschutzgipfeln, deren Ergebnis einem großen Nichts gleicht. Weil man aus blinder Toleranz die Gefahren für unschuldige Bürger negiert, weil man aus gutmenschlicher Romantik die brutale Realität negiert. Weil verbohrte Ideologien am Ende ganz konkret Menschenleben gefährden und schutzlos ausliefern.

			Willkommenskultur darf eben nicht bedeuten, dass man unseren Frauen und Mädchen die Beine spreizt. Toleranz darf nicht bedeuten, dass wir unseren Frieden, unsere Sicherheit und unser Leben im Gegenzug opfern müssen. Integration darf nicht bedeuten, dass am Ende wir uns der Aggression und der Gewalt beugen müssen. Seit Jahren hören wir in schönen Reden: „Kriminelle Asylwerber werden abgeschoben.“ Aber es bleibt bei den Worten, die längst notwendigen Taten lassen auf sich warten. Man schiebt sich die Schuld gegenseitig zu, auf dem Rücken der Opfer. Innerhalb unserer Regierung entbrennt ein Streit darüber, ob man weiter nach Afghanistan abschieben darf. Eine Orchideendiskussion, zumal beide Regierungsparteien trotz ihrer Unterschiedlichkeit längst wissen, dass selbst diesem aufgebauschten Streit keine Konsequenzen folgen. 2020 wurden 4.800 afghanische Asylwerber kriminell. Für kaum einen setzte es Konsequenzen. Denn sie berufen sich auf die Menschenrechte, schreien Asyl, gehen unterstützt durch NGOs den Instanzenweg, um am Ende nach mehreren Jahren um ein Bleiberecht wegen zu langer Verfahrensdauer anzusuchen. Einmal mehr wird sichtbar, dass diese Asylgesetzgebung längst nicht mehr uns Bürgern und unserer Sicherheit sowie unserem friedlichen Zusammenleben dient, sondern perfekt dafür geschaffen ist, es auszunutzen. Leonie, 13 Jahre alt, zahlte dafür mit ihrem Leben!

			26. juli 2021

			Eine bemerkenswerte, um nicht zu sagen, historische Kehrtwende vollzog sich dieser Tage im medialen Sommerloch, von der interessierten Öffentlichkeit ja fast unbemerkt. Deutschlands künftige Altkanzlerin, nach wie vor amtierende Giftmischerin Merkel und ihr geistiger Ösi-Stiefsohn Kurz haben spät, aber doch und überraschend zeitgleich ihre große Erleuchtung, ihren Heureka-Moment erfahren. Der Heilige Geist der traurigen Realität erschien ihnen und brachte Licht, wo nur Dunkelheit herrscht. Merkel vermeldete jüngst in der Sommerpressekonferenz aus Berlin einsichtig: „Das Jahr 2015 darf sich nicht mehr wiederholen“, und bekennt so, elegant umschrieben, ihren einzigartigen, ja für viele tödlichen Fehler. Und Kurz, der jugendliche Ohrwaschel-Don-Juan aus den Schluchten Österreichs, folgte auf den Fuß: „Ich will diese kranke Ideologie nicht in Europa“, und meint die Segnungen eines Teils jener Personen, denen er exakt im Jahr 2015 einen höheren Bildungsgrad attestierte, als den Österreichern und am eigenen Volk mit Kritik nicht sparte und „mehr Willkommenskultur“ einforderte.

			Nach langen sechs Jahren und Tausenden Opfern des Einzelfalls, Mia aus Kandel, Maria, Roland, Joachim, Hans, Peter, Lisa, Leonie, Melanie, stellvertretend für die Opfer der letzten Jahre, den Terroranschlägen in Deutschland und Österreich, den zum Alltag gewordenen und zur Schau gestellten Messerfertigkeiten vorgeblich psychisch Labiler, den Machete-Shows testosterongesteuerter Glückskinder, der kriminellen Clanbildung, den Bahnsteigwürfen, den Vergewaltigungen, den Morden, den Armlängenabstandsregeln haben Merkel und Kurz sich von ihrem sechsjährigen Baldrianrausch endlich ernüchtert, ihre rosarote Brille der Gutmenschlichkeit abgelegt, der politischen Korrektheit nun offensichtlich abgeschworen und gemeinsam ihr Mea culpa gesungen.

			Besser spät, als nie, würde ich sagen, wiewohl diese späte Einsicht einen hohen Blutzoll erforderte. Ja, wir haben bitter bezahlt, dass jene, die uns anführen, immer die Letzten sind, die von der Realität eingeholt werden. Jetzt fehlt nur noch das Bedauern gegenüber den Millionen von Menschen in Deutschland und Österreich, die von Merkel und Kurz samt ihren Erfüllungsgehilfen als Rassisten und Nazis diffamiert worden sind, gesellschaftlich und beruflich geächtet wurden, weil sie sich erlaubt haben, an dieser Politik der staatlich angeordneten Anarchie Kritik zu üben. Auch dafür wäre es nicht zu spät.

			3. august 2021

			Deutschlands LIAZ, der lustigste Innenminister aller Zeiten, der sich in der Berliner Geriatrie für geschasste bayrische Weißwurstfürsten befindliche Seppl vom Dienst, fordert also eine vorzeitige Haftentlassung für kriminelle Asylwerber, um sie somit sanft zur „freiwilligen Ausreise“ aus Deutschland zu bewegen. Herr Seehofer, sind Sie noch im Starkbierrausch, haben Sie die unzähligen Abende mit den Hopfenköniginnen den letzten Funken Verstand aus dem weißhaargekrönten Brauhausplutzer gekostet? Abgesehen davon, dass diese Forderung einer Kapitulation, einem Kniefall eines Regierungsmitglieds vor dem eigenen Rechtsstaat gleichkommt, dürften sich die feuchten Wünsche des emeritierten Dirndl-Machos eher im Kapitel „fromme Briefe ans Christkind“ wiederfinden, zumal die hinter Schloss und Riegel befindlichen Glückskinder Merkels, für deren All- Inclusive-Urlaub im Häfen der Steuerzahler Hunderte Millionen Euro brennt, ohnedies schon überall dafür bekannt waren, sich an keine Regeln, an kein Gesetz, an kein Recht zu halten, und selbstverständlich auch keiner „freiwilligen“ Ausreise nachkommen werden, wenn sie nach einem Mord, einem Raub oder einer Gruppenvergewaltigung vorzeitig wieder auf freien Fuß gesetzt werden. Und selbst wenn das Wunder geschieht, dass Angelas „Wir schaffen das“-Gäste über eine Grenze „freiwillig“ ausreisen, reisen sie 50 Kilometer weiter wieder illegal ein, schreien Asyl und der Wahnsinn der deutschen Asylpolitik findet eine Fortsetzung. Angesichts des Grenzregimes Deutschlands, das den eigenen Bürger täglich mit der Corona-Willkür quält, aber für potentielle Asyltouristen den Grenzbalken offen wie ein Scheunentor hält, wenig verwunderlich. Und so reihen sich die Ideen des Herrn Seehofer in das Kuriositätenkabinett Berlins ein, die im September nur eine Antwort verdient: Die Abwahl, wegen gelebter Unfähigkeit!

			5. august 2021

			Frau Merkel,

			jeden Tag finden in Deutschland zwei Gruppenvergewaltigungen statt, werden junge Mädchen ihren versammelten Peinigern unter den Augen Ihres Rechtsstaates ausgeliefert. 704 Mal wurde Frauen das Recht auf Freiheit in Sicherheit, auf körperliche Unversehrtheit, auf sexuelle Integrität oder das Recht auf Leben geraubt. Nein, diese Zahlen entspringen nicht den Köpfen der von Ihnen und den Medien diffamierten Verschwörungstheoretikern, der als Nazis und Rassisten verunglimpften und in deren Meinung neutralisierten Kritikern Ihrer Politik, sondern den Papieren des Bundeskriminalamt Deutschland. Das ist die Schandbilanz Ihres Wirkens, Frau Merkel: 704 Gruppenvergewaltigungen im Jahr 2020, 710 im Jahr 2019. Und jeder zweite Tatverdächtige hat keine deutsche Staatsangehörigkeit. Angesichts der Tatsache, dass nicht jeder zweite Bürger Deutschlands trotz Ihrer Politik schon eine deutsche Staatsbürgerschaft hat, stellen diese Verdachtsanteile Ihrer Glückskinder dann doch ein – wie sagt man so schön – überproportionales Ungleichgewicht dar, das selbst Sie nicht negieren und verschweigen können.

			Häufig stammen die Tatverdächtigen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak, also jenen Ländern, in denen von den Schleppern, deren politische Schutzmantelmadonna Sie sind, ihre Willkommenstöne unters Volk gebracht wurden. Frau Merkel, Willkommenskultur heißt eben nicht, dass man sich unsere Frauen und Mädchen nehmen lässt, ja sie sogar feilbietet, wie die Tomaten im Supermarktregal. Integration heißt nicht, dass man unschuldigen Frauen zwangsweise die Beine spreizt. Toleranz heißt nicht, dass man unsere Bürger wie die Schafe den Wölfen am Silbertablett ausliefert. Eine gutmenschliche Menschenrechtspolitik kann nicht bedeuten, dass das Menschenrecht auf Sicherheit nur für Syrer, Iraker und Afghanen und eben nicht mehr für die Deutschen gilt. Humanismus bedeutet nicht, dass man die Augen vor der blutigen Realität verschließt und keinerlei Verantwortung für die Fahrlässigkeit oder in Ihrem Fall für den Vorsatz übernimmt. Sie gehen im September, die Folgen Ihres Wirkens hingegen bleiben. Und wie so oft gilt auch im Fall Ihres unrühmlichen Abgangs: Es kommt nichts Besseres nach.

			26. august 2021

			„Österreich muss noch viel mehr Afghanen aufnehmen“, tönt das zerfurchte Nikotin-Orakel aus der Hofburg und ergeht sich einmal mehr in den eines ehemaligen Parteichefs der Ökoterroristen würdigen Moralinjurien, anstatt sich in Wort und Tat eines objektiven, vernünftigen Staatsoberhauptes würdig zu erweisen. Zu wenig aufgenommen, Herr Van der Bellen?

			Ein Vergleich schadet nie: 44.000 Afghanen, übrigens hauptsächlich junge Männer, die ihre Mütter, Frauen und Kinder zurückgelassen haben, hat Österreich in einer Anwandlung von gutmenschlicher, selbstaufgebender Toleranz bis dato aufgenommen, wurden uns dank Merkel und Faymann im Zuge der von Ihnen persönlich willkommen geheißenen Asyl-Armada 2015 regelrecht aufgezwungen. Die USA, also die außenpolitischen Brandbeschleuniger in Afghanistan, haben gerade einmal 1.592 Afghanen freiwillig Schutz geboten. 44.000 haben den Weg zu uns ins kleine, aber dafür sozialstarke und leistungsbereite Österreich gefunden, obwohl mehr als zehn sichere Drittländer Schutz und Hilfe auf dem langen Weg vom Hindukusch nach Wien angeboten hätten. Und nur 9.351 haben Unterschlupf in Großbritannien gefunden, jenem Nato-Land, das in Kabul vor den terroristischen Taliban kapitulierte und die Region gemeinsam mit Deutschland ins Chaos stürzte. Und wir, Österreich, unser Bundesheer darf nun unter Einsatz des Lebens unserer Soldaten die Ausreise einiger mit rot-weißroten Fluchtdokumenten ausgestatteten Afghanen organisieren, die den langersehnten „Heimaturlaub“ ausgerechnet im Land ihrer Peiniger verbrachten.

			Ich möchte Sie in Ihrem präsidialen Murmeltierschlaft nicht stören, Herr Van der Bellen. Aber dämmert's? Heimaturlaub im Land der einstigen Flucht? Das ist Asylbetrug und verdient nur den Heimflug. Kürzlich sagten Sie in großer Geste: Es würden sich sehr viele AfghanInnen, ja das Gendern ist Ihnen auch hier prioritär, anständig benehmen und manche eben nicht. Manche, Herr Van der Bellen? Allein im Jahr 2020 wurden zehn Prozent von den gesamten im Land Befindlichen straffällig. Zehn Prozent. Im Jahr 2021 sieht es nicht anders aus, darunter sind auch jene vier mutmaßlichen Täter, die Leonie betäubten, mehrfach vergewaltigten, töteten und wie einen Müllsack ablegten. Aber auch dieses Schicksal, direkt vor den Toren Ihrer Hofburg geschehen, veranlasste Sie bestenfalls zum höflichen, ja opportunistischen Schweigen. Aber nun sind Sie mutig. Wir müssen mehr Afghanen aufnehmen. Wie viele dürfen es sein? Alle 40 Millionen, nur 20 Millionen? Oder nur nochmals 44.000, damit wir nach Pakistan und Iran das Land der größten afghanischen Diaspora neben Deutschland bleiben? Oder nur die 90 Prozent der Bevölkerung, die den Terroristen – für Sie TerroristInnen – zujubelten? Wieder nur junge Männer, die am Flughafen stehen oder dürfen's – damit es ein wenig besser aussieht – auch Frauen sein? Ich würde vorschlagen, Sie legen in Ihrer Tintenburg am Ballhausplatz ein paar Listen auf. Dort soll sich jeder eintragen, der persönlich und auf seine privaten Kosten gerne noch ein paar afghanische Glücksjungen aufnehmen möchte.

			16. oktober 2021

			Man muss sich nicht wundern, dass andere Sitten und Bräuche an die Stelle unserer Kultur treten, wenn man die eigene Identität zugunsten einer falsch verstandenen Toleranz und einer politisch zwanghaft verordneten „Vielfältigkeit“, einer die Herkunft und Zukunft entstellenden Multikulturalität, speziell Multireligiosität, opfert. Man muss sich nicht wundern, dass in Köln und bald in ganz Deutschland, der Heimat des um sich greifenden Wahnsinns, gemäß dieser törichten Absicht verblendeter Eliten, an der Spitze die Raute des Grauens, der Muezzin die absolutistische, ja invasiv-aggressive, ja zutiefst intolerante Formel „Es gibt keine Gottheit außer Allah“ über die Köpfe der Bürger ruft, wenn man ja ganz gezielt den gesellschaftspolitischen Werteverlust fördert, ja herbeiführt.

			Man muss sich nicht wundern, wenn einer Religion, deren orthodoxe Ausprägung gegen unsere Menschenrechte steht, deren aggressive Auslegung durch vornehmlich „psychisch Kranke“ regelmäßig für Blutbäder sorgt, der rote Teppich und damit auch diese Religion sich ausbreitet. Und es beginnt mit Moscheen, Kuppeln und Minaretten, die übrigens der Terror-Finanzier Erdoğan als „Kasernen, als Helme und Bajonette der islamischen Missionierung sieht“, die unser Alltagsbild Stück für Stück verändern, vereinnahmen. Es beginnt mit ganzen Stadtteilen, die einer Missionierung erfolgreich zugeführt, ja von der Politik regelrecht als neukulturelle „Glasscherbenviertel“ abgeschrieben werden. Es beginnt mit Konflikten zwischen den einzelnen hereingespülten, geduldeten Kulturen und Ethnien, die ihre sozialisierte Gewalt aus jenen Regionen importieren, die für alles andere als Frieden, Menschenrechte oder Demokratie bekannt sind, sondern über Jahrzehnte hinweg im Krieg verharren. Und es endet mit der Implementierung derer Traditionen, Regeln und Gesetzmäßigkeiten, an dessen finalem Schritt auch beispielsweise die Anerkennung einer Scharia steht. Warum nur rufen, wenn nicht auch danach leben und urteilen?

			Und so stelle ich mir dieser Stunden vor, wie es denn so wäre, wenn man beispielsweise in Kabul eine Kirche baut, einen Pfarrer Liebe und Hoffnung predigen ließe, sich für Demokratie und Menschenrechte einsetzte. Exakt, der Terror der Intoleranten wäre die Antwort. Nur wir in Europa halten, ganz unserer toleranten Tradition gerecht werdend, zuerst für den Faustschlag der Intoleranten die linke und dann die rechte Backe hin. Auf dem besten Wege, uns abzuschaffen. Denn eine Gemeinschaft, die ihre Identität nicht verteidigt und bewahrt, ist dem Untergang geweiht.

			8. november 2021

			Es war wie immer ein bedauerlicher „Einzelfall“. Es war wie immer die Tat eines „psychisch Kranken“. Denn die erste Feststellung der automatischen Verniedlichung als Einzelfall und die letztere Ferndiagnose des „psychisch kranken“ Täters stehen wie das Amen im Gebet bereits wenige Minuten nach dem erschütternden Gewaltakt fest. Da kann kommen, was wolle, da können amtlich festgestellte „Geisteskranke“ ihre Mitbürger auf das Bahngleis werfen, ausgewiesene Verrückte unter dem Absingen ihrer „Allahu Akbar“-Rufe mit der Machete andere Mitmenschen enthaupten, Messerwerfer ihre nahöstliche Sezierkunst unter Beweis stellen oder testosteronüberschüssige Neunachbarn ihren Druck an und auf unschuldigen weiblichen Bürgerinnen letal loswerden. Die mediale wie politisch forcierte Schablone funktioniert immer.

			Wir merken uns: Es war ein Einzelfall, es war ja nur ein psychisch Kranker. Und daher braucht man sich über die seit Jahren ansteigende Häufigkeit der Taten, die immer wiederkehrende Herkunft der Täter aus ein und derselben Region, deren inhumane Sozialisierung und die grundlegende Absicht der Tat keinerlei Gedanken mehr machen. So wie jüngst im ICE von Regensburg nach Nürnberg, als der 27-jährige Syrer Abdalarahman A., selbstverständlich „psychisch krank“, drei unschuldigen Passagieren mit einem Messer, welch Überraschung, schwere Verletzungen zufügte.

			Wie gesagt: Es war ein Einzelfall, es war ein psychisch Kranker und die drei Schwerverletzten bedauerliche Opfer eines, sagen wir mal, Missverständnisses. Denn Deutschland ist das sicherste Land der Welt, vertont Innenminister Seehofer seinen immer wiederkehrenden Stehsatz, den die mittlerweile Zigtausenden deutschen Opfer seit 2015 so nicht recht verstehen wollen. Denn wer will schon an einem Missverständnis sterben? Allein die Tatsache, dass Taten von Tätern aus ähnlichen Kulturkreisen, ähnlicher Motivation und ähnlicher Vorgangsweise automatisch als Ausdruck einer „psychischen Erkrankung“ klassifiziert werden, veranlasst zur entscheidenden Frage, ob Seehofer und Merkel tatsächlich größtenteils psychisch Kranke seit 2015 importierten. Was aber durchaus stimmig wäre, denn Deutschland ist unter Merkel und Co. zur größten Irrenanstalt der Welt geworden.

			9. november 2021

			„Ja, wir haben das geschafft“, zieht die Raute des Grauens über ihre 16-jährige Kanzlerschaft ungeniert, unrechtsbewusst, selbstherrlich, unreflektiert und unkritisch Bilanz. Unkritisch, weil Mia aus Kandel das vielleicht anders sehen würde, wenn sie die Wohltat der Merkel'schen Politik überlebt hätte. Unreflektiert, weil Susanna F. vielleicht eine andere Bilanz ziehen würde, wenn sie nicht durch das Wirken eines der Glückskinder Merkels ihr Leben verloren hätte. Selbstherrlich, weil vielleicht Maria, Roland, Joachim, Hans, Peter, Lisa, Melanie, stellvertretend für die vielen anderen Opfer erschütternder Einzelfälle „psychisch Kranker“, vielleicht eine andere Analyse für Angelas mit Brachialgewalt verfolgter „Wir schaffen das“-Agenda gefunden hätten, wenn sie heute noch unter uns weilen würden. Unrechtsbewusst, weil die Terroropfer des Breitscheidplatzes in Berlin vielleicht eine andere Außen- und Sicherheitspolitik vertreten würden, wenn man sie nicht mit einem LKW aus religiösen Gründen umgebracht hätte, politisch mit dem Schönen eigener Bilanzen als Kollateralschäden abqualifizierte. Ungeniert, weil die Angehörigen dieser Politik bis heute von Merkel kein Wort des Bedauerns, kein Wort der Anteilnahme und Solidarität, keine Entschuldigung für das politische Versagen gehört haben.

			Frau Merkel, es haben nicht alle geschafft. Tausende Lichter auf Friedhöfen, Gedenksteine mitten in florierenden Zentren markieren die Stellen jener, die man zurückließ, für eine politische Ideologie des grenzenlosen Multikulturalismus regelrecht eintauschte. Der Standort bestimmt eben den Standpunkt und vom schimmelnden Amtssessel in Berlin mit Ausblick auf den Rentenanspruch von 15.000 Euro monatlich, behängt mit Orden wie ein Christbaum, lässt es sich eben anders blicken als von der ewigen und bald vergessenen Ruh' drei Meter unter der Erde. Vom Establishment wird sie natürlich gelobt, von den Medien bejubelt, ja ikonisiert. Nur die Deutschen wollen bei der frühen Verklärung nicht so recht mitmachen. Denn das Land ist seit Jahren gespalten, radikalisiert, ja die politischen Standpunkte polarisiert und das Erbe hart und täglich durch „Einzelfälle“ ins Bewusstsein geholt. Hat sich Deutschland unter Merkel verändert? Ja, aber nicht zum Besseren. Hat man es geschafft? Ja, aber nur sich selbst ab!

		

		
			2022

			8. juni 2022

			Nicht oft passierte ihm der Lapsus. Ganz am Anfang seiner Amtsperiode erzeugte er noch kollektives Entsetzen, als er das Tragen der Burka als Zeichen der Solidarität allen Österreicherinnen empfahl. Viele seiner Wähler fragten sich damals, ob sie nun den Bundessprecher der GrünInnen oder einen objektiven Bundespräsidenten aller Österreicher gewählt haben. In den letzten Jahren mühte er sich so ab, sein wahres ideologisches Naturell hinter den samtenen Vorhängen der Hofburg zu verstecken.

			Nun blitzte es in einem Interview wieder auf, der Wunsch nach einem aggressiven Multikulturalismus als Ausdruck seiner wahren politischen Agenda. Nicht anders ist Van der Bellens Vorschlag zu verstehen, die mehr als 1,5 Millionen im Land aufhältigen Menschen ohne andauerndes Aufenthaltsrecht mit der österreichischen Staatsbürgerschaft zu belohnen, den Zugang zum begehrten Reisepass zu erleichtern. Dabei ist es ja bisher schon so, dass sich das Staatsbürgerschaftsrecht selbst ad absurdum führt, wenn gerade einmal zehn Prozent der Neo-Österreicher überhaupt die Grundbedingung über einen zehnjährigen Wohnsitz erfüllen. Verglichen mit den strengen Regeln der Staatsbürgerschaftsgesetze der USA bekommt man die österreichische Staatsbürgerschaft ohnedies nachgeschmissen, wird sie an Hinz und Kunz verliehen. Und da liegt eben das Problem: Denn die für unsere Wirtschaft notwendigen, bestens ausgebildeten Facharbeitskräfte bekommen wir eben nicht. Die ziehen sinnigerweise in Länder wie Großbritannien, die USA oder Kanada, wo die Zuwanderungsregeln als besonders streng gelten. Wir begnügen uns damit, dass der Zuzug von Zuwanderern größtenteils in unser Sozialsystem stattfindet. Und damit bekommen wir nicht jene Zuwanderer, die wir brauchen, sondern ausschließlich jene, die zwar selbst wollen, aber keinen Beitrag zum Erfolg des Landes beitragen können. Damit ist Österreich aber weder wirtschaftlich noch gesellschaftlich noch sozial gedient. Lediglich dem Multikulturalismus wurde wenigstens Rechnung getragen.

			12. juni 2022

			Welch einzigartige Segnung Merkels politisches Werk und Carola Racketes „touristischer“ Beitrag doch für die Welt sind! Und die kleine Welt am italienischen Gardasee bedankt sich auch recht artig für die bunte und vielfältige folkloristische Einlage, die 2.000 randalierende Dauergäste aus Afrika dem staunenden Seevolk im Rahmen des neuen Völkerverständigungsprojekt „Maghreb meets Italy“ zuteilwerden haben lassen. Unter dem vielversprechenden Titel „L'Africa a Peschiera“ vollzog sich, von der deutschsprachigen Medienöffentlichkeit wieder einmal gänzlich unbemerkt, der unabdingbare Integrationswille der Glückskinder aus der „Wir schaffen das“-Karawane. Und wie sehr sie sich regelrecht assimiliert haben, wie sehr sie sich im Land der Pasta endgültig sozialisiert haben, wird unverbrüchlich durch jene Tatsache sichtbar, dass diese Neo-Gigolos ihre Cannellonis unschuldigen Frauen ungefragt mit dem Mittel der ortsüblichen Gewalt ins Gesicht oder sonst wohin steckten. Aber dabei blieb es ja nicht. Angeregt durch die einzigartige Wirkung von vielen Flaschen Franciacorta, welche die italienischen Eingeborenen als liebevolles Zeichen der Gastfreundschaft ihren neuen Nachbarn regelrecht aufdrängten, sahen sich die 2.000 Botschafter mittelalterlicher Sitten und Gebräuche ja dazu gedrängt, Peschiera „zurückzuerobern“.

			Und nun zitieren wir aus dem Erfolgsbericht der Tourismuskommission vom Gardasee: „Bei Schlägereien und Messerstechereien gab es mehrere Verletzte. Ein Mob von Maghrebinern zwischen 14 und 20, natürlich größtenteils unbegleitete Minderjährige, zog durch die engen Gassen der Dörfer am Gardasee, sprangen auf Autos, zerschlugen Tische und Stühle, zerstörten Schaufenster, attackierten Touristinnen und Touristen, belästigten Frauen und beleidigten Passanten. Nach unzähligen Diebstählen und Sachbeschädigungen schritt die Polizei ein. Zu den massiven Angriffen kam es bereits auf dem Weg an den Gardasee im Zug. Zig Frauen berichteten davon, dass sie schweren sexuellen Belästigungen und Vergewaltigungsversuchen ausgesetzt waren.“ Mit dem Ruf „Weiße Frauen haben hier nichts zu suchen“ versuchten sich die dank Merkel und Rackete aufhältigen Gäste neue Freunde zu gewinnen. Italien hingegen sieht nicht schwarz und verspricht in den Hochglanzfoldern für Urlauber: Wer will schon nach Marokko, Tunesien oder Algerien, wenn er das alles in Italien bekommt. Schönen Sommer, liebe Freunde.

			5. juli 2022

			Knapp 300.000 Ausreisepflichtige, also von Merkels Gnaden und Weitsicht ins Land geholte Kultur- und Gesellschaftsbereicherer mit afrikanischer und nahöstlicher Fachkraftausbildung als Messerschleifer und mit negativen Asyl- und Aufenthaltsbescheiden, die entgegen der gesetzlichen Verpflichtung aus Deutschland nicht abgeschoben werden, bereiten der deutschen Regierung kein Kopfzerbrechen. Warum auch? Denn spätestens seit 2015 nimmt ja nicht einmal mehr die deutsche Bundesregierung die eigenen Gesetze, den demokratischen Rechtsstaat, die Verfassung ernst. Die abschiebepflichtigen Glückskinder werden in Watte und den Sozialstaat gepackt, dürfen untertauchen, sich dem Zugriff der Behörden entziehen. Es wird auf Recht und Ordnung, volkstümlich gesagt, geschissen. Wenn's ins Konzept der politischen Agenda passt, nur dann.

			Denn den Demonstranten gegen die Corona-Maßnahmen, den Impfpflichtkritikern begegnete man mit der vollen Härte des Gesetzes. Da wurden Demonstrationen wegen Gefährdung der Gesellschaft untersagt, da wurden Strafen ausgesprochen, da wurden unbescholtene Bürger amtsgehandelt, festgenommen, festgesetzt, kriminalisiert. Die Gefährdung der Gesellschaft durch den berühmten Einzelfall nimmt man nicht ernst, die potentiellen Gefährder werden von Amts wegen pardoniert. Man lässt sie gewähren, man lässt sie im Land, jene, die von Rechts wegen kein Aufenthaltsrecht in Deutschland hätten. Man duldet sie, man schweigt die Zahl einfach aus. Ein Rechtsstaat, der sich selbst nicht mehr ernst nimmt, hat sich aufgegeben. Eine Regierung, die die eigenen Gesetze nur mehr nach ideologischem Gutdünken exekutiert, begeht Amtsmissbrauch, zerstört jegliche Restbestände von Vertrauen des Volkes in die demokratischen Institutionen.

			Denn der Ruf „Recht muss Recht bleiben“ kann nicht nur für einen Teil des Volkes gelten. Der Rechtsstaat, die Gesetze sind nicht relativ und nur für jene, bei denen es gerade opportun ist, anwendbar. Eine Regierung, deren Basis nicht die Gesetzmäßigkeit und das gleiche Recht für alle ist, ist eine Autokratie. Und eine Autokratie kann sich eine Demokratie nicht leisten.

			6. juli 2022

			Deutschland fehlen 250.000 Fachkräfte. Der Fachkräftemangel bremst die Wirtschaft aus, es drohen ein Wirtschaftseinbruch und ein Wohlstandsverlust. Dies sind die Schlagzeilen unserer Tage, wenige Jahre, nachdem die deutsche Bundesregierung so bemüht war, zwei Millionen bestens qualifizierte und ausgebildete Facharbeiter ins Land zu holen. Denn es waren ja größtenteils langbärtige, ausgewachsene, identitätslose IT-Facharbeitskräfte, Kaufleute, Investmentbanker, Juristen, Handwerker, Mechaniker, Ärzte, Psychologen, Bauern, Arbeiter, die Angela Merkel mit Unterstützung des gesamten deutschen politischen Spektrums unter dem Titel „Wir schaffen das“ ins Land holte. Deutschland werde besser, der unkontrollierte Zuzug rettet den Wohlstand, riefen damals die Vertreter des politischen Establishments besorgten Bürgern zu. Zwar hatten die Barfüßigen, die zu Hunderttausenden die Grenzen überrannten, keinen Pass, aber dafür einen Lebenslauf, der nachwies, wie gut qualifiziert diese Glückskinder des deutschen Wirtschaftsaufschwungs die Allgemeinheit bereichern werden.

			Die parteipolitisch besetzten Vertreter der deutschen Wirtschaft jubelten angesichts der Bilder von den Scharen neuer deutscher Arbeitnehmer. Jede noch so leise vorgetragene Kritik, dass es sich bei den Neuankömmlingen vielleicht doch nicht um das volkswirtschaftlich gesehen „Gelbe vom Ei“ handelt, dass man vielleicht vorsichtig sein müsse, dass es sich hierbei nur um einen Zuzug ins Sozialsystem handeln könnte, wurde als übler Rassismus abgetan. Der Erfolg werde sich einstellen, Deutschland werde durch diesen Zuzug an die wirtschaftliche Spitze der Welt zurückkehren, vermeldeten die mit der Medienförderung der Regierung üppig bedienten Fälscherwerkstätten. Und nun stellt sich heraus, dass der vermeintlich syrische Gynäkologe vielleicht doch nur ein Schafbauer war und dessen Neigung zum Schoß deutscher Damen weniger medizinisch begründbar ist. Und der vermeintliche Mechaniker aus Afghanistan sich in seinem beruflichen Vorleben als Ameisenmelker von Kabul betätigte und der vermeintliche Jurist aus Libyen weder schreiben noch lesen kann. Gratuliere zu diesem Wirtschaftswunder. China und die USA fürchten sich bereits vor dem deutschen Aufschwung und den Heerschaaren neuer deutscher Facharbeiter.

			14. august 2022

			Dortmund trauert! Aber nicht um die unzähligen deutschen Opfer des Einzelfalls oder um die vergewaltigten Frauen, die das politisch korrekte Armlängen-Abstandsmaß missachteten, die erstochenen Männer, die unbescholtenen Bürger, die um ihr Menschenrecht auf Sicherheit und körperliche Unversehrtheit gebracht wurden. Und schon gar nicht meldete sich Dortmunds sozialistischer Oberbürgermeister offiziell zu Wort, wenn im Westpark gerade einmal wieder Menschen niedergestochen werden.

			Nein, die Stadt steht still, das offizielle Dortmund trauert. Um einen 16-jährigen Senegalesen, der mit einem Messer auf Polizisten losgegangen ist, sie verletzte, ihnen möglicherweise das Leben nehmen wollte. Es wird auch nicht den Polizisten Dank und Anerkennung im Kampf gegen die Kriminalität ausgesprochen, sondern jene, die angesichts des Scheiterns dieser kommunalen Politik ihr Leben für unsere Sicherheit riskieren müssen, werden diffamiert und verteufelt. Dabei ist die Regel recht einfach: „Wer mit dem Messer kämpft, läuft Gefahr, durch eine Kugel sein Ende zu finden.“ Wer das Recht bricht, unser friedliches Zusammenleben mit Füßen tritt, wer gewalttätig wird, wer sich nicht an den Rechtsstaat hält, wer mit Messern bewaffnet durch unsere Straßen zieht, läuft eben Gefahr, bei einem Polizeieinsatz auch ein Härchen gekrümmt zu bekommen.

			Oder sollen Deutschlands Polizisten in Zukunft neutestamentarisch zuerst die linke und dann die rechte Backe hinhalten, sich im Einsatz von den Kriminellen erstechen oder erschießen lassen? Geht Deutschlands Selbstverleugnung schon so weit, dass man um die Täter und nicht mehr um die Opfer trauert? Geht die geheuchelte Toleranz so weit, dass man Sympathie für Mörder und Terroristen empfindet und die Bürger davor nicht mehr schützen darf? Schafft man vielleicht den Rechtsstaat ab, beugt man sich dem Bösen, nur um tolerant zu erscheinen? Steht man an den Särgen der Terroristen und betet, anstatt sich um die Hinterbliebenen der Opfer zu kümmern? Selbst der einfachste moralische Grundsatz wird in Deutschland beerdigt, geopfert am Altar der neu geschaffenen Moral. Des Rechts der Anarchie.

			13. november 2022

			Deutschland steht vor der größten Asylwelle seit 2015. Täglich strömen Tausende, hauptsächlich männliche, vollbärtige, dafür von allen Personaldokumenten befreite, also unbegleitete und vorgeblich Minderjährige mit einer durchschnittlichen Körpergröße von 1,80 Meter ins gelobte Land. Die Nachfolger der Merkel'schen Facharbeiter-Völkerwanderung, die die Altkanzlerin – moralisch ge- und betrieben vom typisch schlechten Gewissen der Deutschen – in dem von ihr selbst ausgerufenen „Wir schaffen das“-Jahr initiiert hatte, machen sich zu Hunderttausenden auf den Weg über den ausgetretenen Trampelpfad vulgo Balkanroute. Diese ist offen wie das Hosentürl eines einzelfallverdächtigen Exhibitionisten, als eines nicht nur um Personaldokumente, sondern aus kulturellen Gründen auch von jeglicher Kleidung befreiten Glückskindes.

			Wie treffend. Gelockt wurden sie von lauten Schalmeientönen der Multikulturalisten auf der deutschen Regierungsbank, ein Asylverfahren nicht nur, wie vorgesehen, im Erstaufnahmeland wie Griechenland, Kroatien oder Italien abzuwickeln, sondern eben auch noch zusätzlich in Deutschland. Doppelt hält besser, dachten sich Scholz, Lindner und Baerbock. Und wer will angesichts dieses einzigartigen Angebots irgendwo im südlichen Italien zwischen Chianti-Weinfässern an den Stränden der Schönen und Reichen vor Krieg und Gewalt Zuflucht finden, wenn es sich im Fünf-Sterne-Hotel zu Deutschland, der Susi-Sorglos-Irrenanstalt Europas, auf Steuerzahlerskosten besser mästen lässt? Wer will schon bescheiden Pasta mit Olivenöl essen, wenn er in Deutschland am reich gedeckten Tisch Platz nehmen kann? Und offenkundig geht es ja in diesem weltweiten Asyltourismus nicht darum, Frieden und Schutz zu finden, sondern im besten Sozialsystem untergebracht zu werden.

			Statt konsequent abzuschieben, wenn eben keine Asylgründe, wie Krieg oder Verfolgung, vorliegen, setzt Deutschlands Linksregierung zum nächsten Streich an. Die Asylprüfung wird überhaupt ausgesetzt. Wenn also die ohnedies nicht vorliegenden Asylgründe dann tatsächlich erloschen sind, die Verfolgung im Herkunftsland weder vorlag noch in Zukunft vorliegen wird, wird auch nicht abgeschoben. Damit pervertiert man den Asylbegriff. Denn dieser bedeutet eben nicht mehr Schutz und Hilfe auf Zeit, sondern ein Freifahrtsticket für einen garantierten Daueraufenthalt samt einer nach einigen Jahren nachgeschmissenen Staatsbürgerschaft. Die Schlepper verkünden die frohe Botschaft von den Krippen-Eseln und -Ochsen aus Berlin vorsichtshalber mehrsprachig. Denn sicher ist sicher, wenn auch in Deutschland nichts mehr sicher ist. Außer der Dummheit der Regierenden!

			18. november 2022

			Put, put, put, put, put. Sozialleistungen, put, put, put, put. Bürgergeld, put, put, put, put. Familienbehilfe, put, put, put, put. Kindergeld, put, put, put, put. Wohnkostenzuschuss, put, put, put, put. Grundsicherung, put, put, put, put. Mindestsicherung, put, put, put, put, put. Arbeitslosengeld, put, put, put, put. Jeden Meter ein Maiskorn oder besser gesagt einen Euro. Jeden Meter näher ins gelobte Land. Wo alles fließt, Milch und Honig. Alles vom Amt. Geld ohne Gegenleistung, ohne Arbeit. Der Susi-Sorglos-Staat, finanziert von Bürgern, die die Hälfte ihrer Arbeit den fürstlichen Lehnsherrn zu Berlin abliefern. Die Hühnerfänger sind wieder on Tour. Und locken alle an. Millionen. Millionen von Menschen, die in Syrien, Afghanistan, Tunesien, Pakistan, Indien, Libyen, Ägypten, Nigeria, Burkina Faso nicht einmal den Dreck unter dem Fingernagel von ihrem Staat finanziert bekommen. Ist auch nicht notwendig, denn diese Länder sorgen für Nachschub in das Armenhaus Europas, das Epizentrum der großzügigen Sozialleistungen, der offenen Grenzen, wo kein Recht und keine Ordnung mehr herrschen, sondern nur grenzenlose Toleranz und eben der Einzelfall. Denn die Irrenanstalt des Kontinents ist bekannt dafür, die Welt retten zu wollen.

			Zekria M. aus Afghanistan bringt es auf den Punkt: „Ich bin über Italien nach Deutschland gekommen. Ich habe gehört, dass man hier gute Sozialleistungen kriegt und es bald auch noch das bessere Bürgergeld geben soll. In Italien habe ich schwere Kisten in einer Weinhandlung tragen müssen. Hier in Hamburg habe ich keine Aussicht auf Arbeit. Aber es gibt das Geld von der Behörde.“ Und er ist nur einer von 1,8 Millionen arbeitslosen Migranten, über denen Goldmariechen Olaf Scholz den güldenen Mantel ausbreitet. Den deutschen Bürgern, die jeden Tag arbeiten, die jeden Tag für ihr Einkommen sorgen, werden hingegen knapp 50 Prozent abgezogen. Denn auch die Wegelagerer und Raubritter in Berlin wollen was verdienen. Migrant müsste man eben sein. Dann lässt es sich gut leben, in der Irrenanstalt Deutschland.

			25. november 2022

			Wer bietet mehr? Deutschlands Staatsbürgerschaft wird zum Ramschpreis verscherbelt. Endlich. Und die Kunden stellen sich an, zu Millionen. Aus aller Herren Länder strömen sie herbei, die Fachkräfte, die neuen Deutschen des Jahres 2022. Einst handelten sie noch mit Pistazien und Datteln am Suq von Damaskus, bald gibt's um ein paar Pistazien und drauf ein paar schimmlige Datteln gleich den deutschen Pass als Zugabe. Und damit die Eintrittskarte in den Klub der nie enden wollenden Sozialleistungen. Die Ampelregierung baut die Wählerstruktur um. Denn wenn die Bürger die verhasste Regierung nicht mehr wählen wollen, werden halt die Bürger ausgetauscht. So einfach ist das im 21. Jahrhundert. Und solange sich die Deutschen weiterhin nicht dagegen wehren, wird es sie bald nicht mehr geben.

			Nancy Faeser, Unterwanderungsbeauftragte von Links, legt das neue Einbürgerungsgesetz vor. Kinder von Migranten bekommen den Pass, sofern sich Mutter oder Vater seit fünf Jahren durch alle Instanzen hindurch mit ihrem negativen Asylbescheid unter Zuhilfenahme einer gutmenschlich finanzierten Rechtsanwaltsmafia erfolgreich gegen den Rechtsstaat gekämpft hat. Und wenn schon Papa Ali und Mama Esmaralda sich mit Hilfe der NGOs auf deutschem Boden festgeklebt haben, bekommt der Nachwuchs-Mustafa mit fünf pünktlich zum Geburtstag die deutsche Staatsbürgerschaft. Und nachdem dann der Pampalatsch Deutscher ist, dürfen die Eltern auch hierbleiben. Logisch, denn man kann ja Familien nicht zerreißen.

			Alle, die 2015 nach Deutschland teils illegal gekommen sind, sind nun in Zukunft legal. Und Deutsche. Die Sprache ist künftig auch egal, Doppelstaatsbürgerschaften sind herzlich willkommen. Denn man will beispielsweise die Anhänger Erdoğans in den größten Städten der Türkei, geografisch nachweislich außerhalb der Türkei, nicht verärgern. Sprachtests werden abgeschafft, denn Deutschlands künftige Sprache ist eben wie die Geschlechter und die Herkunft seiner Bürger divers. Jeder, wie er will. Und außerdem passt man sich damit ohnedies nur der Realität an, die in den meisten Glasscherbenvierteln deutscher Hauptstädte vorherrscht. Auch eine „Einordnung“ der Migranten „in deutsche Lebensverhältnisse“ wird nicht mehr verlangt. Wer will denn auch schon Integration, wenn es ohne viel besser geht. Profitieren davon werden die zwei Millionen Glückskinder Merkels, das gesellschaftliche Vermächtnis der Ahnfrau des Untergangs. Und weil Berlin zu deutsch ist, nennt man es in Zukunft Kabul. Der Oberbürgermeister wird von den Araberclans gestellt. Der Einfachheit halber sollte man auch gleich den Kanzler in Istanbul wählen. Es wäre der ehrlichste Weg.

			3. dezember 2022

			Unter Drogen gesetzt, geschändet, vergewaltigt, getötet und wie ein Sack Müll am Straßenrand abgelegt. Von Tätern, denen jede menschliche Haltung, jedes moralische Empfinden, jede empathische Regung abgesprochen werden kann. Bestien saßen auf der Anklagebank und wurden gerecht verurteilt. Bestien, die unter den Schalmeientönen einer aus allen Fugen geratenen Politik ins Land gelockt wurden und denen Leonie am Silbertablett von eben diesen Politikern gleichsam bestialisch serviert wurde. Wie das Lamm, das zur Schlachtbank geführt wurde, wurde ein Kind Opfer einer Politik, die das Recht auf Freiheit in Sicherheit geschändet hat, die das Recht auf körperliche Unversehrtheit seiner Bürger mit Füßen tritt.

			Leonie steht stellvertretend für eine wehrlose, ungeschützte Gesellschaft, die sich mit Vergewaltigungen, Diebstählen, Morden offenbar längst abgefunden hat. Die Bestien standen vor Gericht, sind verurteilt. Aber die Politik bleibt. Jene Politik, die solche Schicksale regelrecht begünstigt, ja sogar herbeiführt. Eine verantwortungslose, zukunftsvergessene Politik, die sich gegen diese Gefährder längst nicht mehr zur Wehr setzt, sondern entweder leidenschaftslos eine brutal gewordene Gegenwart verwaltet oder in einer romantisch-ideologischen Agenda des Multikulturalismus geistig verhaftet ist.

			Leonie musste sterben, weil Politiker sie vor der tödlichen Gefahr nicht schützten. Leonie musste sterben, weil Politiker auch das Unintegrierbare integrieren wollen. Leonie musste sterben, weil Politiker gegenüber Intoleranten ach so tolerant sind. Leonie musste sterben, weil sie das Opfer eines politischen Multiorganversagens des Staates wurde. Die Täter werden nun ihre Haft verbüßen, auf Kosten von uns Steuerzahlern in einer angenehmen Justizvollzugsanstalt Österreichs. Gerechter wäre es, wenn sie dort ihre Haft verbringen, woher sie gekommen sind. Im finstersten Loch Kabuls. Denn wer sich an uns, an unserer Gesellschaft, an unserem Rechtsstaat vergeht, hat keine Sekunde länger etwas bei uns verloren. Er hat das Recht auf Teilhabe an einem friedlichen, demokratischen Staat verloren.

			5. dezember 2022

			Herr Scholz, Herr Habeck, Herr Lindner!

			5. Dezember 2022, 7:30 Uhr. Illerkirchberg bei Ulm. Irgendwo zwischen Stuttgart und München. Ein beschaulicher Ort in Deutschland, eine 4.700-Seelengemeinde. Nun steht sie unter Schock. Vor wenigen Stunden fühlte sich das Leben in dieser Gemeinde noch wie auf einer Insel der Seligen an. Weit weg von den großen Städten, weit weg von den täglichen Einzelfällen. Weit weg von der Kriminalität, den Clan-Kämpfen, den Drogenvierteln und der Unsicherheit in der Großstadt. In der Früh ging ein hoffnungsvolles Mädchen außer Haus. Sie verabschiedete sich, machte sich mit ihrer Freundin auf den Weg zur Schule. Wie jeden Tag. Und sie freute sich vielleicht, dass am 5. Dezember die Zeit zum gemeinsamen Weihnachtsfest mit ihrer Familie absehbar wird. Vielleicht freute sie sich auf die Geschenke, die Weihnachtsferien, die freien Stunden mit Freunden und Familien. Vielleicht machte sie schon Pläne für Silvester.

			Wie jeden Tag, auch an diesem normalen Alltag in Deutschland, ging sie in der Früh aus dem Haus. Sie wird nicht mehr zurückkommen. Sie kommt nicht mehr nach Hause, in ihr Zimmer, in die Arme ihrer Nächsten. Weil ein brutaler Mörder, eine tickende Zeitbombe unter uns, sein Werk tat. Aus dem Haus stürmte, auf das Opfer einstach. Ihr junges, hoffnungsfrohes Leben wurde ihr geraubt. Ihr Recht auf Sicherheit und körperliche Unversehrtheit wurde ihr genommen. Ihre Freundin ist schwer verletzt, deren Angehörige bangen um sie. Der Mörder führte das Messer gegen zwei Mädchen, für die der normale Gang zur Schule im Jahr 2022 zur Todesfalle wurde.

			Scholz, Habeck, Lindner! Welches Land regieren Sie? Welches Land regieren Sie, in dem jungen Mädchen auf dem Weg zur Schule das Recht auf sichere Geborgenheit geraubt wird, zwei Mädchen mehr in der kühlen Statistik der Einzelfälle aufscheinen? Zu welcher Irrenanstalt frei herumlaufender Mörder, vermeintlich geistig abnormer Rechtsbrecher hat sich Deutschland in den letzten Jahren entwickelt? Machetengangster, Messerwerfer, Amokläufer, Terroristen, Clankrieger, Vergewaltiger. Das ist doch der Alltag, der in den Medien ganz ungeniert abgebildet wird. Hat sich Deutschland tatsächlich die Kriminalität der Welt importiert? Sind die Schicksale dieser Mädchen der nächste Kollateralschaden einer Politik, die die Gefahren negiert?

			Scholz, Habeck, Lindner! Können Sie diese Tragödie verantworten? Können Sie den Angehörigen guten Gewissens in die Augen blicken? Haben Sie Ihren schwarz-rot-goldenen Saftladen überhaupt noch im Griff? Oder ist ohnedies alles egal, findet man sich damit ab, Gefährder massenweise ins Land geholt zu haben, Kriminelle nicht abzuschieben, sie sogar mit der Staatsbürgerschaft zu belohnen? An den Händen des Mörders klebt Blut. Aber auch Ihre Hände sind nicht mehr sauber.

			24. dezember 2022

			Wie schützt man eine Wohnung? Mit einer Tür und einem Schloss. Wie schützt man ein Grundstück? Mit einem Zaun. In den letzten Jahren ist es der gutmenschlichen Sprachpolizei von Links doch tatsächlich gelungen, das Wort „Zaun“ negativ zu konnotieren. Und seitdem fürchten sich alle, dieses Wort im Zusammenhang mit dem Schutz einer Nation in den Mund zu nehmen. Dabei ist es das Einfachste der Welt.

			Der Zweck eines Landes ist eben, die darin befindlichen Staatsbürger vor Gefahren aller Art zu schützen. Wenn Zigtausende unkontrolliert und somit illegal ein Staatsgebiet betreten, meist ohne Grund um Asyl ansuchen und damit Empfänger der durch die Einwohner solidarisch erbrachten Sozialleistungen werden, ist eine Gefahr für das Land und die Gesellschaft sichtbar. Um sich vor solchen anarchistischen Zuständen zu schützen, ist es eben notwendig, Grenzen zu ziehen, diese zu kontrollieren. Und wie zieht man Grenzen? Richtig, mit einem Zaun. Der im besten Fall auch bewacht ist und die europäischen Länder vor unkontrollierter Einwanderung und Zuständen wie im Jahr 2015 bewahrt. Denn aus Schaden sollte man irgendwann klug werden!

		

		
			2023

			2. jänner 2023

			Bombennächte in Deutschland. Nein, wir schreiben nicht das Jahr 1945 und auch der gute alte Wladimir ist beim Michel nicht einmarschiert. Das haben schon andere erledigt. Ein wenig Sprengstoff hier, ein wenig Böller da, ein wenig Feuer, abgefackelte Straßenzüge, Ausschreitungen wie im guten alten Kabul und Kriegsstimmung wie in Kiew. Inklusive Verletzte. So bewirbt Deutschlands Tourismus die weltberühmten Silvesternächte, in denen nicht nur Currywurst serviert wird, sondern der Besucher auch gleich alle Bräuche aus Tausendundeiner Nacht kostenlos kennenlernen darf. Feiern Sie wie am Hindukusch, könnte das Motto der neuen, politisch korrekten, ach so toleranten und gutmenschlichen Feiertagsstimmung sein.

			Allein in der Hauptstadt rückten Polizei und Feuerwehr 3.943 Mal aus. Barrikaden gegen die Exekutive wurden errichtet, Rettungsautos abgefackelt. Polizisten und Feuerwehrleute wurden verletzt. Und zur Überraschung des Establishments waren diese glänzenden Krawallnächte deutschen Multikulturalismus auf Bezirke beschränkt, in denen – politisch korrekt formuliert – hauptsächlich junge Männer hausen. Denn Deutschland besteht seit 2015 eben größtenteils aus jungen, kräftigen, vollbärtigen und ebenso gewaltbereiten Männern. Das war doch das Ziel der feministischen Politik von Angela Merkel. Und um die Lendenkraft der Deutschen zu stärken, will ja die Ampel exakt diesen Männern, die an hohen Fest- und Feiertagen die Polizisten attackieren und das halbe Land zerlegen, zur Belohnung die Staatsbürgerschaft schenken. Die Polizeigewerkschaft will hingegen die Feuerwerke verbieten, die Politik wird bald einen Schritt weitergehen und Silvester vom Kalender streichen. Denn alles, was von Kriminellen missbraucht wird, die die Politik selbst importiert, wird verboten. Außerdem sind feiernde, junge Menschen, die sich an der Gemeinschaft erfreuen, ja eine regelrechte Provokation, ja eine Einladung zum Gesetzesbruch. Silvester steht ja seit dem Kölner Armlängensilvester auf der Abschussliste, als hauptsächlich junge, kräftige, vollbärtige Männer als Hobbygynäkologen massenweise auftraten und Frauen im Rahmen ihrer Merkel'schen Fachkraftausbildung nur behandeln wollten. Seitdem sollte man ja als Frau alleine am Silvestertag nicht mehr die Straßen und Plätze Deutschlands betreten. Wir müssen schon ein wenig Rücksicht nehmen auf unsere neuen Mitbürger.

			Waren das gute Zeiten, als man zu Silvester gemeinsam in der Familie ein wenig Raketen aus Freude über das neue Jahr in den Himmel schoss. Ein wenig gemeinsam feierte und froh war, dass das alte Jahr vorüber ist. Das waren Zeiten. Die sind nun tatsächlich vorüber, denn die Politik hat eben mit Deutschland anderes vor. Und die Zukunft ist weniger rosig, dafür blutig.

			10. jänner 2023

			Sie sind schuld! Ja Sie! Sie, Frau Susanne Müller, Herr Heinrich Mayer. Sie sind schuld! Denn Sie haben sich nicht anständig verhalten. Sie haben sich gegenüber den armen, geschundenen, jungen, männlichen An- und Abkömmlingen aus aller Herren Länder, die Ihre Regierung in nobler Geste in Ihrem Namen einlud, nicht einladend genug verhalten. Schämen Sie sich, Sie üblen Rassisten! Und Sie, liebe deutsche Bürger, haben es daher zu verantworten, dass diese traumatisierten Menschen regelrecht dazu genötigt wurden, ihrerseits Gewalttaten zu setzen. Aktion und Reaktion, so einfach ist das Denken in Deutschlands Establishment und Medien. Die Aktion setzte demnach der von Natur aus als Aggressor weltweit bekannte deutsche Bürger, der mit seinen verworrenen Bräuchen und Sitten, an Silvester eine Rakete zu zünden, die geschundenen Seelen der armen Bombenflüchtlinge regelrecht provozierte und an den Lärm in Kabuls Straßen erinnerte, dass sie, ihrerseits getriggert, in einer Art körperlich natürlicher Fluchtreaktion, vollgepumpt durch Adrenalin, mit Kugelbomben und Steinen reagierten und wehrlose Menschen verletzten. Sie waren gezwungen, denn die Ursache war der Deutsche und die Wirkung war die Gewalt.

			In Deutschland lernt man eben, Gewalttäter zu werden. Deutschland ist ein Nährboden von Extremismus. Man muss sich vergegenwärtigen, wie schrecklich es doch für die Humanisten vom Hindukusch ist, plötzlich in einer so kalten, unsozialen, hasserfüllten, ja abschreckenden Welt wie Berlin anzukommen. Es war und ist doch immer der Deutsche schuld. Weil wir unsere Häuser versperren, sind eben arme Fluchtsuchende auf ihrer Erkundung nach Essbarem regelrecht gezwungen, die Haustüren aufzubrechen. Hätten wir die Türen doch gleich offengelassen, wäre das alles kein Problem. Und wenn unsere Frauen ein wenig offener wären und sich nicht gleich wehren, gäbe es keine Vergewaltigungen. Es sind nicht die Täter schuld, sondern die Frauen, die diese armen harmoniebedürftigen Seelen brutal abgewiesen haben. Mea culpa, mea culpa, mea culpa. Und bei der Gelegenheit entschuldige ich mich bei allen Afghanen, Tunesiern, Marokkanern, Tschetschenen, Irakern und bei der ganzen Welt, dass wir überhaupt am Leben sind.

			13. jänner 2023

			Das neue deutsche Grundgesetz:

			
				
						
						Artikel 1:

					
						
						Du kannst stehlen.

					
				

				
						
						Artikel 2:

					
						
						Du kannst morden.

					
				

				
						
						Artikel 3:

					
						
						Du kannst lügen.

					
				

				
						
						Artikel 4:

					
						
						Du kannst vergewaltigen.

					
				

				
						
						Artikel 5:

					
						
						Du kannst den Rechtsstaat und seine Vertreter attackieren.

					
				

			


			Das wäre doch der richtige Weg, um dem alltäglichen Wahnsinn des Einzelfalls in Buntland ein für alle Mal zu entkommen, die ohnedies vorherrschende Anarchie in eine für alle akzeptable Rechtsordnung zu gießen und damit diesen von der Regierung ja eh schon akzeptierten rechtsfreien Raum zu sanieren. Man legalisiert das Illegale, tilgt damit die subjektive Empfindung einer vorherrschenden Kriminalität amtlich und kapituliert vor einer rasant voranschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung, die ja ohnedies regelrecht provoziert wurde und die niemand, zumindest nicht die Vertreter des politischen wie medialen Establishments, verhindern will. Weils ja eh egal ist, weil es eh niemanden mehr kümmert, weil der obrigkeitshörige Deutsche ohnedies der beste Untertan ist und seine Hände in den Schoß legt, weil es keinen Aufschrei mehr gibt, weil man sich damit abgefunden hat. Warum sich über eine gepflegte Messerstecherei aufregen, wenn man sie einfach duldet, in der neuen Form des Zusammenlebens als freundlichen Ausdruck der willkommen geheißenen Gäste von Angela und Olaf einfach annimmt? Warum sich über eine Vergewaltigung mokieren, wenn man darüber den Mantel des Schweigens legt, der gesellschaftliche Grundkonsens die Unaufgeregtheit über die zum Ausdruck gekommene Harmoniebedürftigkeit der Glückskinder der linken Agenda ist?

			Deutschland, kapituliere doch endlich! Kapituliere vor dem Zeitgeist, vor einer Entwicklung, die Deine Verantwortungsträger herbeiführen. Deutschland, wehre Dich nicht mehr! Denn Gegenwehr ist ohnedies zwecklos. Und die Diskussion über die Ursachen der um sich greifenden geistigen Schweinepest auch. Aber Vorsicht, das neue Grundgesetz gilt nur für einen privilegierten Teil der Bewohner. Jene, denen man mit grenzenloser Toleranz, eifernder Gutmenschlichkeit und uferlosem Verständnis entgegen zu treten hat. Denn diese sind von den ursprünglichsten Regeln des Anstands und der Sitte, des Rechts und der Ordnung ausgenommen. Für alle anderen gilt hingegen weiterhin: Hände falten, Goschen halten. Und brav dem Staat dienen, als Knecht einer Räuberbande, für die selbst die einfachsten Gesetze relativierbar wurden.

			13. jänner 2023

			Ein armer Schüler. Schwer traumatisiert. Wahrscheinlich psychisch krank. Oder er konnte mit der autoritären Pädagogik der Lehrerin nicht umgehen. Vielleicht ist er auch nur das testosterongesteuerte, pubertierende Produkt eines unfähigen Elternhauses. Es könnte natürlich auch sein, dass ihm fremde Stimmen den grausamen Mord an seiner Lehrerin befohlen haben. Oder er muss eine schwere Kindheit aufarbeiten, da er vielleicht von seinen Mitschülern gemobbt wurde. Dass er in das Klassenleben nicht integrierbar war, hat sicherlich mit der Wasserader unter seinem Sessel zu tun. Dass er schon seit Langem auffällig und gewaltbereit war, ist vielleicht auf schlechte Ernährung zurückzuführen. In jedem Fall ist der arme Bub, Sinan – übersetzt „das spitze Messer“ –, nicht schuld daran, dass zwar diesmal kein Mord auf dem Schulweg, sondern gleich in der Schule passierte und eine Frau, nämlich seine Lehrerin, ihr Leben lassen musste.

			Die Staatsanwaltschaft gibt bekannt, dass der arme Bub schon länger Probleme mit der Schule hatte. Die Polizei und die Staatsanwaltschaft in Tateinheit mit den Medien brauchten immerhin 24 Stunden, um der Weltöffentlichkeit den Vornamen des vermeintlich armen Täters bekannt zu geben. Über dessen Hintergründe schweigen die Autoritäten der Justiz bis heute. Sinan B. heißt der jüngste Messerstecher Deutschlands. Die Herkunft des Täters wird unterdrückt, die Politik ist auf Tauchstation. Die Medien tun alles, um das Schicksal einer Lehrerin in Vergessenheit geraten zu lassen. Die offizielle Version über die Provenienz des vermeintlichen Täters lautet: Deutscher mit Migrationshintergrund. Also eine gängige Titulierung im Chronikabteil der beliebten Zeitungen und der dazugehörigen Mordsgeschichten. Also kann Deutschland wieder vom Einzelfall ausgehen. Und diesmal an einer Schule. Was auch logisch ist, denn diese gelten ohnedies längst als Brennpunkt des tiefen gesellschaftlichen Spalts, in den sich eine einst stolze Industrienation, wie Deutschland, vorsätzlich hineinmanövriert. Der jüngste Mord hat eine neue Qualität: Denn auch Deutschlands Schulen sind vom Einzelfall bereits ebenso erfasst, wie beispielsweise eine Dorfstraße in Illerkirchberg. Der jüngste Tatort ist das Klassenzimmer von Ibbenbüren bei Münster. Das ist schon ein größeres Städtchen. Immerhin 55.000 Gemeindebürger stehen unter Schock. Weil eine Lehrerin einem renitenten, integrationsunfähigen, gewaltbereiten, aggressiven Schüler Herr werden wollte. Sie verlor ihr Leben, wurde rücklings erstochen. Deutschland 2023, das Land, in dem Autorität nicht mehr respektiert wird. Wenn der Lehrer nicht tut, was der neue deutsche Schüler ihm befiehlt, kann er um Leib und Leben rennen. Und wenn's eine wehrlose Frau ist, steckt ihr eben rasch ein Messer im Hals. Und es beginnt, wie es endete. Es setzt sich eben fort, was wir aus Illerkirchberg leidvoll erfahren mussten. Deutschland hat wieder seinen Einzelfall.

			21. jänner 2023

			68.709 Mal versuchte Deutschland im Jahr 2022, gemäß dem formell geltenden Dublin-Abkommen der Europäischen Union die von Merkel und Scholz selbst mit den Schalmeientönen des für alle Individuen unter der Sonne offenen Sozialstaates gerufenen und mittels der steuergeldfinanzierten NGO-Schleppermafia auf den Kontinent geholten Glückskinder überraschend in andere EU-Länder abzuschieben. Jetzt stellt sich die Frage: Warum will man denn die verzweifelt herbeigekarrten, im Hartz IV wie in Watte gepackten, so herrlich integrierbaren, friedlichen, leistungsbereiten, talentierten, rechtschaffenen Fachkräfte denn wieder loswerden? Die Kolonne von Hobbygynäkologen, Nebenerwerbspharmazeuten, Sprengstoffexperten und Messerschleifern, die doch die deutsche Wirtschaft und Frau Merkel so dringend brauchten, die von den bayrischen Fluren bis zur Nordsee, von Neukölln bis Hamburg alle erfreuen und bereichern? Warum will Deutschland diese lebendige Bereicherung der verpönten und verstaubten preußischen Kultur nicht behalten? Und warum sollen ausgerechnet Italien, Griechenland, Ungarn oder Österreich diese von Deutschland gelockten und geholten Asyltouristen zurücknehmen, die doch ausschließlich von deutschen Politikern eingeladen wurden und quer durch Europa ihre Pilgerreise in Olaf Scholz' Schoß antragen? Warum sollen nun ausgerechnet andere Länder ihr Sozialsystem für jene öffnen, denen Deutschlands Regierung das Schlaraffenland versprach?

			Von den knapp 69.000 hat Deutschland nur wenige Hundert wieder in die EU-Nachbarländer verfrachten können. Ja, warum wohl? Könnte es vielleicht sein, dass diese im Wege der von Deutschland finanzierten Schlepperboote übers Mittelmeer regelrecht gezerrten Individuen nirgends gerne gesehen sind, nicht gebraucht werden, doch nicht so willkommen sind wie im Berliner Kanzleramt? Kann es vielleicht sein, dass die europäischen Transitländer ein dreifaches Halleluja gen Himmel riefen, als sich die großen Söhne anderer Länder aufmachten, im gelobten Deutschland ihr Glück, eine neue Heimat und ein gemütliches Sozialsystem zu suchen, und nicht in Wien, Budapest oder Rom blieben. Kann es vielleicht sein, dass die als Fachkräfte umdeklarierten Glückskinder der Merkel'schen „Wir schaffen das“-Karawane nirgends integrierbar sind? Es rächt sich eben, dass Deutschland glaubt, die Welt retten zu können, aber sich selbst ins Unglück stürzt. Und bei aller Solidarität zu Berlin: Diesmal geht Europa auf dem Weg in den Untergang schlicht nicht mit.

			6. märz 2023

			Hereinspaziert, hereinspaziert. Willkommen im Zirkus Buntland, vormals Berlin. Wo am Wochenende wieder die neuen deutschen Fachkräfteschwämme ihre Fingerfertigkeit an noch lebenden Beispielen unter Beweis gestellt haben, die Messer schillernd durch die Luft flogen. Sechs Messerattacken auf unschuldige Berliner Bürger alleine am vergangenen Wochenende, da kommt Freude auf, da herrscht Stimmung. Tatort Arnimplatz, das Blut klebte noch auf der Parkbank. Ein 18-Jähriger sticht einem 16-Jährigen in den Hals. Auch eine Form der neuen deutschen Berufsbildung. Schlacht- und Schächtfeste, wohin man blickt. Nur mit dem Schweinefleisch haben es die neuen Metzgerlehrlinge nicht so, aber zustechen können. Auch in Friedrichsfelde spritzte das Blut, wie man es für die deutsche Hauptstadt, das Epizentrum der Narretei, im Jahr 2023 halt gewohnt ist. Am Oranienplatz in Kreuzberg, in Mariendorf, „Zu den Eichen“ in Marzahn – überall flogen die Messer, alles duckte sich weg. Und wie es sich für das neue Berlin gehört, schallen die Folgetonsirenen von Rettung und Polizei abwechselnd durch die Straßenflure, an deren Asphalt die Opfer und ihre Exkremente kleben.

			Die Herkunft der Täter wird verschwiegen bzw. gar nicht mehr genannt. Dafür ist man mit den Tatgründen umso schneller. Entweder handelt es sich bei den Messerstechern um arme, traumatisierte unbegleitete Minderjährige, die eben ihre klimatisch bedingte Testosteronschwäche im kalten Norden Europas durch besonders hitzige Fuchtelei wettmachen und denen unbeteiligte Passanten eben im Weg standen, oder es handelt sich bei den Tätern schlicht um psychisch Kranke, die von fremden Stimmen angeleitet ein wenig für Kabuler Nächte in Berlin sorgen wollen. Deutschland 2023, ein Land, in dem man zu jeder Zeit und an jedem Ort damit rechnen muss, ein Messer im Rücken oder wahlweise im Hals stecken zu haben. Auch eine Form der kulturellen Bereicherung. Und für die Berliner ist es gut. Statt den mühsamen Weg über den schleißigsten Flughafen der Welt zu suchen, ist die Welt vor der Tür. Bandenkriege, Messerstechereien, Drogendeals und Vergewaltigungen inklusive. Die neue Berliner Hymne: Ich habe noch ein Messer in Berlin, deswegen will ich niemals wieder hin.

			19. märz 2023

			Arabische Straßenschilder in Düsseldorf, ja die gibt's ab nun. Dies sei ein Zeichen des Respekts gegenüber den „eingewanderten Deutschen“, vermelden die toleranzbewegten Gutmenschen. Also bis dato bin ich ja davon ausgegangen, dass auch eingewanderte Deutsche in einem deutschen Land Deutsch sprechen und zu sprechen haben. Oder gibt es für die deutsche Diaspora in Kabul doppelsprachige Ortsschilder? Ach ja, die gibt's. Auf den Gräbern der deutschen Soldaten, die am Hindukusch ihr Leben lassen mussten, weil Deutschlands Politik im Auftrag der USA den Konflikt so anheizte, dass immer mehr Afghanen nach Deutschland kamen und nun als Minderheit zu Recht die Mehrsprachigkeit, also den Respekt gegenüber ihrer Sprache, einfordern.

			Düsseldorf ist aber nur einen feigen, kleinen Schritt gegangen. Denn warum nur zehn Straßen mit arabischen Straßennamen und nicht ganze Stadtviertel aus Respekt vor den dortigen Bewohnern mehrsprachig markieren? Ich bin der Meinung, dass in mindestens drei Berliner Stadtvierteln Türkisch als offizielle Amtssprache einzuführen ist. Aus Respekt vor den „eingewanderten Deutschen“. Und ich bin auch der Meinung, dass in ganz Deutschland Tschetschenisch, das afghanische Paschtu und Arabisch neben Deutsch zu sprechen sind. Denn wenn sich die Städte ohnedies kaum mehr in ihrem Aussehen, in ihrer Beschaffenheit von Damaskus, Kabul oder Grosny unterscheiden, sollte man auch dem Wunsch der Neudeutschen entsprechend deren Baukultur etablieren. Die unzähligen Kebab-Buden zeugen zumindest eh schon von der kulinarischen Missionierung des bisherigen Deutschlands. Und ich bin der Meinung, dass auch deutsche Gerichte sich endlich den Errungenschaften der Scharia in ihrer täglichen Rechtsprechung anzunehmen haben, aus Respekt vor den „eingewanderten Deutschen“. Und aus Respekt und Toleranz bin ich auch der Meinung, dass auch Deutschland in Zukunft als „almanya“ zu bezeichnen ist. Noch einfacher wäre es, wenn man die Straßenschilder in ganz Deutschland einfach den Lebensrealitäten anpasst. Neukölln heißt in Zukunft Messerstadt, natürlich in Arabisch übersetzt. Auf dem Straßenschild reicht ein einfaches Messer. Köln könnte durchaus als Jungfrauenstadt, also als „madinat aleadhra“ durchgehen. Aus Respekt gegenüber den eingewanderten Deutschen sollten sich die Ursprungsdeutschen aber nicht nur in der Sprache, sondern auch im Verhalten und in der Kleidung dem „zugewanderten neuen Deutschen“ anpassen. In Oberbayern funktioniert das bereits sehr gut. Aus Respekt vor der Kuh, deren Milch sonst beim Anblick der neudeutschen Damen sauer wird, verhüllen sich diese einfach in einer Burka. Burkaland wäre überhaupt für Deutschland der passende neue Name. Das ist progressiv, das ist modern, das ist tolerant und daher gut!

			27. märz 2023

			Ein ganz normales Wochenende im Shitholecountry Europas, vormals Deutschland, nun Buntland oder Burkaland genannt. Ich zitiere die Zeitungsmeldungen: Neues Detail zum Messerangreifer von Münster, der Täter klagte gegen die Ausweisung. 75 Messerstiche gegen Luise, Täterinnen erkundigten sich wegen Strafunmündigkeit. Der „psychisch Verwirrte“, der in Köln Amok gefahren ist, kommt aus Ghana. 14-Jährige in Gelsenkirchen vergewaltigt. 23-Jähriger in Tübingen abgestochen. Axt-Attacke in Zug in Brandenburg – 17-Jährige schwer verletzt. Streit in Neukölln: 18-Jähriger schießt 17-Jährigem mit Schreckschusspistole in den Kopf. Schießerei in Wohngebiet: Zwei Tote in Hamburg.

			Ein Land dezimiert sich eben nicht nur geistig, politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich, sondern auch physisch. Woche für Woche, Tag für Tag gleichen Deutschlands Großstädte einem Kriegsgebiet, in dem wahlweise „psychisch Verwirrte“, „jugendliche Killerinnen“, „Clanmitglieder“, „Suchtmittelgeschwächte“, „Frauenversteherinnen“, „Facharbeiter“ und sonstiges Gesocks aller Herren Länder für Gewalt und Tod sorgen. 5.628.000 Straftaten wurden allein 2022 in Deutschland verübt. Das ist ein Plus von 11,5 Prozent. Die Anzahl der begangenen Delikte liegt um 3,5 Prozent höher als vor Corona. Während Corona waren die Terroristen aus der Nachbarschaft, die Messerwerfer, Vergewaltiger und Co. auf Homeoffice. 93.095 Kinder wurden als Tatverdächtige geführt. Ein Plus von 35,5 Prozent. Von den zwei Millionen Tatverdächtigen gesamt sind knapp die Hälfte, also 783.876 Täter, nichtdeutscher Staatsbürgerschaft. Also kann man nun tatsächlich straffrei behaupten, dass Deutschland sich einen großen Anteil der Kriminalität importiert. Wegen des Fachkräftemangels warat's, und weil in Deutschlands Justizvollzugsanstalten so wenige Fachkräfte einsitzen, haben Angela und Olaf gleich einmal ein paar Millionen geholt. Denn der Anteil der Gewalttäter mit Migrationshintergrund ist im Gegensatz zur gesamten Bevölkerungsentwicklung exorbitant hoch. Um exakt zu sein, 37,5 Prozent.

			Nicht jeder Ausländer ist ein Täter, aber viele Täter sind Ausländer. Sie sind nach Deutschland eingesickert, haben hier keinen Platz und haben auch ihr Recht verwirkt, weiterhin in Deutschland zu sein. Wer nicht spurt, fliegt. Wer das Hausrecht missbraucht, hat keinen Aufenthalt verdient. So rasch könnte man 800.000 Straftaten verhindern. Wenn man es will.

			20. april 2023

			Was Kara Mustafa nicht schaffte, haben nun Michael Ludwig und seine Sozialisten vorzüglichst vollendet. Der Bundeshauptstadt Österreichs ein neues Antlitz gegeben. Und wie es sich für die maßlose und primitive Horde von Sozialisten gehört, machen sie keine halben Sachen. Wenn schon, denn schon. Nicht kleckern, sondern klotzen. Wenn schon ein Umbau der Gesellschaft, dann nicht homöopathisch, sondern gleich mit dem Vorschlaghammer. Wo einst die Fiaker fuhren, führen heute die Machetenwerfer ihre zweifelsfreie Schneide- und Stichkunst vor. Wo einst Moser frohlockte, frohlocken heute die Vergewaltiger.

			Wien schafft sich ab, das Machetenopfer aus der U-Bahn, Leonie, die vielen Opfer des sozialistischen Einzelfalls lassen mit einer letzten Freundschaft grüßen. Bandenkriege am Praterstern, aufgegebene Stadtviertel, auch Glasscherbenviertel genannt. Und wenn nicht gerade eine gepflegte Messerstecherei zwischen kriegsführenden Banden den Alltag beherrscht, irgendwo der tägliche Drogentote zu beklagen ist, ist es halt eine Vergewaltigung, ein Machetenwurf, ein kleiner Schusswechsel, ein geplatzter Drogendeal. Gut gemacht, Genossinnen und Genossen. Eure neuen Wähler, lauter Facharbeitskräfte, die das einst verstaubte Wien kulturell so wunderbar bereichern.

			Einst plakatierte die FPÖ, dass Wien nicht Chicago werden dürfte. Nun gut, Chicago ist es nicht ganz geworden, dafür Kabul. Und Chicago distanziert sich von Wien. Denn solche Umtriebe lässt keine vernünftige Stadtverwaltung zu. Außer in Wien. Denn da geht es ja darum, immer schön für den neuen Wählerzuwachs zu sorgen. Denn wenn der echte Wiener das rote System nicht mehr wählt, müssen eben neue her. Der Sozialismus in Reinkultur!

			8. mai 2023

			70 Prozent der Asylwerber in Österreich sind Analphabeten, können weder lesen noch schreiben. Diese Zahlen stammen aus einer Studie des Integrationsfonds Österreich. Also sie sind keine hetzerischen Lügen der ewig gestrigen Rassisten, der Rechtsextremen, der verschwurbelten Verschwörungstheoretiker, die sich vor der Unterwanderung der Gesellschaft fürchten, davor warnen.

			Ungläubiges Staunen macht sich breit, zumal ja Europas Multikulturalisten von Berlin bis Wien, die Baerbocks, die Söders, die Scholzs und Merkels, die Koglers und Nehammers, die Faymanns, in Manier der Gebrüder Grimm die einzigartige Theorie als absolute Wahrheit in Stein gemeißelt erklärten, dass die zu uns strömenden Abkömmlinge aller Herren Länder der Welt Atomphysiker, Raketenwissenschaftler, Handchirurgen, Architekten, Feinmechaniker, Lateinprofessoren, Gynäkologen, Onkologen und Nachwuchsphilharmoniker wären. Wenn die Sprachkenntnisse der als Facharbeitskräfte verkauften Individuen gerade einmal dazu reichen, den Sozialhilfeantrag mit drei Kreuzen zu unterzeichnen, wird's schwer, diese politisch verordnete Lüge aufrecht zu erhalten. Und mir erschließt sich die Erkenntnis noch immer nicht, warum wir unter dem Deckmantel des Fachkräfteimports, der in Wahrheit ohnedies nichts anderes als moderne Sklaverei wäre, einen direkten Zuzug in jenes Sozialsystem zulassen, das ohnedies kaum finanzierbar sind.

			Wem nützt es also, dass Hunderttausende Menschen, die weder lesen noch schreiben können, uns mit Analphabetismus und Sozialabhängigkeit bereichern? Oder geht es in Wahrheit gar nicht um Facharbeitskräfte? Geht es vielleicht darum, Nationen und ihre durch die angestammte Bevölkerung dargestellte Identität zu tilgen? Geht es vielleicht nur darum, den herkunftslosen, also globalisierten Einheitsmenschen ohne eigene Sprache, ohne eigene Kultur, ohne eigene Tradition und am Ende ohne eigene Freiheit zu schaffen? Das Ziel ist die Tilgung der Nationen, die Vereinheitlichung von unterschiedlichen Ethnien unter dem Dach eines Einheitsstaates. Wohin uns diese gleichmacherische Phantasie führt, hat uns die Sowjetunion oder Jugoslawien bereits gezeigt. In den Krieg, in die Gewalt.

			22. mai 2023

			Österreich braucht Meinungsfreiheit, eine Besinnung auf die Grundrechte der Bürger. Wir brauchen eine österreichische Regierung, die die Interessen der Bevölkerung vertritt und nicht nur jene der Brüsseler Bürokraten. Wir brauchen Vernunft und Logik in der Asyl- und Zuwanderungsdebatte. Wir müssen unseren Sozialstaat vor einer wirtschaftlichen Wanderungsbewegung schützen. Es ist die Aufgabe einer Regierung, drohende Gefahren von der Bevölkerung abzuwenden, die Neutralität zu beschützen und für Frieden einzutreten. Der aufkeimenden Wokeness, dem Relativismus, dem Genderwahn, dieser gesteuerten Verkehrung der Realität, der freiheits- und wahrheitseinschränkenden politischen Korrektheit sind ohne Wenn und Aber die Werte der Aufklärung, der intellektuellen Redlichkeit gegenüber zu stellen.

			Wenn diese Grundprämissen in den Augen linker Agitatoren schlicht „Orbanismus“ bedeuten, dann bin ich für Orbanismus auch in Österreich, wenngleich Viktor Orbán jener Politik entspricht, die beispielsweise Jörg Haider in Österreich über drei Jahrzehnte verfolgt hat. Daher könnten wir eher von Haiderismus sprechen, denn er kann europaweit doch als Gründervater einer Bewegung verstanden werden, die eine Politik der Freiheit und Vernunft verfolgt.

			Aber nun zu Ungarn und dem besagten Orbanismus: Während wir die zügellose Zuwanderung mit einem Klimabonus für Asylwerber befeuern, zeigt Ungarn, dass es auch anders geht. Während wir die Unterwanderung unserer Gesellschaft mit all den dramatischen Kollateralschäden herbeiführen, macht Ungarn die Grenzen dicht. Während unsere Regierungsvertreter in Brüssel rückgratlos bei jedem Schwachsinn nicht nur mittendrin, sondern vorne dabei sind, nützen Ungarns Regierungsvertreter das Einstimmigkeitsprinzip innerhalb der EU-Räte für die ungarische Sache. Ungarn zuerst, lautet das Motto der Budapester Regierung. Es würde uns auch gut anstehen, Österreich zuerst zu postulieren, anstatt der nützliche Idiot einer geistig dem Amt kaum gewachsenen Frau Von der Leiden zu sein. Es würde uns gut anstehen, auf das eigene Volk zu schauen, anstatt die Probleme der Welt lösen zu wollen.

			13. juni 2023

			Sollen wir nun die Messer verbieten, weil eine Horde von intoleranten, unintegrierbaren und asozialen Geschöpfen diesen Alltagsgegenstand dazu missbraucht, Gewalt und Tod zu verbreiten? Ja, sagt die sozialistische Innenministerin der Hampelkoalition Nancy Faeser in Berlin. Denn Messer sind vom normalen Alltagsgegenstand zu einem gefährlichen Mordinstrument geworden. Nein, die Kriminalität wird nicht bekämpft, die Täter werden geschont, ja regelrecht eingeladen, ihr Verbrechen am helllichten Tag auf öffentlichen Plätzen inmitten unserer Gesellschaft zu begehen. Das Messer muss dran glauben, nicht der Täter. Sollen wir demnächst auch die Freiheit verbieten, wenn die Glückskinder aller Herren Länder mit dieser Freiheit eben nicht umgehen können, sondern eher auf Gewalt und Terror setzen?

			Ja, es ist nur eine Frage der Zeit, bis auch die Freiheit daran glauben muss, weil eben von der Politik hofierte und pardonierte Geschöpfe diese temporär eingeräumte, ja geschenkte Freiheit dazu missbrauchen, anderen die Freiheit auf das Leben oder auf Eigentum oder auf Gesundheit zu rauben. Dieser Theorie folgend müssen wir auch die Sozialleistungen verbieten, denn sie werden von jenen, die in das Sozialsystem ungehindert einsickern, regelrecht missbraucht. Sollen wir denn nicht auch LKWs verbieten, weil ein psychisch Erschöpfter nach Abweisung seines Asylantrages damit vielleicht in eine Kindergartengruppe fährt oder einen Weihnachtsmarkt schrammt? Wo hören die Verbote denn eigentlich auf, die nun notwendig werden, weil die Politik in Massen Individuen ins Land und auf den Kontinent holt, die unsere Freiheit, unsere Art des Zusammenlebens, unsere Kultur, unseren Umgang als psychische Belastung empfinden? Wie hoch ist denn der Preis, den wir nun zu zahlen haben, damit sich andere bei uns wohlfühlen?

			Stück für Stück schaffen wir unser friedfertiges, säkulares, gesellschaftlich offenes, liberales Lebensmodell ab, um dieses am Altar eines Multikulturalismus zu opfern, den das Volk nicht will, aber die Politik betreibt. Von uns verlangt man, unser Leben aufzugeben, weil andere damit nicht klarkommen. Wir sollen unsere Gewohnheiten ablegen, damit wir andere nicht provozieren. Wir sollen uns de facto mit Haut und Haaren abschaffen, damit andere, nie Eingeladene glücklich werden? Nein, denn die Kapitulation vor der Gewalt durch die Aufgabe der Freiheit zugunsten einer notwendig gewordenen Sicherheit bedeutet eben nicht Freiheit, sondern Diktatur. Und diesem gutmenschlichen Diktat des Tugendterrorismus sollte man schon allein aus einem gesunden Selbstverständnis heraus rasch entfliehen. Denn wie heißt es so schön: Lieber aufrecht kämpfen, als kniend leben.

			21. juni 2023

			Syrer bekämpfen Libanesen, Libanesen bekämpfen Syrer. Hunderte Männer verabreden sich zur Massenschlägerei. Schlagstöcke fliegen durch die Luft, die Messer werden gewetzt, das Blut spritzt, die Polizei muss ein Krankenhaus schützen, Exekutivbeamte werden verletzt.

			Nein, das sind nicht die neuesten Nachrichten aus dem Nahen Osten, wo sich verfeindete Lager wegen drei Ziegen, fünf Kamelen oder sieben Jungfrauen den Krieg erklären, sondern das ist die gelebte Realität in Nordrhein-Westfalen des Jahres 2023. Weil die ach so gute, ach so tolerante, ach so menschliche, ach so weltoffene deutsche Politik unter Führung der ach so gutmenschlichen politischen Liga der Unterwanderung der absoluten Meinung ist, dass ein wenig syrische und libanesische Nächte den Deutschen zur Erlangung ihrer verloren geglaubten Weltoffenheit nur guttun. Und nachdem sich der Deutsche dank der Ampel und der Horrorinflation, des Einbruchs der Wirtschaft, der hohen Schulden, der Rezession ohnedies den Urlaub im Ausland nicht mehr leisten kann, bietet man den Bürgern des Ruhrgebietes quasi gratis einen Dauerurlaub in den Konfliktzonen des Nahens Osten vor der eigenen Tür. Warum noch nach Damaskus fahren, wenn sich Damaskus ohnedies 200 Meter Luftlinie entfernt vom Eigenheim befindet? Die meisten Berliner fahren auch nicht mehr in die Türkei, denn Ostanatolien ist ja mitten in Deutschlands Hauptstadt gerückt. Aber was passiert denn in Nordrhein-Westfalen? Clans, also radikalisierte, kriminelle Familien, bekriegen sich. Ein wenig Testosteron, ein wenig radikalisierter Glaube, ein wenig Bildungsferne und ein Hang zum Kriminellen sind die Zutaten, die aus dem einst dann doch beschaulichen Ruhrgebiet den neuen Schlachtplatz jener machen, die in ihrem Rucksack auf der langen Reise nach Deutschland ihre alten Probleme, ihre nur schwer zu vertragende Sozialisierung mitbrachten. Die Syrer und Libanesen können glücklich sein, die schwersten Jungs sind nach Deutschland abgewandert. Als Flüchtlinge vor der Gewalt, dem Tod und der Zerstörung, um ihrerseits nun diese Urlaubsmitbringsel aus ihrer ursprünglichen Heimat inmitten der deutschen Gesellschaft zu entfalten.

			Man muss mit der Härte des Rechtsstaates vorgehen, tönt es aus der SPD. Jener Partei, die Deutschlands Grenzen offen wie ein kaputtes Hosentürl ließen. Man muss den Asylwerbern die Geldleistung streichen, tönt es aus der FDP. Man muss im Asylwesen die Notbremse ziehen, tönt es aus der CDU. Man muss den Asylwerbern die Sozialleistungen kürzen, tönt es aus der CSU. Haltet den Dieb, ruft das diebische Establishment sich in Sonntagsreden selbst zu, um das Versagen der eigenen Politik vor den Wählern zu kaschieren. Der Verfassungsschutz macht derweil Parteipolitik. Und die Bürger werden inmitten der neuen Verhältnisse allein gelassen, sind schutzlos ausgeliefert.

			13. juli 2023

			Nancy Faeser, oberstes Sicherheitsrisiko Deutschlands, Masseverwalterin der Merkel'schen „Wir schaffen das“-Politik, fordert nun folgerichtig mehr Polizeipräsenz in Freibädern. Logisch, die Polizisten stehen eben nicht mehr an den Grenzen, sondern kontrollieren die Pässe der Glückskinder Angelas wahlweise in den Freibädern oder sichern Weihnachtsmärkte. Denn irgendwo in der runtergelassenen Badehose der testosterongesteuerten unbegleiteten Minderjährigen mit einem meterlangen Schamhaartoupet im Gesicht, vulgo Bart, wird sich der Personalausweis schon verstecken. Oder er liegt im Mittelmeer, über das die wasserscheuen Männer ja nach Europa gekommen sind, und, richtig, die Freibäder mit ihren Traditionen und Kulturen nur bereichern wollen. Das ist alles ganz normal, das ist die normale, woke, gutmenschliche, tolerante, ideologiebesoffene, selbstaufgebende, zerstörerische Realität Deutschlands im Jahr 2023.

			Es begann eben mit der Armlänge Abstand, die wir, von Teilen unserer Gäste aus Toleranzgründen zu halten haben, damit ja niemand dieser traumatisierten Freunde provoziert wird. Es setzt sich fort mit dem allgemeinen Messerverbot, weil ja das Brotmesser neuerdings dazu dient, nicht nur das Brot zu schneiden, sondern sich auch an der Gurgel seines Nachbarns zu vergehen. „Ich liebe dich, mich reizt deine schöne Gestalt; und bist du nicht willig, so brauch ich Gewalt“, schrieb ja schon Goethe in einer seiner prophetischen Texte über Deutschlands Freibäder, Plätze und Parks bald 200 Jahre nach seinem Tod. Nostradamus lässt grüßen. Und nun ist auch klar, dass das Freibad, einst Ort des sommerlichen Wasserspaßes und des Vergnügens, ein Risikogebiet ist, an dem man, vornehmlich Frau, sich den neuen, toleranten, multikulturellen Regeln des Zusammenlebens unterwerfen muss. Nichts Anreizendes, nicht Aufreizendes, nichts zu Feminines, nichts zu Anzügliches. Denn wir dürfen auch bei 36 Grad im Sommer nicht provozieren, nicht dazu verleiten. Denn es ist ja immer die Frau, die für die Gewalt an ihr auch die Teilschuld trägt.

			Was sagen eigentlich die ganzen linken Feministinnen dazu, die jahrzehntelang für die Rechte der Frauen kämpften, dass diese Rechte deren Sicherheit im öffentlichen Raum nun von einer Innenministerin mit dem Charme eines alternden Transvestiten zu Grabe getragen werden? Was sagen die linken Regimenter, dass nach Jahrhunderten des europäischen Patriarchats, des fürchterlichen Mittelalters nun wieder die Frauen als manövrierfähige Masse lüsterner Triebe geopfert werden? Was sagen eigentlich die Bürger dazu, dass die Polizisten zwar nicht mehr an der Grenze stehen, die Weihnachtsmärkte nunmehr Festungen gleichen und Freibäder einem Kriegsgebiet ähnlich sind. Ist das noch normal? Was sagt der gesunde Menschenverstand in Deutschland dazu, dass die bisherige Art und Weise des Zusammenlebens, die Kultur der Gesellschaft sich Stück für Stück verändern muss, weil man Individuen Rechte einräumt, mit denen sie nicht umgehend können. Wedelt noch der Hund mit dem Schwanz oder der Schwanz mit dem Hund. Apropos Schwanz: Schönen Sommer im Freibad.

			17. juli 2023

			Buntland zeigt sich wieder einmal von seiner besten Seite. Deutschland ist ein Tourismusland, da fährt man gut und gerne hin. Die Frage stellt sich nur, ob man aus der Hölle des gelebten Einzelfalls auch unversehrt wieder zurückkommt. Denn in Deutschland eines Olaf Scholz, der Herren Habeck und Lindner, der Frauen Baerbock und Faeser muss man eben zu jeder Zeit und an jedem Ort damit rechnen, mit größtmöglicher Wahrscheinlichkeit abgestochen, verprügelt, beraubt oder vergewaltigt zu werden. Machetenmann metzelt drei Menschen in Frankfurt nieder. 28-jähriger Somalier belästigt zehnjähriges Mädchen in Zug von Mühldorf nach Dorfen. Messerangriff in Hamburg: Ein Mensch stirbt. Messerangriff in Rheinland-Pfalz: Ein Mensch stirbt. Eritrea-Festival in Gießen: 27 Polizisten sind verletzt. In Deutschlands Freibädern herrscht der Terror, Bademeister beklagen sich. Sechs Passdeutsche mit Migrationshintergrund vergewaltigen 18-jähriges Mädchen auf Mallorca. Binnen weniger Jahre hat sich die Nachrichtenlage Deutschlands im In- und Ausland gänzlich verändert, wie auch das Antlitz einer einstigen Wirtschaftsnation, die einst für Recht, Ordnung und Sicherheit stand und die sich nun vordringlicher um die Sicherheit in Kiew als um das Zusammenleben in Berlin, Hamburg oder München kümmert.

			2015 meinte Angela Merkel, sie wolle keine „unschönen Szenen“ an den Außengrenzen der EU oder Deutschland. Nun hat sie die, wie sie sagte, unschönen Szenen in Freibädern, in Zügen, auf Plätzen, ja selbst auf Mallorca. Der Verfassungsschutz und die Strafverfolgungsbehörden sehen ihre Hauptverantwortung derweil nicht in der Bekämpfung der gestiegenen Kriminalität und der migrationsbedingten neuen Unsicherheit, sondern in der Verfolgung der Opposition und kritischer Bürger. Denn im Deutschland des Olaf Scholz, der Frau Baerbock und der Frau Faeser ist es unter Höchststrafe verboten, den Zustand dieser neuen Normalität, dieser mörderischen Lebensrealität in der Öffentlichkeit zu beschreiben, gar zu kritisieren. Die Straßen und Plätze werden von einer Minderheit regiert, Deutschlands Meinung von einer Minderheit zensiert. Deutschlands Wohlstand von einer Minderheit zerstört. Deutschlands bisherige Identität von einer Minderheit vernichtet. „Wenn Minderheiten sich als Mehrheit sehen, dann liegt das am Schweigen letzterer“, sagte ein deutscher Denker. Die Frage ist nur, wie lange schweigt Deutschland noch?

			3. august 2023

			Ein 16-jähriger Afghane, von Angela Merkel 2015 eingeladen, belästigt fünf junge Frauen sexuell, eine vergewaltigt er. Der Kausalzusammenhang zwischen der Politik einer Frau Merkel und dem Schicksal eines vergewaltigten Mädchens ist offenkundig. Gut, Frau Merkel hätte ja keiner vergewaltigt. Also nahm der Afghane ein junges hübsches Mädchen. Das Mädchen lebt ein Leben lang mit diesen Traumata unendlichen Ausmaßes.

			Aber dieser Täter bekommt von einem bayrischen Gericht der Justizverwaltung des Herrn Söder einen Freibrief. Einen Persilschein. Er sei ein Musterbeispiel gelungener Integration. Er habe alles richtiggemacht, urteilen die weiß-blauen Hermelinritter von Markus Gnaden. Gut, wenn er, der Täter, nicht Markus, ein bisschen am Regensburger Bier schnuppert, dreht er durch. Und daher ist es nur verständlich, dass er im illuminierten Zustand diese fünf Frauen belästigte und eine davon vergewaltigte. Ein Kollateralschaden des Gerstensaftes, befindet die Justiz. Daher verlässt er das Gericht als freier Mann und als Musterbeispiel gelungener Integration. Nein, er muss nicht in Haft, er wird nicht abgeschoben. Er bekommt ein Alkoholverbot. Als ob jeder Trinker vergewaltigt. In München besuchen jedes Jahr, wenn es nicht der Zwangscoronist Söder verhindert, sechs Millionen Menschen das Oktoberfest. Gut 5,9 Millionen sind aufgrund des Besuches schwer illuminiert, haben zu tief ins Glas geschaut. Vergewaltigt jetzt jeder der 5,9 Millionen Oktoberfestbesucher ein Mädchen? Ist das die neue Tradition in München, ist das der neue Ton des Umgangs in Bayern?

			Eine multikulturell veranlagte, zwangsromantische Justiz sieht es so. Sie sieht es so wie die GrünInnen, die Linken, die CDU, die CSU, sie sehen es eben wie Angela. Weil denen die Zukunft des bestens integrierten Vergewaltigers mehr am Herzen liegt als das Schicksal des Mädchens, dessen Seele ausgelöscht wurde. Dieser wirren Theorie eines noch wirreren Gerichts in Dummland folgend müsste der Bombenleger zehn Punkte im Asylregister Berlin, der Messermörder neun und der Vergewaltiger acht Punkte bekommen. Für das Zerlegen ganzer Straßenzüge und die Bildung krimineller Vereinigungen, wie Clans, bekommt man beim neuen Resozialisierungsprogramm Germanys Next Refugees.

			11. september 2023

			Lisa S., 30 Jahre. Älter wurde sie nicht, sie starb im deutschen Wiesloch. Der Afrikaner Ahmad N., als Flüchtling nach Deutschland auf Einladung der Politik gekommen, ist aus der forensischen Psychiatrie ausgebrochen und hat Lisa S. getötet. Er war polizeibekannt, sein Strafregisterauszug lang wie die Autobahn. Er wurde für Körperverletzung, für Nötigung, für Beleidigung in Europas größter Irrenanstalt Deutschland von Gerichts wegen für „schuldunfähig“ erklärt und auf Urlaub in eine psychotherapeutische Einrichtung geschickt. Nein, dem armen Ahmad N. konnte man doch keine Gitterstäbe antun. Nein, es wäre menschenunwürdig gewesen, diesen armen Hascher im Paradies des Einzelfalls Strafe spüren zu lassen. Seine Schuldunfähigkeit wog vor deutschen Gerichten schwerer als der Schutz und das Leben von Lisa S.

			Lisa wird nicht mehr nach Hause kommen, Lisa ist tot. Weil Deutschlands Justiz und Gutachterindustrie, weil Deutschlands Politik wieder einmal, also fortgesetzt, eine fatale Fehlentscheidung traf. Diese Fehlentscheidung hat aber nicht Nancy Faeser, einem Richter, einem Geschworenensenat, einem Arzt oder Gutachter, auch nicht dem Kanzler, den GrünInnen, der CDU, den Sozis den Kopf gekostet. Nein, Lisa S. büßte mit ihrem jungen Leben, weil jene, die für Recht und Ordnung sorgen sollen, schlichtweg fahrlässig und vorsätzlich versagen. Ahmad N.s Wohlergehen war der deutschen Politik, der deutschen Justiz, den deutschen Gutachtern eben wichtiger als der Schutz unbescholtener, unschuldiger Menschen in Deutschland.

			Das Schicksal von Lisa S. reiht sich nahtlos in die Tragödien von Ann-Marie, von Mia, von Sonja, von Hans, Peter und jenen vielen Namen ein, hinter denen Mord und Totschlag, hinter denen trauernde Angehörige und endloses Leid stehen. Die Politik spürt es nicht, die Justiz beschäftigt sich eher mit den Kritikern dieser Politik, die Gutachter kassieren. Am Leid von Lisa S. Denn Lisa ist wie die vielen anderen der Preis, den Deutschland für seinen gesellschaftlichen, intellektuellen, sozialen, wirtschaftlichen Untergang zahlt.

			18. september 2023

			Wer halb Eritrea aufnimmt, wird zu Eritrea. Und so wurde Stuttgart folgerichtig zu Asmara, der Hauptstadt Eritreas. Mit all den kulturüblichen Traditionen und Sitten, wie 200 verhafteten Festivalteilnehmern, 26 teils schwer verletzten Polizisten, fliegenden Flaschen, gezückten Messern. Wundert's wen? Erregt sich darüber noch ein Mensch in der offenen Einzelfall-Psychiatrie Deutschland, die eben ihren Frieden, ihre Sicherheit, ihre Kultur und Identität zugunsten der Toleranz Tag für Tag verliert. Ist es Rassismus, laut und deutlich zu sagen, dass wir die Kulturbereicherung aus Eritrea nicht wollen? Ist es unlauter, laut und deutlich festzustellen, dass man auf solche Facharbeitskräfte aus dem Stalle Merkels und Scholz gut und gerne in einem Land, wo man einst gut und gerne lebte, verzichten kann? Braucht Deutschland wirklich solche „Facharbeitskräfte“, die doch mehr auf Krawall als auf Arbeit programmiert sind? Wird man mit einer solchen Horde von gewalttätigen Abkömmlingen eines Entwicklungslandes das deutsche Sozialsystem, die Renten, den Staat, die Infrastruktur finanzieren oder finanziert nicht der gute Michel mit seinen Steuern diesen fortgesetzten Wahnsinn der Landnahme?

			Viktor Frankl sagte einst: „Es gibt nur zwei Rassen von Menschen: Die Guten und die Bösen.“ In Stuttgart hat sich das Intolerante, Unintegrierbare, das Staatsfeindliche, das Kriminelle, das Böse offenbart. Sagt uns daher nicht die Vernunft, dass man sich in einem modernen Rechtsstaat des 21. Jahrhunderts von solchen Subjekten rasch trennen sollte? Sagt uns nicht die Logik, dass man jene, die sich nicht integrieren, die sich nicht den Gesetzen unterordnen, rasch aus dem Land bringen sollte. Der Katzenjammer ist groß, Stuttgart hat wieder gezeigt, wohin die Mehrglückskind-Politik der Schutzmantelmadonna der Schlepperei Angela Merkel und ihrer würdigen Nachfolger führt. In zerstörte Straßenzüge, in eine neue Ära der Unsicherheit. Es gibt nur eine Antwort: Wer sich nicht integriert, fliegt.

			18. september 2023

			Treffen sich drei Türken, vier Syrer und ein Iraker. Wo? In Deutschland. Wo sonst? Genauer gesagt, in der Armlängenhauptstadt Köln, der Stadt der gynäkologischen Facharbeitskräfte. Und was treibt die munterbunte Bande, eingeladen durch Angela und Olaf, pardoniert durch Nancy, hofiert durch Annalena? Sie missbrauchen ein 13-jähriges Mädchen. Mit Müh und Not verdeckt die Polizei die Herkunft, nur: Es lässt sich nicht verbergen.

			Deutschland hat seinen nächsten Einzelfall, eine Familie ihr fürs Leben traumatisiertes Kind. Eine Gesellschaft blickt wieder mit Abscheu auf die Tat. Dem Mädchen wurde die Seele geraubt, ein Leben lang wird sie das Geschehene schmerzhaft verfolgen. Was folgt? Die Täter sind auf freiem Fuß, bereit die nächste Tat zu begehen. Weil Deutschlands Justiz und Politik in den Tätern die wahren Opfer der Umstände und in den wahren Opfern die eigentlichen Provokateure der Tat sehen. Das entspricht ganz jener Ideologie, wo man eben erstochene und vergewaltigte Mädchen als Kollateralschaden der Tilgung einer ganzen Nation sieht. Selbe Zeit, anderer Ort. In Lübeck kommt es in der Haupteinkaufsstraße zu einer Massenschlägerei. Täter treten Jugendlichen gegen den Kopf, verletzen sie schwer. Ein unbeteiligter Rentner stürzt zu Boden. Das Video der brutalen Tat, von Glückskindern Angelas und Olafs begangen, geht viral und erreicht viele betroffene Bürger. Was macht die Polizeiführung, der Verfassungsschutz? Sie versuchen, das Video zu zensieren, verschleiern die Herkunft der Täter.

			Und jetzt an Euch, meine lieben diensthabenden Offiziere, die Ihr im Auftrag der Politik lügt, unterdrückt, verschleiert, aber vor allem Eure eigenen Kollegen und deren Dienst missbraucht: Ihr habt einen Eid auf die deutsche Grundordnung und das deutsche Volk geschworen. Ihr habt keinen Eid auf Angela und Olaf und deren Ideologie der grenzenlosen Toleranz geschworen. Ihr habt an der Seite der Bürger und nicht an der Seite der toleranzbesoffenen Unterwanderer zu stehen! Ihr habt den Auftrag, das deutsche Volk zu schützen, das Recht zu wahren und nicht die Wahrheit zu verschleiern. Es wird Zeit, dass auch Ihr Euch auf die richtige Seite der Geschichte, auf die Seite Eurer Bürger stellt und aus der Geiselhaft von Zerstörern flieht. Denn Mut bedeutet nicht, kniend aufzugeben!

			12. oktober 2023

			Lieber Michael Ludwig!

			Trotz Verbots protestieren inmitten der einst österreichischen Bundeshauptstadt Wien die Terrorversteher und Hamas-Freunde. Die Bilder gehen um die Welt. Sie dokumentieren den kompletten Kontrollverlust eines einstigen Rechtsstaates, in dem nicht mehr das Recht vom Volk, sondern von den „Allahu Akbar“-Rufern ausgeht. Die Polizei sieht zu, kapituliert. Das Recht wird nicht mehr durchgesetzt, sondern man ist aus Bequemlichkeit und Angst vor den unschönen Bildern selbst zu Antisemiten und Israel-Hassern tolerant. Es bleibt einem auch nichts anderes übrig, sonst steht Wien in Flammen.

			Denn, mein Großmufti Ludwig, nicht Sie oder die Wiener oder Ihre Sozis bestimmen über Wiener Stadtviertel, sondern die Mehrheit jener, die Sie und Ihre Ideologie seit 2015 ins Land geschleppt haben. Vergesst doch den Brunnenmarkt, wenn man am Stephansplatz der ganzen Welt zeigen kann, wie sich Unterwanderung auf Demokratie, Gesellschaft, Moral, Außenpolitik und Innenpolitik auswirkt. Man könnte auch sagen, endlich hat vor dem Stephansdom die Scharia Platz gegriffen. El Al Ludwig, es sind Ihre Kinder, es ist das Ergebnis des Wiener Weges, es ist die Summe sozialistischer Migrationspolitik, die Sie mit den GrünInnen und den scheinkonservativen Schwarzen vollzogen haben. Es ist jene Politik der offenen Grenzen. Und nun rächt sich der sozialistische Traum von der Multikultigesellschaft. Ein Treppenwitz, dass Sie damit den vermeintlichen österreichischen Nationalismus, den wahren Patriotismus, tilgen wollten und nun islamistische Nationalisten das Sagen haben. Gratuliere, Herr Ludwig. Sie, Ihre Glückskinder, diese Zustände sind eine Schande. Und Ihre Sonntagsreden vom Kampf gegen den Antisemitismus reine Heuchelei. Wer Antisemiten importiert, braucht sich über den Terror eben nicht zu wundern! Ich dachte, Sie hätten seit dem Terroranschlag von Wien gelernt. Mitnichten, denn der Sinn für Realität ist eben schwächer als die vertrottelte Ideologie. Gell?!

			16. oktober 2023

			Es ist Zeit, sich zu bedanken. Für die vielfältige Kulturbereicherung, die man uns täglich zuteilwerden lässt. Wir sollten uns in erster Linie aufrichtig und innig bei Angela Merkel bedanken. Der mit Orden und Ehrungen überhäuften Altkanzlerin, die mit so viel Ehrgeiz und mangelndem Weitblick alles daransetzte, Islamisten, Salafisten, Terroristen, Schläfer, Einzelfalltäter, Machetenmörder, Terrorversteher, Israel-Hasser in unseren Breiten großzügig anzusiedeln. Diese ehrenwerte Frau, die keine Gelegenheit ausließ, jene einzuladen, die nicht nur ihr weniges Hab und Gut, sondern auch gleich ihre Bräuche und Sitten, ihre eigenen Moralvorstellungen und Gesetze und vor allem ihre Konflikte samt den dazugehörigen Waffen mit nach Europa brachten und hier, ganz ihrer Tradition entsprechend, unintegrierbare Parallelgesellschaften schafften. Die Hauptplätze Deutschlands, Österreichs, Frankreichs, Londons, eigentlich aller großen Städte dieses verkommenen und aufgegebenen Kontinents, zeugen, wie harmonisch sich die missionarische und aggressive Importware ins Ortsbild fügt.

			Dann möchte ich mich bei den Außenministern Europas bedanken, bei Sebastian Kurz, bei Alexander Schallenberg, bei Michael Spindelegger, bei Frank-Walter Steinmeier, bei Heiko Maas und Sigmar Gabriel, bei Annalena Baerbock sowie bei den EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker und Ursula von der Leiden, die allesamt auf so geniale Art und Weise unser Steuergeld, Milliarden davon, raubten und es den Terroristen im Rahmen der „Auslandshilfe“ in den Rachen schmissen. Die Mullahs, Terrorpaten, Großmuftis freuen sich alle darüber, dass sie in den Luxushotels zwischen Pool und Kaviar die Terroranschläge planen können, ihre Handlanger sie mit EU-finanzierten Waffen und Raketen durchführen, während ihr eigenes Volk verarmt vor die Hunde geht und der militärischen Reaktion ausgesetzt ist. Jeden fünfzehnten denke ich, wer braucht schon das erarbeitete Geld, wenn der IS, die Hamas, Al Qaida, die Taliban, die Hisbollah, ja wenn es der Abschaum der Welt doch viel nötiger braucht.

			Und dann möchte ich mich herzlich bei jenen Heuchlern bedanken, die nach dem Motto „Der Feind meines Feindes ist mein Freund“ zwar die Unterwanderung der letzten Jahre kritisieren, aber nun, weil es um Israel geht, aus politischem Antisemitismus heraus sich an den Hals der Islamisten werfen. Ein großartiger Dienst an der Sache, ein Verrat am Land zur möglichen Wählermaximierung, mit Linksextremen, der Antifa, den Queer for Palestine, den Kommunisten und ein paar verstaubten Alt-Nazis. Bravo. Auch das darf man nicht unerwähnt lassen. Und diese Damen und Herren spielen Regierung oder Scheinopposition, empören sich oder sind verstummt. Aber zumindest eint sie ein Ziel: Europa zu Grabe zu tragen. Mein Beileid.

			8. november 2023

			Herr Van der Bellen!

			Einst empfahlen Sie allen Österreicherinnen, aus Solidarität ein Kopftuch zu tragen. Seit Jahren rätsle ich über diese sinnbefreite Aussage. Erstens: Weil das Kopftuch doch Ausdruck einer religiös bedingten Frauenverachtung ist. Zweitens: Weil es dem Staatsoberhaupt eines säkularen Staates einfach nicht zusteht, religiöse Kleidungsvorschriften aus welchen Gründen auch immer zu empfehlen. Drittens: Weil dieser Satz in einer Zeit gefallen ist, in der mir kein Übergriff eines extremistischen Christen, eines extremistischen Juden auf eine muslimische Einrichtung oder eine Person muslimischen Glaubens bekannt ist.

			Und jetzt sind wir bei des Pudels Kern. Sie kennen die österreichische Geschichte dank Ihres Alters doch schon sehr lange. Herr Van der Bellen, ist Ihnen ein Übergriff eines radikalisierten Katholiken oder eines radikalisierten Juden auf eine muslimische Einrichtung bekannt? Nein. Vielmehr ist Österreich eine ganze Litanei islamistischer Einzelfälle, ja sogar islamistischer Terroranschläge, wie Wien oder Graz, leidvoll bekannt geworden. Erinnern Sie sich an die Angriffe auf katholische Kirchen, die Brandanschläge der vergangenen Jahre. Erschüttern Sie die Vorgänge in unserem Land nicht, wo Synagogen nicht mehr sicher sind, die Fahnen Israels verbrannt werden, ein jüdischer Friedhof geschändet wird? Vor einem Monat überfiel eine Terrorgruppe das Staatsgebiet Israels, schlachtete 1.400 unschuldige Menschen ab. Mehr als 200 unschuldige Geiseln befinden sich in der Hand dieser islamischen Schlächtertruppe. In Österreich wird seit vier Wochen relativ deutlich sichtbar, welchen religiös motivierten, antisemitischen, homophoben, demokratie- und wertefeindlichen Abschaum wir uns in das Land importiert haben. Wir sehen, wie die von Ihnen und dem Rest des toleranzbesoffenen Politadels willkommen geheißenen Schläfer von einst nun erwachen und ihr wahres Gesicht zeigen. Wie Ihr deplatzierter Satz mit dem Kopftuch sind mir Ihre unzähligen Äußerungen aus dem Jahr 2015 bis heute herauf noch erinnerlich, wo Sie alle Kritiker dieser Entwicklung vom Präsidentenstuhl herab geißelten.

			Seit vier Wochen warte ich auf Ihre im Stile des Kopftuchsagers gehaltene Erklärung, wonach alle Österreicher aus Solidarität eine Kippa tragen sollten. Das höre ich von Ihnen nicht. Warum auch? Ist doch die jetzige Gefahr für unsere demokratische, offene und freie Gesellschaft ausgerechnet dadurch entstanden, weil Sie, Ihre politische Gesinnungsgemeinschaft, der linke Teil der Gesellschaft fast aggressiv darum bemüht waren, unser Land einer gefährlichen Unterwanderung preiszugeben. Aus lauter Gutmenschlichkeit, aus lauter Toleranz waren Sie, Herr Van der Bellen, blind. Wenn Israel genauso blind gewesen wäre, wie Sie, würde es Israel heute nicht mehr geben.

			30. november 2023

			Neun junge Männer vergewaltigen ein 15-jähriges Mädchen. Nur einer der Täter wird verurteilt. Die restlichen Seelenmörder gehen frei aus. Gehen nach Hause. Nachdem sie ein unschuldiges Mädchen geschändet, fürs Leben gezeichnet haben. Das Gericht urteilte „Im Namen des Volkes“. Millionen von Menschen, also das Volk, kritisieren zu Recht dieses Urteil. Weil diese richterliche Erkenntnis dem Ausmaß der Straftat schlichtweg nicht entspricht. Weil dieses Urteil in Wahrheit eine regelrechte justizielle Einladung ist, diese schreckliche Tat zu wiederholen. Weil dieses Urteil weder diese sogenannten Einzelfälle verhindert, noch im Geiste des Rechtsstaates für Gerechtigkeit und Sühne sorgt, sondern relativiert.

			Einem 15-jährigen Mädchen wurde das unbeschwerte, jugendliche Leben ausgelöscht. Die Täter spazierten unbehelligt aus dem Gerichtssaal. Als wäre nichts gewesen, als ob es kein Opfer gäbe. Das Urteil erging im Namen des Volkes. Die Frage stellt sich, im Namen welchen Volkes? Eines Volkes, das die unschönen Szenen an den Grenzen verhindert und jetzt die unschönen Bilder im Gerichtssaal hat? Im Namen eines Volkes, das gegenüber allem und jedem auf der Welt tolerant sein wollte und dabei die körperliche Integrität eines 15-jährigen Mädchens opferte? Und die Frage stellt sich daher, im Namen welchen Volkes Recht, eigentlich Unrecht, gesprochen wurde? Im Namen des Volkes der Täter, die keinerlei normales Rechtsempfinden haben, in deren Gesellschaft Frauen nichts wert sind, in deren kulturellen Kreisen die Gewalt an unschuldigen Menschen auf der Tagesordnung steht. Die Frage stellt sich, im Namen welchen Volkes die Richterin urteilte? Im Namen des deutschen Volkes kann es nicht gewesen sein. Denn dieses hat ein verbrieftes Recht auf Freiheit in Sicherheit, auf Heimat und Identität.

			Und Deutschland ist zumindest dem Grundgesetz nach ein Rechtsstaat. In dem Recht und Ordnung und nicht toleranzbesoffene Gutmenschlichkeit gegenüber den Tätern gilt. Das Schandurteil von Hamburg reiht sich nahtlos in die neue deutsche, woke, tolerante Urteilspraxis ein, wonach der Schutz des Rechtsstaates nicht dem Opfer gilt, sondern das höhere Gut das Verständnis gegenüber den Lebensumständen der Täter ist. Warum eigentlich nicht das Grundgesetz abschaffen und die Scharia einführen. Nachdem ohnedies in deren Geiste mittlerweile ungeniert judiziert wird.

			3. dezember 2023

			„Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die Gläubigen unsere Soldaten.“ Klingt kriegerisch, ist kriegerisch. Es ist ein Teil jener Vorstellung, man könne andere Länder invasiv unterwandern. Man könnte dieses Zitat um jene Feststellung erweitern, dass mittlerweile Europas Politiker dabei seine bezahlten Handaffen wurden. Recep Erdoğan, der räudige Bosporus-Diktator, erpresst seit Jahren Europa. Mit Millionen von Flüchtlingen aus Kriegen, die er selbst am Köcheln hält, nötigt er Europa zu Schutzgeldzahlungen in Milliardenhöhe. Nachdem er die Unterwanderung der Gesellschaft mit den Segnungen seiner Doppelstaatsbürger in den Kebab-Ghettos unter finanzieller Patronanz seiner AKP endgültig geschafft hat, unterwandert er nun die politischen Gremien. Ja, es dauert nicht mehr lange, da werden Erdoğans Schergen für die Parlamente, die Landtage und Gemeinderäte mit eigenen Parteien kandidieren. Einzelne Vertreter sitzen bereits darin, in diesen Gremien, als politische Schläfer im Schoß der etablierten Parteien installiert, um auf Zuruf Ankaras das zu tun, was Recep will. Folgerichtig, denn es handelt sich bei Berlin und Wien ja um die größten Kalifate außerhalb der Türkei. Und da wollen die verblendeten Glückskinder des Autokraten aus Ankara, deren geistige Verbindungsfäden ins Mittelalter reichen, auch ihre eigenen politischen Vertretungen. Logisch.

			Die CDU warnt bereits vor den neuen Türken-Parteien. Ausgerechnet die CDU, deren Kanzlerin Merkel dem Despoten in Berlin den Teppich ausrollte, in ihm den Freund Deutschlands sah, sich und uns mit ihrer „Wir schaffen das“-Politik erst richtig erpressbar machte, deren Berater die Milliardendeals einfädelten. Mit Millionen von Flüchtlingen, die ihm als Pfand dienen, erpresst er Europa und lässt mit Milliarden von Euro diesen, seinen politischen Glaubenskrieg zur Unterwanderung von uns finanzieren. Und warum gelingt es ihm: Weil wir dumme Schlafschafe sind. Weil wir die Gefahr nicht erkennen wollen. Weil dieser Plan Erdoğans so gar nicht ins bunte Konzept der Multikultiagenda passt, in der ja jede Invasion nur eine Bereicherung der eigenen Kultur ist. Aber wie gesagt: Es bleibt nicht bei der Kultur, bei der Kulinarik. Es wird die Politik davon erfasst. Ein kleiner Schritt für Erdoğan, ein großer für uns in Richtung Scharia.

		

		
			2024

			24. februar 2024

			Wir müssen unsere offene Gesellschaft verteidigen. Es ist wichtig, solidarisch zusammen zu stehen. Wir müssen die Demokratie verteidigen. Gerade an Tagen, wie diesen, ist es wichtig, tolerant und bunt, gutmenschlich zu sein. Auch wenn drei Frauen in Wien wieder umkamen, vielleicht erstochen wurden, dürfen wir es nicht zulassen, dass wir aufgrund der Täterherkunft falsche Rückschlüsse ziehen. Nein, wir dürfen nicht das Geschäft der Rechtsextremen, der Rassisten und Nazis machen. Auch wenn noch zig Frauen 2024 sterben, Hunderte vergewaltigt werden, einige in den Türstock oder in das Messer rennen: Wir müssen offen und tolerant sein. Koste es, was es wolle. Koste es Menschenleben, was es wolle. Das sind wir unserer Ideologie verpflichtet. Wir dürfen uns nicht auseinanderdividieren lassen. Die wahre Gefahr geht nicht von diesem Einzeltäter aus, die wahre Gefahr für die Gesellschaft sind doch jene, die einen solchen, seltenen, fast nie vorkommenden Frauenmord für ihr übles parteipolitisches Geschäft nutzen. Demokraten steht beieinander, verteidigen wir die Grundrechte auch des Täters. Unsere Gesellschaft hat diesem Täter ja keine andere Möglichkeit gelassen, als seinen Unmut auf eine vielleicht unangemessene Art und Weise auszudrücken. Dieser Mann aus Afghanistan ist kein Täter. Außerdem gilt die Unschuldsvermutung und das Blut an den Händen kam vom Rasieren. Er ist doch nur die Summe einer falschen Sozialisierung. Wir müssen auch seine Freunde holen und ihnen zeigen, wie offen und tolerant wir sind. 2015, „Wir schaffen das“, die offenen Grenzen – sie sind doch ein Erfolgsmodell. Jede Frau muss sich auch ein Stück weit selbst überlegen, ob sie nicht auch eine Mitschuld an ihrem Schicksal trägt. Wahrscheinlich haben diese drei ja nun nicht mehr unter uns lebenden Frauen diesen armen Mann provoziert. Wir sollten dem Täter helfen. Wieder drei Frauen mussten ihr Leben lassen, weil toleranzbesoffene Politiker Unintegrierbares integrieren wollen, gegenüber Intoleranten tolerant sind. Das ist das Ergebnis eines Staates, der seine Grenzen, seine Bürger und die Freiheit nicht mehr schützt.

			3. märz 2024

			Ach, wie schön ist doch diese neue, bunte, woke, toleranzbesoffene Welt. Je bunter sie ist, umso blutiger endet sie. Vorige Woche waren es in Österreich sechs Frauen, die das Opfer einer der Werte beraubten Gesellschaft wurden, heute ist es ein zwölfjähriges Mädchen, das monatelang von einer Bande von 17 Glückskindern brutal vergewaltigt wurde. Das Mädchen hat keine Jugend und keine Zukunft mehr, diese seelenvernichtenden Erlebnisse werden sie ein Leben lang begleiten. Jene, die mit dem Apostolat der absoluten Moral bei jeder Gelegenheit urteilend das Maul aufreißen, halten sich vornehm zurück. Wie groß wäre der Aufschrei, das Entsetzen, die Appelle an die Einheit der Nation, wenn eine Gruppe Österreicher ein zwölfjähriges Mädchen gar mit Asylhintergrund vergewaltigt hätte? Massendemonstrationen wären die Folge. Das Land stünde still. Die Pressestellen der Institutionen und Parteien kämen nicht mehr zur Ruhe.

			Aber im Österreich des Jahres 2024 kommt es bekanntlich nicht darauf an, welche Tat geschehen ist, sondern nur, von wem sie begangen wurde. Danach wird geurteilt. Und es kommt darauf an, wer das Opfer der um sich greifenden Gewalt wurde. Die Täter sind übrigens auf freiem Fuß. Man kann doch diese armen, schutzbedürftigen Gestalten nicht mit Recht und Ordnung konfrontieren. Das wäre ja Traumatisieren. Eine Justiz, die nach einer monatelangen Massenvergewaltigung eines minderjährigen Mädchens keine Haftbefehle wegen Wiederholungs- und Verdunkelungsgefahr ausstellt, hat sich im Übrigen selbst abgeschafft. Aber es passt zum vorherrschenden Bild einer wertelosen Gesellschaft, in der Relativismus und Egoismus die Werte des Humanismus abgelöst haben. Wir leben in absoluter Schein-Freiheit, in der kein Recht und keine Ordnung mehr der Gradmesser des Zusammenlebens sind, sondern nur mehr die von jeglicher Moral und Empathie losgelöste Selbstverwirklichung des eigenen ICH. Und jenen, die wir zur weiteren Verwässerung unserer einstigen sinnstiftenden Werte, wie Kultur, Heimat und Identität, importieren, sind wir in unserer Toleranzbesoffenheit, die keine Regeln mehr kennt, kein Vorbild.

			Wer keine Werte mehr hat, kann sie auch nicht weitergeben, folglich auch nicht einfordern. Wer selbst in der Lebensführung kein Vorbild mehr ist, kann auch anderen keines sein. Das ist doch das Grundübel der vielfältigen zerstörerischen Entwicklungen, unter wir zu leiden haben, sie tolerieren müssen. Jeder macht das, was er will. Denn wir leben ja in der Freiheit, in der wir die einengenden Fesseln der einstigen Werte abgestreift haben. Ein zwölfjähriges Mädchen wurde Opfer dieser Politik. Und Tausende werden noch folgen.

			7. märz 2024

			In Deutschland herrscht Aufregung über die muslimische Ramadan-Festbeleuchtung in Frankfurt. Ja, der Fastenmonat unserer muslimischen Freunde wird sichtbar im Zentrum leuchtfarben begleitet. Aber warum regt man sich auf? Es ist doch so gewollt. Wie bestellt, so geliefert. Die Bürgerinnen und Bürger Deutschlands, die Räääächts-Krakeler, die Woken und Schicken in den migrationsfreien Villenvierteln, die Künstler und Kulturschaffenden, die Kirchen, die Sozis, die GrünInnen, die vermeintlichen Konservativen – sie wollten es doch alle so. Wie sagte einst Scholl-Latour: „Wer halb Kalkutta aufnimmt, hilft nicht Kalkutta, sondern wird selbst zu Kalkutta.“ Und daher ist es nur schlüssig und stimmig, dass Deutschlands Straßenzüge in allen Facetten, in wirklich allen Facetten – sozial, gesellschaftlich, religiös, sicherheitspolitisch, sozialpolitisch, architektonisch – jenen von Kabul, Damaskus, Istanbul oder Mekka gleichen. Das nennt sich Kulturbereicherung. Und für Völker, die ihre Kultur negieren, abstreifen, für verpönt erklären, braucht man eben eine neue Leitkultur. Und diese neue Leitkultur ist nun exakt das Abbild der neufranzösischen Leitkultur in Marseille oder den Pariser Vororten. Das ist doch alles europäisch. Denn in das Wohlstandsvakuum einer in allen Bereichen verweichlichten, sich selbst aufgebenden Gesellschaft, regellosen, kulturlosen Bürgerschaft stößt jene neue Kultur, die in der Endkonsequenz beherrschen wird.

			Aber die Deutschen wollten es so. Ja, sie sehnten sich danach. Die Wahlergebnisse zeigen es. Die Deutschen haben Angela Merkel gewählt, sie war die Gründerin der Kulturrevolution. Die Deutschen haben mehrheitlich die Ampel gewählt, die vollenden nun das Werk der blutigen Raute des Grauens. Es ist doch wirklich naiv zu glauben, dass man Millionen von Menschen ins Land importiert und noch dazu davon ausgeht, dass diese ihre Kultur, ihren Glauben, ihre Sozialisierung, ihre Clans und Cliquen in ihrer ursprünglichen Heimat zurücklassen. Nein, die, die man hereingeholt hat, sind eben nicht so identitätslos und heimatvergessen wie die zukunftsvergessenen Deutschen, denen die Toleranz vor der Vernunft geht. Wir wollen kein Ostern mehr feiern, nur mehr Frühlingsfeste. Die deutschen Bischöfe legen das Brustkreuz ab, dann kommt eben der Halbmond. Das ist doch die logische Folge. Daher happy Ramadan, liebes Buntland.

			8. märz 2024

			Weltfrauentag 2024. Österreich trauert um die 14-jährige Mia, Eltern in Niederösterreich stehen einem zwölfjährigen Mädchen bei, das monatelang von 17 Glückskindern vergewaltigt wurde. Allein in den letzten zwei Wochen wurden sechs Frauen umgebracht. Der Bundespräsident warnt davor, dass sich Frauen bei Einbruch der Dunkelheit nicht mehr auf die Straße trauen. Es ist jener Bundespräsident, der allen Frauen aus Solidarität das Tragen einer Burka empfohlen hat, als Zeichen der religiösen Unterdrückung. Die Blumen der linken Feministinnen, die 2015 den Glückskindern an den Bahnhöfen entgegengeworfen wurden, liegen heute auf den Gräbern jener Frauen, die vergewaltigt und ermordet wurden. 200 Frauen könnten heute noch diesen Weltfrauentag begehen, wenn nicht Politiker sich dazu entschlossen hätten, dass Unintegrierbare zu integrieren, das Intolerante zu tolerieren. Um Leonie trauert ihre Familie in Wien. Sie wäre heute eine erwachsene junge Frau.

			Weltfrauentag 2024 in Deutschland. Um Ann-Marie trauern nach wie vor ihre Eltern. Sie wäre heute 18. Sie erlitt dasselbe Schicksal wie Hunderte Opfer des Einzelfalls in Deutschland. Im Jahr 2014 gab es in Deutschland insgesamt 30.000 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung. Heute verzeichnet Deutschland weit mehr als 80.000 Straftaten gegen die körperliche Integrität von Frauen. Seit 2015 haben sich diese Straftaten nahezu verdreifacht.

			Weltfrauentag 2024. Das politische Establishment schert sich einen Dreck um die körperliche Selbstbestimmung, die körperliche wie seelische Unversehrtheit der Frau. Die Feministinnen von einst sind verstummt. Ja, auch sie haben ihren Anteil daran, dass alle Errungenschaften der Gleichstellung am Altar der Toleranz geopfert wurden. Ganz im Gegenteil: Männer verkleiden sich als Frauen und wollen als solche gelten. Ohne jeglichen Widerstand der tapferen KämpferInnen für Frauenrechte. Für die Aushöhlung der weiblichen Geschlechterrolle gibt's Applaus. Als Role Model für gelungene Emanzipation gilt in Europa eine Legasthenikerin, Annalena Baerbock. Der höchst anzunehmende Betriebsunfall der Quotenpolitik. Dem weltfrauentagsfeiernden Establishment ist das Binnen-I wichtiger als die finanzielle Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt, die körperliche Unversehrtheit der Frau. Alles Gute zum Weltfrauentag.

			14. märz 2024

			Sollen wir nun die Messer verbieten, weil eine Horde von intoleranten, unintegrierbaren und asozialen Geschöpfen diesen herkömmlichen Alltagsgegenstand dazu missbraucht, Gewalt und Tod zu verbreiten? Sollen wir die Freizügigkeit unserer Gesellschaft im 21. Jahrhundert, die offene Lebensform unserer Mädchen und Frauen verbieten, weil Teile der Glückskinder aller Herren Länder dies als regelrechte Aufforderungen empfinden, Frauen in ihrer körperlichen Unversehrtheit brutal zu schänden? Sollen wir Synagogen und jüdische Friedhöfe, Kirchen verriegeln, nur weil sich Ankömmlinge aus bestimmten Kulturkreisen auf Einladung einer verrückten und zugleich zügellosen Zuwanderungspolitik in unserem Land gegen das Christentum und das Judentum stellen? Sollen wir Schwulenlokale verbieten, weil sich manche durch Schwule provoziert fühlen? Sollen wir unsere Kultur und unsere Traditionen ändern, weil niemals eingeladene Gäste sich davon abgeschreckt fühlen? Sollen wir folglich auch die Freiheit verbieten, wenn asoziale Individuen mit dieser Freiheit eben nicht umgehen können, sondern eher auf Gewalt und Terror setzen?

			Zugunsten einer toleranzbesoffenen Ideologie sollen wir dazu gezwungen werden, uns einzuschränken, uns zu verändern, unsere Identität zu tilgen, weil andere sich in unserem offenen Alltag nicht zurechtfinden, unsere Lebenswelt zerstören wollen, unser Gesellschaftssystem ver- und missachten. Die Regierung, das politische Establishment sagen ja! Man bekämpft eben nicht die Ursache, sondern nur die Symptome. Zugunsten einer neuen, notwendig gewordenen Sicherheit sollen wir unsere Freiheit opfern. Zugunsten ungebetener Gäste sollen wir unsere offene und liberale Gesellschaft aufgeben. Weil sich manche nicht integrieren, stellen wir alle unter Generalverdacht. Da wedelt der Schwanz mit dem Hund. Wir bekämpfen nicht die Täter, wir tilgen nicht die Ursache, sondern geben unseren normalen Lebesalltag auf, weil die sich in diesen normalen, säkularen, friedfertigen, demokratischen, modernen, offenen Alltag nicht einfinden können.

			21. märz 2024

			„Es sind brisante Zahlen, die Deutschlands Innenminister in diesen Tagen der Öffentlichkeit präsentieren. Die Kriminalität hat im vergangenen Jahr deutlich zugenommen. Und die Zahl ausländischer Straftäter ebenfalls. Der Anteil ausländischer Tatverdächtiger ist zum Teil dreimal höher als ihr Anteil an der Bevölkerung.“ Das kann nicht sein, das darf nicht sein. Das sind Lügen. Das ist rassistische, rechtsextreme AfD-Propaganda. Schön wär's. Wenn's nur Propaganda wäre. Denn Propaganda bricht nicht ein, vergewaltigt nicht, mordet nicht. Es sind Fakten, unwiderlegbar. Zahlen lügen im Gegensatz zur toleranzbesoffenen, gutmenschlichen und woken Liga der „Wir schaffen das“-Krieger nicht. Es sind die Statistiken der Innenminister der deutschen Bundesländer, die in diesen Tagen kleinlaut der staunenden und zugleich über Jahre von der eigenen Regierung belogenen Öffentlichkeit bekannt gegeben werden. Es passt nicht ins Konzept, es passt nicht in die Inszenierung. Denn Deutschlands prophezeiter Untergang war in den letzten Monaten ja Räääächts. Die größte Gefahr für Leib und Leben von Buntland verortete man in der AfD. Und nun?

			Eieieiei. Das schaut nicht gut aus. Der Anteil der Gewalt durch jene, die eine Innenministerin selbst ins Land eingeladen hat, ist drei Mal höher als der Anteil an der Gesamtbevölkerung. Lässt sich daraus schließen, dass Deutschlands Fachkräftewunder drei Mal gewalttätiger ist als der böse, rääächte Deutsche. Ja. Aber so ein Pech. Jetzt haben wir die Intoleranten und Inhumanen am Kontinent. Die Regierung staunt, dabei wollten die Ampelmultikulturalisten vorgeblich alle Menschen vor Krieg, Gewalt und Terror schützen. Jetzt haben wir die Krieger, die Gewalttäter und Terroristen bei uns im Ort. Sie wollten doch nur gut sein und haben das Böse angezogen, wie das Licht die Motten. Sie haben Unintegrierbares integrieren wollen, waren gegenüber Intoleranten tolerant und haben uns dabei abgeschafft. Jahrelang haben sie all jene, die das Erwachen der Schläfer prophezeiten, pauschal als Rassisten diffamiert, sie mit Verhetzungsparagraphen vor der weisungsgebundenen Justiz massakriert, mit der Cancel Culture neutralisiert. Sarrazin sei ein widerlicher Hetzer, Maaßen ein schwurbelnder Rassist, die AfD gehöre verboten. Vielleicht braucht Deutschland mehr Recht und weniger linke Selbstgerechtigkeit. Vielleicht braucht Deutschland mehr Vernunft und weniger toleranzbesoffene Ideologie. Vielleicht braucht Deutschland mehr Deutschland und weniger Kabul.

			27. märz 2024

			Der Rechtsstaat hat für die Sicherheit seiner Bürger zu sorgen, für die körperliche Unversehrtheit und auch für das Recht auf Eigentum. Diese Sorgfaltspflicht ist präventiv. Schützt uns der Staat vor künftigen Straftaten? Nein, er importiert sogar noch die Täter. Zahlen lügen nicht und sie sind auch nicht rassistisch. Knapp 50 Prozent der angezeigten Straftäter in Österreich haben Migrationshintergrund.

			Mit Verlaub, das sind 50 Prozent Straftaten und Straftäter zu viel. Denn diese hätte man verhindern können, wenn man die Polizisten an der Grenze belassen, ein strenges Zuwanderungsregime aufgezogen, dem „Wir schaffen das“-Wahn nicht nachgegeben hätte. Mit den Straftätern österreichischen Ursprungs haben wir genügend zu tun, da braucht man sich nicht noch jene aus aller Herren Länder zu sich einzuladen. Europa ist nicht Strafvollzugsanstalt der Welt. Europa ist auch nicht das Berufsschulzentrum der Welt, wo wir Abkömmlingen anderer Kulturen eine zivilisatorisch vernünftige Sozialisierung beizubringen haben. Unsere Regeln, unsere Gesetze, unser Land. Wer sich daran nicht hält, hat keinen Zutritt!

			12. april 2024

			41 Prozent der deutschen Strafverdächtigen waren Ausländer. Und ein großer Teil zu diesem gigantischen Rucksack von Strafbarkeit kommt noch von jenen dazu, die ursprünglich keine Deutschen waren, aber von Nancy Faeser mit der deutschen Staatsbürgerschaft belohnt wurden. Dazu kommen die Facharbeiter Merkels. Die Hobby-Messerwerfer aus dem Zirkus Kabulistan oder die Hobbypharmazeuten, geschult in einem Chrystal-Meth-Labor in Kabul. Nicht zu vergessen sind die Hobbymetzger mit ihren Macheten aus Damaskus oder jene aus Türkistan, die hier mit dem deutschen Pass die italienische Mafia ablösten und ihre Clans bildeten. Nicht zuletzt dürfen wir im Rahmen unserer unendlichen Gastfreundschaft die vielen aus Tschetschenien begrüßen, die ihrerseits auch unsere Gesellschaft mit ihrer Feuerwerkskunst bereichern.

			41 Prozent der Strafverdächtigen waren Ausländer? Erstens, das ist übler Rassismus. Zweitens können die Zahlen ja nur von Rechtsextremen kommen. Ist das Bundesinnenministerium neuerdings rechtsextrem? Steht Nancy Faeser unter Verfassungsschutzbeobachtung? Schnüffelt der parteipolitisch agierende Oberschnüffler der CDU, Inspektor Hallenwang, Clouseau für Arme, noch hinter der SPD her? Leben so viele Ausländer, also 41 Prozent, überhaupt in Deutschland? Oder ist die Straffälligkeit von sogenannten Facharbeitskräften dann doch dreifach höher als ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung? Blicken wir in die Statistik der Sexualverbrechen. 5,3 Prozent aller Tatverdächtigen waren Syrer. 3,9 Prozent waren Türken, 3,6 Prozent Afghanen, 2,3 Prozent Iraker. Also hätten wir 15 Prozent der Sexualstraftaten verhindert, wenn die deutsche Ampel die Täter nicht ins Land gelassen, die deutschen Frauen auf dem Silbertablett ihren Schlächtern ausgeliefert hätte. Also haben ein Teil der Türken, der Afghanen, der Syrer ihr Testosteron spielen lassen, weil die Frauen Faeser, Baerbock, Merkel und Co. der Meinung sind, dass die Lenden der deutschen Bürger zu schwach sind?

			Jahrzehnte kämpfte man für Frauenrechte. Aber das ist alles vergessen, wenn man, statt Frauen zu schützen, lieber Frauenvergewaltiger publikumswirksam vor der ganzen Welt aus Gründen der Humanität aufnehmen kann. Da gehört man zu den Guten. Zu den guten Idioten.

			18. april 2024

			Paketboten vergewaltigen ein zwölfjähriges Mädchen in Bad Kreuznach im Lieferwagen. Die Täter sind keine Deutschen, sie stammen auch nicht aus Deutschland. Welch epochale Überraschung! Und was ist die Lehre aus dieser Geschichte? Nicht nur normalste Dorfstraßen oder Plätze von Kleinstädten, Weihnachtsmärkte, Parks, ganze Stadtviertel werden im Land des Einzelfalls zu Minenfeldern, zu Sicherheitsrisiken der Gewalt, die Gewalt wird in Buntland portofrei vor die Haustüre geliefert? Und was macht die Politik, also die vorherrschende politische und gewählte Ideologie, die zwar Gewalttäter importiert, aber die Gewalt verbieten will? Sie wird demnächst vielleicht die Paketboten oder deren Lieferwägen verbieten. Ja. Tatsächlich. Das ist doch die Fortsetzung jener Agenda, die gewalttätige Menschen zwar in großem Stil einbürgert und ins Land holt, um sich dann zu wundern oder die Verwunderung zu heucheln, dass die Gewaltstatistiken regelrecht explodieren, immer mehr Menschen in Unsicherheit zittern. Der blauäugigen, bunten Theorie folgend, wird ja auch das Messer verboten, weil asoziale Gestalten das Messer als Mordwaffe verwenden. Es sollten auch LKWs in Deutschland verboten werden, weil man damit nicht nur Waren transportieren kann, sondern auch Terroranschläge verüben kann. Man sollte auch Autos verbieten, weil sich mit diesem einfachen PKW ein feiner Amoklauf inszenieren lässt.

			Also man verbietet alles, man überwacht alles, man raubt den Menschen die Freiheit, weil eine neue Sicherheit notwendig geworden ist. Warum man aber die potenziellen Gewalttäter nicht verbietet, also von der Gesellschaft nicht fernhält, ist ein großes Rätsel. Nehmen wir den Fall des zwölfjährigen Mädchens. Warum lässt man zwei potenzielle Gewalttäter nach Deutschland? Warum ist der Zuzugswunsch zweier potenzieller Gewalttäter vor der deutschen Politik und dem deutschen Rechtsstaat höher einzuschätzen als die Sicherheit eines zwölfjährigen Mädchens? Warum haben zwei Kriminelle mehr Rechte als ein junges Mädchen, das seine Zukunft nach diesem seelischen Mord bereits hinter sich hat? Warum kümmert Herrn Scholz und Frau Faeser samt der Justiz das Europäische Menschenrecht auf illegalen Zuzug mehr als die körperliche Unversehrtheit eines jungen Mädchens? Wenn man nämlich größtenteils gewalttätig sozialisierte Menschen nicht ins Land lässt, würde man Gewaltakte reduzieren. Aber das wäre dann rassistisch. Also ist man in Zukunft eher gegenüber Messern, Autos, LKWs und Lieferwägen skeptisch. Die kann man ja verbieten. Das nennt sich übrigens Symptombekämpfung. Wer nur die Symptome bekämpft, aber die Ursache für das Sterben des Körpers außer Acht lässt, darf sich über den Friedhof nicht wundern.

			18. april 2024

			Warum ist Deutschland in aller Herren Länder, vor allem bei deren Abkömmlingen so beliebt? Das Image des Deutschen war ja durchaus durchwachsen. Und da rede ich nicht von den deutschen Familien, die im Adriahotel frühmorgens um 6 Uhr alle Strandliegen besetzen. Was löst die tägliche Sogwirkung aus, die Menschen dazu veranlasst, über Kontinente und Tausende Kilometer hinweg nach Europa, direkt nur nach Deutschland zu wandern? Was ist das Geheimnis der deutschen Asylindustrie? Bürgergeld.

			Bürgergeld lautet die Zauberformel, mit der die deutsche Regierung, wie von unsichtbarer Hand geleitet, Hunderttausende Menschen, ach was sag ich, Millionen Menschen dazu veranlasst, ihre ursprüngliche Heimat, ihre Familien, ihre Freunde, ihre Loyalitäten hinter sich zu lassen, um ins gelobte Land zu kommen. Pro Jahr kostet das deutsche Bürgergeld dem deutschen Steuerzahler 43,8 Milliarden Euro. Das sind knapp 10 Prozent des gesamten deutschen Bundeshaushaltes. Und wer bekommt dieses heißersehnte, wildumkämpfte Bürgergeld? 5,3 Prozent der Deutschen beispielsweise. Klingt recht wenig, ist es auch. Nur 5,3 Prozent der Deutschen sind auf das Bürgergeld angewiesen. Aber jetzt wird es interessant: 65,6 Prozent aller in Deutschland aufhältigen Ukrainer erhalten das Bürgergeld. Zahlen das Selenskyj und seine Oligarchen zurück? Damit gehen sich zumindest ein paar Tankrechnungen für den Bentley-SUV unserer lieben ukrainischen Feriengäste aus. 55,1 Prozent aller Syrer in Deutschland erhalten das Bürgergeld. 47,1 Prozent aller Afghanen erhalten das Bürgergeld. 41,7 Prozent aller Iraker erhalten das Bürgergeld. Und immerhin noch 16,2 Prozent aller Türken fühlen sich in der steuergeldfinanzierten Sozialwatte des armen deutschen Michel pudelwohl. Aber warum heißt diese Sozialleistung Bürgergeld? Es sollte doch eher Syrergeld oder Irakergeld oder Afghanengeld heißen. Es ist ein Lockmittel, das Deutschland gezielt einsetzt, um das Armenhaus der Welt zu werden. Es sollte doch Asylgeld heißen oder steuergeldfinanzierte Umzugsprämie.

			Die Deutschen hingegen empfangen es ja größtenteils nicht, sie zahlen nur dafür. Mit 50 Prozent ihres Einkommens, mit Steuern und Abgaben, mit ihrer Leistung. Also ist das Bürgergeld eher eine Umverteilung. Von den Leistungsträgern zu den sogenannten Facharbeitern. Dabei habe ich ja gedacht, dass die Facharbeiterschwemme der Ampelregierung einen entscheidenden Beitrag zu Deutschlands Wirtschaft leistet. Wieder einmal falsch gedacht. Mit Blick auf Berlin muss man halt immer vom Schlechtesten ausgehen und liegt dennoch nicht daneben.

			2. mai 2024

			Gellende „Allahu Akbar“-Rufe schallen durch Hamburg. Das Kalifat wird gefordert, wird im Frühjahr 2024 im Scheinrechtsstaat Deutschland unter den Augen der Behörden ungehindert und ungestraft ausgerufen. Damit wird die Einführung der Scharia, die Implementierung des Gottesstaates, die Abschaffung der Demokratie, das Verbot der Frauenrechte, die Verhüllungspflicht für Frauen, die Mädchenbeschneidung und die allseits beliebten Freitagssteinigungen gefordert. Inmitten des Jahres 2024, unter den Augen der Ampel, des Verfassungsschutzes, der Polizei. Die politischen Eliten schweigen, tun so, als hätten sie damit nichts zu tun.

			Das Kalifat, in Hamburg. Da sollte man schon dazu sagen, was Kalifat bedeutet. Wer braucht schon im 21. Jahrhundert Frauenrechte à la Schwarzer, wenn man Frauen verhüllen, ihnen Führerschein und das Wahlrecht entziehen kann? Wer braucht schon in Deutschland Demokratie, wenn die sogenannten demokratischen Instanzen die Zerstörer der Demokratie massenweise ins Land importieren. Wer braucht Homosexuellenrechte, wenn die neuen, von der Politik bestellten Glückskinder gleichgeschlechtlich Liebende lieber am Baukran hängen sehen? Wie fühlt sich eigentlich so ein woker, bunter, gutmenschlicher, linker und toleranter Aktivist, wenn die von ihm unterstützte Regierung die eigenen Schlächter ins Land holt. Wie passt das zusammen, wenn man einerseits die offene, liberale Gesellschaft fordert und andererseits die Sprengmeister eben dieser mit Sozialleistungen ins Land bittet, sie hofiert, sie gewähren lässt?

			Ach, man ist offenbar in Deutschland so tolerant, dass man nach der rechten auch die linke Backe hinhält. Aus lauter Toleranz toleriert man jene, die Toleranz bekriegen. Aus lauter Solidarität mit allen Armenhäusern der Welt ist man mit den Mördern unserer Zivilisation solidarisch. Aus lauter Gut ist man zu jenen gut, die es beileibe mit uns nicht gut meinen. Wie bestellt, so geliefert. Wie von deutschen Multikulturalisten seit 2015 vielmehr ins Land geliefert, so nun als Schläfer der islamistischen Ideologie inmitten der restlichen taubstummen Schlafschafe erwacht. Und die Überraschung ist wieder einmal groß. Ja, woher kommen denn diese Extremisten, fragt sich das Volk. Ja, wie können denn die lieben, kleinen und unterwürfigen Glückskinder sich nur so radikal gegen unsere Gesellschaft stemmen, fragen sich die größten Idioten in der Politik. Ja, wie können denn die lieben, kleinen, unterwürfigen Glückskinder nur so schlimme Sätze von sich geben? Und der Traum vom europäischen Islam, also der verniedlichenden Form einer zutiefst invasiven Religion, ist zunichtegemacht. Dabei dachten sich die Eliten, man könnte den schlafenden Riesen zähmen, man könnte mit Zivilisation, offener Gesellschaft, Sozialleistung die Nachwuchsmullahs erziehen. War wohl auch nichts, ist danebengegangen. Klassisch.

			Und was macht man nun mit jenen? Nichts. Denn die Regierung und der Verfassungsschutz sehen ja den größten Feind der Demokratie und der Grundordnung in demokratischen Mitbewerbern. Das passiert halt, wenn man aus ideologischen Gründen auf allen Augen blind, nein in Wahrheit fanatisch ist. Fanatisch dumm, fanatisch blind, fanatisch hasserfüllt gegenüber den Falschen.

			2. mai 2024

			Familien haben ein Recht auf Zusammenführung. Und zwar in ihrem Herkunftsland. Es muss auch eine Residenzpflicht geben, und zwar im Herkunftsland.

			
					
					 Österreich ist auf Basis der Dublin-I- und Dublin-II-Beschlüsse der Europäischen Union zu keiner Aufnahme von Asylwerbern, die aus EU-Ländern nach Österreich kommen, verpflichtet. Und dennoch lässt die Bundesregierung 60.000 transkontinentale Flüchtlinge aus anderen EU-Ländern in unser Land.

				

					
					 Asyl ist temporärer Schutz ausschließlich für jene, die verfolgt werden. Asyl ist weder die Grundlage für einen Sozialtourismus noch für eine Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt.

				

					
					 Asyl ist nur auf Zeit zu gewähren. Wenn die militärischen Konflikte im Herkunftsland beendet sind, sind Asylwerber und Asylberechtigte ohne Ausnahme zurückzuführen.

					
				

			

			Aus diesen drei Gründen ist eine Familienzusammenführung in Österreich weder gesetzlich geboten noch vernünftig. Der Trick mit der Familienzusammenführung dient ausschließlich dazu, vollendete Tatsachen zu schaffen und Asylwerbern einen dauernden Aufenthalt in Österreich zu ermöglichen. Es ist eine Mogelpackung.

			3. juni 2024

			Für wen starb Rouven, für wen ließ er sein Leben?

			Für Deutschland, dessen politische Führung ihn verriet und ins Messer laufen ließ? Für einen Dienstherrn, der ihn und seine 330.000 Polizeikollegen am Altar einer Ideologie verkauft? Er, der tapfere Ordnungshüter. Starb er für eine Regierung, die Recht und Ordnung durch gelebte Praxis untergräbt? Für eine ehemalige Kanzlerin, die den Mörder nach Deutschland ließ? Für einen Kanzler, der den Mörder gewähren ließ? Für eine Verfassung, deren Schützer ihn nicht beschützten, weil sie den Täter nicht beobachteten? Für eine Innenministerin, der das dreckige parteipolitische Geschäft wichtiger ist als die Sicherheit der Polizei und der Deutschen? Für das deutsche Volk, das bei jeder Gelegenheit auf die Straße geht, aber angesichts des Todes von Rouven vornehm schweigt? Für die Zivilgesellschaft, die vordergründig Buntheit fordert, aber das Ergebnis der vorgehaltenen Transparente das eintönige Schwarz der Trauer ist? Für wen starb Rouven, für wen ließ er sein Leben?

			Seine Familie trauert, seine Freunde trauern, seine Kollegen trauern. Für sie ist eine Welt zusammengebrochen, untergegangen. Kein Tag wird so sein, wie zuvor. Dieser sinnlose Tod wird Verwandte und Freunde ein Leben lang begleiten. Sein Tod wird missbraucht, von den Verantwortungsträgern. Von den Heuchlern und ihren vorgefertigten Beileidskundgebungen, die nach wenigen Tagen Schall und Rauch sind. Heute ist die Bestürzung groß, aber morgen lässt man einen anderen Täter ins Land. Heute will man Law & Order und morgen huldigt man der linken politischen Agenda. Heute sind alle betroffen und morgen fordern sie offene Grenzen.

			26. juni 2024

			Heute, am 26. Juni, vor drei Jahren wurde dem 13-jährigen Mädchen Leonie das Leben geraubt, eine Tochter wurde ihrer Familie entrissen. Sie wurde betäubt, man hat sich an ihr vergangen, sie umgebracht und wie einen Müllsack an der Straße inmitten von Wien abgelegt. Ihre Familie trauert nach wie vor um sie, Leonie. Denn so hieß sie, so heißt sie! Sie hatte einen Namen, sie hatte ein Gesicht. Der Innenminister hieß damals Karl Nehammer. Er sagt wenige Tage nach dem Mord: „So eine abscheuliche Tat macht jeden fassungslos. Es wird weder einen Abschiebestopp geben noch ein Abweichen von unserer konsequenten Linie im Kampf gegen illegale Migration.“ Er hat auch ein Gesicht, er kann sich aber nicht in den Spiegel schauen. Denn was ist in diesen drei Jahren passiert? Was ist in den Wochen, Monaten und Jahren passiert, als alle Parteien in Österreich unter dem gespielten Schock ob des Todes von Leonie Besserung gelobten? Richtig: Nichts! Gar nichts!

			Jedes Jahr kommen 60.000 bis 100.000 ins Land, darunter auch viele potentiell künftige Täter. In Freibädern werden junge Mädchen sexuell belästigt. Die Orte der Erfrischung und Erholung sind zu Minenfeldern migrationspolitischer Experimente verkommen. Mädchen werden sexuell belästigt, Badegäste tätlich angegriffen. Im Frühjahr sind drei Frauen in Wien-Brigittenau Opfer dieser fortgesetzten Lügen der Politik geworden. Auch sie sind sinnlose Opfer dieses politischen Experiments, wo Österreichs Bevölkerung nur mehr die leidenden Labormäuse darstellt. Im Herbst 2023 wurde in Salzburg eine Frau das Opfer einer Vergewaltigung durch zwei Glückskinder dieser Toleranzpolitik. Im Herbst 2022 wurde in Linz eine 18-jährige Opfer einer Vergewaltigung. Vor wenigen Tagen wurden in Traiskirchen Mädchen sexuell missbraucht und vor wenigen Monaten wurde ein zwölfjähriges Mädchen von 17 Tätern missbraucht. Diese Liste lässt sich nicht nur Stunden, sondern Tage fortsetzen. In ganz Europa, in Österreich und Deutschland, verzeichnet man täglich die Opfer dieser Politik. War es vor wenigen Wochen Rouven ist es nun Philippos in Deutschland. Am 25. Jänner 2023 mussten Ann-Marie und Danny ihr Leben lassen. Eine blutige Schneise zieht sich seit 2015 durch den Kontinent. Vor wenigen Tagen wurde eine 15-jährige das Opfer eines Ehrenmordes, ihre Leiche wurde am Rheinufer gefunden. In Gera quälten Jugendliche einen 14-Jährigen, die Videos der bestialischen Tat wurden verschickt. Mireille aus Flensburg, Leonie aus Wien, Maria aus Freiburg, Keira aus Berlin, Susanna aus Mainz, Julia aus Viersen, Soopika aus Ahaus, Ann Marie und Danny, Rouven, Philippos, Gerhard aus Köln. All die Morde, die Vergewaltigung, die Straftaten, die Messermorde, die Überfälle strafen die Politik Lügen. Denn sie passieren immer wieder. Die Opfer geraten für die Öffentlichkeit in Vergessenheit, die bestialischen Taten stumpfen eine Gesellschaft ab.

			Ist es das wert? Sind diese Menschenleben jener Wert, den wir als Gesellschaft zu zahlen haben, um bunt, um gut, um tolerant zu sein? Sind diese Opfer und deren Geschichten, ist die Trauer der Familien es wert, dass sich die Politik, dass sich die Regierung in den Sack lügt, uns belügt? Ist das der Wert, den eine Gesellschaft zu dulden hat, weil einerseits Politiker in ihrem Job, uns zu schützen, gänzlich versagen und andere ihr Werk der Unterwanderung rücksichtslos und folgenlos fortsetzen? Ist es Rassismus, sein eigenes Leben zu schützen, die offene Gesellschaft zu schützen? Ist es der Sinn und Zweck dieser Übung, dass wir unsere eigene Freiheit einschränken zugunsten einer neuen Sicherheit, die niemand gebraucht hat? Jeder kann es für sich selbst beantworten. Und jeder hat eine Stimme, sich dagegen aufzulehnen. Mutig für Freiheit, für Sicherheit und Leben einzustehen. Heute für Leonie, die vor drei Jahren ihr Leben ließ und ihr ganzes Leben vor sich gehabt hätte.

			27. juni 2024

			Sie kann nichts, sie ist nichts. Ihr Lebenslauf ist gefälscht, ihre Qualifikation unterirdisch. Ihr Ruf ist blamabel, ihr Wirken chaotisch. Ihr Stottern legendär, ihre Sprache jenseitig. Deutschlands außenpolitisches Sprachrohr, Stotteranni, der Schreck aller weltweiten Hauptstädte, steht doch als menschgewordenes Synonym für das Scheitern einer demokratisch längst nicht mehr legitimierten Regierung in Berlin. Was sie aber kann, ist nun eindeutig. Man kann sie als den politischen Kopf des verlängerten Arms der Schleppermafia bezeichnen. Man kann ihr die politische Verantwortung dafür geben, dass ihre eigenen Beamten deutsche Einreisevisa wissentlich in gefälschte Reisedokumente illegaler Afghanen ausstellen. Man kann sie daher als Schutzmantelmadonna des Schlepperwesens bezeichnen. Man kann ihr die Verantwortung dafür geben, dass mit staatlich gefälschten Reisedokumenten U-Boote in hunderttausendfacher Ausfertigung in die Europäische Union ungehindert einsickern, Asylmissbrauch betreiben, die Sozialsysteme ausnützen. Und man kann mit Fug und Recht behaupten, dass die größte Schlepperorganisation nicht in Libyen oder Tunesien, sondern in Berlin sitzt. Und dass Deutschlands Steuerzahler die Handlanger des Schlepperwesens mit ihrem Steueraufkommen zahlen. Und man kann behaupten, dass Deutschlands Außenministerin im Verdacht steht, durch Duldung und illegaler Bestätigung gefälschter Dokumente eine Hauptschuld daran hat, dass vorbestrafte Gewalttäter nach Deutschland kamen und hier wiederum straffällig gegen deutsche Bürger wurden. Und jetzt stellt sich die Gretchenfrage? Wusste die Stotterantin an der Spitze des Außenministeriums davon? War der Rechtsbruch gar politisch gewollt? Folgte die Außenministerin ihrer Schwester im Geiste Rukola Rakete? Oder war es nur ein Versehen auf unterer Ebene und das Bauernopfer der ideologisch verseuchten Migrationspolitik wird in Bälde der Öffentlichkeit, dem erregten Boulevard und dem Gericht präsentiert? Gibt es eine Ministerverantwortung oder macht in dem Flohzirkus unter Zirkusdirektorin Annalena Baerbock ohnedies jeder, was er will? Oder sind die feministischen Toilettenprojekte in Nigeria vordringlicher als die Einhaltung der deutschen Grundordnung, die Bekämpfung von staatlich angeordnetem Betrug und geduldeter Korruption?

			Wenn Deutschland tausendfach illegal Visa ausstellt, sollte man schleunigst darüber nachdenken, die Grenzbalken ZU Deutschland umgehend zu schließen. Denn Deutschland ist seit 2015 das Einfallstor für den Asyltourismus Europas. Und wie wir nun sehen: Staatlich gewollt.

			9. august 2024

			Wer nur mit Sozialleistungen lockt, wird nur Sozialfälle erhalten. Wer 4.800 Euro an Asylfamilien netto monatlich in Aussicht stellt, braucht sich nicht zu wundern, wenn er damit die Ärmsten der Armen aus aller Herren Länder anlockt, bloß dem Staatsziel dabei nicht dient. Und wer Asylfamilien am Ende mehr steuergeldfinanzierte Sozialleistung auszahlt, als ein österreichischer Leistungsträger trotz Vollarbeit niemals verdienen kann, vergeht sich am gesellschaftlichen Zusammenhalt des Landes und am solidarisch finanzierten Staatshaushalt. Das Wiener Susi-Sorglos-Urlaubspaket für Zuwanderer aus Entwicklungsländern und die Beharrlichkeit, mit der die Wiener SPÖ dies verteidigt, zeigt, dass es den heutigen Sozialdemokraten weniger um soziale Sicherheit für alle, sondern eher um die gezielte Unterwanderung unserer Gesellschaft mit Abkömmlingen aus Entwicklungsländern geht. Lassen wir einen letzten echten Sozialdemokraten sprechen: Helmut Schmidt, deutscher Altkanzler, sagte einst: „Ich würde eine Einwanderung aus primitiven Entwicklungsländern nicht empfehlen.“ Eine Ohrfeige für Ludwig, Hacker und die SPÖ.

			9. august 2024

			„Die pauschale Nennung von Nationalitäten verspricht nur vermeintlich Transparenz. Erkenntnisse aus der Kriminalitätsforschung zeigen, dass Herkunft oder Nationalität allein keine Straftaten erklären.“ Mit diesen Worten will die Antidiskriminierungsbeauftragte der deutschen Hampel-Ampel die Nennung der Herkunft von Kriminellen verbieten, das wahre Ausmaß des politischen Zuwanderungsverbrechens zensieren. Man könne keinen Zusammenhang zwischen Herkunft und Straftat ableiten. Nun gut, Frau Ataman.

			Im Jahr 2023 wurden 126.470 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung erfasst. Im Jahr 2014 waren es noch 46.793. Im Jahr 2013 wurden 7.501 Menschen Opfer einer Vergewaltigung. Im Jahr 2023 sind es bereits 12.297. Im Jahr 2023 wurden in Deutschland rund 8.950 Messerangriffe im Bereich gefährliche und schwere Körperverletzung registriert. 2013 waren es noch 2.512. Haben sich die blond- und blauäugigen Deutschen seit 2015 so radikalisiert, dass sie eine Horde von Vergewaltigern, Messerstechern und Mördern wurden? Haben sich die typischen, Lederhose tragenden Machetenwerfer im Bayerischen Wald wirklich in den letzten neun Jahren verdreifacht?

			Dann gehen wir es einmal durch: Haben Sie schon einmal von einem gebürtigen Norweger Kenntnis erlangt, der seine minderjährige Tochter in Berlin zwangsbeschneiden lässt oder sie zwangsverheiratet? Kennen Sie den typischen Dänen, der mit einem LKW gegen Weihnachtsmärkte donnert und zig Menschen dahinmetzelt? Wann haben Sie das letzte Mal vom Österreicher gelesen, der in Mannheim wahllos auf Menschen einsticht? Haben Sie Kenntnis von Schweden-Clans, die Berlins Bezirke in Geiselhaft halten? Tut weh, Frau Ataman, gell? Dass man vor lauter giftiger Toleranz die Realität nicht mehr erkennt, nein, noch mehr, die Realität tilgen, die Nennung dieser unter Strafe stellen will. Was sagt das deutsche Bundeskriminalamt noch von Ihrer Zensurforderung? Lag der Anteil der ausländischen Straftatverdächtigen in Deutschland im Jahr 2013 bei 25,7 Prozent, sind es 2023 41,1 Prozent.

			Na, Frau Ataman! Ist Ihr ideeller Verbindungsfaden in das Herkunftsland Ihrer Eltern und die Solidarität zu diesem Volk so stark, dass Sie vor lauter multikultureller Romantik die traurige Wahrheit in Ihrem Lebensort Deutschland nicht sehen wollen? Zahlen lügen nicht, Zahlen sind nicht rassistisch. Zahlen sind nicht verfälschend, Zahlen haben keine Ideologie. Vielleicht orientiert sich Deutschland mehr an den Zahlen als an den bunten Lügen, die nur ins Verderben führen.

			17. august 2024

			Pack die Badehose ein, nimm Dein kleines Brüderlein … Bemerkenswertes spielt sich wie jeden Sommer an unseren Flughäfen und Grenzen ab. Das Wunder Tourismus. Noch verwunderlicher, ja skurril ist es jedoch, dass jene, die vor Gewalt, Tod, Terror und Krieg zu uns Tausende Kilometer gewandert sind, hier laut und deutlich und ebenso dramatisch „Asyl“ schrien, in Todesangst im Sozialsystem verweilen, wie alle anderen die Urlaubssaison nutzen, um ausgerechnet in jenen Ländern Ruhe und Entspannung zu finden, von denen aus sie geflüchtet sind. Also Afghanistan, Tschetschenien, Syrien, Libyen und all die schönen Herkunftsländer unserer ungebetenen Glückskinder sind offenbar gefährlich genug, um nicht dort leben zu müssen, aber sicher genug, um den Urlaub dort zu verbringen. Fahren Sie nach Kabul, die Badehose ist schon dort. Paradox. Und das dazugehörige Urlaubsgeld für die Reisebüros, die diesen Asyltourismus ungestraft organisieren, kommt aus der steuergeldfinanzierten Mindestsicherung oder aus dem Bürgergeld. Also nicht nur, dass wir unter dem Jahr das arbeitslose Einkommen auf der faulen Haut finanzieren. Nein, unsere Behörden schauen auch noch zu, wie ausgerechnet jene armen Hascher aus dem sicheren Europa für die Dauer einiger Wochen ausreisen, um in den vermeintlichen Kriegsgebieten die erholsame Sommerfrische zu begehen. Dafür gehen Sie, sehr geehrte Damen und Herren, jeden Tag zu Arbeit. Schwitzen sich bei 33 Grad die Seele aus dem Leib, zahlen 50 Prozent Steuern und Abgaben und sind, ja, der nützliche Idiot dieses Reisewunders. Gibt es Konsequenzen? Nein, denn der Obrigkeit ist es vollkommen egal. Solange Sie als Esel der Nation diesen Wahnsinn finanzieren, keiner das Maul aufreißt, kann man tun und machen, was man will. Man kann auch ungeniert dieses gesamte Asylwesen ad absurdum führen. Weil es eh schon wurscht ist.

			24. august 2024

			„Man will es gar nicht wahrhaben, was man hier am Tatort sieht“, sagt Nordrhein-Westfalens Innenminister mit Blick auf die Tragödie von Solingen. Man will es gar nicht glauben, dass Stück für Stück ganz Deutschland zu einem Tatort wird, sagen Millionen von verzweifelten Deutschen angesichts der Toten, der Schwerverletzten. Deutschland ist wieder gezwungen zu trauern. Menschen beklagen ihre Toten, begreifen das Unbegreifliche nicht. In Krankenhäusern ringen Festbesucher um ihr Leben. Aus dem Fest der Vielfalt wurde die Einfalt des Terrors. Und es zeigt sich wieder die Fratze des Todes, der Gewalt. Brutal hat die hochgehaltene, bunte Realität wieder zugeschlagen. Heute wird getrauert. Politiker zeigen ihre betroffenen Gesichter, bemühen ihre Ungläubigkeit angesichts des unglaublichen Blutbades. An die Vielfalt wird appelliert, an den Zusammenhalt, an die Stärke der geeinten Gesellschaft. Das sind die immer wiederkehrenden Schwüre gescheiterter Verantwortungsträger, die ihre Verantwortung missbrauchen und aus ihren Fehlern keinerlei Konsequenzen ziehen, das Volk schutzlos ihrer eigenen Politik opfern.

			Kann man von Zusammenhalt sprechen, wenn eine mit Vehemenz betriebene politische Agenda Verletzte, Tote, Vergewaltigte, Abgestochene, Enthauptete, Ausgeraubte, in Angst Lebende als bedauernswerten Kollateralschaden ihrer Politik sieht? Kann man von Vielfalt sprechen, wenn eine Minderheit – politisch und medial mächtig – die Mehrheit der Gewalt ausliefert? Kann man von Stärke sprechen, wenn politische Verantwortliche die körperliche Unversehrtheit von Festbesuchern nicht garantieren können? Die Toten werden nicht einmal begraben sein, beginnt die Placebo-Diskussion um das Messerverbot. Sollen wir nun die Messer verbieten, weil eine Horde von intoleranten, unintegrierbaren und asozialen Geschöpfen diesen Alltagsgegenstand dazu missbraucht, Gewalt und Tod zu verbreiten? Sollen wir auch die Freiheit verbieten, wenn die Glückskinder aller Herren Länder mit dieser Freiheit eben nicht umgehen können, sondern eher auf Gewalt und Terror setzen?

			Stück für Stück schaffen wir unser friedfertiges, säkulares, gesellschaftlich offenes, liberales Lebensmodell ab, weil es jenen ein Dorn im Auge ist, die von der Politik seit Jahren im großen Stil importiert werden. Der Täter von Solingen führte das Messer. Dass er überhaupt nach Solingen kam, ist das Versagen der Verantwortungsträger. Und auch an ihren Händen klebt das Blut der Opfer.

			25. august 2024

			Schwarzgekleidete Politiker, betretene und betroffene Gesichter. Geheuchelte Anteilnahme. Das ist das immer wiederkehrende Bild, das sich dem Bürger kurz nach den „Einzelfällen“ unserer Tage bietet. Nicht die Opfer, ihr Schmerz oder Leid, der sinnlose Tod oder die trauernden wie geschockten Angehörigen in Solingen sind Inhalt der großen Reden. Und schon gar nicht hört man, wie Verantwortungsträger den nächsten Einzelfall in Zukunft verhindern, das unschuldige Volk beschützen wollen, sondern den Pawlow'schen Appell, theatralisch vorgetragen, gegen die Spaltung der Gesellschaft wie dargeboten. Das Volk darf sterben, aber sich um Gottes Willen nicht spalten lassen. Die Toten scheinen egal, die Verletzten vergessen, um die Geschockten kümmert sich niemand, es geht ausschließlich um die politische Botschaft, die dreckige parteipolitische Botschaft, die Ideologie. Empathielose Menschen stehen an den von ihnen mitverursachten Orten des Grauens, haben keinerlei Integrität mehr, ziehen keinerlei Konsequenzen, sondern stellen ihre Empathielosigkeit unter Beweis. Regierungspolitiker, Innenministerinnen, Ministerpräsidenten – sie alle weisen jegliche Schuld von sich, die eigene Haut retten sie, die verletzliche Haut der Bürger ist ihnen egal. Verantwortungsträger bemühen sich mehr um das eigene, unverletzliche und geschützte Ansehen als um die Sicherheit, die körperliche Unversehrtheit, den Schutz und die Unverletzlichkeit der Menschen.

			Und man sieht: Das immer wiederkehrende Perpetuum mobile des Terrors dreht sich wieder.

			
				
						
						Tag 1:

					
						
						Der Anschlag passiert, das Chaos bricht aus.

					
				

				
						
						Tag 2:

					
						
						Geheuchelte Anteilnahme jener Politiker, die das Volk vor der Gefahr nie schützten.

					
				

				
						
						Tag 3:

					
						
						Appell an die Einheit der Gesellschaft, der Kampf gegen Rechts muss fortgesetzt werden.

					
				

				
						
						Tag 4:

					
						
						Kritik an den Kritikern des Terrors wird verstärkt, Maßnahmen gegen den Terror werden angekündigt.

					
				

				
						
						Tag 5:

					
						
						Der Terroranschlag ist vergessen, man geht zur Tagesordnung über.

					
				

				
						
						Tag 6:

					
						
						Keinerlei Maßnahmen werden gesetzt, man spekuliert mit der Vergesslichkeit des Volkes.

					
				

				
						
						Tag 7:

					
						
						Man wartet auf den nächsten Einzelfall, die Beileidtweets sind längst vorgeschrieben.

					
				

			


			Die wahre Spaltung der Gesellschaft geht von Politikern aus, die gegen den Willen des Volkes ihre Agenda vorantreiben, den Keil in die Gesellschaft treiben, die Unsicherheit fördern, die Gewalt de facto als lässliche Sünde ihres eigenen, demokratisch längst nicht mehr legitimierten Treibens sehen.

			19. september 2024

			Rechtsdurchsetzung im Jahr 2024 in einem ehemaligen Rechtsstaat am Beispiel der Abschiebung negativ beschiedener Glückskinder und Asyltouristen gefällig? Dann gehen wir doch in die bunte, gleichsam verrückte Anarchie Deutschland. Die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen hat folgende Weisung erteilt: „Wenn sich der Betroffene (also der zu Abschiebende) weigert, in das Flugzeug zu steigen, bzw. auf eine andere Art versucht, sich der Abschiebung zu widersetzen, kann dieser auf freien Fuß gesetzt werden.“ Spannende Rechtsauffassung in einem Land, das sich von jeder demokratischen Gesetzmäßigkeit nunmehr Lichtjahre entfernt hat. Und dieser Rechtsauffassung folgend kann man ableiten: Wenn sich ein Bankräuber weigert, festgenommen zu werden, kann man ihn auf freien Fuß belassen. Wenn sich ein Steuerbetrüger weigert, die Steuern zu zahlen, kann man sie ihm erlassen. Aber was will man von einem Freilichtmuseum der gängigsten psychischen Erkrankungen anderes erwarten? Eigentlich nichts.

			Deutschland 2024. Ein Land, in dem eine Asylwerberfamilie 300 Mal straffällig werden kann und dennoch das fette Bürgergeld kassiert. Ein Land, in dem demokratische Parteien verboten werden sollen, weil sich der Bürger demokratisch von den etablierten Parteien entledigen will. Ein Land, in dem ein Mann als verkleidete Frau im Bundestag sitzt und über die Frauenquoten das dicke Bundestagsgehalt kassieren kann. Ein Land, das seine eigene Automobilindustrie zerstört und sich dann wundert, dass die Arbeitsplätze flöten gehen. Ein Land, in dem Brücken einstürzen, Straßen kaputt sind, Betriebe pleitegehen, das Handynetz nicht funktioniert, die Post zu spät kommt, der Zug niemals fährt. Deutschland ist am Ende, wirtschaftlich, sozial, gesellschaftspolitisch, sicherheitspolitisch, weltpolitisch. Das nennt sich Lachnummer. Und da wundert sich wer, dass die Menschen den etablierten Parteien in Scharen davonlaufen und die AfD wählen. Der Warnschuss in Sachsen und Thüringen war unüberhörbar. Nun geht's in Brandenburg zur Sache. Und auch hier gilt: Keine Kompromisse, keine trojanischen Pferde! Nur eine Stimme für die AfD kann in Deutschland die Wende schaffen.

			20. oktober 2024

			Man muss den Asylwerbern die Geldleistung streichen, tönt es aus der FDP. Man muss im Asylwesen die Notbremse ziehen, tönt es aus der CDU. Man muss den Asylwerbern die Sozialleistungen kürzen, tönt es aus der CSU. Man braucht eine Obergrenze, schallt es einem von den Scheinkonservativen entgegen. Man müsse das Asylwesen reformieren, sagt Olaf Scholz. Haltet den Dieb, ruft das diebische Establishment sich selbst zu, um das Versagen der eigenen Politik vor den Wählern zu kaschieren. Und mit Blick auf den kollektiven Absturz in Thüringen, in Brandenburg, in Sachsen und mit Blick auf die Umfragen und das Erstarken der AfD geht ihnen der Hintern auf Grundeis.

			Nein, nicht die Opfer von Solingen veranlassten sie zu Betriebsamkeit und Vernunft, nicht Rouven aus Mannheim mahnte sie zu konkreten Taten, nicht die vielen Einzelfälle, die in den unzähligen Gräbern Deutschlands liegen, zwangen sie zur Besserung. Es ist die Angst vor dem Machtverlust. Es ist die Angst, die Kontrolle über das Volk zu verlieren. Das Volk ist ihnen egal, es zählt die hohle Phrase als Beruhigungspille. Denn ein Blick auf die deutsche Regierungsbank zeigt, dass alle Schwüre nur Schall und Rauch sind. Ja, der deutsche Steuerzahler wird zur Kasse gebeten, um das internationale Schlepperwesen zu finanzieren. Wieder wurden Millionen Euro von der stotternden Stimme Deutschlands in der Welt, Annalena Baerbock, an die sogenannte Seenothilfe im Mittelmeer ausgegeben. Und diese sogenannten Seenotretter sind, ob sie es wollen oder nicht, Teil des Schlepperwesens und sorgen dafür, dass der Nachschub an Glückskindern der Merkel'schen Karawane nie versiegt. Die Schlepper können sich darauf verlassen, dass ihnen die heiße Fracht am offenen Meer übernommen wird. Und Deutschland zahlt jährlich dafür, dass diese ungebetenen Gäste nicht auf den Herkunftskontinent rückverfrachtet werden, sondern direkt in Italien landen, wo sie dann in die Sozialsysteme Europas eindringen. In Berlin sitzt also eine Bundesregierung, die diese Flüchtlingsströme mit dem Steuergeld der Deutschen steuert. Also kann man getrost feststellen, dass es sich bei der Bundesregierung um eine staatliche Schlepperorganisation handelt, jene Politiker, die Obergrenzen und harte Kante fordern, einmal mehr der glatten Lüge überführt sind.

			17. november 2024

			Ein 56-jähriger Bürger wurde in Esslingen umgebracht. Von einem Mörder, der keinen Platz in Deutschland gehabt hätte. Er musste sein Leben lassen, weil deutsche Politiker die Grenzzäune abgebaut und dafür Brandmauern gegen politische Mitbewerber aufgebaut haben. Er musste sein Leben lassen, weil der Verfassungsschutz gegen Parteien missbraucht wird, aber die unschuldigen Bürger nicht ausreichend schützt. Er musste sein Leben lassen, weil sich die Polizei mit Regierungskritikern beschäftigen muss, aber die potenziellen Opfer vor Gewalttaten nicht mehr bewahren kann. Er musste sein Leben lassen, weil die Justiz die Mörder und Vergewaltiger pardoniert, aber dafür Mitbürger wegen Meinungsdelikten verfolgt. Er musste sein Leben lassen, weil die politische Korrektheit für andere in Deutschland wichtiger als das Recht auf körperliche Unversehrtheit für die Eigenen ist. Er musste sein Leben lassen, weil das Recht auf Schutz für andere wichtiger als das Recht auf Leben für Eigene ist. Eltern betrauern ihren 28-jährigen Sohn, der als Polizist sein Leben lassen musste, weil Politikern das Leben von Tätern wichtiger als von Opfern ist. Frauen müssen in Deutschland ihr Leben lassen, weil der Schutz des weiblichen Geschlechts viel weniger wert als die Etablierung 72 neuer Geschlechter ist.

			Viele Menschen verlieren in Deutschland ihren Arbeitsplatz, weil ein Wirtschaftskrieg gegen Russland wichtiger als die eigenen Unternehmen im Lande ist. Alte Frauen müssen in deutschen Großstädten in Mistkübeln nach Essbaren kramen, weil die Milliarden Euro Steuergeld für Kiew wichtiger als die soziale Versorgung aller Deutschen sind. Ein 64-Jähriger musste eine Hausdurchsuchung in den frühen Morgenstunden erleben, weil der Hass auf Kritiker durch gescheiterte Politiker größer als die Achtung vor dem eigenen Grundgesetz ist. Tausende Bürger knicken vor ungerechtfertigten Strafen ein, weil fertige Politiker die Justiz missbrauchen und die Verfassung ungehindert mit Füßen treten. Deutsche Autobauer gehen pleite, weil den Politikern die Klimaneurose einiger weniger hysterischer Zeitgeister wichtiger ist als der soziale Frieden im Land.

			Was läuft falsch in Deutschland? Liegt es vielleicht daran, dass deutschen Politikern von CDU, CSU, Grünen, SPD und FDP die eigene Macht wichtiger als das Wohlergehen des eigenen Volkes ist? Liegt es vielleicht daran, dass der Hass auf die eigene Nation größer als die Liebe zu den Mitmenschen ist? Liegt es vielleicht daran, dass der Egoismus abhängiger Egoisten auf Regierungs- und Parlamentsbänken größer als die anerzogene Empathie ist? Liegt es vielleicht daran, dass den deutschen Heuchlern und Lügnern ohnedies alles egal ist? Auch die Demokratie, wenn es um das eigene Wohlergehen geht. Eine deutsche Bestandsaufnahme aus November 2024.

			12. dezember 2024

			Das österreichische Innenministerium verkündet, die syrischen Asylwerber, deren Fluchtgrund durch die Flucht Assads nach Moskau erloschen ist, abzuschieben. Klingt gut, stimmt aber wie so oft nicht. Man müsse bedacht vorgehen, man müsse zuerst prüfen. Abschiebungen sollten erst dann erfolgen, „wenn es nach dieser verworrenen Zeit möglich ist“. Übersetzt: Es wird viel angekündigt und nichts umgesetzt. Aber viel heiße Luft verlässt das rhetorische Gedärm, also das leere Hirn, der Regierenden. Beruhigungsblähungen für ein Volk, das Milliarden Euro in ein Asylsystem zahlt, das die eigene Regierung nicht ernst nimmt, dieses heilige Recht auf Asyl pervertiert. Asyl ist Schutz auf Zeit. Nein, Asyl begründet kein Recht auf Sozialleistung, auf dauerhaften Aufenthalt oder Staatsbürgerschaft. Asyl hat auch nichts mit wirtschaftlich notwendiger Zuwanderung zu tun. 87.000 Syrer, hauptsächlich männlich, haben in Österreich den Asylstatus zuerkannt bekommen. Gleich eine Million Syrer hat Deutschland aufgenommen. Ein Hauptteil dieser Asylberechtigten begründete ihre Flucht aus Angst vor dem Regime Assads.

			Dieses ist nun Geschichte, vorbei. Daher ist der Asylgrund erloschen und die Rückkehr anzutreten. Nicht aus Freiwilligkeit heraus. Denn die Umsetzung von geltendem Gesetz ist weder für Regierende noch für Staatsbürger oder Asylberechtigte eine Frage der Freiwilligkeit, sondern eine Frage der Pflicht. Einer Pflicht, die jeder Mensch gegenüber jener Gesellschaft zu leisten hat, die ihn dauerhaft oder eben nur temporär trägt. Daher braucht es keine Überprüfung, keine Beruhigungspillen, keine leeren Ankündigungen, sondern die konsequente Umsetzung geltender Gesetze und ihres Geistes. Und der Geist des Asylgesetzes ist kein Daueraufenthalt, sondern Schutz auf Zeit. Also haben Europas Regierungen nur einen klaren Auftrag: Die Asylverfahren sind zu stoppen, Abschiebe- und Ausreisebescheide auszustellen, Sozialleistungen zu streichen und jene in ihre Heimat organisiert und geordnet zurückzubringen, die dort für den Wiederaufbau zu sorgen haben. Das wäre der einzig nennenswerte und zugleich wirkungsvolle Beitrag, den Europa zur Entwicklungszusammenarbeit zu leisten hätte. Aber wer folgt schon der Vernunft und Logik?

			28. dezember 2024

			Vor drei Wochen floh Assad aus Syrien nach Moskau. Vor drei Wochen hat das neue Regime alle syrischen Flüchtlinge, also Millionen von Landsleuten, die in Europa den zweitgrößten syrischen Staat nach Syrien selbst etablierten, aufgefordert, nach Hause zurückzukehren. Vor drei Wochen haben Europas politische Sprechpuppen, Heuchler und Lügner ihren ganzen Mut zusammengenommen und von sich selbst gefordert, diese Syrer nach dem Wegfall des Asylgrunds umgehend abzuschieben. Und jetzt zur Preisfrage: Wie viele Syrer hat Deutschland oder Österreich seitdem abgeschoben? Richtig! Keinen Einzigen.

			All die heroischen Reden, all die Versprechen, die Schwüre, die rhetorischen Machtdemonstrationen – alles Schall und Rauch wie die Weihnachtskerzen am Baum. Alles gelogen, alle betrogen. Mit einem einzigen Ziel: Mit der Vergesslichkeit jenes Volkes zu rechnen, das in Europa Milliarden an Euro in den Schlund des politisch gewollten Asyltourismus wirft. Denn nach drei Wochen kann sich doch kaum mehr ein Mensch in unseren Breiten noch an Assad erinnern oder die Tatsache, dass in Deutschland eine Million und in Österreich hunderttausend Syrer ausgerechnet vor dem Geflohenen geflohen sind und nun in ihre Heimat, die sie sinnigerweise mit dem Bürgergeld oder der Mindestsicherung ausgestattet in den Sommerferien jährlich ohnedies besuchten, zurückkehren könnten.

			Nein, Herr Scholz, Herr Nehammer rechnet mit der Vergesslichkeit des Volkes. Sie halten uns wohl tatsächlich für die Dümmsten auf dem Planten. Drei Wochen und weder die deutschen noch die österreichischen Behörden waren in der Lage, einen einzigen Ausreisebescheid auszustellen. Ein weiteres Lehrbeispiel, wie Regierungen das eigene Volk belügen und betrügen und dann überrascht die Hände über dem hohlen Kopf zusammenschlagen, weil sie reihenweise abgewählt werden.

			29. dezember 2024

			Es ist nach wie vor unvorstellbar, wie der Terroranschlag von Magdeburg überhaupt möglich war. Wird doch Deutschlands Gesellschaft und Rechtsstaat so tapfer mit Verboten geschützt und diese für alle sichtbar zur Beruhigung einer gescheiterten politischen Elite ausgeschildert. Es gab doch kaum einen Weihnachtsmarkt im Deutschland des 21. Jahrhunderts, wo nicht mann- und tugendhaft eine Papptafel mit Verboten gegen das Böse der Welt in Stellung gebracht wurde. Frankfurt verbietet von Montag bis Sonntag, von 21:00 bis 5:00 Uhr früh Pistolen, Messer, Schlagstöcke und abgebrochene Flaschen auf Weihnachtsmärkten. Im Umkehrschluss dieses Verbotes scheinen von 5:01 bis 20:59 Uhr alle diese segensbringenden Waffen der Invasoren erlaubt zu sein. Aber warum konnte der Terroranschlag von Magdeburg passieren?

			Manche meinen nicht zu Unrecht, dass die Stadtverwaltung von Magdeburg doch glatt ein Leihwagenverbot auf Weihnachtsmärkten vergaß? Und ein solches hätte ja nach der allgemein gültigen Theorie der deutschen Idioten auf der Regierungsbank den Terror von Magdeburg glatt verhindert. Wie auch bereits seit der Tragödie vom Breitscheidplatz in Berlin ein allgemeines LKW-Verbot erlassen hätte werden sollen. Und es wird nicht lange dauern, werden wir erkennen, dass man auch mit Leasing-PKWs einen Anschlag verüben kann und folglich diese zu verbieten sind. Verbrecher halten sich ja bekanntlich besonders gesetzestreu an diese Verbote. Nancy Faeser, eine intellektuell Nackte, also eine geistige FKK-Anhängerin, ist ja der Meinung, dass man mit einem Messerverbot das tägliche Metzgerwerk des Einzelfalls verhindert. Und Olaf Scholz wie auch seine scheinkonservativen Freunde in der CDU werden sich sicher in der Forderung ergehen, dass man eine allgemeines BMW-Verbot für Weihnachtsmärkte umsetzen sollte.

			Komisch, dass jeder nur die Instrumente der bösen Tat, aber nicht die Ursachen verbieten will. Eigenartig, dass man sich gegen Messer, Pistolen und Co. mit aller Härte des Gesetzes auseinandersetzen will, aber jenen, die diese Waffen gegen die Gesellschaft führen, kein Härchen krümmen will. Das nennt sich im Übrigen Symptombekämpfung. Die Ursache lässt man aus. Und wundert sich, dass diese Ursache des Krebsgeschwürs an der deutschen Gesellschaft auch in Zukunft wuchern wird.

			30. dezember 2024

			Die CDU/CSU fordert die Abschiebung krimineller Asylwerber nur, wenn sie zweimal straffällig wurden. Denn in der Not ist jede Ausrede gut. Zur besseren Einordnung. Es ist die CDU/CSU unter Angela Merkel gewesen, die seit 2015 den Asyltourismus nach Deutschland zur Staatsdoktrin erklärt hat. Es ist der CSU-Ministerpräsident von Bayern, der Angela Merkel für ihren Verdienst um die Unterwanderung Deutschlands den bayrischen Verdienstorden an die hängende Brust steckte. Und es sind CDU und CSU geführte Bundesländer in Deutschland, die nicht einmal drei Prozent der negativ beschiedenen Asylwerber tatsächlich abschieben lassen.

			Aber nun zur Forderung: Wer zweimal straffällig wird, sollte abgeschoben werden? Herr Merz, Herr Söder? Warum zweimal. Reicht eine Straftat, ein Mord, eine Vergewaltigung, ein Drogendeal, ein Betrug, ein Terroranschlag nicht aus? Jeder hätte einen Warnschuss frei, meint der CDU-Generalsekretär. Einen Warnschuss? Welch eigenartige Sprache in Hinblick auf Tausende Fälle des Einzelfalls jährlich. Welch widerwärtige, ja menschenverachtende Wortwahl in Hinblick darauf, dass die Mutter von Andre, die Angehörigen von Rouven, die Eltern von Ann-Marie, die Verwandten von Danny, die Freunde von Philippos, die Bekannte von Mia, Tausende Menschen in Deutschland wegen der bisherigen CDU-CSU-Politik trauern müssen. Dieser Forderung folgend, hätte der Terrorist von Magdeburg einen zweiten Anschlag, der Attentäter aus Mannheim ein zweites Polizistenleben, der Messerstecher von Solingen noch einmal vier unschuldige Menschen frei. Nach dieser Theorie folgend, darf man einen Vergewaltiger nach Verbüßung seiner Strafe nicht abschieben, sondern resozialisiert ihn in Vorbereitung auf die zweite Vergewaltigung.

			Liebe CDU/CSU! Es ist schon klar, dass in Hinblick auf die Bundestagswahl geistiges Land unter in der Parteizentrale der Lügner und Heuchler gilt. Aber es sind Sie, die sogenannten Scheinkonservativen, die vor den Wahlen rechts blinken und nach der Wahl wahlweise mit Grünen oder Roten links abbiegen. Und es war die CDU/CSU, die in Deutschland und Europa mit der bisher gepflogenen „Wir schaffen das“-Politik Tausende Menschenleben am Gewissen hat. Aber wer braucht schon Gewissen, wenn man wahlkämpfen kann.

		

		
			2025

			16. jänner 2025

			Taleb A., der Terrorist von Magdeburg. Sechs tote Menschen, zig Schwerverletzte und für ihr Leben Gezeichnete sind das traurige Ergebnis seines Terrors. Taleb A. hat das Leben von Menschen ausgelöscht, er hat Bürger Deutschlands für Ihr Leben traumatisiert. Viele kämpfen nach wie vor um ihr Leben und viele werden die Bilder dieses Ausbruchs des fanatischen Bösen niemals aus ihrem Kopf bekommen. Viele leben nun in einer Zeit vor Magdeburg und nach Magdeburg. Taleb A. ist ein Verbrecher, ein verabscheuungswürdiger Terrorist. Aber Taleb A. hatte Helfer. Sie laufen frei herum, sie haben keine Strafe zu befürchten. Dabei tragen sie Mitschuld. Ja, Taleb A. fuhr den Wagen in die Menschenmenge von Magdeburg. Aber er hatte Mittäter. In den Behörden, in der Politik, in der Polizei, im Verfassungsschutz, im Innenministerium, in der Regierung. Über hundert Mal ist Taleb A. den Behörden aufgefallen, ohne dass diese reagiert oder gar agiert hätten. Taleb A. hat gegenüber dem deutschen Innenministerium angekündigt, Deutsche umbringen zu wollen. Taleb A. war dem Innenministerium, der Polizei, dem Verfassungsschutz bekannt.

			Ein alter römischer Rechtsgrundsatz lautet: Schweigen heißt Zustimmung. Diesem folgend haben deutsche Behörden, deutsche Politiker, die einen Eid auf den Schutz des deutschen Volkes abgelegt haben, schlicht geschlafen, schlicht geschwiegen, schlicht gewähren lassen. Taleb A. wird vor Gericht gestellt, die Mittäter schweigen weiter, schlafen weiter, lassen schlicht gewähren. Der deutsche Verfassungsschutz jagt politische Mitbewerber, statt Terroristen auszuheben. Die deutsche Innenministerin zensiert Machtkritik, anstatt für Recht und Ordnung, den Schutz des unschuldigen Volkes zu sorgen. Die deutsche Justiz urteilt über Kritiker der Regierung wegen Beleidigung und schafft es nicht, Mörder dingfest zu machen. Und jetzt wird es perfide. Kritik an diesem Staatsversagen, an diesem Supergau wird als staatsdelegitimierend angesehen, führt zu Ermittlungen. Die Ermittlungsbehörden ermitteln nicht potentielle Gewalttäter, sie verfolgen die Kritiker an der Gewalttat. Die Häuser unschuldiger Bürger werden durchsucht, weil sich Minister oder Ministerpräsidenten gekränkt fühlen. Die Häuser der amtsbekannten Terroristen bleiben unbehelligt. Was läuft in diesem Staat falsch? In einem Staat, wo das Leben einzelner vieler weniger Wert hat als der Schutz der Macht einiger weniger.

			22. jänner 2025

			Herr Söder!

			Zwei Tote. Ein Kleinkind mit zwei Jahren, ein tapferer Held, der das Kind schützen wollte mit 41 Jahren. Der Tatort Bayern, Aschaffenburg. Obwohl Sie keine Gelegenheit auslassen, die sicheren Grenzen Bayerns zu beschwören, Ihre Law-&-Order-Politik anpreisen, die Obergrenzen fordern, die Abschiebung aller Kriminellen garantieren, ist der Täter am 19. November 2022 unter Ihren Augen in Bayern eingereist. Unter Ihren Augen hat er von Ihren Behörden Anfang 2023 einen Asylbescheid erhalten, obwohl geltendes Europäisches Recht, wie Dublin I und Dublin II, Sie dazu nicht verpflichtet hätte. Drei Mal wurde dieses von Ihnen und Ihren Behörden pardonierte Glückskind straffällig. Er erfuhr im Gegensatz zu vielen in Ihrem Land keine Konsequenz. Ihr Amtsgericht stellte dem Gefährder eine Betreuung zur Seite. Streichelkurse? Häkelkurse gegen Aggression? Flaschendrehen gegen Messerfetischismus? Abgeschoben wurde er nie. Niemals, obwohl Sie es immer ankündigen, haben Ihre Behörden die Konsequenz aus diesen Strafen gezogen.

			Heute hat er sich bei Ihnen und Ihrem gescheiterten Innenminister und CSU-Amigo Hermann bedankt. Dafür, dass auf Ihre Reden keine Taten folgen. Dafür, dass Sie zwar laut schreien, aber nicht für Sicherheit sorgen. Dafür, dass Sie Wahlkampf in den Bierzelten betreiben, aber Schutz und Sicherheit fürs Volk nicht mehr garantieren können. Dafür, dass Sie Hopfenköniginnen krönen, aber der Schutz der Frau Ihnen gänzlich egal ist. Dafür, dass Sie von Kitas reden, aber Kinder nicht mehr nach Hause kommen. Ihre Amtsgerichte werden jährlich mit Tausenden Anzeigen aus Ihrem politischen Apparat gelähmt, missbraucht. Ihre Polizei wird am Gängelband Ihrer Partei gegen politische Mitbewerber in Stellung gebracht. Der Sicherheitsapparat Bayerns dient Ihnen im Wahlkampf, zensiert Kritiker, verfolgt politische Gegner.

			Herr Söder, wie fühlt es sich an, wenn man das Blut eines zweijährigen Kindes an den Händen hat? Glauben Sie in alter verlogener christlich-sozialer Tradition wirklich, dass Sie ein Vater Unser und eine Beichte von Ihrer politischen Schuld befreit? Glauben Sie wirklich, dass man mit Döner-Rezepten aus der Serie „Söder isst“ wirklich ein Menschenleben beschützt? Glauben Sie wirklich, dass man mit Christbaumkugeln und dem Konterfei eines aus dem Leim geratenen Politikers wirklich für Recht und Ordnung sorgt? Herr Söder, heute sind zwei Menschen in der nackten Realität Ihrer Luftblasen angekommen. Sie sind nicht mehr unter uns. Und den Opfern hilft auch keine Anteilnahme. Den zukünftigen Opfern hilft nur, wenn Sie sich endlich schleichen. Wenn Sie endlich gehen. Und wenn es Menschen in Bayern in der Politik gibt, denen das Leben der Mitbürger mehr wert ist als der eigene Stolz.

			29. jänner 2025

			Der Deutsche Bundestag beschließt einen Migrationsstopp. Am Abend werden eben die Faulen fleißig oder auch: der CDU und CSU rennen nach 10 Jahren „Wir schaffen das“ Angela Merkels die Wähler in Scharen davon. Das ist die schlichte Wahrheit. Glauben Sie wirklich, dass Friedrich Merz oder Obergrenzen-Markus nur irgendwas am sicheren Leben der Deutschen liegt? Glauben Sie wirklich, dass in den Köpfen und Hirnen der scheinkonservativen Technokraten so etwas wie Mitgefühl für das Leid der Einzelfall-Opfer besteht? Glauben Sie nicht, ich auch nicht.

			Denn sonst hätte man ja nach dem Mord an Rouven aus Mannheim was tun können. Sonst hätte man ja nach Mia aus Kandel eine Maßnahme setzen können. Sonst hätte man ja nach dem Verbrechen an Ann-Marie und Danny strenger werden können. Oder nach dem Mord an Philippos den Bundestag in Gang setzen können. Oder nach Solingen oder nach Magdeburg. Das interessierte die Scheinkonservativen nicht. Aber jetzt, vier Wochen vor der deutschen Bundestagswahl, da muss man Betriebsamkeit heucheln, Anteilnahmen an den Tag legen, Leadership zeigen. Wäre da nicht die Realität der Heuchler und Lügner. 25.000 Abzuschiebende werden im schwarzen Bayern nicht abgeschoben, man sieht weg, man vertuscht. Seit Jahren werden sie nicht außer Landes gebracht. Sie dürfen bleiben, denn die Behörden von Obergrenzen-Markus schauen weg. Wozu braucht man einen Migrationsstopp, wenn die Migrationsstopper selbst nicht in der Lage oder willens sind, den Wahnsinn der Vergangenheit rückgängig zu machen. Ein Entschließungsantrag wurde beschlossen.

			Wissen Sie, welche Bedeutung solch ein Antrag hat? Nein? Er hat ungefähr dieselbe Wertigkeit wie diese Rolle Klopapier. Denn nach der Wahl ist wieder alles anders. Da haben Merz und Söder darauf vergessen, die Willensbekundung in konkrete Gesetze zu gießen. Oder sie opfern diese Entschließung für eine Koalition mit den Multikulturalisten von Rot und Grün. Heiße Luft, weitere Lügen, weitere Heuchelei. Nur um sich über die vier Wochen zu retten. Bis das nächste Kind auf der Straße liegt. Geopfert diesen Lügen und der Agenda Angela Merkels.

			1. februar 2025

			Da hockt die Alte, legt die blutige Raute des Grauens in den Schoß, zeigt keinerlei Selbstreflexion und quakt wie Waldorf und Stattler von der bequemen Loge des steuergeldfinanzierten Ehrensoldes in die Arena. Merz habe die Union sehenden Auges der AfD ausgeliefert. Das sagt so viel über das verquerte Demokratieverständnis dieser einsamen und verhärmten Frau, die Deutschland regieren wollte und doch nur zerstörte und nun die Hoheit über das historische Versagen selbst verklären will. Es sagt so viel über ihr Verständnis von Parlamentarismus, den sie scheinmoralisierend in einen guten und einen schlechten Parlamentarismus, in eine gute und schlechte Demokratie, in gute und schlechte Wähler teilen will. Es sagt so viel über ihren Zugang zu demokratischen Wahlen, die sie im Cäsarenwahn ihrer letzten Tage rückgängig machen wollte und tat.

			Mag sein, dass sie es am Beginn ihrer Karriere gut meinte, von hehren Zielen und Idealismus getragen war. Aber am Ende war sie verblendet, umgab sich in ihrem Berliner Bunker mit Ja-Sagern und Claqueuren, mit willfährigen Befehlsempfängern, schwachen Handlangern. Es war doch Merkel, die als Kommunistin der alten Schule jene chaotische Migrationspolitik in Deutschland implementierte, die Gesellschaft implodieren ließ und deren Tonnen von Leichen schweres Erbe Deutschland und Europa seit 10 Jahren belastet.

			Es war Merkel, die in einem Anfall von historisch bedingtem schlechtem Gewissen Deutschland zum Armenhaus der Welt machte. Es ist doch Angela Merkel, an deren Hand das Blut von Ann-Marie, Danny, Philippos, Yannis, Mia, Maria, Peter, Rouven, den Opfern des Breitscheidplatzes, den Opfern von Solingen, den Opfern von Magdeburg klebt. Es ist doch Merkel, die ihr eigenes Volk einer moralischen Selbstüberhöhung ungeniert opferte. Es ist doch Merkel, die ihren eigenen Eid brach, das deutsche Volk und das Grundgesetz zu schützen. Denn sie rief die Anarchie aus. An ihrem Erbe leiden Deutschland und Europa. Wäre sie doch einfach stumm geblieben, hätte sie doch einfach das Maul gehalten. Manchmal ist eben Reden Silber und Schweigen Gold. Vor allem, wenn man so viel Dreck am Stecken hat.

			15. februar 2025

			Ein 14-jähriger Kärntner kommt heute nicht mehr nach Hause. Er starb auf offener Straße in Villach in Kärnten. Er einzigartig, für seine Familie und Freunde das größte Geschenk, seine Zukunft vor sich, ist nun nur ein weiterer Name in einer Liste der Schande geworden. In einer Liste von unschuldigen Menschen, denen man die Zukunft raubte, weil man ihnen Schutz und Sicherheit vorgaukelte, aber sie gnadenlos und schamlos den Schlächtern auslieferte, sie nicht schützte, sie nicht bewahrte, ihr Recht auf körperliche Unversehrtheit der grenzenlosen, gutmenschlichen Toleranz opferte. Noch viel mehr, die Mörder regelrecht einlädt, ihre Gewalttätigkeit und Aggression gegen unsere Gesellschaft als vernachlässigbare Begleiterscheinung einer politischen Ideologie abtut. Ein zweijähriges Mädchen hat heute seinen Kampf in München verloren, es starb. Ebenso seine Mutter. Diese Familie wurde regelrecht ausgelöscht, sind weitere Opfer des Terrors geworden.

			Was eint die Opfer alle? Während man anderen grenzenlosen Humanismus und Verständnis entgegenbringt, raubt man sie jenen, die sich in der Sicherheit eines zerfallenden Rechtsstaates wiegen. Die Opfer eint Unschuld, geraubte Zukunft und trauernde Angehörige. Die Gesellschaft eint Wut. Auf den Täter. Auf jene, die die Täter einluden. Auf jene, die von den Tätern in ihrem Wahn keinerlei Integration verlangten. Auf jene, die uns am Silbertablett zu jeder Stunde und an jedem Ort dem Wahnsinn ausliefern. Wut auf jene, die Recht und Ordnung, Sicherheit rhetorisch heucheln, aber dafür nicht sorgen. Weil sie nicht wollen. Wut auf einen bayrischen Ministerpräsidenten, dessen Politik binnen weniger Wochen zwei Kleinkinder, zwei Erwachsene auf dem Gewissen des Gewissenlosen hat. Wut auf einen österreichischen Innenminister, dem die Posten für die eigenen Parteigänger wichtiger erscheinen als eine konsequente Sicherheits- und Asylpolitik. Wut auf ein gescheitertes politisches System, deren Vertreter heute Abend auf Bällen und Skihütten mit Familien und Freunden feiern und von den Lebensumständen ihrer Staatsbürger in ihrer Abgehobenheit keinerlei Ahnung mehr haben.

			Ein 14-jähriger Kärntner wurde heute seinen Lieben geraubt, ein zweijähriges Kind und dessen Mutter deren Angehörigen. Das politische Establishment feiert weiter, auf einer Titanic des Freiheits- und Sicherheitsraubes, geschützt durch Meinungszensur, Demokratieverachtung und Autokratie.

			29. märz 2025

			Am 31. August vor 10 Jahren sprach Angela Merkel, die blutige Raute des Grauens, in Berlin „Wir schaffen das“. In moralischer Selbstüberhöhung einer zur ewigen Widergutmachung verpflichteten deutschen Kanzlerin zwang sie im Alleingang dem deutschen Volk, dem gesamten europäischen Kontinent die anarchistische Rechtslosigkeit auf, die Außerkraftsetzung geltender Gesetze, die Aufhebung der Grenzen. Und was folgte, war millionenfacher illegaler, unkontrollierter Grenzübertritt, europäische Länder, deren Sozialsystem den Armen aller Herren Länder geopfert wurde.

			Heute, 10 Jahre später, ist klar: Wir haben nichts geschafft, wir uns abgeschafft. Und in diesen 10 Jahren wurden viele, zu viele Mitbürger am Altar der gutmenschlichen Toleranz als Kollateralschaden einer Agenda, die gegenüber Intoleranten tolerant ist, die Unintegrierbares integrieren will, geopfert. Vor 10 Jahren wurde jeder, der den zügellosen Asyltourismus kritisierte, als Rechtsextremer, als Rassist diffamiert. Die Wahrheit ist eine Tochter der Zeit. Und heute, 10 Jahre später, stellt man fest: Man muss an jedem Ort und zu jeder Zeit damit rechnen, in seinem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit verletzt zu werden. Villach, Wien, Berlin, Magdeburg, Aschaffenburg, Paris, Nizza, Solingen, Mannheim, Ulm, München – egal ob in großen Metropolen oder kleinen ländlichen Gemeinden, der sogenannte tausendfache „Einzelfall“ kann einen überall treffen. Und mit Blick auf die Kriminalitätsstatistiken und den Belag in den Justizvollzugsanstalten kann man rein objektiv feststellen, dass zwischen der überbordenden Zuwanderung und dem Anstieg der Kriminalität ein klarer, kausaler Zusammenhang besteht. Und nun stellt sich die Gretchenfrage: Weiter wie bisher und als Kollateralschaden Alex, Yannis, Rouven oder endlich eine Schubumkehr in der Migrationsfrage samt Abschiebungen und dichten wie kontrollierten Grenzen? An dieser Weggabelung stehen wir, wie so oft in den letzten Jahren.

			Was macht die „Wir schaffen das“-Union von Angela 2.0 Friedrich Merz? Im Wahlkampf schwadronierte sie von Recht und Ordnung, nach der Wahl straft sie die eigenen Forderungen der Lüge. In den Bierzelten versprechen sie Sicherheit, in der Realität stehen sie an den Gräbern ihrer Opfer. Die ukrainische Grenze wollen sie schützen, versenken Zigmilliarden Euro, die eigenen Grenzen bleiben ungeschützt. Und so warten wir auf den nächsten Einzelfall, auf die immer wiederkehrende Bekundung der Besserung, lassen uns von den nächsten Lügen einlullen. Bis wir halt irgendwann selbst dran sind. Das Aufwachen wird dramatisch.

			april 2025

			Liebe Angehörige der Opfer von Mannheim, Aschaffenburg, Magdeburg, Solingen, München und der vielen anderen Orte des deutschen Terrors, des deutschen Einzelfalls, des Erbes von Angela Merkel! Sie fragen sich seit Monaten, wie es passieren konnte. Wie es passieren konnte, dass man Ihnen das Liebste raubte, Ihren Angehörigen das Leben raubte, Ihre Seele vernichtete. Wie es in einem scheinbar demokratischen, scheinbar noch europäischen Rechtsstaat des 21. Jahrhunderts passieren konnte, dass man das Leben Ihres Kindes, Ihres Sohnes, Ihrer Tochter, Ihres Vaters, Ihrer Mutter, Ihres Freundes, Ihres Mitschülers, Ihres Bekannten nicht schützen konnte? Warum Rouven sterben musste, warum Sie am Grab von Yanniz stehen mussten?

			Sie müssen das verstehen. Jene, die von der Gesellschaft auserkoren wurden, die Gesellschaft zu schützen, hatten Besseres zu tun. Hunderte Beamte des deutschen Verfassungsschutzes, der Exekutive konnten schlichtweg nicht für Recht und Ordnung, Freiheit und Sicherheit sorgen. Sie hatten Besseres zu tun, sie hatten schlicht keine Zeit und keinen Auftrag. Sie mussten derweil ein 1.000-seitiges Gutachten schreiben, sich über Monate aus den Fingern saugen, lügen, sich verschwören. Sie verbrachten ihren ganzen Tag leider nicht damit, die Feinde des Staates zu jagen, Ihre Angehörigen zu schützen, Terror zu verhindern, Leib und Leben zu sichern. Sie mussten mit dem Kugelschreiber politische Mitbewerber jagen. Das tut mir leid. Für Sie, für Deutschland. Der Verfassungsschutz schütze eben nicht die Verfassung, nicht Ihre Angehörigen, nicht die Bürger, nicht das Gesetz, sondern nur das in Zersetzung begriffene, gescheiterte, erfolglose politische System. Jenes System von Gescheiterten, das sich als Staat definiert und jede Kritik an diesen politischen Hinterbanklemuren als staatsdelegitimierend qualifiziert.

			Sie müssen verstehen, dass das politische Überleben von Frau Faeser, von Herrn Söder, von Herrn Merz und Herrn Scholz, die Wahlen, die Funktionen, die Gage, der Dienstwagen eben wichtiger waren als das Leben Ihres Lieben. Man kann eben nicht zwei Herren gleichzeitig dienen, steht schon in der von den Deutschen abgelehnten Bibel. Die Verfassungsschützer entschlossen sich dazu, eine politische Kaste zu schützen, nicht Rouven, nicht Ann-Marie, nicht Danny, nicht Yanniz, nicht Mia, nicht Maria, nicht Philippos. Da ist für das gemeine Volk keine Zeit, kein Platz. Außerdem, was sind schon ein paar Tote, wenn das hohe Ziel, die vermeintliche Demokratie vorgeblich zu schützen, wichtiger ist? Der Paragraph ist eben wichtiger als das Leben des Menschen. Die Ideologie ist eben wichtiger als Ihre konkreten Lebensumstände. Dreckige Parteipolitik ist eben wichtiger, als dass Sie Ihre Lieben wieder in die Arme schließen können. Das müssen Sie schon verstehen. So wie dem politischen System in Deutschland die politische Agenda eben wichtiger ist als das Leben der eigenen Mitbürger. Ein Staat, der nicht für Recht und Ordnung, für Gerechtigkeit, Schutz und Sicherheit sorgt, ist eine Räuberbande. Ein Staat, der eigene Gesetze pervertiert, die Demokratie aushöhlt, die Verfassung schändet, ist eine Tyrannenrepublik. Und so lebt es sich eben unter Räubern und Tyrannen. Schutzlos ausgeliefert, blutig und am Ende tot.
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